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1. Uebersicht Ober die Verhandlungen - Resume des deliberations 

'1114/99.011 ns "Ja zu Europa!". Volksinitiative 
Botschaft vom 27. Januar 1999 zur Volksinitiative "Ja zu 
Europa!• (BBI 1999 3830) 
NR/SR Aussenpolitische Kommission 
1. Bundesbeschluss über Beitrittsverhandlungen der 
Schweiz mit der Europäischen Union 
07.06.2000 Nationalrat. Beschluss abweichend vom 
Entwurf des Bundesrates. 
14.06.2000 Ständerat. Die Beratungen werden 
unterbrochen. 
15.06.2000 Ständerat. Nichteintreten. 
20.09.2000 Nationalrat. Festhalten. 
28.09.2000 Ständerat. Nichteintreten. Damit wird die 
Vorlage von der Geschäftsliste gestrichen. 
2. Bundesbeschluss über die Volksinitiative "Ja zu 
Europa!• 
07.06.2000 Nationalrat. Beschluss nach Entwurf des 
Bundesrates. 
14.06.2000 Ständerat. Die Beratungen werden 
unterbrochen. 
15.06.2000 Ständerat. Zustimmung. 
23.06.2000 Natlonalrat. Der Bundesbeschluss wird in der 
Schlussabstimmung angenommen. 
23.06.2000 Ständerat. Der Bundesbeschluss wird in der 
Schlussabstimmung angenommen. 
Bundesblatt 2000 3540 

,4199.011 ne "Oui ä l'Europel". Initiative populaire 
Message du 27 janvier 1999 relatif a !'initiative 
populaire•Oul a !'Europa!" (FF 1999 3494) 
CN/CE Commission de pO/itique exterieure 
1. Arreta fadaral relatif a des nagociations an vue de 
l'adhasion de la Suisse a l'Union europaenne 
07.06.2000 Conseil national. Dacision modiflant le projet 
du Conseil fadaral. 
14.06.2000 Conseil des Etats. Las dellberations sont 
interrompues. 
15.06.2000 Conseil des Etats. Le conseil n'entre pas en 
matiere. 
20.09.2000 Conseil national. Maintenir. 
28.09.2000 Conseil des Etats. Ne pas entrer an matiere. 
Cette dacision etant definitive, le projet est donc biffe de la 
liste des objets a traiter. 
2. Arr@te federal relatif a !'initiative populaire •oul a 
l'Europel" 
07.06.2000 Conseil national. Dacision conforme au projet 
du Conseil federal. 
14.06.2000 Conseil des Etats. Les dellberatlons sont 
interrompues. 
16.06.2000 Conseil des Etats. Adhesion. 
23.06.2000 Conseil national. L'arrAte est adopta en 
votatlon finale. 
23.06.2000 Consell des Etats. L'arrAte est adopte en 
votation finale. 
Feuille fedarale 2000 3322 
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Legislaturrückblick 1999-2003 

Botschaft vom 27. Januar 1999 zur Volksinitiative "Ja zu Europa!" (BBI 1999 3830) 

Ausgangslage 

Die Volksinitiative verlangt die unverzügliche Aufnahme von Verhandlungen über einen Beitritt der 
Schweiz zur Europäischen Union. Der Bundesrat ist der Ansicht, dass der Entscheid über eine solche 
Aufnahme von Verhandlungen auf Grund der geltenden Kompetenzordnung der Bundesverfassung 
vom Bundesrat zu fällen ist. Er schlägt deshalb als Gegenentwurf zur Volksinitiative einen 
Bundesbeschluss vor, der festhält, dass der Bundesrat Ober den Zeitpunkt der Reaktivierung des 
schweizerischen EU-Beitrittsgesuchs im lichte der Beratungen über den Integrationsbericht, des 
Standes des Genehmigungsverfahrens Ober die Ergebnisse der sektoriellen Verhandlungen sowie auf 
Grund von Konsultationen, insbesondere mit den Kantonen, entscheidet. Daher schlägt der Bundesrat 
dem Parlament vor, die Volksinitiative "Ja zu Europa!" Volk und Ständen zur Verwerfung zu empfehlen 
und seinem Gegenentwurf zuzustimmen. 

Verhandlungen 

Vorlage A 
Bundesbeschluss Ober Beitrittsverhandlungen der Schweiz mit der Europäischen Union 
07.06.2000 NR Beschluss abweichend vom Entwurf des Bundesrates. 
14.06.2000 SR Die Beratungen werden unterbrochen. 
15.06.2000 SR Nichteintreten. 
20.09.2000 NR Festhalten. 
28.09.2000 SR Nichteintreten. Damit wird die Vorlage von der Geschäftsliste gestrichen. 

Vorlage B 
Bundesbeschluss über die Volksinitiative • Ja zu Europa!" 
07.06.2000 NR Beschluss nach Entwurf des Bundesrates. 
14.06.2000 SR Die Beratungen werden unterbrochen. 
15.06.2000 SR Zustimmung. 
23.06.2000 NR Der Bundesbeschluss wird in der Schlussabstimmung angenommen. (94:69) 
23.06.2000 SR Der Bundesbeschluss wird in der Schlussabstimmung angenommen. (33:6) 

Der Nationalrat stimmte mit 113 zu 61 Stimmen für die ablehnende Abstimmungsempfehlung. Heftig 
umstritten war der Gegenentwurf des Bundesrates, ihm standen nicht weniger als sieben 
Konzeptänderungen gegenüber. Die Auswahl reichte von Nichteintreten bis zur Forderung, dass das 
Beitrittsgesuch spätestens Ende Dezember 2001 zu reaktivieren sei. Umstritten war auch, ob ein 
allfälliger Gegenvorschlag dem fakultativen Referendum zu unterstellen sei oder nicht. Die Liberalen 
wollten erwirken, dass das Gesuch so bald als möglich aufgetaut wird, die Fraktion der CVP sah den 
Zeitpunkt gekommen, wenn der Bundesrat auf Grund von Konsultationen mit dem Parlament und den 
Kantonen den Aufbruch für vertretbar hält. Die FDP-Fraktion präsentierte verschiedene Varianten für 
einen Gegenvorschlag. In der Abstimmungskaskade erwies sich der Gegenvorschlag der CVP­
Fraktion als resistent. Im Vergleich zum Vorschlag des Bundesrates sind die Änderungen marginal. 
Der Wunsch der Bundesrates, in voller Freiheit über die Reaktivierung des Beitrittsgesuches 
entscheiden zu können, wird respektiert. Das unterstrich der Nationalrat insofern, als er es ablehnte, 
den Bundesbeschluss dem fakultativen Referendum zu unterstellen. Der Gegenvorschlag wurde mit 
99 zu 84 Stimmen angenommen. Der Beschlussfassung war ein verbales Gefecht mit gegen achtzig 
Wortmeldungen vorausgegangen. Wenn die Debatte eines aufzeigte, dann dies: Die EU-Beitrittsfrage 
sorgt wie keine anderes Thema für Emotionen und Irritationen. In der Reihenfolge der 
Parteienstandpunkte besetzten die Grünen die erste Reihe. Ihre Zustimmung zu nJa zu Europa" war 
uneingeschränkt. Die Sozialdemokraten applaudierten den Initianten zwar auch. Aber ihr Bestreben, 
einem möglichst griffigen Gegenvorschlag zum Durchbruch zu verhelfen und so den Rückzug des 
Volksbegehrens zu ermöglichen, war unübersehbar. Für die Fraktionen der CVP und FDP waren 
Ungeduld oder Hektik falsche Ratgeber; dem Bundesrat sei keine Marschroute vorzuspuren. Der 
Sprecher der Liberalen Fraktion erinnerte daran, dass seine Partei vorangegangen sei und sich schon 
1991 für den EU-Beitritt ausgesprochen habe. Die SVP Fraktion trat geschlossen gegen die Initiative 
und den Gegenvorschlag auf. In seinem Votum erklärt Bundesrat Joseph Deiss, der Bundesrat habe 
sein Position um kein Jota geändert. Er habe in den letzten Jahren nie verschwiegen, dass sein 
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strategisches Ziel der EU-Beitritt sei. Auch nach der Abstimmung zu den Bilateralen Verträgen gebe 
es keinen Grund, diese Position zu ändern. 
Der Ständerat empfahl mit 34 zu 7 Stimmen die Initiative zu Ablehnung und lehnte den 
Gegenvorschlag mit 29 zu 16 Stimmen ab. Kommissionssprecher Bruno Frick (C, SZ) betonte, worum 
es einer Mehrheit der Kommission primär gehe: Um die volle aussenpolitische Handlungsfreiheit von 
Bundesrat und Parlament. Auf einen Indirekten Vorschlag solle verzichtet werden, weil sich das 
Parlament mit ihm auf einen einzige Option festlegen und alle anderen verbauen würde. Maximilian 
Reimann (V, AG) erklärte, er wolle keinesfalls mithelfen, den Initianten eine goldene Br0cke für den 
R0ckzug ihres Begehrens zu bauen. Vreni Spoerry (R, ZH) warnte davor, das Volk durch einen nicht 
dem Referendum unterstellten indirekten Gegenvorschlag zu einer Initiative auszuschalten. Thomas 
Pfisterer (R, AG) erachtete den Gegenvorschlag als rechtlich fragwürdig. Den Gegenvorschlag dem 
Referendum zu unterstellen bedeute ein Systembruch, ein Gegenvorschlag ohne Referendum wäre 
indessen politischer Vertrauensmissbrauch. Jean-Claude Comu (R, FR) vertrat die Auffassung, die 
Initiative komme im falschen Moment, und auch ein Gegenvorschlag mache keinen Sinn. Für einen 
Gegenvorschlag plädierte Anton Cottier (C, FR). Das Ja zu den Bilateralen zeige den Willen des 
Volkes zu Öffnung der Schweiz. Dick Marty (R, Tl) forderte ein Gegenprojekt, um mit einem Volks­
Nein zur unbeholfenen Initiative eine Affront gegenüber der EU zu verhindern. Für die Initiative sprach 
sich Michel Beguelin (S, VD) aus. Die Schweiz sei eines jener Länder, das am stärksten in die EU 
eingebettet sei, werde aber ohne die politische Mitsprache zur wirtschaftlichen Kolonie der Union. Für 
viele sei die Frage eine Beitritts nach der Abstimmung über die bilateralen Abkommen beantwortet, 
sagte Samuel Schmid (V, BE). Es sei schwierig, noch während der Kündigungsfrist der Verträge über 
einen Beitritt zu sprechen. Das Volk sei durch einen Gegenvorschlag nicht gebunden, und das 
Parlament habe sich an der Aussenpolitik zu beteiligen, unterstützte Eugen David (C, SG) den 
Bundesrat. Eine Ablehnung des Gegenvorschlags bedeute, der Rat trage die bundesrätliche Politik 
der letzten acht Jahre nicht mit. Bundesrat Joseph Deiss wehrte sich gegen Vorwürfe aus dem Rat, 
der Bundesrat sei wortbrüchig geworden, verschaukle das Volk und habe nach dem deutlichen Volks­
Ja zu den Bilateralen eine andere Gangart eingeschaltet. Der Bundesrat habe den EU-Beitritt bereits 
1991 zum Ziel erklärt und den Gegenvorschlag der Initianten vor zwei Jahren verabschiedet. Er könne 
nicht einfach den Kopf in den Sand stecken und die Debatte in vier Jahren wieder aufnehmen. Denn 
der Integrationsprozess der EU laufe weiter. 
Die aussenpolitische Kommission des Nationalrates stimmte mit 13 zu 8 Stimmen einem 
Ordnungsantrag zu, der besagt, dass die Kommission erst Mitte August Ober die Differenzbereinigung 
zum Gegenvorschlag weiterdiskutieren wird. Im Plenum wollten die Fraktionen der SVP und FDP die 
Verschiebung rückgängig machen, doch ihr Ordnungsantrag scheiterte mit 97 zu 80 Stimmen. 

Bei der Differenzbereinigung des Gegenvorschlages beschloss der Nationalrat mit 97 zu 83 Stimmen 
festzuhalten. Ohne Gegenvorschlag würde sich die Ratifikation der bilateralen Verträge noch mehr 
verlangsamen, warnte Marc Sutter (R, BE). Es wäre ein Nein zu jeder weiteren Diskussion Ober den 
EU-Beitritt. Ulrich Fischer (R, AG) entgegnete, die Kompetenz für weitere Integrationsschritte liege 
ohnehin beim Bundesrat, weshalb es den Gegenvorschlag nicht brauche. Ulrich SchlOer (V, ZH) 
bekämpfte den Gegenvorschlag mit dem Argument, dass die Linke bereits heute bei der 
,,sozalistischen Internationalen" in Brüssel agitiere. Die SP tue das, was der Bundesrat und andere 
Institutionen Ober ihre Vertretungen schon lange täten, nämlich mit der EU kommunizieren, 
entgegnete Remo Gysin (S, BS). Bundesrat Joseph Deiss erinnerte daran, dass es sich lediglich um 
ein Zeichen nach innen und aussen handle. Ein solches Zeichen könne aber verhindern, dass eine 
allfällige Ablehnung der EU-Initiative in Brüssel falsch verstanden werde. 
Mit der 26 zu 25 Stimmen hielt jedoch der Ständerat an seinem Nein zum Gegenvorschlag fest, womit 
dieser endgültig abgelehnt war. Bruno Frick (C, SZ) betonte im Namen der Kommission, dass alle 
Optionen offen gehalten werden sollen, einen Gegenvorschlag stehe dem jedoch im Wege, weil 
dieser Regierung und Parlament binde. Für Christoffel Brändli (V, GR) beinhaltet der Gegenvorschlag 
lauter Selbstverständlichkeiten, es gehe doch blass darum, eine Volksabstimmung Ober die Europa­
Initiative zu verhindern. Unterstützt wurde der Gegenvorschlag von französischsprachigen 
Ratsmitgliedern. Michel Beguelin (S, VD) warnte, dass sich die Fronten in Sachen EU innerhalb der 
Schweiz immer mehr verhärteten. Anton Cottier (C, FR) sagte, der Gegenvorschlag stärke dem 
Bundesrat den Rücken. Bundesrat Joseph Deiss zeigte sich enttäuscht Ober die Haltung der 
Ständeratsmehrheit. Die Absage sei für ihn allerdings kein grundsätzliches Nein zum Beitrittsziel des 
Bundesrates. 
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Message du 27 janvier 1999 relatif a !'initiative populaire "Oui a l'Europe!" (FF 1999 3494) 

Situation initiale 

L'initiative populaire exige l'ouverture immediate de negociations d'adhesion de la Suisse a l'Union 
europeenne. Le Conseil federal est d'avis que, sur la base de la repartition des competences valable 
selon la Constitution federale, la decision relative a l'ouverture de telles negociations releve de sa 
competence. C'est pourquoi, il propose comme contre-projet a !'Initiative populaire un arrete federal 
precisant que le Conseil federal decidera du moment de la reactivation de la demande suisse 
d'adhesion a la lumiere des debats sur le rapport d'integration, au vu de l'etat de la procedure 
d'approbation des resultats des negociations sectorielles et sur la base de consultations, en particulier 
des cantons. Le Conseil federal propose des lors au Parlament de recommander au peuple et aux 
cantons le rejet de !'initiative populaire «Oui a l'Europe !» et d'accepter son contre-projet. 

Deliberations 

Projet A 
Arrete federal relatif a des negociations en vue de l'adhesion de la Suisse a l'Union europeenne 
07-06-2000 CN Decision modifiant le projet du Conseil federal. 
14-06-2000 CE Les deliberations sont interrompues. 
15-06-2000 CE Le conseil n'entre pas en matiere. 
20-09-2000 CN Maintenir 
28-09.2000 CE Ne pas entrer en matiere. Cette decision etant definitive, le projet est donc biffe de la 
liste des objet a traiter. 
Projet B 
Arrete federal relatif a !'initiative populaire "Oui a l'Europel" 
07-06-2000 CN Decision conforme au projet du Conseil federal. 
14-06-2000 CE Les deliberations sont interrompues. 
15-06-2000 CE Adhesion. 
23-06-2000 CN L'arrete est adopte en votation finale. (94:69) 
23-06-2000 CE L'arrete est adopte en votation finale. (33:6) 

Par 113 voix contre 61, le Conseil national a approuve une recommandation de vote qui propose de 
rejeter !'initiative populaire. Vivement critique, Je contre-projet du Conseil federal s'est vu opposer pas 
moins de sept propositions, allant de la proposition de non-entree en matiere a celle visant a remettre 
sur le tapis la question d'une demande d'adhasion d'ici au 31 decembre 2001 au plus tard. La 
question de savoir si l'eventuel contre-projet devait etre soumis au referendum facultatif a egalement 
ete vivement debattue. Si les liberaux visaient une reouverture du dossier dans las meilleurs delais, le 
groupe democrate-chretien a estime qu'il appartenait au Conseil federal de determiner, sur la base de 
la consultation du Parlament et des cantons, du moment adequat pour aller de l'avant dans ce 
dossier. Le groupe radical a presente pour sa part un ensemble de propositions tres diverses. Une 
serie devotes en cascades ont vu la formule des democrates-chretiens l'emporter, formule qui raste 
proche du contre-projet du Conseil federal en retenant notamment le souhait emis. par ce demier de 
pouvoir decider lul-meme du moment opportun pour reactiver la demande d'adhesion. Le Conseil 
national a montre qu'il se ralliait a ce point de vue en refusant que l'arrete federal relatif a la question 
soit soumis au referendum facultatif. Le contre-projet du Conseil federal l'a finalement remporte par 99 
voix contre 84. Avant le vote, quelque quatre-vingts orateurs s'etaient exprimes sur la question, 
montrant que s'il est un dossier qui echauffe les esprits, c'est celui-ci. Appele a prendre la parole le 
premier, le groupe ecologiste a reaffirme son soutien total a !'initiative « Oui a l'Europe ! ». Le groupe 
socialiste a lui aussi salue !'initiative, mais il est apparu neanmoins qu'il preferait qu'un contre-projet 
serieux soit adopte, et que !'initiative populaire soit retiree. Les groupes democrate-chretien et radical 
ont estime pour leur part qu'il ne serait pas judicieux de precipiter les choses, et qu'il serait faux de 
vouloir indiquer au Conseil federal la marche a suivre. Le porte-parole du groupe liberal a rappele que 
son parti avalt pris les devants en 1991 deja, en se prononyant en faveur d'une adhesion a l'Europe. 
Le groupe UDC a, quant a lui, resolument rejete tant !'initiative que le contre-projet. Enfin, le conseiller 
federal Joseph Deiss a explique que le Conseil federal n'avait change d'avis sur aucun point, 
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rappelant que l'adhesion a l'UE etait son objectif avoue depuis plusieurs annees deja, et que 
l'approbatlon des accords bilateraux par le peuple n'y changeait rien. 
Par 34 voix contre 7, le Conseil des Etats a decide de recommander au peuple de rejeter !'initiative, 
et, par 29 voix contre 16, il a rejete le contre-projet du Conseil federal. Porte-parole de la commisslon, 
Bruno Frick (C, SZ) a souligne qu'il importait avant tout, aux yeux de la majorite de la commission, que 
le Conseil federal et le Parlament conservent leur entiere autonomie en matiere de politique 
exterieure, et qu'il y avait donc lieu de renoncer a un contre-projet indirect, parce que ce faisant, le 
Parlament se fixerait sur un seul projet et se fermerait toutes les autres portes. Maximilian Reimann 
N, AG) a explique pour sa part qu'il ne voulait en aucun cas menager une porte de sortie aux auteurs 
de cette initiative, qui pourraient alnsi la retirer, si un contre-projet lui etait oppose. Vreni Spoerry (R, 
ZH) a insiste quant a elle sur le danger qu'il y aurait a ecarter le peuple du processus de decision en 
adoptant un contre-projet indirect non soumis a referendum. Thomas Pfisterer (R, AG) a affirme quant 
a lui que le contre-projet est problematique du point de vue juridique, estimant que soumettre le 
contre-projet a referendum etait peu orthodoxe, mais que la solution inverse serait carrement un cas 
d'abus de confiance sur le plan politique. Jean-Claude Comu (R, FR) a estime pour sa part que tant 
!'initiative que le contre-projet arrivaient au mauvais moment. Anton Cottier (C, FR) a, lui, plaide ·en 
faveur d'un contre-projet, considerant qu'en approuvant les accords bilateraux, le peuple avait montre 
qu'il so.uhaitait une ouverture de la Suisse. Dick Marty (R, Tl) a souhaite lui aussi que le Parlament 
adopte un contre-projet, afin d'inciter au retrait d'une initiative maladroite et d'eviter ainsi un 
affrontement avec l'UE. Michel Beguelin (S, VD) s'est prononce en faveur de !'initiative, car il estime 
que la Suisse, qui se trouve au cCBur de l'Europe, en depend dans une large mesure, mais que plus le 
temps passe, plus alle se transforme en une ,1 sorte de colonie economique europeenne », n'ayant 
pas son mot a dire sur le plan politique. Samuel Schmid (V, BE) a estime que nombreux etaient ceux 
pour lesquels, suite au vote sur les accords bilateraux, le dossier de l'adhesion a l'UE etait clos, et 
qu'il etait delicat de parler d'adheslon alors que le delai de denonciation des accords court encore. 
Pour Eugen David (C, SG), qui soutient le contre-projet du Conseil federal, d'une part, le peuple n'est 
pas lie par un contre-projet et, d'autre part, le Parlament a pour mandat de participer a. la definition de 
la politique exterieure; un rejet du contre-projet signifierait que le Conseil des Etats desavoue la 
politlque menee par le Conseil federal ces huit demieres annees. Le conseiller federal Joseph Deiss a 
rejete les accusatlons de certains deputes selon lesquelles le Conseil federal manquerait a sa parole, 
trahirait le peuple et aurait change d'optique apres l'adoption des accords bilateraux par le peuple. 
Salon Joseph Deiss, le Conseil federal, qui vise une adhesion a l'UE depuis 1991 deja et qui a adopte 
le contre-projet a !'initiative des jeunes il y a deux ans, ne desire pas mener une politique de l'autruche 
et ressortir le dossier dans quatre ans : le processus d'integration europeenne, lui, n'attendra pas. 
Par 13 voix contre 8, la Commission de politique exterieure du Conseil national avait approuve une 
motion d'ordre qui demandait que la Commission ne reprenne qu'a la mi-ao0t 2000 son examen 
prealable des divergences relatives au contre-projet. Lars de la seance planiere du Conseil national, 
Je groupe UDC et le groupe radical ont tente de faire annuler cette decision, mais leur motion d'ordre a 
ete reJetee par 97 voix contre 80. 

Lars de l'elimination des divergences sur le contre-projet, le Conseil national a decide, par 97 voix 
contre 83, de maintenir sa decision precedente. Marc Sutter (R, BE) a estime qu'un abandon du 
contre-projet ralentirait encore davantage la ratification des accords bilateraux par les pays de l'Unlon, 
dans la mesure ou il serait interprete comme un refus de remettre sur le tapis la question de 
l'adhesion a. l'UE. Salon Ulrich Fischer (R, AG), le contre-projet est parfaitement inutile, car le Conseil 
federal dispose auJourd'hui deja de toutes les competences necessaires pour faire de lui-meme des 
demarches en vue de l'integration. Ulrich SchlOer N, ZH), pour sa part, a rejete le contre-projet, 
faisant valoir notamment que la gauche jouait aux agitateurs en rencontrant des membres de 
« !'Internationale socialiste », a Bruxelles. Remo Gysin (S, BS) lui a retorque que les socialistes ne 
faisaient que ce que le Conseil federal et diverses institutions representees a Bruxelles faisaient 
depuis longtemps deja., a savoir communiquer avec l'UE. Enfin, le conseil federal Joseph Deiss a 
souligne qu'il importait avant taut de donner un signal a l'interieur et a. l'exterieur, afln d'eviter que, le 
cas echeant, un rejet de !'initiative populaire par le peuple et les cantons ne soit mal interprete a 
Bruxelles. 
Par 26 voix contre 25, le Conseil des Etats a decide de maintenir son rejet du contre-projet, qui, par 
consequent, est definltivement enterre. Rapporteur de la commission, Bruno Frick (C, SZ) a insiste sur 
le fait qu'il fallait garder toutes les portes ouvertes; or, selon lui, le contre-projet ferme precisement 
une porte, puisqu'il lie tant le gouvemement que le Parlament. Pour Christoffel Brändll (V, GR), le 
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contre-projet ne contient que des banalites, et l'unique but vise par ses auteurs et partisans est 
d'eviter une votation populaire sur cette initiative. Plusieurs deputes francophones ont plaide en faveur 
du contre-projet. Michel Beguelin (S, VD), notamment, a insiste sur le fait qu'une non-entree en 
matiere sur le contre-projet contrlbuerait 0a cristalliser deux camps farouchement opposes sur la 
question de l'adhesion a l'Europe". Anton Cottier (C, FR) a estime quant a lui que le contre-projet 
renfon;ait la position du Conseil federal. Si le conseiller federal Joseph Deiss s'est dit deyu des points 
de vue exprimes par la majorite du Conseil des Etats, il a precise neanmoins qu'il ne considereralt pas 
un rejet du contre-projet comme une opposition de principe a une adhesion a l'UE, un objectif que 
s'est fixe le Conseil federal. 

-
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Präsident (Seiler Hanspeter, Präsident): Damit keine Ver­
wechslung entsteht Wir haben einen Indirekten Gegenvor­
schlag zu bereinigen, nämlich den Bundesbeschluss 1 Ober 
Beltrlttsverhandlungen der Schweiz mit der Europäischen 
Union, sowie den Bundesbeschluss 2 Ober die Volkslnltlatlve 
«Ja zu Europal». 

Rennwald Jean-Claude (S, JU), pour la commlsslon: Le de­
bat que nous entamons sera peut-ätre l'un des plus lmpor­
tants de cette leglslature, tant II est vral qua las declslons que 
nous allons prendre vont condltlonner l'avenlr de notre pays 
sur 1a scene europeenne. A la lecture du depllant, vous aurez 
constate qu'II exlste, au sein de la Commisslon de politlque 
exterleure, une maJorlte favorable a l'adheslon de la Sulsse a 
l'Unlon europeenne. Cette maJorlte s'est manlfestee de deux 
manleres. D'une part, en adoptant un contre-proJet lndlrect 
aux termes duquel le Conseil federal dolt reactlver la de­
mande d'adheslon durant la presente leglslature, d'autre 
part, en recommandant au peuple et aux cantons d'accepter 
l'lnltlatlve populalre «Oul a l'Europel» Au cours de mon Inter­
vention, je vous dlral tour a tour quelques mots ä propos des 
resultats de la votatlon du 21 mal sur las accords bilateraux, 
pourquol la majorlte de notre commlssion pense qu'II faut ad­
herer a !'Union europeenne, pourquol la majorlte de notre 
commission s'est prononcee a la fois en faveur de l'lnitiatlve 
et d'un contre-projet lndlrect offensif, et enfln pourquoi notre 
commlsslon pense que son contre-projet ne falt pas violence 
au peuple. 
Le 21 mal, 67 pour cent des votants ont approuve las ac­
cords bilateraux conclus entre la Suisse et l'Unlon euro­
peenne. Pour plusieurs raisons, ce resultat est extl'Omement 
rejoulssant Personnellement, j'esperais qe l'on franchlralt la 
barre des 60 pour cent de oui. Le verdict des umes est en­
core plus net, ce qui montre qu'une majorlte lmportante de 
citoyens a manifeste la volonte de faire un pas en directlon 
de l'Unlon europeenne et d'apporter des reponses concre­
tes a certalns problemes resultant de l'lsolement de la 
Suisse sur la scene europeenne. 
Contralrement a ce qul s'etait passe lors du vote du 6 de­
cembre 1992 sur l'Espace economlque europeen, la vota-

tlon du 21 mal 2000 ne s'est pas soldee par un Röstlgraben. 
Certes, las Romands manlfestent toujours un enthouslasme 
plus fort que les Alemanictues sur la question europeenne. 
Mais par rapport a 1992, 16 cantons et deml-cantons, tous 
alemaniques, ont change d'avis dans un sens posltif. Nous 
avons encore deux cantons recalcltrants, mais a Schwytz, 
taut s'est joue a quelques centaines de volx, alors qu'au Tes­
sin il y a eu 43 pour cent de oui, ce qui represente une pro­
gresslon de clnq polnts par rapport a 1992. Des lors, je parle 
que lors de la prochalne votatlon sur rEurope, nous supprl­
merons non seulement le Röstlgraben, mals aussl Je «Polen­
tagraben». 
Ce resultat enfln, est rejouissant parce qu'apres beaucoup 
d'echecs, comme le refus d'adherer a l'ONU, le rejet de l'Es­
pace economique europeen, le refus de la naturalisation fa­
cllltee des Jeunes etrangers ou encore celul des casques 
bleus, une votatlon portant sur un theme d'ouverture a 
donne un resultat posltif. l.!une des ralsons majeures de ce 
succes reslde dans le falt que la majorite du Parlament, con­
tralrement a ce qul s'etalt passe en 1992, a adopte de bon­
nes mesures d'accompagnement sur le plan social comme 
dans le domalne des transports. II s'agit maintenant de taut 
entreprendre pour que las engagements soient tenus. 
Les 67 pour cent de oul sortis des urnes le 21 mal ne sont 
pas tous des oul a une adheslon a l'Unlon. Mais l'idee euro­
peenne et Ja volonte de se rapprocher de !'Union ont taut de 
mtllme avance ce jour-la, alors qu'un non aux accords bilate­
raux auralt clos le debat pour une tres longue periode. 
D'aucuns dlront sans doute: «Mais, eher Monsieur, que fal­
tes-vous des sondages, lesquels montrent que dans leur 
majorlte, les Suisses sont opposes a l'adhesion?» C'estvral, 
II y a las sondages. Outre le falt que f al toujours personnelle­
ment considere las sondages comme l'une des prlnclpales 
manifestatlons du totalitarisme culturel anglo-amerlcaln, II y 
a des choix methodologiques qui irrltent le sociologue que je 
suis. 
Car, voyez-vous, si, voici clnq ans, on avait demande aux 
Suisses ce qu'lls pensalent des accords bilateraux, il n'y 
aurait pas eu 67 pour cent de oul. S'II y a eu une issue posi­
tive, c'est parce qua le peuple suisse s'est prononce an con­
nalssance de cause sur un paquet negocle et flcele de A 
jusqu'a z. paquet auquel s'ajoutaient !es mesures d'accom­
pagnement. 
Je n'ai jamais falt partle de ceux qui asslmllent l'Unlon euro­
peenne a un paradls terrestre, et je dis volontiers que l'UE, 
ce n'est pas le Peroul tUE souffre d'un certain nombre de 
deficlts politlques, economlques et sociaux. Je pense a l'ln­
suffisance de la politique sociale et economique commune, 
a l'inexlstence d'un reel pouvoir polltlque europeen, a l'ab­
sence dans las falts d'une veritable polltique exterieure euro­
peenne. Mals je note aussl que des progres ont ete 
accomplis en vue de combler ces lacunes. Je pense en par­
tlculler a l'lnstauratlon d'une monnale unlque, !'euro, qul dolt 
fltre encore transformee en un veritable outll au service de 
l'economle et des socletes europeennes, au fait que le Tralte 
de Maastricht a permls l'amorce d'une cltoyennete euro­
peenne: sl un cltoyen d'un Etat de l'UE elft domlclle dans un 
autre Etat membre dont i1 n'a pas la nationalite, II peut pren­
dre part aux electlons au Parlament europeen; en outre, II 
obtient le droit devote et d'ellgibilite au nlveau communal. Je 
pense aussi a l'elargissement des drolts du Parlament euro­
peen. Depuis !es traites de Maastricht et d' Amsterdam, les 
nouveaux commissaires et Jeurs presidents dolvent obtenir 
la conflance des deputes. Dans de nombreux domalnes, le 
Parlament europeen partage desormals le pouvolr de decl­
sion avec le Conseil des ministres. Je pense aussl au falt 
que le Traite d' Amsterdam amellore le fonctionnement de­
mocratlque de l'UE sur plusleurs plans. II accorde au Parla­
ment europeen le droit de partlclper aux decislons dans las 
domalnes pour lesquels l'unanlmlte du Conseil des minlstres 
n'est pas requlse. II lntrodult aussl un droit de petitlon et un 
drolt pour las citoyens d'acceder a certaines Informations. 
Enfln, je pense au falt qu'a certains egards, l'Europe soclale 
exlste deja. Une polltlque soclale communautalre s'est bätle 
sur la base des traltes et des actes derives. 
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Pour notre pays, la mlse en oeuvre des directlves de l'UE 
dans le domalne soclal aurait notamment des lncldences en 
ca qui concerne l'instauratlon d'un conge matemlte et au nl­
veau de la duree du travall. Celle-ci est limltee a 48 heures 
par semaine, heures supplementalres comprlses sur le plan 
europeen, alors qu'en Suisse nous pouvons aller blen au­
dela. Lorsqu'on examine l'artlculation du soclal a l'economi­
que, II taut encore tenir campte d'un falt essential, a savoir 
qu'au sein de l'UE, 70 pour cent des echanges des pays 
membres sont lntracommunautalres, ce qul relatlvise le 
spectre de la concurrence exacerbee et celui des delocallsa­
tlons. Si las deflcits de l'Europe sont blen reels, las progres 
reallses en un demi-siecle Ie sont taut autant, sinon davan­
tage. Cette evolution confirme l'analyse d'Ellsabeth Gulgou, 
garde des Sceaux du Gouvernement fram;ais: «La ralson 
nous le dit la solutlon n'est pas dans moins d'Europe, mals 
dans plus d'Europe.» 
t.:Europe a surtout un grand marlte, celul d'avoir lnsuffle une 
dynamique dans de multiples secteurs. Comme le soullgne 
Ja polltologue Catherine Wihtol de Wenden, «l'Europe com­
munautaire exlste. Elle represente un progres considerable 
dans de nombreux domaines, comme les fonds structurels 
europeens dont beneficient notamment le Portugal et la 
Grace, las accords avec l'Europe centrale et orientale. Elle a 
un fondement moral: la solidarite avec ses membres les plus 
pauvres. Elle a reussi a surmonter le confllt franco-allemand 
et les fractures du marxisme-lenlnlsme». 
Dans ce contexte, la Sulsse n'a guere d'autre cholx que 
d'adherer a l'UE, et cela pour les ralsons suivantes. En 
comptant la Turquie, 13 pays sont candidats a l'adhesion. 
Or, plus !'Europa s'elargira, plus le prix polltlque, economl­
que et financler de l'adhesion sera eleve. Plus aucun pro­
bleme important ne peut se resoudre aujourd'hui sur un plan 
strlctement national, qu'II releve de la polltlque soclale, du 
developpement economlque, de l'environnement. des trans­
ports ou encore de la polltlque exterieure. 
La Sulsse falt partle de l'Europe, geographlquement et eco­
nomiquement blen sQr, mals aussl d'un polnt de vue hlstori­
que et culturel. La Suisse ne peut reellement partlclper au 
developpement de l'Europe qua sl elle adhere a !'Union. La 
Sulsse ne peut ätre assoclee au destln de l'Europe que si 
elle a son mot a dlre la oCI des decislons importantes, voire 
capltales, pour l'avenlr de l'Europe sont prises, c'est-a-dire a 
Bruxelles, a strasbourg et au Luxembourg. Depuls plus de 
cinquante ans, l'Unlon est un facteur de palx sur le contlnent 
europeen. II est donc blen loln, Dleu mercl, le temps . o('J 
l'ecrivaln Romaln Roland affirrnalt que la clvlllsatlon de l'Eu­
rope sent le cadavre. En adherant, la Suisse s'assocleralt a 
la consolldatlon de ca processus de paix. 
En ralson de ses origlnes alsaclennes et du falt que ses an­
cAtres ont falt la guerre de 1914-1918 avec la France, calul 
qul vous parte satt de quol II parle lorsqu'II prononce le mot 
«paix». Cette stablllte, on l'oublie trop souvent, est aussl un 
facteur de prosperlte economique et soclale. L:histoire, par 
allleurs, montre qu'll n'y a pas de progres social et pas de 
creatlon d'emplols sans croissance economique. Or, s'II est 
admls que la mise en oeuvre des accords sectortels entrat­
nera un surplus de croissance, on salt aussl qua ce surplus 
serait a terme encore plus lmportant an cas d'adheslon. Cer­
tes, l'adhesion a !'Union entrainerait une charge nette an­
nuelle de 3,6 mllllards de francs pour notre pays, mais on 
satt aussl qu'une hausse de 1 pour cent du PIB de la Suisse 
se tradult par une augmentatlon de !'ordre de 400 a 500 mil­
llons de francs des recettes de la Confederatlon, auxquelles 
s'ajoutent celles des cantons et des communes. Autrement 
dlt, une majoratlon de 10 pour cent du PIB suffiralt pour cou­
vrlr les charges llees a l'adheslon. 
A l'lnstar d'autres economistes, Jean-Pierre Ghelfl, vice-pre­
sident de la commlsslon federale des banques, estlme que 
cet obJectlf n'est pas demesure: «II faut l'envlsager evldem­
ment sur une perlode de cinq a dlx ans, qul correspond a 1a 
duree necessaire pour qua l'economle suisse parvlenne a ti­
rer vralment partl de sa partlcipatlon a !'Union europeenne.» 
Enfin, an ralson de son plurlllngulsme et de son systeme fe­
derallste, la Sulsse pourralt aussl apporter beaucoup a l'Eu• 
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rope. Ace propos, M. Daniel Cohn-Bendlt, depute europeen, 
a fait cette remarque fort pertinente: «J'al toujours defendu 
J'lntegratlon de la Sulsse a l'Europe parce qua le federallsme 
suisse peut ätre un ferment pour le federalisme europeen.» 
La majorite de la commlsslon poursult le mäme objectlf qua 
celul des auteurs de l'initiative «Oul a l'Europe!», a savolr 
l'adhesion a. l'UE. Nous continuons a soutenlr cette Initiative 
pour maintenir la presslon. La majorlte de 1a commlsslon, 
toutefols, est sceptlque quant a la necesslte absolue de sou­
mettre l'ouverture de negoclatlons avec l'UE au vote du peu­
ple et des cantons. De plus, eile pense qu'il seralt plus 
judicieux qua le peuple et les cantons se prononcent non 
pas sur le princlpe de l'adheslon, mals sur l'adheslon elle­
mäme, au moment oCI ils connartront tous las resultats des 
negoclatlons, au moment oCI lls auront une idee preclse des 
reformes Interieures et des nouvelles mesures d'accompa­
gnement qu'lmpllque l'adhesion de la Sulsse a l'UE. Cette 
strategle a fait ses preuves avec les accords bllateraux, II n'y 
a donc pas lieu de changer de methode. 
A certains egards, las conslderatlons de la majorite de la 
commission sont proches de celles du Conseil federal. 
Comme lui, eile pense que l'adheslon a l'UE constltue un 
objectlf strategique pour le pays et que la demande d'adhe­
slon, gelee depuis fin 1992, dolt ätre reactlvee. Comme lul, 
eile pense qua l'objectlf premler n'est nl le debat ni une vota­
tlon populalre en tant qua teile: l'objectlf premler, c'est l'ad­
heslon a l'UE, et, pour ca faire, II convlent de creer toutes les 
condltlons pour que le peuple et les cantons puissent se pro­
noncer en connaissance de cause. 
La majorlte de la commlsslon a, en revanche, deux diver­
gences importantes par rapport au Conseil federal, diver­
gences qul s'expriment aux articles 3 et 3bls de l'amite qui 
vous est soumls. 
La premlare est a l'artlcle 3. Le Conseil federal est cl'avls 
qu'll lul appartlent de declder du moment de la reactlvatlon 
de la demande d'adheslon. La majorite de la commlsslon 
pense au contralre qu'II convlent de fixer un delal pour cette 
reactivatlon. Cette demarche dolt ätre effectuee durant la 
presente legislature, c'est-a.-dlre d'lci a fln 2003. Avec cette 
formule, nous n'avons pas voulu empleter sur les competen­
ces gouvernementales, car II nous parait qu'un delai de trois 
ans et deml offre une marge de manoeuvre sufflsante au 
Conseil federal. Ce qul est plus lmportant, c'est que l'adop­
tion de la proposltion de majorlte ou d'une proposltion assez 
proche seralt suscaptlble cl'entrainer un retralt de !'initiative, 
ca qul ne seralt sans doute pas le cas avec l'acceptatlon du 
projet gouvernemental. COmme Je l'al deja explique, 1a ma­
jorite souhaite le retralt de !'initiative non pas parce qu'elle a 
peur, mais parce qu'II lul parait preferable que le peuple et 
les cantons se prononcent an taute connalssance de cause. 
Deuxleme divergence a l'artlcle 3bls: nous pensons qua, 
parallelement a la reactivatlon de la demande d'adhesion, le 
Conseil federal dolt preparer un rapport contenant un cata­
logue precls des reformes Interieures et des mesures d'ac­
compagnement qua necesslte l'adheslon a l'UE, notarnment 
dans le but cl'assurer les valeurs fondamentales de la demo­
cratie et du federallsme, alnsi qua les acquls soclaux et en­
vlronnementaux. II nous paratt essential qu'au moment oCI 
lls se prononcent sur l'adhesion, nos concltoyens le fassent 
en toute connalssanca de cause, qu'ils sachent notarnment 
comment fonctionneront les drolts populalres, comment 
sera utillse le relevement de la TVA a 15 pour cent, quels 
seront les effets de l'adheslon sur notre securlte soclale et 
sur notre drolt du travail, quelles seront las consequences 
de l'adheslon pour la neutrallte et le federalisme, et J'en 
passe. 
Lors de l'examen de detail, Je revlendrai sur les diverses pro­
posltlons de minorite, mais je vous lnvlte d'ores et deja a 
soutenlr les proposltlons de la majorlte de la commlsslon, ca 
qul veut dlre: 
1. entrer an matlere sur le contre-projet lndlrect; 
2. accepter le contre-projet tel que propose par la maJortte 
de la commisslon; 
3. recommander au peuple et aux cantons l'acceptatlon de 
!'initiative populalre «Oui a l'Europel». 
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En bonne loglque, je vous recommande du mame coup de 
rejeter toutes les propositions de minorite, et en particuller 
les proposltlons de mlnorlte SchlQer, Fischer et Schmied 
Walter. En effet, d'une manlere ou d'une autra, les trois pro­
posltlons que je vlens de clter vont a l'encontre de l'obJectlf 
central que s'est fixe Ja majorite de la commlsslon, a savoir 
l'adhesion de la Sulsse a l'Unlon europeenne. 
J'aimerais encore repondre a la questlon de savoir sl la ma­
jorlte de la commission ne falt pas violence au peuple avec 
son contre-projet indirect, autrament dlt, si eile ne va pas 
trop vite en besogne. Ce n'est pas une surprise, notre re­
ponse est negative, parce qu'une reactlvatlon de la de­
mande d'adheslon n'est pas encore synonyme d'adheslon. 
Si notre contra-projet etalt accepte, le calendrier pourralt - et 
j'lnsiste sur «pourralt» - etre le sulvant: ete 2003, reactlva­
tion de Ja demande d'adheslon; ete 2003 a decembre 2003, 
la Commisslon europeenne rend son avls; 2004/05, nego­
clatlons d'adheslon; 2006/07, processus interne et debats 
parlementaires; 2008, votation populaire sur l'adheslon. 
Autrement dlt, meme dans cette hypothese optlmlste, le peu­
ple et les cantons ne se prononceraient pas avant 2008 sur 
l'adheslon, c'est-a-dlre hult ans apres le scrutin sur les ac­
cords bllateraux. On en conviendra, un tel delal respecte 
parfaitement las rythmes polltlques propres a ce pays. Ce 
calendrier auralt encore un autre marlte, celul de permettre 
d'experimenter las accords bllateraux et les mesures d'ac­
compagnement, ce qui serait une autre tru;on de ne brus­
quer personne. 
Je note qu'une partie des cltoyens de ce pays nourrit trols 
peurs lmportantes par rapport ä !'Union europeenne: une 
peur qui touche ä la llbre clrcuJatlon des personnes, une 
peur relative aux transports et une peur qul concerne le bi­
n0me souverainete-neutrailte. 
Avec les accords bllateraux et les mesures d'accompagne­
ment, nous nous sommes donne des Instruments qul per­
mettent de faire face aux deux premleres de ces peurs. En 
l'espace de hult ans, II me paratt que nous devrions ötre ca­
pables de faire face a la troisleme, surtout si nous prenons 
en compte cette reflexlon de Plerre Moscovici, mlnlstre fran­
c;ais charge des affaires europeennes: «Le peuple suisse 
saura trouver dans cette nouveHe Europa le cadre de la reaf­
firmatlon de son identlte, car les natlons n'ont aucune voca­
tlon a dlspara1tre dans un ensemble uniforme et dans un 
nouvel equllibre social. II s'agira d'une chance pour la 
Sulsse comme pour l'Europe.» 
Dans ce debat relatlf au delal, il faut enftn tenir compte d'une 
donnee extrömement lmportante, a savolr que nous avons 
actuellement de l'avance par rapport aux autres pays candl­
dats ä l'adhesion, mals que cette avance, sl nous gerons 
mal la sulte des operatlons, pourralt fondre comme neige au 
solell. 
Anclen negoclateur en chef des qulnze et aujourd'hui dl­
recteur generai aux Transports de la Commisslon euro­
peenne, Franc;ols Lamoureux estimait au solr de la votatlon 
du 21 mal que l'avance de Ja Sulsse etalt d'envlron deux 
ans. «La vole vers l'adhesion est malntenant degagee, vous 
devez blen reflechlr» avalt-il lance ä cette occaslon. « Trelze 
pays frappant aujourd'hul ä la porte du club. En termes tech­
niques, l'adheslon de la Sulsse pose beaucoup moins de 
problemes. A vue de nez, votre avantage est de deux ans; 
apres, on ne pensera plus aux speclflcltes suisses.» 
Les proposltions de notre commlssion sont complexes et dif­
flciles, Je n'en dlsconvlens pas. Mals leur mise en oeuvre 
permettra ä notre pays de faire un nouveau pas qualitatlf en 
vue d'une partlclpatlon plelne et entlere a !'Union euro­
peenne. Rien ne nous empeche d'essayer de suivre le ehe­
min propose, d'autant plus que comme l'ecrlvalt Seneque: 
«Ce n'est pas parce que las choses sont dlfficiles qu'on ne 
les essale pas, mais parce qu'on ne las essaie pas qu'elles 
sont difflciles.» 

Suter Marc F. (R, BE), für die Kommission: Es wird etwa 
gesagt, die heutige Debatte sei eigentlich überflüssig. Der 
Bundesrat habe Ja die Kompetenzen, die Aussenpolltik zu 

führen und insbesondere natOrllch die Beltrlttsverhandlun­
gen mit der Europäischen Union aufzunehmen. Die Be­
schlüsse der Aussenpolltischen Kommission seien bereits 
Makulatur. 
Richtig Ist, dass die Debatte aufgenommen worden Ist; wir 
sind froh darüber. Dass wir heute sehr eingehend Ober die -
so scheint es uns - wichtigste Frage der Aussenpolitlk der 
nächsten Jahre debattieren, ist notwendig und Ausdruck des 
Willens des Parlamentes, in dieser wichtigen Frage mitzuge­
stalten, wie es uns die Bundesverfassung aufträgt Die Bun­
desverfassung sagt ganz klar, dass die Gestaltung der 
Aussenpolltlk eine Aufgabe des Bundesrates und des Parla­
mentes Ist und die Ausführung dann dem Bundesrat obliegt. 
Die Mehrheit der APK lässt sich von zwei Überzeugungen 
leiten: Zum einen sind wir überzeugt, dass der Beitritt der 
Schweiz zur Europäischen Union Im Interesse unseres Lan­
des liegt; zum anderen sind wir überzeugt, dass die Zelt 
nicht fOr die Schweiz arbeitet, sondern dass uns die Zelt da­
vonzulaufen droht, dass der Beitritt nicht auf die lange Bank 
geschoben werden darf, sondern jetzt an die Hand genom­
men werden muss. 
Mit dieser Überzeugung steht die Mehrheit der APK auf der 
Seite des Bundesrates, Insbesondere auch auf der Seite un­
seres Aussenminlsters, wie wir seiner In Zürich gehaltenen 
mutigen Rede entnehmen konnten. Wir stehen aber auch im 
Einklang mit vielen Mitgliedern unseres Rates. Wenn man 
die Umfragen, die vor den Wahlen gemacht worden sind, 
konsultiert, wenn man die öffentlichen Verlautbarungen von 
Parlamentariern analysiert und Insbesondere wenn man das 
vor einem Jahr publizierte «Manifest 1848» zur Kenntnis 
nimmt, muss man sagen, dass die Mehrheit der APK eigent­
lich auch eine Mehrheit Im Parlament, jedenfalls Im National­
rat, haben müsste. 
Ich komme zum ersten Gedanken, nämllch zur Frage der 
Glaubwürdigkeit. Wir brauchen eine Europapolitik, denn es 
führt kein Weg an der EU vorbei. Das gilt übrigens auch tar 
all jene, die einen Beitritt ablehnen. Auch sie sollten eigent­
lich aufzeigen, welche Europapolitik sie fOr gut befinden. Es 
ist uns vorgeworfen worden, dass diese Europadebatte so 
kurz nach der Abstimmung Ober die bilateralen Verträge 
kommt. Wir alle wissen freilich, dass die Initiative «Ja zu Eu­
ropa!» mit Rücksicht auf die bilateralen Verhandlungen hin­
ausgeschoben und nicht behandelt worden Ist Man hat klar 
gesagt, dass Ober die Initiative erst nach Abschluss dieses 
Prozesses und nach Guthelssung dieser Verträge befunden 
werden wird. Die Frist Ist abgelaufen. Wir müssen daher die 
Europadebatte jetzt angehen und aber diese Initiative disku­
tieren. 
Es Ist uns bewusst, dass dieser Zeitpunkt für alle ausserhalb 
des Bundeshauses etwas problematisch erscheint, dass er 
Mühe bereitet und für viele auch einen Wortbruch bedeutet. 
Dieser Einwand Ist aber nicht berechtigt. Es Ist Immer ganz 
klar gemacht worden, sowohl vom Bundesrat als auch von 
den BeltrlttsbefOrwortem, dass die bilateralen Verträge ein 
Zwischenziel sind, eine wichtige Etappe auf dem Weg nach 
Europa, eine Normallslerung unseres Verhältnisses Insbe­
sondere Im wirtschaftlichen Bereich. Es ist denn auch so, 
dass die bilateralen Verträge den Beitritt weder Im positiven 
noch Im negativen Sinn präjudizieren. 
Ebenso augenfällig ist, dass nun nach dem 21. Mal 2000 die 
Karten neu gemischt werden. Die APK will nicht sofort einen 
EU-Beitritt; auch dieser Vorwurf ist nicht berechtigt. Wir wol­
len aber, dass die Europadebatte jetzt gestartet wird, und 
zwar in einer konkreten, sachlichen, n0chternen Art, in Ab­
wägung der Vor- und Nachtelle eines Beitrittes. Seit 1992, 
seit dem EWR-Neln, befand sich die Europedebatte In ei­
nem Winterschlaf. Der Ist nun vorbei, und In diesem Sinne 
hat jetzt der Frühling begonnen. 
Dass wir die Debatte erst jetzt fOhren, ist also kein Wort­
bruch, sondern liegt in der Logik der bisherigen Politik, die 
Schritt fOr Schritt die Folgen des EWR-Neln vom 6. Dezem­
ber 1992 korrtglert. 
Glaubwardlg Ist, wer jetzt diese Debatte endlich aufnimmt 
und mit Blick nach vorn eingehend und konkret fOhrt. Heute 
ist der erste Tag, an dem wir uns Im Parlament Ober diese 
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zentrale Frage aussprechen. Wir haben uns im Parlament 
nicht einmal zum lntegrationsberlcht eingehend geäussert. 
Dass diese Debatte heute stattfindet, Ist das Verdienst der 
Initiative; wir sind froh darüber. Wenn die Frage der Glaub­
würdlgkelt gestellt wird, dann muss man sich auch verge­
genwärtigen, dass sich gerade die bOrgerllchen Parteien 
des Zentrums, der Vernunft und der Reform, die FDP und 
die CVP, mit ihren BeschlOssen In lnterlaken und Basel be­
reits für den EU-Beitritt ausgesprochen haben - gesagt ha­
ben, es liege im Interesse der Schweiz, Kurs auf Europa zu 
nehmen. Glaubwürdig Ist also, wenn jetzt Ober dieses Ziel 
gesprochen wird, wenn aufgezeigt wird, wie dieses Zlel zu 
erreichen ist 
Warum sind wir fOr diesen Beitritt? Ich glaube, es Ist ganz 
einfach: Der Beitritt an sich Ist nicht ein Ziel an sich, sondern 
es geht darum abzuwägen, wie die Interessen unseres Lan­
des In Zukunft besser gewahrt werden können. Können 
diese besser innerhalb oder ausserhalb der EU wahrgenom­
men werden? Der Beitritt ist also ror uns ein Mittel zum 
Zweck und kein Selbstzweck. Wir müssen auch die Glaub­
würdigkeit unseres Landes nach aussen wahren. Das höch­
ste Gut der intematlonalen Beziehungen ist die Glaub­
würdigkeit Seit Mal 1992 ist es der deklarierte Wille der 
Schweiz, der EU beizutreten. Dafür Ist In den letzten Jahren 
wenig getan worden. Wir haben hier aufzuholen und zu un­
serem Wort zu stehen, dass die Mehrheit der Politik in der 
Schweiz hinter diesem Beitrittsziel steht. 
Auch an die Adresse der Gegner ist die Frage nach der 
Glaubwürdlgkelt zu stellen. Sie sagen zweimal Nein: Nein 
zur Initiative, Nein zu einem Gegenvorschlag. Es wird ein 
riesiges Wortgefecht losgelassen, aber es wird nicht gesagt, 
wie nach den Vorstellungen dieser Neinsager die kOnftige 
Europapolitik gestaltet werden soll. 
Wir wollen den Beitritt, Herr Tschuppert, wie dies In der Ini­
tiative und in den Gegenvorschlägen jewells als Grundsatz 
festgehalten wird. Wir wollen uns also am europäischen In­
tegrationsprozess beteiligen und zu diesem Zweck der EU 
beitreten. Die lnltlatlve verlangt die Aufnahme von Beitritts­
verhandlungen, nicht etwa den Beitritt. Aber die Aufnahme 
der Verhandlungen ist der erste Schritt In Richtung eines 
Beitrittes. 
Wenn Sie zweimal Nein sagen - das ist der Inhalt des Nlcht­
eintretensantrages der Minderheit Schlüer -, müssen Sie 
Antwort auf die Frage geben, wie es nach Ihrer Meinung 
weitergehen soll. Es wird gesagt: Wir könnten bilateral wei­
terverhandeln. Die Mehrheit der APK glaubt fOr die Zukunft 
nicht an den bilateralen Weg. Die Konzessionen, die wir ge­
genüber dem Verhandlungspartner EU machen müssten, 
wären zu gewichtig. Die Zelt des Rosinenplckens ist vorbei; 
die EU hat dies ganz klar zum Ausdruck gebracht. Wenn wir 
die wichtigen Herausforderungen der Zukunft meistem wol­
len - ich denke an die Innere und äussere Sicherheit, an die 
Einbindung In die globallslerte Wirtschaftsentwicklung -, 
dann müssen wir daran denken, dass wir dort nicht mitreden 
und mitgestalten können, wo entschieden wird, wenn wir 
darauf vertrauen, aus zweiseitigen Verträgen etwas heraus­
zuholen. Wir werden gezwungen, nachzuvollziehen und das 
zu akzeptieren, was die starke, grosse, nach vorne stre­
bende EU beschllesst. Auch ein EWR II Ist eigentlich ein in­
stltutionallslerter Nechvoilzug der Beschlüsse, die die EU 
trfflt. Wir hätten dann Souveränität noch auf dem Papier, 
aber nicht In den Fakten, nicht bei der Mitgestaltung und Mit­
bestimmung, und das Ist doch elgentllch der Inhalt der Sou­
veränität. 
Die EU verfolgt die gleichen Interessen wie die Schweiz. Es 
ist eine Wertegemeinschaft, ein Verbund demokratischer 
Staaten, die erkannt haben, dass ein einzelner Staat die 
grossen Herausforderungen unserer Zelt nicht mehr alleine 
bewältigen kann. Die Ziele der Schweiz sind auch die Ziele 
der EU: Sicherung der Menschenrechte, Wahrung von Frie­
den und Freiheit, Verbesserung der wirtschaftlichen und so­
zialen Bedingungen der Bürgerinnen und Bilrger, Sorge filr 
die Stabilität der europäischen Wirtschaft, Ausgestaltung ei­
ner Chancengesellschaft, In der möglichst viele mithalten 
können, In der mögllchst viele befähigt werden, selbstverant-
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wortllch und selbst bestimmt in Frieden und Freiheit zu le­
ben. 
Die Schweiz Ist geographisch, kulturell und geschichtlich ein 
durch und durch europäisches Land. Wir sind mitten In Eu­
ropa und von unserer Tradition sowie von unserem Zusam­
menleben und den Minderheiten her ein Abbild Europas Im 
Kleinen. Wir sollten unsere Erfahrung, unsere geschichtli­
chen Stärken in Europa einbringen. Der Frieden In grossen 
Teilen Europas und damit auch In unserem Land ist das poll­
tlsche Verdienst der EU. Aber unser Nutznlesserverhalten, 
d. h., Nutzen zu ziehen, ohne beizutragen, schadet auf die 
Länge unserem Ansehen, und das ist keine gute Ent­
wicklung. Wir wollen nicht abseits stehen, wir wollen nicht 
marglnallsiert werden. Die Immer engere europäische Zu­
sammenarbeit sichert Wohlstand und Frieden und ist damit 
euch für die Schweiz ein Gewinn. Als gute Nachbarn kann 
man nicht nur Nutzen ziehen, man muss auch Lasten mittra­
gen. 
Wir haben aber auch handfeste Gründe, In der EU mitzuwir­
ken, denn Aussenpolltlk Ist Interessenpolitik. Wenn es uns 
darum geht, einen möglichst hohen Grad an Selbstbestim­
mung beizubehalten, dann müssen wir In diesen Netzwer­
ken dabei sein, denn die Internationale Politik spielt sich 
Immer mehr in regionalen und Internationalen Netzwerken 
ab. Die Romands sagen zu Recht «Les absents ont tou­
jours tort.» Diese Lebensweisheit gilt auch und besonders in 
der Aussenpolitik. 
Wenn wir die Probleme wie Migration und Sicherheit, die uns 
unter den Nägeln brennen, lösen wollen, dann wird der bila­
terale Weg In eine Sackgasse fOhren. Wir müssen hier dabei 
sein, um Einfluss nehmen zu können. Eine vollständige Un­
abhängigkeit gibt es heute nicht mehr, das wäre eine Illu­
sion. Aber wenn wir als Mitglied der EU Mitentscheidungs­
rechte bekommen, dann ist das ein Gewinn an Souveränität. 
Deshalb ist die Mehrheit der APK klar fOr den Beitritt. Wir 
glauben nicht, dass wir hier weiterhin dieses Beitrittsziel nur 
deklamieren können; wir müssen konkret ans Werk gehen, 
wir müssen uns auf den Weg des Beitrittes begeben. 
In der Europadebatte hatten wir nun während Jahren einen 
Winterschlaf. Die Initianten haben - etwas aus Not heraus, 
weil es keine andere Möglichkeit gab - eine Volkslnltlatlve 
lanciert, um damit Beitrlttsverhandlungen «ohne Verzug», 
wie sie sagen, zu verlangen. Der Begriff «ohne Verzug» ist 
freilich zu relativieren. Sie wissen, dass die Initiative bereits 
1996 eingereicht worden Ist, und wir haben heute das Jahr 
2000. Der Bundesrat bestimmt, wann Ober diese Initiative 
abgestimmt wird. Erst nachher, falls sie angenommen wird, 
gilt dieser Auftrag an den Bundesrat, die Beltrlttsverhandlun­
gen dann ohne Umschweife, aber mit der nötigen Vorberei­
tung In Angriff zu nehmen und zu führen. Konkret helsst 
dies, dass es unrealistisch wäre, zu meinen, vor Ende dieser 
Legislatur worden diese Beltrlttsverhandlungen aufgenom­
men, selbst wenn die Volksinitiative angenommen wird. 
Die Mehrheit der APK zielt auf einen Beitritt Im Jahr 2006 
oder 2007, also ganz so, wie das die CVP In Basel fQr sich 
beschlossen hat oder wie das die FDP in ihren Beschlüssen 
von lnterlaken und in Ihren Visionen, die sie vor den letzten 
Wehlen bekannt gemacht hat, festhält. Natürlich auch wie 
die SP, die ganz klar auf Beitrittskurs Ist. 
Wir alle wissen, dass man eine so wichtige Frage nicht 
Obers Knie brechen kann. Ein Beitritt zur EU braucht Vorbe­
reitungszelt. Das gilt fOr die Verhandlungen an sich, aber 
auch fOr die Inneren Reformen, die notwendig sind, damit 
die Schweiz beltrlttsfählg wird. Es Ist aber auch notwendig, 
die erforderliche Zeit für die nötige Überzeugungsarbeit, die 
zu leisten Ist, zu haben. Das Ist die Aufgabe der Politik. die 
nicht warten kenn, bis die Volksmeinung so weit Ist, sondern 
hier eine Filhrungsverantwortung wat)_rzunehmen und Über­
zeugungsarbeit zu leisten hat. Die Uberzeugungsarbelt In 
dieser wichtigen, historischen Frage wird Jahre dauern. 
Welches Ist der richtige Zeitpunkt? Niemand weiss, welches 
der richtige Zeitpunkt Ist, aber die Geschichte nimmt Ihren 
Lauf, und wir sind davon überzeugt, dass die Schweiz, die 
beitrlttsfählg, heute aber noch nicht beltrlttswillig Ist, vor den 
Ländern beitreten sollte, die heute zwar beltrittswllllg, aber 
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noch nicht beltrlttsfählg sind. Damit spreche Ich die Ost­
Erweiterung an. 
Es wäre doch ein unwürdiger Zustand, wenn die Schweiz 
nach Rumänien oder Bulgarien der EU beitreten würde. Wir 
würden damit die Mögllchkelt der Mitsprache verlieren, vor 
der jetzt anstehenden Vertiefung und vor dieser Erweiterung 
der EU, bei der es um die Fragen der weiteren politischen 
WIiiensbiidung in Europa, aber auch um die Vertiefung der 
Abkommen von Sehengen und von Dublin geht, bei denen 
es darum geht, wie die Innere Sicherheit In Europa ausge­
staltet wird, wie mit abgewiesenen Asylbewerbern umzuge­
hen Ist, usw. Bel all diesen Fragen, die ganz klar unsere 
Interessen im Kern treffen, sollten wir doch mitreden kön­
nen, mit Einfluss nehmen können, einbringen können, was 
bezüglich Demokratie, Umgang mit Minderheiten und Föde­
ralismus unsere Stärken sind. Dieses «window of opportu­
nlty» bleibt nicht ewig offen, aber es Ist jetzt offen. In den 
nächsten Jahren haben wir eine Position der Stärke, und wir 
sollten diese nutzen. Wir sollten uns deshalb jetzt auf den 
Wegmachen. 
Die Volksinitiative hat einen staatspolltlschen Pferdefuss -
wir wissen das. Es ist falsch, wenn das Volk zu Beginn sozu­
sagen das erste Wort haben soll. Denn gemäss unserer Ver­
fassung, gemäss unseren Spielregeln Ist es so, dass das 
Volk das letzte Wort hat Es soll entscheiden, wenn konkret 
mchtsverblndliche Beschlilsse gutzuhelssen oder abzuleh­
nen sind. 
Aber es soll nicht zu Beginn Ober eine Vorgehensfrage, Ober 
eine _aussenpolltlsche Weichenstellung entscheiden, wenn 
noch nicht konkret Ober etwas Rechtsverbindliches bestimmt 
wird. Die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen Ist kein kon­
kreter Rechtsakt, sondern der Auftakt zum Abschluss eines 
Beitrittsvertrages, der dann von Volk und Ständen zu prüfen, 
zu würdigen und gutzuheissen oder zu verwerfen Ist. 
Deshalb haben wir uns fOr einen Gegenvorschlag entschie­
den, der den Zielsetzungen der Initiative entspricht, der aber 
unserer Verfassungsordnung gerecht wird. Wir haben darin 
den Zeitplan festgelegt und Im Sinne der Mitgestaltung des 
Parlamentes den Bundesrat ermuntert, nun ans Werk zu ge­
hen und sich konkret an die Arbeit zu machen. Herr Bundes­
rat Delss sagte letzte Woche zu Recht Das strategische Ziel 
Ist ein konkretes Projekt geworden. Deshalb sieht der Zeit­
plan des Gegenvorschlages die Aufnahme der Beitrittsver­
handlungen bis Ende der Legislaturperiode vor. Damit 
gehen die Vorbereitung der Inneren Reformen und die Ein­
leitung der notwendigen Debatte einher, um die Beitrittsfä­
higkeit herbeizuführen und um bewusst zu machen, dass 
dazu Schritte von grosser ltagweite notwendig sind. 
Zu den einzelnen Gegenvorschlägen, die der APK zum Tell 
noch nicht vorlagen, werde Ich mich Im Schlussvotum äus­
sern. Ich bitte Sie aber bereits jetzt, auf die Gegenvor­
schläge einzutreten und die APK In zwei Punkten zu 
unterstützen: Geben Sie ein klares Signal, dass Sie erstens 
hinter dem Beitrittsziel stehen und dass Sie zweitens den 
Zeitpunkt, konkret ans Werk zu gehen, In den nächsten Jah­
ren für gekommen sehen. 

Schliler Ulrich r,/, ZH): Ich habe zwei Aufgaben zu erfüllen: 
Ich beantrage Ihnen Im Namen der einstimmigen SVP-Frak­
tlon, nicht auf die verschiedenen Gegenvorschläge einzutre­
ten. Ausserdem begründe ich anschßessend den Antrag der 
Minderheit I zu Artikel 1 bis des Bundesbeschlusses 2 Ober 
die Volksinitiative «Ja zu Europa!». 
Die Gegenvorschläge, die uns hier vom Bundesrat und von 
verschiedenen anderen Autoren präsentiert werden, haben 
alle eines gemeinsam: Es sind keine wirklichen Gegenvor­
schläge. Sie wollen genau dasselbe, was auch die Initianten 
wollen: Sie wollen nach Brüssel. Sie spielen zwar mit unter­
schiedlichen Terminen bezüglich der noch zu verlangenden 
Berichte. Aber allen Ist eines gemeinsam: Sie wollen das 
VQlk aus der EU-Beratung ausschllessenl 
Es ist in unserem Land vorläufig noch das gute Recht von 
Initianten, eine Volksinitiative zu starten und damit das Volk 
an einem Entscheidungsprozess zu beteiligen. Alle Gegen-

vorschläge zielen Indessen - nachdem die Initianten das An­
Hegen EU-Beitritt Ins Gespräch gebracht haben - darauf ab, 
das Volk von den dafQr erforderlichen Beratungen auszu­
schalten. Wirkliche Gegenvorschläge sind das nicht! 
Es Ist Ja auch höchst bemerkenswert, wie der Bundesrat 
diese Absicht in aller Offenheit zugibt Schliessllch hat er 
dazu eine Pressemitteilung verteilen lassen, In der er sein 
Interesse an einer Debatte Im Parlament zur Initiative «Ja zu 
Europa!» zum Ausdruck bringt. Diese Debatte solle -
schreibt der Bundesrat - der Bundesversammlung Gelegen­
heit geben, die bundesrätllche Politik zu unterstützen und zu 
bestätigen. Erfolgreiche Initianten haben dagegen das 
Recht, das Volk in einer Sachfrage mitsprechen zu lassen. 
Ein Gegenvorschlag, der allein das Ziel verfolgt, das Volk 
von der Diskussion auszuschalten, Ist damit kein wirklicher 
Gegenvorschlag. 
Im Übrigen, Herr Bundesrat Delss: Bezüglich der Gelegen­
heit, die Sie dem Parlament einräumen, muss ich Ihre 
bemerkenswerte EU-Kompatlbllität bewundern: Es Ist offen­
sichtlich EU-kompatibel, denjenigen, die nach schweizeri­
schem Recht eine Mitsprachemöglichkeit ausdruckllch 
besitzen, diese Möglichkeit wegzunehmen und dafür dem 
Parlament noch das Recht zu überlassen, bloss zu bestäti­
gen, was der Bundesrat verfolgt Mindestens ein bisschen 
Kritik darf man Im Parlament in Bezug auf diese Politik viel­
leicht auch In Zukunft noch anbringen. 
Ich bitte Sie, auf solche Spiele nicht einzugehen. Initianten 
haben ein Recht, dass man Ober Ihre Volksinitiative ab­
stimmt Das Parlament darf das Recht von Initianten nicht 
dahingehend einschränken, dass lnltianten "Z!Nar noch einen 
Vorschlag unterbreiten dürfen, dass aber jegliche Mitspra­
che ausgeschaltet wird, wenn es um Brüssel geht, weil man 
Ober BrOssel ungestört vom Souverän eigene Kreise ziehen 
will. Solches, Herr Suter, müssten Sie vielleicht auch in Ihre 
Überlegungen mit einbeziehen, wenn Sie sich über Glaub­
würdigkeit auslassen. 
Zum Antrag der Minderheit 1: Wenn Sie schon einen Gegen­
vorschlag machen wollen, dann hat dieser Gegenvorschlag 
den Stand zum Ausdruck zu bringen, der durch Volksabstim­
mungen In diesem Land geschaffen worden Ist. 1992 hat 
sich das Stimmvolk gegen eine Einbindung der Schweiz In 
Prozesse, die in BrOssel bestimmt werden, entschieden. Wir 
wollen nicht In die Entscheidungsmechanismen Brüssels 
eingebunden werden. Das war der Entscheid 1992. 
Der Entscheid des Jahres 2000 ist: Wir sagen Ja zu Ver­
tragslösungen, bei denen ein einzelner Staat seine Souvern­
änltät, bei denen die Schweiz ihre Souveränität In einer 
Verhandlung unter Glelchberechtlgten bewahren kann. 
Das Ist der Stand, auf dem wir heute sind. Wenn wir schon 
einen Gegenvorschlag machen, dann darf dieser allein an 
der Jetzt erzielten Situation festhalten, hervorgegangen aus 
zwei Volksabstimmungen. Das bringt der Antrag der Minder­
heit I zum Bundesbeschluss 2 zum Ausdruck: Wir verhan­
deln weiterhin als souveräner Staat mit souveränen, 
gleichberechtigten Partnern; aber wir lassen uns nicht In die 
EU einbinden. 
Ich bitte Sie Im Namen der SVP-Fraktlon, auf keinen der Ge­
genvorschläge einzutreten. Wenn Sie dies nicht lassen kön­
nen, bitte ich Sie persönlich, aus Respekt dem Souverän 
gegenüber - um einmal auch lnnenpolltisch ein bisschen 
Glaubwürdigkeit zu zeigen, Herr Suter -, den heutigen 
Stand zu respektieren und dies Im von mir vorgeschlagenen 
Gegenvorschlag zu bestätigen. 

Schmied Walter (V. BE): La Sulsse vlent d'accepter les ac­
cords bllateraux negocles avec !'Union europeenne. Faut-11 
revendlquer aujourd'hul l'ouverture de negoclatlons avec 
Bruxelles portant sur l'adheslon de notre pays a !'Union 
europeenne? Vollä la questlon a laquelle nous obligent a re­
pondre !es auteurs de !'initiative populaire «Oui a l'Europel», 
cela juste trols semaines apres le verdlct hlstorlque pro­
nonce par le peuple sulsse. Poser la question, en toute lo­
glque c'est deja y repondre. La mlnorlte II refuse toute 
approche strateglque ou tactlque. L'.objectlvite mAme lnvlte 
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au rejet du texte d'une Initiative, aujourd'hui vide de sa subs­
tance. La campagne menee en faveur des accords bilate­
raux a permls a la Suisse entlere de se retrouver et de 
fraterniser au soir de la publlcatlon d'un resultat entrant dans 
las annales de l'histoire du pays. 
Mais l'euphorle n'est pas de mise: les lnltiants seraient blen 
insplres de proceder a une analyse differenclee du resultat 
du 21 mal dernler. Cela vaut egalement pour les rapporteurs 
de la majorlte de la commlsslon, notamment pour M. Renn­
wald. Le resultat de Ja votation demande a 13tre relativise an 
toute objectivite. Monsieur Rennwald, avec 67 pour cent de 
oul, la masse des votants tous bords confondus n'a depasse 
qua de 7 polnts le resultat assure par l'assemblee des dele­
gues de l'UDC sulsse, parti qul s'est prononce en faveur des 
accords a ralson de 60 pour cent. La recuperatlon du resul­
tat du 21 mal dernler par les auteurs de l'inltlatlve «Oul a 
l'Europel» ne doit pas et ne peut pas avoir Heu dans de telles 
conditions. Tout laisse augurer du clivage qul renaitrait des 
cendres d'une campagne incendiaire, preprogrammee par 
un vote portant sur l'adhesion a l'Union europeenne, vote 
consldere aujourd'hul comme etant largement premature et 
sans fondement. Cette initiative est devenue nuislble sur 
tous las plans. MAme le Conseil federal avoue son embar­
ras. En commlssion et publlquement, II se met a partager 
notre inquletude. 
Osons malntenant la comparalson des resultats du 6 de­
cembre 1992 et du 21 mal 2000. Souvenons-nous: la pre­
mlere votatlon dralnait encore aux urnes le 80 pour cent du 
corps electoral, dont la moitie s'est prononcee en faveur de 
l'EEE. Or, 50 pour cent de oul sur 80 pour cent de par­
tlcipation slgnlfie qua 40 personnes ont agree, sur un poten­
tial de 100, un accord pourtant defaillant du point de vue 
instltutlonnel et protege par aucune mesure d'accompagne­
ment. 
Le 21 mal dernler, par contre, seuls 32 votants sur un poten­
tial de 100, c'est-a-dire 67 pour cent de oul pour 48 pour 
cent de partlcipation, dlsalent oui aux bilaterales, frult de ne­
goclatlons pourtant equlllbrees, flanquees de mesures d'ac­
compagnement severes. Vu saus cet angle, il y a lieu de 
prendre en compte une demobilisation des forces proeuro­
peennes. En d'autres termes, si 1,763 mllllon de cltoyens di­
saient encore oul a l'EEE en 1992, lls n'etalent plus qua 
1,497 million a dlre oul aux bilaterales le 21 mal dernier, et 
cela a l'echelle de la Sulsse. En fait, les bulletlns oul gllsses 
dans les umes ont chute de !'ordre de 15 pour cent entre 
1992 et 2000. Des lors, un constat s'lmpose: l'europhilie 
connait aussl ses hauts et ses basl Et toute tentative de re­
cuperatlon du vote du 21 mal dernler par les lnitlants releve 
de l'utople. Des lors, la vole preconisee par le Conseil fede­
ral, celle d'opposer un contre-projet indlrect a l'inltlative des 
jeunes, contre-projet sous forme d'arräte qul, selon son arti­
cle 4, ne pourralt pas Atre soumis au referendum, a de quoi 
surprendre. Une teile demarche ne vise en fait qu'a sauver 
la mise aux lnitlants. Aussl rendralt-elle Impossible l'ouver­
ture d'un large debat populaire qul, pourtant, constltue l'ar­
gument prlnclpal avance par les representants du comlte 
d'lnltlatlve, lors de leur audltlon en commlssion. 
Un tel debat portant sur l'opportunite d'adherer a l'Union 
europeenne est Juge premature par la minorlte II de la com­
mlsslon. Mals, pire encore, voulolr transvaser, entre gullle­
mets, le contenu de !'Initiative destlnee au verdlct du peuple 
dans le moule d'un arr&te federal non soumls au referendum 
facultatlf releve d'une mascarade absurde. SI le Parlament 
devalt sulvre le Conseil federal, son vote sanctlonneralt le 
peuple dans l'exerclce de ses drolts, lequel, alors, n'auralt 
plus qu'a sublr notre politlque sans avolr l'opportunlte de se 
prononcer, alors que l'lnltlative, preclsement, demande !'in­
verse. 
Le Conseil federal vient de se gagner l'estlme du peuple 
pour avolr mene une campagne sans bavure lors du vote sur 
las bilaterales. Pour ce faire, il s'est engage face au souve­
raln, lui falsant des promesses qu'II s'aglt maintenant d'ho­
norer scrupuleusement. Le langage offlciel doit rester 
transparent, et notre Parlament est engage tout autant dans 
cette question. Le temps est venu d'accumuler des ä present 
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nos experlences avec l'Union europeenne, mais surtout II 
nous appartlent de consommer, entre gulllemets, lntegrale­
ment tous les delals transltoires negocles dans le cadre des­
dlts accords. Par la sulte, nous verrons blen, Monsieur Suter, 
ca qu'il y a lleu d'entreprendre au vu des evenements futurs. 
L:art de la polltlque peut parfois paraitre paradoxal mals, 
dans le cas d'espece, donner suite a !'initiative populalre re­
vlendrait, de falt, a emp&cher ses auteurs de retirer leur 
texte. La Sulsse ne supporte pas de nouvelles fractures pour 
l'instant, alors que le pays vlent de panser ses plales. Les 
auteurs de rlnltlatlve ne sont nullement dupes et ils le savent 
fort blen. lls retireront leur texte apres avolr ttre leur baroud 
d'honneur. Si, contre taute attente, lls devalent perslster 
dans leurs convictions, ils auront a assumer seuls le resultat 
d'une debäcle qua m&me M. Blankart, ancien secretaire 
d'Etat, expert chevronne en la matlere, a su predlre d'em­
blee. La prattque d'une politique deslnteressee nous dlcte 
une attltude d'ouverture au dialogue avec l'ensemble de la 
populatlon qul englobe aussi las eurosceptlques quant a une 
adheslon. 
La sagesse et la convlctlon lnvltent la minorlte II a recom­
mander de rejeter cette initiative populaire. 

Theller Georges (R, LU): Das Volk hat vor zwei Wochen zu 
Europa klar Ja gesagt, indem es den bilateralen Verträgen 
zugestimmt hat. Ich hatte meine Freude daran, wie wohl 
auch die meisten hier Im Saal. Das Volk hat damit aber si­
cher zwei Dinge nicht gesagt: Es hat sicher nicht Ja zu ei­
nem EU-Beitritt gesagt und sicher auch nicht, dass wir jetzt 
"sublto» mit der EU Verhandlungen aufnehmen sollen. 
Ich habe - sicher wie viele von Ihnen - an vielen Veranstal­
tungen teilgenommen und sehr viele und tiefe Eindrücke er­
halten. Wir haben versucht, das Volk zu Oberzeugen, und 
Sie, Herr Bundesrat Deiss, sind uns da vorangegangen. Ich 
danke Ihnen mr diesen Einsatz. 
Ich staune Jedoch, wie schnell Sie all diese gewonnenen 
Eindrücke offenbar vergessen haben. Mindestens In der 
lnnerschwelz war es kein Honigschlecken, bei den Veran­
staltungen für ein Ja einzustehen. Vom Volk sind viele Be­
denken gekommen, vor allem in den Bereichen Personen­
und Landverkehr. Ich begreife nicht, dass man innert 14 Ta­
gen quasi den « Turbo» einschalten kann, nur well eine Initia­
tive vorliegt und man offenbar Angst hat, diese dem Volk 
ohne Gegenvorschlag zu unterbreiten. 
Die Initiative liegt quer in der Landschaft, zeitlich und auch In­
haltlich. Den Gegenvorschlag des Bundesrates halte ich 
nicht tar gut, weil ich meine, dass es schlecht Ist, diese wich­
tige Frage des EU-Beitrittes nun am Volk vorbelschmuggeln 
zu wollen. Beides ist falsch: sowohl die Initiative als auch Ge­
genvorschläge, welche nicht dem Volk unterbreitet werden. 
Die bilateralen Abkommen brauchen eine Umsetzungszelt. 
Im Personenverkehr haben wir Innert kurzer Zeit unter Um­
ständen ein Referendum zu bestehen. Im Landverkehr ha­
ben wir eine Umsetzungszeit der Bauwerke von zehn bis 
zwölf Jahren. Auch das müssen wir umsetzen, bevor wir 
definitiv und sicher beurtellen können, wie sich die ganze 
40-Tonnen-Frage auf unser Land auswirken wird. All diese 
Fragen mQssen wir bei einem EU-Beitritt selbstverständlich 
auch beantworten und lösen. 
Aber auch die EU wird sich In dieser Zeit verändern. Sie wird 
sich verändern müssen, die Ost-Erweiterung wird es ganz 
deutlich an den Tag legen. Auch die föderalistischen Struktu­
ren weisen grosse Mängel auf; auch dort benötigt es Zelt 
Wenn wir Berichte erstellen, müssen wir eine Idee oder Vor­
stellung davon haben, wie die EU dannzumal aussehen 
wird, wenn wir ihr beitreten. Wir brauchen Zeit, und auch die 
EU braucht Zelt 
Ich sage klar Nein zur Initiative, ich sage aber auch Nein zu 
Gegenvorschlägen In Form von Bundesbeschl0ssen, welche 
nicht dem Volk unterbreitet werden. 
Warum nun mein Gegenvorschlag? Er setzt beim Bundes­
beschluss 2 an. Wir haben die Möglichkeit, eine moderate 
Form der weiteren Integration dem Volk als direkten Gegen­
vorschlag zur Initiative zur Abstimmung vorzulegen. 
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Ich verlange zwei Dinge: Erstens müssen weitere lntegratl• 
onsschritte folgen. Zweitens müssen wir alle Optionen offen 
lassen. Es Ist doch falsch, zu verhandeln und nur noch eine 
Option vor sich zu haben. Ich meine, Ich lasse damit alle Op­
tionen offen. Es Ist ein EWR II möglich, aber auch weitere bl· 
laterale Abkommen sind möglich, wie sie der Bundesrat 
angekündigt hat. Selbstverständllch Ist auch ein EU-Beitritt 
möglich. 
Das Wesentliche bei meinem Antrag Ist nun, dass Volk und 
stände Ober die Initiative und den Gegenvorschlag abstim­
men können. Der Inhalt aller Gegenvorschläge, die Sie 
heute aUf dem llsch haben, würde nach meiner Überzeu­
gung ganz anders aussehen, wenn sie obligatorisch dem 
Volk vorgelegt werden müssten. Schauen Sie sich einmal 
die Vorschläge und die grossen Bedenken an. Es ist logisch, 
dass man sie einfach hier Im Parlament behandeln und da­
mit nicht vors Volk treten wlll. 
Ich bitte Sie also: Lehnen Sie die Volksinitiative «Ja zu Eu­
ropa!» ab, und treten Sie nicht auf den Gegenvorschlag des 
Bundesrates ein. Lehnen Sie alle Gegenvorschläge ab, wel­
che die wichtige Frage des EU-Beitrittes am Volk vorbei­
schmuggeln wollen, und stimmen Sie eventualiter meinem 
Antrag In Form dieses direkten Gegenvorschlages zu, so 
dass das Volk auch eine echte Alternative hat. 

Fischer Ulrich (R, AG): Wenn wir eine saubere Kompetenz­
ordnung beibehalten wollten, dann müssten wir die Initiative 
zur Ablehnung empfehlen und auf einen Gegenvorschlag 
verzichten. Ich werde deshalb zunächst einmal In diesem 
Sinne votieren. 
Es gibt allerdlngs schon Gründe, die fOr die Erarbeitung ei­
nes Gegenvorschlages sprechen. Es sind aber nicht recht­
liche, sondern ausschllessllch politisch-psychologische 
Gründe. Mit einem Nein zur Initiative wollen wir gegenüber 
der EU nicht den Eindruck erwecken, man wolle nun die 
Türe zuschlagen. Wir wollen die EU nicht brüskieren. Inso­
fern lässt sich die Notwendigkeit eines Gegenvorschlages 
begründen. Nun liegen verschiedene Varianten für einen 
solchen Gegenvorschlag auf dem llsch. Mit Ausnahme der 
Minderheit 1 (Entwurf 1) wollen sich alle, auch der Bundes­
rat, einseitig aUf den Beitritt zur EU kaprizieren, mit oder 
ohne Fristen für eine VerhandlungsaUfnahme. Damit schrän­
ken Sie jedoch den Handlungsspielraum des Bundesrates 
aUf einen Beitritt ein. 
Für den nächsten Schritt Im Integrationsprozess sind aber 
verschiedene Varianten denkbar. Man kann eine weitere 
Runde bilaterale Verhandlungen anstreben, man kann den 
Blmenmarkt vervollständigen und mit den vier Freiheiten 
des EWR die wirtschaftliche Integration vervollständigen, 
oder man kann, wie es der Bundesrat in seinem Gegenvor­
schlag will, den direkten Beitritt zur EU anstreben. Der Ge­
genvorschlag der Minderheit I will den Handlungsspielraum 
des Bundesrates nicht einengen, sondern für den nächsten 
Schritt alle Optionen offen halten. Die Minderheit 1 - Ich 
möchte das betonen - schllesst nicht aus, dass der nächste 
Schritt bereits die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen be­
inhaltet. Aber sie schliesst auch andere Varianten mit ein. 
Mein Vorschlag Ist damit keineswegs eine Absage an den 
EU-Beitritt. Der Gegenvorschlag mit allen Optionen ent­
spricht den Aussagen massgeblicher Kreise - auch des 
Bundesrates - im Abstimmungskampf Ober die bilateralen 
Verträge. Damals wurde Immer wieder gesagt, auch von 
bundesrätllcher Seite, die Zustimmung zu den bilateralen 
Verträgen beinhalte kein Präjudiz für die nächsten Schritte. 
Indem man es bei den bilateralen Verträgen bewenden 
lasse, worden die Mögllchkelten offen gehalten, dass man 
weitere bilaterale Verträge abzuschliessen versucht, dass 
man den EWR II anstrebt oder dass man den Beitritt zur EU 
vorantreibt. 
zwei Wochen nach dem Volksentscheid Ober die bilateralen 
Verträge kann nun nicht einfach mit einem Beschluss zum 
Durchmarsch die Welche einseitig In eine Richtung gestellt 
werden. Das Ist meines Erachtens unredlich und würde vom 
Volk nicht verstanden. 

Die Minderheit I möchte den Gegenvorschlag dem fakultati­
ven Referendum unterstellen - Im Gegensatz zum Bundes­
rat, der unter anderem rechtliche Bedenken geäussert hat. 
Der Gegenvorschlag an sich Ist rechtlich problematisch, weil 
er eine Einmischung in den Kompetenzbereich des Bundes­
rates bedeutet, der Ober das hinausgeht, was die Bundes­
verfassung für die Mitwirkung des Parlamentes vorgesehen 
hat. 
Wenn schon eine Einmischung stattfindet, kann diese auch 
für die Unterstellung unter das fakultative Referendum ver­
antwortet werden. Das Ganze Ist weder politisch noch recht­
lich ein sauberer Vorgang. Die politische Unterstellung auch 
des Gegenvorschlages unter das fakultative Referendum Ist 
aber politisch dringend geboten; beim direkten Gegenvor­
schlag wäre sie ja sogar obligatorisch. 
Ich bin mir bewusst, dass unser Gegenvorschlag die Initian­
ten kaum zum ROckzug ihrer Initiative bewegen wird, weil 
der Entscheid Ober die Initiative dem Volk die Möglichkeit zur 
Melnungsäusserung gibt, auch wenn er ein Signal In die fal. 
sehe Richtung Ist und missverständlich sein kann. Der Ge­
genvorschlag der Minderheit II und tendenziell auch jener 
des Bundesrates sowie die übrigen Gegenvorschläge wollen 
aber die Mitsprache des Volkes ausklammern, was - obwohl 
rechtlich In Ordnung - politisch nicht sauber Ist. Das Volk 
müsste sich verschaukelt vorkommen. 
In diesem Sinne bitte Ich Sie, wenn Sie schon einen Gegen­
vorschlag beschliessen, jenen der Minderheit I zu unterstüt­
zen. 

Jutzet Erwin (S, FR): La Sulsse est comme une belle vllla, 
dans un magnlflque jardln. Cette villa est entouree et prote­
gee d'une grande clOture. Cette vllla se trouve dans un vll­
lage qul s'appelle l'Europe. Avec las accords bllateraux, 
nous avons entrouvert quelques portes dans cette clOture, 
mais la clOture reste. t.:lnitlative populalre et ma proposltlon 
de mlnorlte demandent que l'on negocle avec nos volsins 
dans le but d'enlever cette clOture et d'appartenlr de plein 
drolt et entlerement a ce vlllage. 
Geduld bringt Rosen - ich will aber keine Rosen, und Ich will 
auch nicht auf die Rosen aUf meinem Grab warten. Wer zu 
spät kommt, den bestraft das Leben. 
Europa steht vor einer grossen Erweiterung. Bald kommen 
Polen, Tschechien, Ungarn, Slowenien und Estland dazu. 
Sie stehen bereits In der Eingangstor. Andere haben ange­
klopft u. a Litauen, Rumänien, Bulgarien und die T0rkel. 
Europa Ist Im Umbruch, Im Aufbruch - und da soll die 
Schweiz zuschauen, statt mltzuplanen, mltzubauen, mitzu­
gestalten? 
Wir könnten mit unserer Erfahrung in Bezug auf die direkte 
Demokratie, auf den Föderalismus und auf das Subsidiari­
tätsprinzip viel beitragen. Die Schweiz Ist doch eigentlich ein 
kleines Europa In diesem Europa. Wir können und wir sollen 
uns mit unseren Erfahrungen einbringen. 
Europa Ist nicht mehr bereit, der Schweiz eine Sonderstel­
lung zuzugestehen. Das BIid der Schweiz als Frledenslnsel, 
als Land der Schokolade, des Käses und der Uhren Ist 
passe. Heute herrscht eher das BIid vom MusterschQler vor, 
den man nicht besonders !lebt, oder das Bild von einem Pro­
flteur. Die Schweiz läuft Gefahr, ausgegrenzt zu werden. 
Das will Ich nicht, und das kann Ich vor meinen vier Kindern 
auch nicht verantworten. 
Die Minderheit II beantragt, dass bis Ende 2001 Verhandlun­
gen aufgenommen werden. Damit wird noch nichts Ober den 
Inhalt dieser Verhandlungen gesagt. Darüber wird das Volk 
abstimmen können. Miteinander reden, miteinander verhan­
deln, das sollten wir schon tun, und 'Z:Nar jetzt, und es nicht 
immer wieder ad calendas graecas verschieben. 
Ich bitte Sie, den Antrag der Minderheit II zur Vorlage 1 zu 
unterstützen. 

Maitre Jean-Philipps (C, GE): Les differentes proposltlons 
qul sont soumises montrent qu'II y a aujourd'hui trois types 
d'approche de la questlon europeenne: II y a ceux qul sont 
contre toute adheslon a l'Unlon europeenne; il y a ceux qul 

Bulletin offlclel de I' Assemblee fednle 



g 
7.Junl2000 545 Nationalrat 99.011 

sont pour l'adhesion et qui pensent que cela doit se faire 
sans delal; et puis il y a ceux qul sont pour l'adhesion, mals 
qul sont convaincus que cela prendra du temps et, dans 
cette trolsleme categorie, evldemment, le barometre de la 
patlence ou de l'lmpatience peut varier a l'infinl. 
Las contre-projets, dans leurs differentes formes, s'adres­
sent a tous ceux qul sont pour l'adheslon et qul rejolgnent 
ainsl le but strategique du Conseil federal. Tel est le cas de 
la claire majorite du groupe democrate-chretlen. 
Mais conflrmer que l'on est touJours derriere le but strategl­
que du Conseil federal ne sufflt pas. II y a, en effet, deux pro­
blemes a regler, qul forment le coeur de notre debat. 
Le premier probleme a poser et a trancher est celul-cl: cer­
tains dlsent ätre pour le but strategique du Conseil federal, 
mais lls ne veulent pas materlaliser leur appul dans un texte 
vote par 1e Parlament. lls tlrent souvent leurs arguments de 
la campagne mäme et du vote mäme sur las accords bilate­
raux. En effet, pendant 1a campagne sur las accords bllate­
raux, on a dit, a juste tltre et souvent, qua cela ne constltuait 
pas un cheque en blanc pour l'adheslon, mais on a dit tout 
autant qua cela ne constltuait pas l'aboutlssement d'un pro­
cessus qul bloqueralt toute autre perspectlve. En d'autres 
termes, les accords bllateraux, ce n'est pas une fulte en 
avant, mais ce n'est pas un retour en arriere non plus. 
AuJourd'hul, le contre-projet du Conseil federal confirme le 
but strategique. Le Parlament ne peut pas slmultanement 
dlre son appul au Conseil federal et refuser le texte que le 
Gouvernement propose, ou un texte analogue, alors que ce 
ou ces textes ne contiennent rlen d'autre que ce que te Con­
seil federal a tou]ours dit. Le faire, c'est alors, le cas 
echeant, renoncer au but strateglque, c'est denler toute legi­
timite au Consell federal pour poursuivre la poßtlque pru­
dente condulte depuls des annees. Ce seralt alors un retour 
en arrlere, et un retour en arrlere c'est manquer aux engage­
ments prls pendant la campagne sur les accords bllaterauxl 
Ceux qul continuent de soutenir la politlque du Consell fede­
ral, c'est-a-dlre le but strateglque de l'adheslon, le font tout 
slmplement en votant un contre-projet, c'est-a-dire en mar­
quant de la coherence. Mals, il faut plus que de la coherence 
pour aboutlr, il faut egafement de la tucldite. C'est la que Je 
m'adresse aux lmpatlents ä qul Je veux dlre que Je les com­
prends. Je las comprends d'autant plus qua Je me suis d'em­
blee lmpose cette exigence de lucldite. Une Integration 
europeenne aboutle est un projet trop lmportant pour qua 
l'on se grille sur l'obJectlf, taute d'avolr pu, en l'etat, s'enten­
dre sur un calendrler. 
Alors, aux hesitants, c'est un appel ä la coherence, et aux 
impatlents, c'est un appel ä la lucldlte. Cette double exl­
gence de coherence et de lucidlte nous a conduits ä presen­
ter une propositlon. Celle-cl, vous l'avez sous les yeux, 
conftrme le but de l'adhesion, comme le falt le Conseil fede­
ral. Elle preclse le champ de l'examen des consequences 
d'une adheslon sur le plan lnstltutlonnel, economique, mo­
netaire, financler, social, environnemental. 
Elle laisse au Conseil federal la plelne competence de decl­
der du moment de la reactlvatlon de la demande d'adheslon 
et eile renforce les mecanlsmes de consultatlon prealable. 
Le projet qua vous propose la majorlte du groupe demo­
crate-chretlen est une synthese de cette double exigence de 
coherence et de lucldlte. C'est un appel ä la ralson pour cel­
les et ceux qul seralent partlsans de l'emballement. Mals 
c'est aussl une reponse clalre ll celles et ceux qui veulent 
casser l'elan. 

Scheurer Remy (L, NE): Le chemln du contre-pro]et a l'lnl­
tlative populalre «Oui ll l'Europel» est etrolt. De plus, son 
profll dolt ätre assez plat pour qua le Conseil des Etats ac­
cepte de s'y engager prudemment, mals il dolt avolr assez 
de rellef aussl pour permettre aux lnltlants de retlrer leur Ini­
tiative. C'est demander beaucoup a des personnes anlmees 
d'un fort ideal et qul se sont tres fortement engagees, ä un 
moment critique de nos relatlons avec !'Union europeenne. 
Malheureusement - Je le dis sans ironle ni mepris, avec 
beaucoup de regret - ce qu'il y a de meilleur aujourd'hu! 
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dans l'initlatlve, c'est sa clause de retrait. Nous devons facili­
ter cette solutlon, cette declslon partlculierement dlfficlle. 
C'est pourquol le groupe liberal presente deux amende­
ments au contre-projet du Consell federaf. Vous avez pu 
constater, d'apres !es documenta que vous avez 1'8QUS, que 
le groupe liberal sult une vole parallele ä celle qui vlent d'ätre 
decrlte par M. Maltre et une voie plus proche encore de ceile 
qua donnera tout ä l'heure Mme Nabholz. 
Plusleurs propositlons fixent, ä l'article 3, une date butolr 
pour contrafndre le Consell federal a la reactlvatlon de la de­
mande dadhesion. A notre avls, la presslon du temps ne 
dolt pas ätre mlse sur l'artlcle 3, mals sur l'artlcle 2 Oll il est 
questlon du rapport attendu du Conseil federal sur ies con­
sequences pour la Sulsse de l'adheslon a l'Unlon euro­
peenne. 
Le Conseil federal a, sur ce polnt, une plus grande llberte 
d'action que dans le cholx de la date de reactlvatlon de la 
demande. Notre amendement detaille et preclse aussl da­
vantage l'lnventalre des consequences de l'adheslon. 
Ce rapport ne necesslte vralsemblablement guere d'etudes 
de fond. II fournlralt donc, a breve echeance, mattere ll une 
Information plus complete et plus sOre, Information neces­
saire a une dlscusston approfondle, non seulement au Parla­
ment, mals aussl parrnl las citoyennes et les cltoyens. Cela 
est d'autant plus necessalre qua les frults de la democratle 
sont lents ä mOrlr et qu'une preparatlon lnsufflsante ou precl­
pltee de l'oplnlon serait un obstacle ä l'adheslon le Jour Oll le 
peuple et les cantons devront en decider. 
A l'artlcle 3, nous conslderons que le contre-projet dolt lncl­
ter le Conseil federal a reactlver la demande. Tant mieux si 
l'occaslon s'en presente bientöt. Mais, aglr sous la con­
trainte d"un delal pourrait ätre prejudlciable ll la cause mäme 
de l'adheslon. Je comprends blen qua, devant des horlzons 
temporels bomes par des fins de leglslature, tres peu d'an­
nees paralssent un long terme. Mals de toute evldence, ce 
n'est pas dans le temps court de la leglslature quase sltue 
la questlon de l'adheslon. Ce processus s'lnscrlt dans le 
temps long de notre histoire nationale, de sorte que les plus 
ou molns deux ou trols ans qul paralssent maintenant sl lm­
portants sont dejä lnslgnlflants. 
En demandant au Conseil federal de reactlver la demande 
des que posslble, apres consultatlon du Parlament et des 
cantons, nous ne renvoyons pas la reactlvation dans un futur 
lncertaln, mais nous inslstons une nouvelle fols sur la qualite 
de la preparation ä l'adheslon et nous marquons notre vo­
lonte de progresser sans perdre de temps. Et surtout, 
n'oublions pas qu'll s'aglt aujourd'hui de la reactlvation d'une 
demande d'ouverture de negociatlons en vue de l'adhesion 
ll !'Union europeenne. Le moment decislf vlendra au terme 
de ces negoclatlons. II n'est pas dans leur ouverture. 
En resume, le groupe liberal vous propose de mettre le Con­
seil federal sous la pression du temps, principalement en ce 
qui conceme la productlon d'un rapport, et de le laisser da­
vantage Juge du moment opportun pour la reactlvatlon de la 
demande, mais sans atermolements, car la Sulsse ne doit 
pas seulement adherer un Jour ll l'Unlon europeenne, eile 
dolt partlciper aussi le plus posslble et le plus tot posslble ll 
la constructlon politique du continent auquel eile appartlent 
et au destln duquel eile est llee. 

Nabholz Lili (R, ZH): Wann Immer wir in diesem Saal das 
Europadossier öffnen, wird auch von der Öffnung der 
Schweiz gesprochen. Aber Öffnung gegen aussen muss mit 
der Öffnung Im Innern beginnen, und ich bin dezidiert der 
Auffassung, dass der Gegenvorschlag eine solche Öffnung 
im Innern darstellt. Ein Gegenvorschlag Ist nicht etwas Un­
nötiges, sondern er Ist ein politischer Eckwert - das haben 
die acharnierten Gegner Jeder Annäherung an die Europäi­
sche Union sehr genau analysiert und erkannt. Darum be­
kämpfen sie so vehement Jede Art von Gegenvorschlag. Es 
Ist eben ein Unterschied, ob man Ober Jahre hinweg bloss 
von Szenarien und Optionen redet oder ob wir heute das 
strategische Ziel des Bundesrates in einem Bundesbe­
schluss verankern. 
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Das Parlament unterstatzt damit den Bundesrat; ein Nicht­
eintreten auf die Vorlage 1 WOrde Ihn ganz klar desavouie­
ren, sowohl Im Innern wie auch gegen aussen. Tun wir mit 
der Nennung des Beitrittsziels etwas Ungehöriges? Hinter­
gehen wir das Volk, das am 21. Mai dieses Jahres so deut­
lich die bilateralen Verträge gutgeheissen hat? Nein. 
Vlellelcht kann es von vielen BOrgerlnnen und Bürgern nicht 
nachvollzogen werden, warum wir nur wenige Tage nach der 
Abstimmung erneut das Thema Europa traktandlert haben. 
Auch Ich hätte mir ein anderes Timing gewünscht. Allein, wir 
sind durch die Verfassung an Fristen gebunden. Dies wäre 
der Bevölkerung zu erklären, statt darüber zu lamentieren, 
dass nun nicht einfach eine Debattlerpause zu diesem 
Thema eintreten kann. 
Müssen wir angesichts der zeitlichen Nähe zum 21. Mal das 
Thema anders behandeln, als wenn ein zeitlicher Abstand 
bestünde? Auch das, denke Ich, wäre falsch. Das strategi­
sche Ziel des Bundesrates ist seit Jahren klar. Es Hegt seit 
langer Zeit auf dem Tisch. 
Es war also lange vor der Abstimmung Ober die bilateralen 
Verträge bekannt, und der Bundesrat ist nie hinter dieses 
Ziel zurilckgegangen. Er Ist nicht dahinter zurückgegangen, 
als wir uns - einige mögen sich noch daran erinnern - in die­
sem Saal noch Redeschlachten geliefert haben darilber, ob 
man In Bezug auf den EU-Beftrltt von «Option» oder «Ziel» 
sprechen solle. Er Ist nicht hinter dieses Ziel zurückgegan­
gen, als einige In diesem Saal nach der Volksabstlmmung 
von 1992 verlangten, das Beitrittsgesuch sei nun zurilckzu­
zlehen. Er ist auch während der Debatte Ober die bilateralen 
Verträge nie hinter dieses Zlel zurückgegangen. Darum ver­
dient Artikel 1 unsere Unterstützung. 
In Bezug auf eine gewisse zeitliche Vorgabe, die mir nötig 
scheint, weicht mein Antrag vom Antrag der Mehrheit, aber 
auch vom Vorschlag des Bundesrates ab. Der Bundesrat soll 
die Kompetenz haben, selber den Zeltpunkt zu bestimmen, 
an dem er die Beitrittsverhandlungen aufnehmen will. Aber 
da das Parlament Im Zusammenhang mit wesentlichen aus­
senpolitlschen Fragen ein Mitbestimmungs- und Mitgestal­
tungsrecht hat - dieses Recht ist In der neuen 
Bundesverfassung verbrieft -, Ist es nicht mehr als normal, 
dass sich der Bundesrat Innert absehbarer Zeit - das wird In 
den nächsten drei bis vier Jahren sein - In diesem Rate äus­
sert, wann er gedenkt, das Beitrittsgesuch zu reaktivieren. 
Damit findet ein Dlalog mit diesem politischen Gremium und 
auch mit dem Volk statt, und der Bundesrat kann den Puls 
fahlen, ob die Zelt reif Ist, den nächsten, logischen und kon­
sequenten Schritt In der von Ihm eingeleiteten Politik zu tun. 
Ich möchte noch etwas zur Frage des Referendums sagen. 
Wir haben bereits bei der Behandlung der Volkslnitlatlve 
«EU-Beitrittsverhandlungen vors Volk!» ganz klar entschie­
den, dass das Volk nicht das erste Wort haben soll - wenn 
es also um Verhandlungen geht -, sondern das letzte Wort, 
nämlich dann, wenn es um den Entscheid Ober Verhand­
lungsresultate geht. Bleiben wir konsequent, und geben wir 
auch bei dieser Frage dem Volk das letzte und nicht das 
erste Wort! Und an die Adresse all jener, die sagen, man 
wolle etwas am Volk vorbelschmuggeln, sage ich, dass 
nichts am Volk vorbeigeschmuggelt wird. Wir haben nur eine 
Pflicht, nämlich die Politik konsistent so weiter zu betreiben, 
wie wir sie bis Jetzt betrieben haben. 
Ich bitte Sie deshalb, meinem Eventualantrag zuzustimmen. 

Pelll Fulvlo (R, Tl): Kollege Wasserfallen, dessen Eventual­
antrag Ich begründe, gehört zu jenem Tell der Freisinnigen, 
der davon überzeugt Ist, dass es notwendig Ist, einen Indi­
rekten Gegenvorschlag zur Initiative «Ja zu Europa!» vorzu­
schlagen. 
Wie viele andere von uns Ist auch er überzeugt, dass die In­
teressen der Schweiz und der Schweizer Bevölkerung in Zu­
kunft viel besser durch eine Teilnahme am Schicksal der EU 
als durch einen verantwortungslosen Alleingang geschützt 
werden können. Wir sind Tell von Europa, wir stehen sogar 
im Zentrum unseres Kontinentes. Es liegt deshalb in unse­
rem Interesse, an seiner Gestaltung teilzunehmen. 

~ 

Der Indirekte Gegenvorschlag zur Initiative sollte, das ist un­
sere Überzeugung, einen Inhalt haben, der sich irgendwo 
zwischen demjenigen des Bundesrates und demjenigen der 
Mehrheit bewegt. 
Die Lösung des Bundesrates konnte leider weder die Kom­
mission des Nationalrates noch diejenige des Ständerates 
Oberzeugen, was sie geschwächt hat. Die Lösung der Mehr­
heit der Kommission geht sicher zu weit, well sie ein Verfahren 
vorschlägt, das unser Volk unter Druck stellen WOrde, was 
nach dem schwierigen, aber doch positiven Entscheid vom 
21. Mai 2000 unangebracht Ist. 
Man sollte deshalb eine der anderen vorgeschlagenen Lösun­
gen wählen: Ist es die Lösung des Antrages Nabholz, jene 
des Antrages der liberalen Fraktion oder doch diejenige des 
Antrages der CVP-Frakllon, welche die bundesrätllche Wahl 
des Beitrittszieles bestätigen, aber vernOnfligere Wege vor­
schlagen, als es derjenige der Kommissionsmehrheit tut? 
Im Antrag der CVP-Fraktlon gibt es jedoch ein Element, das 
schwer zu verstehen ist. Es handelt sich um Absatz 2 In Arti­
kel 2, wo gesagt wird: «Wenn es die Interessen der Schweiz 
erfordern, unterbreitet der Bundesrat dem Parlament die not­
wendigen Reformen.» Was genau damit gemeint Ist, ist nicht 
so klar. Uns erscheint wichtig, dass Jene Reformen, die eine 
Anpassung von Grundlagen der Schweiz betreffen, nur zu­
sammen mit der Beitrittsfrage In die Diskussion kommen soll­
ten. Ob dies auch die Meinung der CVP-Fraktion Ist. sagt der 
Text lelder nicht aus. 
Deshalb entstand die Idee, einen Eventualantrag einzureichen, 
der sich dem Antrag der CVP-Fraktlon anschliesst, aber die Un­
klarheit beseitigt. Sollte der Antrag der CVP-Fraklion verworfen 
werden, könnte man anhand des Eventualantrages Wasserfal­
len entscheiden, ob der Nationalrat diese CVP-ähnllche Fas­
sung vorzieht, die dem Bundesrat die volle Freiheit Obertässt, 
Gesetzesrevisionen dann vorzuschlagen, wann er will. 

Baumann Ruedl (G, BE): Eigentlich möchte ich sagen: Gu­
ten Morgen, Europa - good morning, Europel Aber wenn man 
das sagt, wird man sofort als esoterischer Euroturbo ver­
sehrten. Man müsse jetzt abwarten und sehen, wie sich die 
bilateralen Verträge entwickeln würden. Walt and seel Von 
hysterischen Neinsagern aus der lnnerschweiz - Präsidenten 
von Bundesratsparteien und Präsidenten von Kommissionen 
- wird der Stlllstand zum politischen Programm erklärt. 
Bundesrat Couchepln - König Couchepin - spricht von Mora­
torium, und der Gesamtbundesrat Ist sich offensichtlich nicht 
einig. Also eher: Gute Nacht, Europa! 
Die Grilnen sind ror den Beitritt zur Europäischen Union. Wir 
möchten mitgestalten statt Immer nur nachvollziehen. Wenn 
die Initiative «Ja zu Europa!» dem Volk unterbreitet wird, wer­
den wir sie unterstatzen. 
Wir glauben, dass der Bundesrat jetzt die Beitrittsverhandlun­
gen aufnehmen sollte. Der Bundesrat, der ja zu Recht die 
FOhrungsrolle In der Aussenpolitlk beansprucht, hätte es In 
der Hand, den zahlreichen taktischen Spielen rund um die 
Initiative «Ja zu Europa!» ein Ende zu setzen, Indem er 
beschllessAn WOrde, das Beitrittsgesuch in absehbarer Zelt 
aufzutauen. Liebe Bundesrätinnen und Bundesräte, wir Grü­
nen erwarten von Ihnen mutige Entscheide und nicht semanti­
sche Spitzfindigkeiten - ob der EU-Beitritt nun als strate­
gisches Zlel oder als konkretes Projekt bezeichnet werden 
darf oder weder noch. Erst reale Beftrlttsverhandlungen -
und, ebenso wichtig, glelchzeltig innenpolitische Reformen 
und flankierende Massnahmen, um beftrlttsfählg zu werden -
werden die Schweizerinnen und Schweizer Oberzeugen, dass 
wir zu Europa, zur EU gehören. 
Europa muss eine soziale und ökologische Alternative zu den 
USA bilden: Wettbewerb Ja, aber nicht totale Konkurrenz; 
Leistung soll sich lohnen, aber wer keine erbringen kann, darf 
deshalb nicht hungern, nicht frieren, sondern muss ein 
anständiges Leben führen können. Wir sehen Europa mit 
grenzüberschreitenden strengen Umweltauflagen und öko­
logl-schen Steuerungselementen; Europa als sozialer Raum, 
der nicht Hängematte, sondern - wenn schon - Trampolin Ist; 
Europa als Friedensprojekt 
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Wir sind als Grüne selbstverständllch stolz auf den grünen 
Aussenmlnlster von Deutschland. Joschka Fischer hat eine, 
wie er selber sagt, realistische Utopie für die Weiterentwick­
lung der EU lanciert, ein neues Gravitationszentrum in der 
wachsenden EU für Staaten, die weiter gehen wollen: Vom 
staatenbund zum Bundesstaat Europa mit einem parlamen­
tarischen Zweikammersystem, mit einer europäischen Ver­
fassung. 
zweifellos steht Europa vor grossen Herausforderungen. Vor 
der Türe der fünfzehn EU-Staaten stehen nicht weniger als 
dreizehn Beitrittskandidaten - mit der Schweiz wären es so­
gar vierzehn. Institutionelle Reformen in der EU werden da­
durch unumgänglich: neue Abstufungen des 
Einstimmigkeitsprinzips und zwischen Einstimmigkeitsprin­
zip und Mehrheitsentscheiden, neue Zusammensetzung der 
Kommission, neue Gewichtung der Stimmkraft der kleinen 
Länder usw. Und dle Schweiz, gelegen Im Herzen Europas, 
will, mit a.11 Ihren demokratischen Erfahrungen, da nicht mit­
machen? Von uns Schweizerinnen und Schweizern sagt 
man, wir warden frOh aufstehen, aber spät erwachen. Ich 
wäre froh, wenn zumindest der Bundesrat, der ja ohnehin 
Immer frOh aufsteht, sagen würde: «Guten Morgen Europa, 
wir sind aufgewacht!» 

SchlQer Ulrich r,J, ZH): Anlässlich der Begründung unseres 
Antrages zum Gegenvorschlag habe Ich Ihnen die SVP-Po­
sltlon «Nein zur Initiative und Nein zu allen Gegenvorschlä­
gen» dargelegt. Diese Position entspricht der einhelligen 
Meinung der SVP-Fraktlon. Sie hat zur Grundlage, dass das 
Volk 1992 die Einbindung In EU-Prozesse abgelehnt, Im 
Jahr 2000 Verträge unter souveränen Gebilden aber akzep­
tiert hat. Auch wenn wir nicht alle in jedem Fall an der Schaf­
fung dieser Grundlage beteiligt waren, so anerkennen wir 
sie als Basis. 
Zur Initiative: Es ist natürlich schön, EU-Europa gleichsam 
als Idylle darzustellen, der wir uns endlich auch anschlles­
sen sollen. Die Realität ist anders: Wir aber haben keine 
Lust, den Schweizerfranken einer von Schwindsucht befalle­
nen staatenlosen Währung zu opfern. Wir besitzen dazu 
auch kein Recht, Ist doch die Stärke des Schwelzerfrankens 
die Bilanz der Schaffenskraft des Volkes; der Schweizerfran­
ken Ist kein Instrument, mit dem die Polltiker machen kön­
nen, was sie wollen. 
Wir versparen auch keinerlei Lust, uns einem Gremium an­
zuschllessen, in dem vierzehn Staaten die Exekution eines 
fünfzehnten beschllessen und diesem fünfzehnten nicht ein­
mal das rechtliche Gehör gewähren. Das ist das Skandalöse 
an diesem EU-Entscheid: Ein zentralistisches Gebllde verur­
teilt einen einzigen Staat, der fest In der Demokratie steht, 
und dieser Staat darf sich nicht einmal dazu äussern. Einem 
Gebilde, das solches zulässt, wollen wir nicht angehören. 
Wenn Sie von Schadensbegrenzung nach dem EWR-Neln 
sprechen, Herr Suter: Können Sie mir sagen, wie wir unse­
ren «Schaden» in Bezug auf die Arbeitslosigkeit begrenzen 
sollen, die bei uns als Problem gelöst Ist, während die der 
EU trotz grossartlgen Konferenzen noch immer bei 10 Pro­
zent Hegt? Welchen Schaden haben wir in diesem Bereich 
zu beseitigen? 
Wir stehen auf dem Boden der direkten Demokratie. Wir 
wollen auch In Zukunft nicht bloss zu ll'ottolrbrelten, zu loka­
len Angelegenheiten Stellung nehmen können. Wir wollen 
auch Stellung nehmen können, wenn es um die Währung 
geht; wir wollen Stellung nehmen können, wenn es um die 
Wirtschaftspolitik geht; wir wollen Stellung nehmen können, 
wenn es um die Rahmenbedingungen geht, die wir benöti­
gen, damit unsere Wirtschaft auf den Internationalen Märk­
ten erfolgreich operieren kann. Diese Freiheit der Ausge­
staltung von Rahmenbedingungen wollen wir behalten; wir 
wollen sie nicht dem Prinzip Harmonisierung oder Gleich­
schaltung, wie man wahrheitsgetreuer sagen müsste - op­
fern, das von Brüssel verfolgt wird. 
Wir geben uns nicht der Illusion hin, dass uns blosses Da­
beisein In Brüssel davon befreien würde, eigene Probleme, 
die der Lösung harren, aus eigener Kraft endlich zu lösen. 
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Das Migratlonsproblem, das Problem der viel zu grosszagt­
gen Angebote, die von unserem Land ausgehen, nimmt uns 
doch kein europäischer staat ab, auch nicht Brüssel. Brüs­
sel erlaubt einigen höchstens, aus der Verantwortung zu 
fliehen; Brüssel erlaubt die Flucht in die kollektive Verantwor­
tung, wo zwar jeder ein wenig mltdebattleren kann, aber nie­
mand mehr persönlich als Verantwortlicher hlnstehen muss. 
Solche Flucht aus der Verantwortung ermöglicht Brüssel, 
das aber lehnen wir ab. Das Volk wählt Politiker, die fQr die 
Ihnen Obertragene Verantwortung geradezustehen haben, 
die Verantwortung persönllch zu tragen haben. Das Ist das 
Modell der direkten Demokratie, wo Gewählte Aufgaben 
und Lösungen persönlfch vor dem Souverän zu vertreten 
haben und sich nicht In Internationale Konferenzen flOchten 
können, wo nur noch kollektive Verantwortung anerkannt 
wird. 
An dieser Stelle Ist ein Wort zur Ehrlichkeit fälllg, auch den 
Initianten gegenüber, auch wenn wir persönllch diese Initia­
tive ablehnen: Was sind Ober diese Initiative nicht alles für 
Worte gefallen! In der Kommission wurde diese Initiative -
aus den Reihen der CVP- als „Massaker-Initiative» tituliert, 
weil sie das Ziel EU-Beitritt massakriere, voranstOrmend mit 
ihren unreallstlschen Forderungen. Man verfiel auf folgendes 
Auswegkonzept Man klopft den lnltlanten auf die Schulter 
und lobt sie als grossartlge Europäer! Euer Vorstoss löst 
jetzt einen Gegenvorschlag aus, dann aber zieht Ihr Eure In­
itiative gefälligst zurück und sagt nichts mehr zu dieser An­
gelegenheit. So verhält sich die Kommission. 
Frau Nabholz, was Sie vom Prinzip Ober das erste und Ober 
das letzte Wort bei aussenpolitischen Vorlagen gesagt ha­
ben - da sind Sie durchaus im Recht. Aber zufälligerweise 
haben wir vorläufig In diesem Land noch das Instrument der 
Initiative, wo das Volk, wenn 1 oo 000 Bürger unterschreiben, 
das Begehren durchsetzen kann, sich zu einem bestimmten 
Prozess zu äussem. Da haben die Politiker durchaus kein 
Recht, zwar den Vorschlag entgegenzunehmen, die Mit­
sprache aber zu verweigern. Das Ist der Charakter unseres 
Systems, das wir verteidigen, das System souveräner, 
verantwortlicher Staaten mit einer Bevölkerung, die Frei­
heitsrechte genlesst, Freiheitsrechte, wie sie in jedem Staat 
nach je eigenen Gesichtspunkten, nach eigenen Wert­
vorstellungen ausgestaltet worden sind. Unsere Wertvor­
stellung Ist die der direkten Demokratie, und die wollen wir 
behalten. 
Nun, Sie wollen auf einen Gegenvorschlag ausweichen. 
Wenn Sie das unbedingt wollen: Wir können damit leben! 
Wir sind zwar dagegen, aber wir können damit leben. Sie 
haben - da schaue Ich vor allem In die Reihen der Freisinni­
gen und In die Reihen der CVP - in Parteiprogrammen, In 
Grundsatzpapieren den EU-Beitritt als Ihr Zlel hingestellt. 
Sie von der CVP sind sich um den Hals gefallen, als dieses 
Zlel endlich Ins Parteiprogramm kam. Und jetzt wollen Sie 
sich der Pelnllchkelt ausliefern, den Bundesrat fragen und 
bitten zu müssen, er solle doch noch einen Bericht dazu ma­
chen, was das von Ihnen angestrebte Zlel denn bewirke. 
Wenn Sie sich diese Peinlichkeit leisten wollen, dann sei lh· 
nen das freigestellt. Sie werden in uns amüsierte Zuschauer 
Ihres Vorgehens finden, das darf ich Ihnen voraussagen. 
Eigentlich, Herr Bundesrat, Ist die Zeit, Berichte und allge­
meine Stellungnahmen abzufassen und Visionen zu ent­
wickeln, abgelaufen. Denn der Schweiz steht, das weiss 
man, eine harte Auseinandersetzung mit der EU bevor, eine 
Auseinandersetzung, angesichts welcher wir mit Berichten 
und V1Sionen nichts anfangen können. Wlr haben einen 
ganz direkten Angriff der EU auf das Bankkundengeheimnis 
der Schweiz und auf das Recht des Staates, am Steuerwett­
bewerb so teilzunehmen, dass seine BOrger sich vom staat 
nicht ausgenommen vorkommen. Hier werden Ihnen Be­
richte nichts natzen. Hier werden Sie konkret anzutreten ha­
ben; es wird eine schwierige Auseinandersetzung sein, da 
müssen wir uns nichts vormachen. 
Die Österreicher, Herr Suter, haben als EU-Mltglled diese 
Auseinandersetzung bereits verloren. Den Österreichern Ist 
gesagt worden: Euer anonymes Sparbuch - das nichts mit 
Steuerhinterziehung zu tun hat, das weiss man; es wurde 
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auch nichts nachgewiesen - hat zu verschwinden. Und es 
hat auf den 1. Oktober dieses Jahres zu verschwinden. Es 
verschwlndetl Wenn Sie den Kopf schütteln, massen Sie 
sich vlellelcht einmal mit der österreichischen Regierung un­
terhalten, die vermittelt Ihnen die Fakten. Es verschwindet! 
Als souveräner Staat können wir diese Auseinandersetzung 
bestreiten. Über uns wird nicht einfach vertagt. 
Dies Ist der Vorteil des freien Staates ausserhalb des zentra­
listischen Gebildes EU. Diesen Vorteil wollen wir bewahren. 
Die kommende Auseinandersetzung, Herr Bundesrat, wird 
Ihre EU-Nagelprobe sein - nicht allgemeine Berichte, die 
Sie uns In wohl gesetzten Worten gelegentlich wieder vorle­
gen werden. Die Nagelprobe wird lauten: Gellngt es der 
Schweiz als souveränem Staat, den EU-Angriff auf unbe­
scholtene Bürger - die ein Recht haben, dass der Staat ihre 
Vermögensverhältnisse nicht einfach kontrolliert - abzuweh­
ren? 
Mit Blick auf jenen Stil, In welchem der Bundesrat die «Ge­
genvorschlagsabung„ bewältlgt bzw. nicht bewältigt hat, Ist 
man festzustellen genötigt, dass Spielraum für Verbesse­
rungsfähigkeit noch besteht. 

Ruey Claude (L, VD): En 1991 deja, lors d'un congrlls tenu 
a Bäle, le Parti liberal sulsse a ete le premler partl a exprl­
mer la convictlon qu'II fallait preparer l'adhesion de la Suisse 
a ]'Union europeenne. Depuls lors, certes beaucoup d'eau a 
passe dans le Rhöne et dans le Rhln, a commencer par 
l'echec malheureux de l'Espace economlque europeen de 
1992, partieilement rattrape par le vote sur les accords blla­
teraux du 21 mal dernler. Beaucoup d'eau a coule, mais !es 
liberaux n'ont pas change d'avls et n'entendant passe re­
nier. 
SI le succlls du 21 mal ne sauralt Atre lnterprete exclusive­
ment comme un succlls proeuropeen, c'est bien clalr, il ne 
sauralt an tout cas pas Atra comprls comme une vlctolre de 
l'isolatlonnisme, ca qui serait tout de m&me un combie apres 
un vota aussi nat qua ceiui du 21 mal dernier. 
Dans ce contexte, les llberaux conslderent qua rlen ne se­
rait plus dangareux qua de ceder a la tentatlon sterilisante 
d'un moratoire du debat auropeen. C'est pourquoi iis se re­
Jouissent de ce que le Conseil federal, dans son contre-pro­
jet, reafflrme qua son but strateglque est toujours l'adheslon 
a !'Union europeenne. Comme lls se sont rejouls, Monsieur 
le Conseiller federal, de vous entendre declarer ä Zurlch, le 
29 mal dernier, qua pour vous - nous eusslons souhaite qua 
ce tat pour la colleglallte du Conseil federal - l'objectif de 
l'adheslon a. l'Unlon europeenne etait devenu un projet an 
coursl SI nous nous rejoulssons de ces intentlons, nous de­
plorons cependant qua leur traduction dans les textes et 
dans les falts manque de vlgueur. C'est alnsl qua le contre­
projet du Consen federal a l'inltiative populalre «Oul a l'Eu­
ropal» et 11nterpretatlon qua falt le Conseil federal de l'lnltla­
tive elle-mAme nous paraissent critiquables sur deux points 
au molns: 
1. S'agissant du contre-projet, le molns qua l'on pulsse dire, 
c'est qu'II est mou, peu precis, peu determlne, peu enthou­
siasmant, sans la molndre lndlcation de calendrier, ce qui 
n'est pas fait pour nous rassurer. 
2. Quant ä l'lnterpretatlon falte de l'lnitiatlve populalre, alle 
nous paralt tres formallste. II est vrai que l'lnitlative parle de 
«sans delal», mals H ne s'aglt pas de prendre ce terme au 
pled de la lettre; 11 s'aglt d'ouvrlr des negoclatlons qul ne de­
pendent pas qua de nous, comme le dit d'allleurs lul-mAme 
le message, sl blen qua le terme "sans delal» peut s'accom­
moder d'accommodements, si vous me passez l'expresslon. 
Quant a savoir sl la competence du Conseil federal est veri­
tablement entravee par une teile initiative, le texte lui-mAme 
n'est quaslment pas contralgnant, les negoclations se font 
sans instructlon nl delal d'aboutlssement, sl blen que le Con­
seli federal conserve une trlls forte marge de manoeuvre. 
A vral dlre, l'initlative populalre presente un avantage, en ce 
sens qu'elle est plus clalre, plus complete, plus preclse et 
plus incltatlve que le contre-projet du Conseil federal, dans 
la mesure ou alle fixe le but strateglque, invlte a le reallser, 

se refere aux valeurs fondamentales a mettre en oeuvre 
dans les negoclations et assocle clairement les cantons a la 
procedure de negoctatlons, dans le respect des competen­
ces de chacun. 
II est vral an revanche que cette initiative comporte le risque 
et l'inconvenlent d'lntrodulre une contuslon entre la notion 
d'ouverture de negociatlons et la notlon d'adheslon. C'est 
d'ailleurs bien ta qua le bät blesse, dans l'initiatlve. Faire vo­
ter le peuple sur l'ouverture de negoclatlons n'est sans 
doute pas satlsfalsant, dans ia mesure ou le peuple vote 
normalement et habltuellement sur le resultat d'une nego­
clatlon, sur un accord precls dont on peut mesurer concrete­
ment las consequences. C'est 1a ralson pour laquelle les 
liberaux ont des appreciations divergentes quant a l'appul ä 
donner a cette Initiative. 
l..'.lnconvenient et le rlsque de l'lnltlative peuvent an revanche 
ätre evites si notre Parlament adopte un contre-projet plus 
«muscle», si vous me passez l'expresslon, que celui du 
Conseil federal. C'est dans ce sens que le groupe liberal 
vous propose d'adopter tout a l'heure un projet de texte plus 
engage, plus net, qul confirme sans ambiguite la volonte po­
lltlque d'aller vers l'adheslon dlls qua posslble, sans pour 
autant ceder a la precipitatlon. Je slgnale d'allleurs que la 
traductlon allemande de la proposltlon du groupe liberal ne 
fait pas figurer le falt que le rapport demande doit ätre falt 
«dans la presente leglslature». C'est une erreur que je vous 
invite a corrlger. 
Je l'ai dlt tout a !'heure, II ne saurait Atre questlon d'edicter 
un moratoire de Ja pensee. II ne sauralt Atre questlon de de­
creter un moratolre de l'analyse. II ne saurait ätre questlon 
de promulguer un moratoire des preparatifs europeens. 
Comme si des sportlfs d'elite allaient cesser leur entraine­
ment, SOUS pretexte que la partie est legerement differeel 
Car la partle n'est pas annulee. Quelle qua solt la valeur des 
accords bllateraux, et cette valeur est grande, ils ne sont que 
des accords llmltes. lls font sulte a l'echec de l'Espace eco­
nomlque europeen. Ce sont, en quelque sorte, des accords 
qul font !'objet d'un examen de rattrapage. Et lorsqu'on a 
reussl son examen de rattrapage, on poursult sa carriere 
scolalre. Poursuivre sa carrlere scolaire, c'est poursuivre 
son chemln vers l'Unlon europeenne. Lequel d'entre vous, 
d'allleurs, peut nler que l'avenlr de l'Europe va dependre de 
la manlere dont va evoluer l'Unlon europeenne? Peut-on ve• 
rltablement lmaginer qu'aujourd'hul, II y alt une artlculatlon 
europeenne qul lgnorerait ce qu'est !'Union europeenne? II 
est vral que cette Union n'est pas toujours exaltante, mals 
c'est quand m&me, qu'on le veullle ou non, le coeur et le mo­
teur de l'avenlr polltlque, economique blen sar, mais aussi 
soclal et culturel de l'Europe. Et, assurement, la Suisse ne 
peut pas ätre ä cöte du debat qui s'ouvrira sur ce chemin. Je 
ne crols pas, je le repete, qua nous pulsslons nous permet­
tre un moratolre a ce sujet. 
Pour notra part, nous estlmons qu'll vaut mleux participer 
que sublr, surtout que nous avons un certaln nombre 
d'atouts a faire valolr. La Sulsse ne dolt pas cralndre d'aller 
plus loin, d'aller plus haut. Comment peut-on crolre d'allleurs 
qu'elle perdralt, en se rapprochant de l'Europe, son ldentlte, 
sa specificlte, alors mäme que c'est blen en restant a l'exte­
rieur que nous sommes satelllses et que nous perdons tout 
droit d'initiative et de souveralnete reelle, sous pretexte de 
conserver une souverainete formelle? 
Le vrai patrlotisme - pour nous, c'est en tant qua patrlotes 
qua nous choislssons ce chemln-c'est d'ätre presents dans 
le debat, c'est d'Atre presents dans la refiexlon, c'est d'Atre 
presents dans las instltutlons qui fondent ca continent; ca 
n'est pas fUlr la realite. Ce qul nous est demande 
aujourd'hul, ce n'est pas d'adherer, encore moins d'adherer 
sans conditions, c;;a ne serait pas admlssible. Non, ca qu! 
nous est demande, c'est de conflrmer notre volonte de ne­
gocler et de fixer le cadre general, material et temporal de 
cette negoclation, rlen de plus. 
Voyez-vous, je viens du canton de Vaud qul, le 21 mal der­
nier, a accepte las accords bilateraux par 80,3 pour cent de 
oui, c'etalt le record de Suisse. Lorsque je suis alle voter un 
dimanche, J'al dO - je m'en suls re]oul - faire la queue, vu le 
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nombre de personnes qui voulaient aller voter. J'ai pu cons­
tater la presence de tres nombreux Jeunes qul se rendalent 
sans aucun deute aux urnes, non pas pour un projet lnter­
communal de perequatlon flnanciere, mals blen pour le sujet 
europeen. 
J'lmagine qua leur attente est grande quant au rapprochew 
ment europeen de 1a Suisse. Ces jeunes, ces generatlons 
futures, comptent sur nous. C'est a nous de ne pas les decew 
volr et de velller a assurer, sans precipltation mals avec rew 
solutlon, la poursuite de notre cheminement europeen. 

Zapfl Rosmarle (C, ZH): Vor und während dem Abstim­
mungskampf um die bilateralen Verträge hat die CVP immer 
betont, dass dle europapolltlsche Diskussion weltergetohrt 
werden muss, schon allein aus dem Grund, weil die vorlie­
gende Initiative in der Sommersession zur Diskussion an­
steht Unsere Partei hat sich seit dem Basler Kongress 
hinter die strategische Position des Bundesrates gestellt; 
auch die Fraktion hat In Ihrer grossen Mehrheit bestätigt, 
dass der Beitritt zur EU anzustreben sei. Seit Basel Ist die 
CVP von Ihrem Ziel nicht abgerückt, Herr SchlOer; Sie haben 
vermutlich die Akten nicht vollständig konsultiert In Basel 
hat die CVP eindeutig gesagt: «Einen Beitritt der Schweiz 
zur EU gibt es nicht zum Nulltarif. So sind für folgende kom­
plexe Fragen Lösungen zu finden: die bestmögllche Wah­
rung der dlrektdemokratlschen Mitwirkungsrechte Im Rah­
men der EU-Entscheidungsprozesse, die Wahrung der Sozi­
alstandards der Schweiz, die Gewährleistung der Umwelt­
standards der Schweiz, die Erfüllung der Maastrichter 
Konvergenzkrlterien und auch die Stabllltät der europäi­
schen Währung.» 
Unter dem Vorbehalt, dass es auf diese Fragen befriedi­
gende Anworten gibt, haben wir zu diesem Ziel Ja gesagt 
Die Antworten Ist der Bundesrat bis heute schuldig gebllew 
ben; Ich denke, er wird sie In den nächsten Jahren dann gew 
ben. 
Mit dem Abschluss der bilateralen Verträge Ist die Schweiz 
wirtschaftlich und handelspolitisch mit den EU-Staaten bes­
ser gestellt. Verschiedene Fragen jedoch wie das organi­
sierte Verbrechen, der Umweltschutz, die Gleichstellungs­
rechte sowie die Migrationsströme können nur mit einer Mit­
gliedschaft In der EU sinnvoll gelöst werden. 
Die CVP verlangt vom Bundesrat, die Beltrlttsverhandlungen 
mit der EU vorzubereiten und einzuleiten, wenn diese innen­
politischen Voraussetzungen gegeben sind. Die CVP akzep­
tiert, dass Ängste, Unsicherheit und zweifel die Haltung 
vieler Bürgerinnen und BQrger bestimmen. Niemand hat 
zum heutigen Zeltpunkt fixfertige Antworten auf die Fragen, 
die sich zu einem EU-Beitritt stellen. 
Es liegt nun am Bundesrat, am Parlament und auch an den 
Parteien, die Integrationsdebatte sachlich anzugehen. Der 
Integrationsbericht liegt vor. Es braucht weitsichtige Politikew 
rinnen und Politiker, BQrgerlnnen und BQrger, die diese Inter­
essenabwägung vornehmen, die sich auch mit den 
Auswirkungen auf die Institutionen der direkten Demokratie 
sowie des Föderalismus, die Regierungsreform, aber auch 
auf die Finanz-, Sozlal- und Umweltpolitik bei einem EU-Bei­
tritt 1:1useinander setzen. 
Wir sind uns auch bewusst, dass die EU verbesserungswür­
dig Ist Sie befasst sich mit Reformen: mit weniger Bürokratie 
und mehr BQrgernähe, mit der Absage an den Zentralismus 
und damit einer Verstärkung des Föderalismus. Das sind nur 
einige Ziele, die sich die EU vorgenommen hat Im Herbst 
dieses Jahres werden wir sehen, welche Resultate die Kon­
ferenz von Nizza bringt: FOr die Zukunft der EU, aber auch 
für die zukQnftige Erweiterung der EU werden dort wichtige 
Welchen gestellt 
Die CVP Ist sich ihrer staatstmgenden Verantwortung sicher 
bewusst und setzt sich seit Jahren mit diesen für unsere ZU­
kunft wichtigen Fragen auseinander. In der Motion 98.3181 
hat die CVP-Fraktion Im April 1998 vom Bundesrat eine 
Agenda fOr die europapolltlsche Integration gefordert Der 
Inhalt dieser Motion von 1998 deckt sich mit dem Gegenvor­
schlag, den die CVP-Fraktlon heute zur Initiative macht. Wir 
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sind der Meinung, dass der EU-Beitritt nicht mit fixen Daten 
erzwungen werden kann. Der Integrationsprozess muss 
Schritt für Schritt weitergehen. Weiss das Schweizervolk, 
welche Auswirkungen ein Beitritt hat, so kann es an der 
Urne bestimmen, welchen europapolitischen Weg unser 
Land gehen soll. Hier soll der Bundesrat seine FOhrungsrolle 
wahrnehmen können; er muss die Möglichkeit haben, zum 
richtigen Zeitpunkt zu handeln. Die CVP-Fraktlon Ist der Mei­
nung, dass eine Zeitvorgabe für die Aufnahme von Beltrltts­
verhandiungen, wie die Initiative sie fordert, diesen Prozess 
nicht zulässt. 
Aus diesem Grunde lehnt die CVP-Fraktlon die Volkslnltla­
tive «Ja zu Europa!» ab. 

Gysln Remo (S, BS): Mit der Abstimmung vom 21. Mal 
2000 haben wir unseren Standort In Europa geändert und 
unsere Situation In der Schweiz ebenfalls. Aussenpolltlsch 
haben wir uns neu positioniert, innenpolitisch einen 
Durchbruch erreicht und die Integrationsgegner In die 
Schranken gewiesen. 67 Prozent JasHmmen zu den bilate­
ralen Verträgen sind etwas anderes als zum Belsplel nur 51 
oder 52 Prozent Sie sind kein Präjudiz fOr einen Beitritt, 
aber auf jeden Fall eine Ermunterung tor weitere Schritte. 
Die bilateralen Verträge waren und sind kein erster Schritt in 
die EU. Sie sind ein für sich stehendes Projekt Nun gilt es 
ein anderes Projekt und weitere Schritte einzuleiten. Wir stew 
hen dabei nicht vor dem Nullpunkt, denn das EU-Beitrittsge­
such der Schweiz Ist bereits 1992, und die Initiative, Ober die 
wir heute zu beschllessen haben, ist 1996 eingereicht wor­
den. 
Insgesamt reden wir von einer Zeitdauer von etwa acht Jah­
ren: Bis zur Aufnahme von Vertragsverhandlungen vergehen 
drei Jahre, die Verhandlungen werden etwa drei Jahre dau­
ern und die Ratifikation noch einmal ein bis zwei Jahre, das 
zieht sich bis Ins Jahr 2007 oder 2008 hin. 
FQr weitere Schrftte ist sicher eine Gesamtbeurteilung am 
Platz. Ich möchte mit der Frage starten: Was ist die EU ei­
gentlich? !m Kern Ist sie ein überaus erfolgreiches Friedens­
werk. Sie hat uns nach dem zweiten Weltkrleg 55 Jahre 
Frieden gebracht, und ich halte es für unbedingt notwendig, 
dass sich die Schweiz diesem Friedenswerk anschllesst. 
Das gehört zu unserer Friedenspolitik. Weltweit gesehen 
stehen wir In einem Wettbewerb. Es braucht ein starkes Eu­
ropa, das kann nur die EU sein, als Gegengewicht zu den 
USA und auch zur Achse Russland-lndlen-China. 
Wie sieht es nun In der EU selbst aus, wie Ist der Stand der 
Entwicklung? Wir haben den europäischen Binnenmarkt 
weitgehend verwirklicht Der Euro hat sich erfolgreich eta­
bliert. Die Euro-Zone wird sich demnächst um Griechenland 
erweitern. Wir haben die Erweiterungsdebatte mit 15 Bei­
trittskandidaten; damit werden Veränderungen verbunden 
sein: Mit der Erweiterung werden neue Strukturen und Ent­
scheidungsabläufe in der EU unumgänglich; Sie kennen die 
Föderallsmusdlskussion, die damit verbunden Ist. Neue Inte­
grationsfelder wie Aussen-, Sicherheits-, Umwelt- und Asyl­
polltlk tun sich jetzt auf. 
Wie Ist das Verhältnis der Schweiz zur EU, die In dieser Dy­
namik steht? Wir sind dabei, ohne wirklich dabei zu sein. 
Eine Teilmitgliedschaft, die kein anderes Land In dieser 
Form nachvollziehen kann. Kein anderes Land hat mehr EU­
Recht umgesetzt als die Schweiz. Wir sind auch wirtschaft­
lich überaus eng mit der EU verflochten: 80 Prozent unserer 
Importe kommen aus der EU, 63 Prozent unserer Exporte 
gehen In die EU. 
Wenn wir schauen, wer noch nicht Beitrittskandidat Ist, so 
sind das der Vatikan, Russland, Bosnien, die Republik Jugo­
slawien/Serbien und: die Schweiz. 
Das Ist doch eine sonderbare Gesellschaft, finden Sie nicht 
auch? Wir müssen uns die Frage stellen, wie wir zu diesem 
Club kommen. 
Wir sind ein Teil Europas, wir teilen Land, Wasser und Luft 
von Europa, wir teilen die Arbeit - Immer mehr -, wir teilen 
die Energie und die Kultur, und wir teilen auch die Idee Eu­
ropa. «Das europäische Ortsbild mitgestalten Ist der einzige 
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Weg, um nicht von den Nachbarn verplant zu werden.» Das 
sind die Worte von Bundesrat Deiss In ZOrich vom 29. Mal. 
Diejenigen, die zurzeit als Glücksritter durch die Polltland­
schaft reiten und uns von den drei offenen Optionen predi­
gen - bilaterale Abkommen 11, EWR II und EU-Beitritt als 
gleichwertige Optionen -, tauschen sich und täuschen auch 
andere. Es wird keinen zweiten bllateralen Vertrag geben. 
Die EU hat mit Recht und auch fOr uns verständlich klar ge­
macht: Sie will kein weiteres Rosinenpicken der Schweiz. 
Selbst wenn sie das akzeptieren würde - die SP will keinen 
bilateralen Vertrag II. Wir werden nicht In diese bilaterale 
Falle treten, die den EU-Beitritt um Jahrzehnte verzögern 
wOrde. 
Es wird auch keinen EWR II geben, das Ist ebenfalls keine 
ernsthafte Option. Der EWR Ist 1992 abgelehnt worden, hat 
unterdessen an Bedeutung verloren, der Kreis der Mitglieder 
Ist auf Norwegen, Island und Liechtenstein geschrumpft. 
Aber der Hauptmakel des EWR Ist bestehen geblieben; bei 
einer EWR-Mitglledschaft würde die EU In vielen Bereichen 
für die Schweiz Recht setzen, ohne dass wir mitentschelden 
oder dies verhindern könnten. 
Die einzige Option, die bleibt, Ist der EU-Beitritt als unsere 
Europastrategie; nicht In vielen kleinen Schritten, sondern In 
einem definitiven nächsten Schritt zur Vollmitgliedschaft. Der 
Bundesrat erkennt mit Recht, dass eigentlich nur noch die 
Frage nach dem Zeitpunkt offen bleibt. Wann sollen wir 
beitreten? Mit der EU-Erweiterung wird der Handlungs­
splelraum für die Schweiz tendenziell kleiner. Je mehr Kan­
didaten der EU beigetreten sind, umso vielschichtiger wird 
die Interessenkonstellation und umso grösser der Druck auf 
die Schweiz, sich EU-internen Entscheiden anzuschliessen, 
umso marginaler also unsere Gesamtsituation. 
Der EU-Beitrittsentscheid würde nach unseren Vorstellun­
gen auf Jeden Fall vor dem Hintergrund mehrjähriger Erfah­
rungen mit den bilateralen Verträgen stattfinden. Dabei 
kommt der Umsetzung der flankierenden Massnahmen Im 
Personen- und Im Landverkehr erstrangige Bedeutung zu. 
Als Mittel und Weg, um in einer Abstimmung ein Ja zum EU­
Beitritt zu bekommen, braucht es unbedingt tripartlte kanto­
nale Kommissionen, zusammengesetzt aus den Behörden 
und der Arbeitnehmer- und der Arbeitgeberseite. Die Rege­
lung Im Kanton Genf könnte hier als Beispiel dienen. Es 
braucht auch eine zentrale stelle zur Überwachung der Frei­
zügigkeit. Ich bin froh, dass der Bundesrat dies eingesehen 
hat und Im Zusammenhang mit dem Postulat von Herrn 
Rennwald Ende März bestätigt hat, dass er diese verwirkli­
chen will. 
Die Erfahrungen, die wir sammeln, hängen zu einem gros­
sen Teil von uns selbst ab. Erfahrungen mit den bilateralen 
Verträgen bedeuten aber sehr eingeschränkte Erfahrungen. 
Die bilateralen Verträge decken Ja bei weitem nicht alles ab. 
Weiter gehende Europaerfahrungen, z. B. mit dem Euro 
oder mit dem sich wandelnden Europa insgesamt, müssten 
doch dazugehören. Das Ist uns aber weitgehend verschlos­
sen. 
Die Grundhaltung der SP-Fraktion zur bevorstehenden Be­
schlussfassung lässt sich wie folgt zusammenfassen: FOr 
uns steht weniger der Zeltpunkt der Gesprächsaufnahme mit 
der EU als vielmehr der voraussichtliche Zeitpunkt des Bei­
trittsentscheides Im Vordergrund. Wir sind der Meinung, 
dass es zur Initiative einen Gegenvorschlag braucht Wir tei­
len die Grundhaltung der Initianten und stimmen deshalb der 
Initiative zu, sehen aber anderseits, dass die Funktion der 
Initiative als «Dampfmacher» und «Debattier-Erzwlnger» be­
reits erfüllt Ist. 
Die Initiative spricht von der Gesprächsaufnahme, nicht vom 
EU-Beitritt. Das helsst, sie spricht Integrationsbedingungen 
an, die zurzeit noch gar nicht bekannt sind. Unsere Fraktion 
setzt sich datar ein, dass eine Abstimmung durchgeführt 
wird, wenn die Fakten der Verhandlungen auf dem llsch 
sind und man auch welss, was ein Beitritt bedeuten würde 
und was nicht. Das helsst mit anderen Worten: Wir setzen 
uns fQr einen Gegenvorschlag ein. 
Dieser Gegenvorschlag muss eine zeitliche Verbindlichkeit 
enthaHen, was leider Im Entwurf des Bundesrates nicht der 

Fall ist Die SP-Fraktion unterstützt deshalb den Antrag der 
APK-NR. 
Noch ein Wort zum Entwurf des Bundesrates: Er enthält lei­
der keine Frist, und der Text Ist veraltet. 
Ich bitte Sie also im Namen der SP-Fraktlon, zweimal Ja zu 
stimmen, die Initiative und den Antrag der APK-NR zu unter­
stOtzen. 

Kofmel Peter (R, SO): Die FDP-Fraktion lehnt diese Volks­
Initiative grossmehrheitllch ab und wendet sich auch mehr­
heitlich gegen einen Gegenvorschlag. Ich darf diese Haltung 
wie folgt begründen - In elf Punkten, wie es sich fOr einen 
Solothurner gebQhrt: 
1. Die vorliegende Volksinitiative wurde im Jahre 1996 ein­
gereicht. Die lnltlantlnnen und lnltlanten haben damals mo­
niert, die EU-Diskussion im lande drohe einzuschlafen. Es 
werde zu wenig unternommen, um der EU nach dem Schei­
tern der EWR-Abstlmmung näher zu kommen. Die jungen 
Initianten wollten, und das war ihr gutes Recht, Schwung In 
die Sache bringen. Doch hat man schon damals den Ein­
druck gewonnen, es handle sich schlicht und einfach - sa­
gen wir es etwas hart - um eine Trotzreaktion auf das 
knappe Nein des Schwelzervolkes und das weit deutlichere 
Nein der Schweizer Kantone. 
2. Schwung in dieses Dossier zu bringen ist den Initianten 
nicht gelungen. Der Bundesrat hat bekanntlich beschlossen, 
die Volkslnltlatlve erst nach Beendigung der bilateralen Ver­
handlungen ins Parlament zu bringen, Er konnte sich dabei 
auf die damals geltenden Bestimmungen statzen. Nun, die 
Verhandlungen dauerten etwas länger, als vielen lieb war. 
Wir dQrfen und mOssen jetzt diese Volksinitiative wenige 
Tage nach dem sehr deutlichen Ja des Volkes zu den bilate­
ralen Verträgen behandeln, denn Ende Jull läutt die Frist für 
die eidgenössischen Räte ab. Aber - ich sage das zu Herrn 
Suter - es läuft nicht die Frist fQr eine Europadiskussion ab, 
sondern nur die Frist für diese Volksinitiative. Und diese will 
bekanntlich einzig und allein den sofortigen start von Bel­
trlttsverhandlungen erzwingen. 
3. Inzwischen hat sich die Argumentation der Initianten stark 
verschoben. Das mOssen wir zumindest aus ihren verschie­
denen Äusserungen folgern. Es wird Jetzt argumentiert, man 
müsse von einer technischen Europadiskussion wegkom­
men. Die Initianten behaupten zudem, eine breite Europade­
batte im Volke auslösen zu wollen. Warum aber arbeiten sie 
höchst Intensiv - wenn auch Im Wesentlichen hinter den Ku­
lissen - daran, die initiative wenn immer möglich zurückzie­
hen zu können? 
Ich habe, Herr Sch!Qer, nicht den Eindruck, dass die Initian­
ten auf das Recht pochen, Ihre Volksinitiative vor das Volk zu 
bringen. Ganz offenslchtllch wollen die lnltlantlnnen und Initi­
anten der von Ihnen so hoch gelobten und vlel gepriesenen 
Europadiskussion mit dem Volk ausweichen. 
4. Das Ist auch verständlich. Die Initianten wissen ganz ge­
nau, dass Ihr Anliegen beim Volk jetzt keine Chance hat. Die 
Chance besteht inhaltlich nicht. Eine Mehrheit Ist heute nicht 
für einen EU-Beitritt zu gewinnen - da kann man, Herr 
Rennwald, Meinungsumfragen Interpretieren, wie man will. 
Die Chance besteht aber auch sagen wir einmal - formell 
nicht. Das Schwelzervolk wird nicht davon zu überzeugen 
sein, warum es einen höchst formalen Entscheid fällen soll -
nämlich Verhandlungen aufzunehmen -, der eindeutig in 
den Kompetenzbereich des Bundesrates fällt. Was sich hier 
abspielt, Ist nichts anderes als plebiszitäre Politik - eine Art 
des Polltisierens, welche die Freisinnige Partei und die frei­
sinnige Fraktion Immer wieder abgelehnt haben. Insbeson­
dere haben wir auch die «EU-Verbots-Initiative» der Lega 
mit genau dieser Begründung abgelehnt. Von uns kann nie­
mand verlangen, dass wir uns zu Gehilfen für staatspoliti­
sche Sündenfälle machen lassen. 
5. Wir alle stehen unter dem Eindruck eines europapolltl­
schen «Grosserfolges». Der Bundesrat ist konsequent auf 
dem Verhandlungsweg vorangeschritten und hat uns durch­
aus schwungvoll einige beachtliche «Schritte» zur Innenpoli­
tischen Änderung vorgelegt. Diese Änderungen sind Ja auch 
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gelungen. Man kann nicht behaupten, das EU-Dossier habe 
Im liefschlaf gelegen. Das Volk hat nun den bilateralen Weg 
ausserordentllch deutlich sanktioniert. Die FDP hat einen 
schönen Tell zu diesem Erfolg beigetragen. Wir haben die 
Konsequenzen aus dem EWR-Entscheld gezogen. Wir ha­
ben mehr als einmal schwierige Entscheide mitgetragen und 
uns damit nicht nur Freunde gemacht. 
Nun freuen wir uns, weil das klare Ja zu den bilateralen Ver­
trägen ein klares Nein zur flächendeckenden Miesmacherei 
gewisser Kreise in unserem Lande ist. 
6. Vlele von uns haben zum Ertolg der bilateralen Verträge 
beigetragen; viele von uns sind wochenlang Im Lande von 
Saal zu Saal gezogen und haben fOr die bilateralen Verträge 
geworben. Mindestens wir Freisinnigen haben dabei Immer 
wieder darauf hingewiesen, dass es sich bei den BIiateraien 
um reine Wirtschaftsverträge handelt. Wir haben beteuert, 
dass die Bilateralen kein Trainingslager fQr einen EU-Beitritt 
sind, und wir haben etwas Ruhe an der aussenpolltlschen 
Front versprochen. Wir sind zutiefst Qberzeugt, dass das 
satte Volksmehr erst dadurch zustande gekommen Ist. 
Ganz offensichtlich ziehen andere Gruppierungen In diesem 
Ratssaal völllg andere Schlussfolgerungen. Herr Gysin 
Remo fühlt sich ermuntert Euro-Turbos versparen Morgen­
luft. Man darf befürchten, dass das Nachmittagsgewitter 
nicht lange auf sich warten lassen wird. 
7. Wenn unsere Interpretation stimmt, so milssen sich nun 
all jene verschaukelt vorkommen, die sich Im genannten 
Sinne für die bilateralen Verträge entschieden haben. Die­
ses Gefühl wird nicht gemildert, wenn man noch dazu er­
kennt, wie die lnltlantlnnen und Initianten heute bemOht sind, 
Ihren Vorstoss mittels Gegenvorschlag am Volk vorbelzu­
schmuggeln. Dass sich auch besonnene EU-Beitrittsbefür­
worter - zu ihnen zähle Ich mich - nun unter Druck gesetzt 
fühlen, um nicht gerade das Wort «genötigt„ zu sagen, ist 
wohl selbstredend. Wir sind aber nicht bereit, uns diesem 
Druck zu beugen. Wir sind nicht bereit, unsere Versprechen 
zu brechen, die wir noch vor wenigen Wochen, zum Teil vor 
weniger als einem Monat, unseren Wählerinnen und Wäh­
lern abgegeben haben. Auch das, Herr Suter, ist eine Frage 
der GlaubwOrdlgkeit. 
8. In den erwähnten Sälen haben auch viele Freisinnige 
klar Farbe bekannt. Sie haben sich für das strategische Ziel 
EU-Beitritt ausgesprochen, aber eben alles zu seiner Zeit. 
Wer nämlich nur In den nächsten wenigen Jahren ein Zeit­
fenster ror einen EU-Beitritt sieht, hat doch wohl eine sehr 
zeitverkOrzte Optik. Wenn der Schnee, Herr Rennwald, an 
der Frilhlingssonne schmelzen sollte: Der nächste Winter 
kommt bestimmt! 
Wir Freisinnigen bleiben bei einer langfristigen Optik. Wir 
wollen der EU dann beitreten, wenn wir innenpolltlsch bereit 
sind und wenn wir die Ziele unserer auf das Wohl des 
Schweizervolkes ausgerichteten Politlk Innerhalb der EU 
besser erreichen können als ausserhalb. Elle mit Welle Ist 
auch In dieser Frage eine angemessene und vor allem eine 
Ertolg versprechende Taktik. 
9. Gerade aber, weil wir uns zu diesem strategischen Ziel 
bekennen, wollen wir jetzt keinen Grabenkrieg, er hat keine 
Aussicht auf Erfolg. Sehen Sle: Ohne diese Volksinitiative 
wäre doch gar niemand auf die Idee gekommen, einen Bun­
desbeschluss zu kreieren, zu welchem uns heute diverseste 
Gegenvorschläge vorliegen. Die Ergebnisse der vielen Ver­
suche, einen brauchbaren Gegenvorschlag zur Volkslnltla­
tlve bzw. eigentlich Gegenvorschläge zur bundesrätllchen 
Europapolitik zu kreieren, zeigen, dass kein wirklicher Splel­
raum für leglslatlves Handeln vorhanden Ist. 
Deshalb lehnen wir einen Gegenvorschlag ab, der nur be­
teuert, was sowieso schon offizielle Aussenpofitik des Bun­
desrates ist. Besonders lehnen wir Vorschläge ab, die den 
Bundesrat verpflichten, Beitrittsverhandlungen bis zu einem 
bestimmten, verbindlich festgelegten Termin aufzunehmen. 
Und erst recht lehnen wir eine «Sublto»-Verhandlungsauf­
nahme ab. lnnenpolltlsch warden wir damit vlel Schaden an­
richten, aussenpolltisch nichts gewinnen, ja sogar verlieren. 
Denn alle derartigen Gegenvorschläge wie auch die Volksln­
ltlatlve schwächen die Position des Bundesrates und damit 
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des Schweizervolkes; sie engen den Handlungsspielraum 
ein. 
Aus dieser Optik Ist es klar, dass wir uns grossmehrheitlich 
dagegen aussprechen, diese Gegenvorschläge dem Volk zu 
unterbreiten. 
10. Deshalb wird es Sie nicht erstaunen, dass wir hoffen und 
erwarten, dass diese Volksinltlatlve zurQckgezogen wird. Die 
lnitlanten sollten erkennen, dass sie mit dem Durchzwängen 
der Initiative Ihrem politischen Anliegen weit mehr schaden 
als nOtzen. Wir werden keine Zeit gewinnen; bei unnOtzen 
Diskussionen werden wir zunächst ein wenig Zeit verlieren, 
dann aber ganz viel Zeit, wenn mit einem deutlichen 
Volksnein zur Initiative dem Bundesrat de facto ein EU­
Annäherungs-Moratorium aufgebrummt wird. 
11. Der vernQnftlge Weg In der heutigen Situation Ist der 
RQckzug dieser Initiative. FQr die Initianten mag dies ärger­
lich, unangenehm, ja kaum denkbar sein. Es ist aber, davon 
bin ich zutiefst überzeugt, zur weiteren pragmatischen Annä­
herung an unseren wichtigsten und nächsten kulturellen, 
wirtschaftlichen und politischen Partner der beste Weg. 
Wir von der FDP-Fraktion bitten Sie deshalb, die Gegenent­
wilrfe abzulehnen und die Volksinitiative zur Ablehnung zu 
empfehlen. Gewinnt die Vernunft jetzt nicht Oberhand, so 
wird das Volk ein Machtwort sprechen. So wollen es die de­
mokratischen Spielregeln, und so ist es gerade recht. 

Cavalll Franco (S, Tl): Herr Kofmel, können Sie mich auf­
klären? Bin ich falsch Informiert, oder stimmt es, dass der 
Entscheid der FDP-Fraktion, keinen Gegenvorschlag zu un­
terstatzen, nur mit einer Stimme Unterschied und nicht 
grossmehrheltllch gefallen lst? 

Kofrnel Peter (R, SO): Sie sind falsch informiert. Der Ent­
scheid, keinen Gegenvorschlag zu unterstOtzen, wurde 
mehrheitlich gefasst. Eine Stimme Unterschied gab es even­
tualiter zwischen den beiden Konzeptfamlllen für den Fall 
einer Abstimmung aber Gegenvorschläge. 
So viel aus unserer Fraktion. 

Studer Helner (E, AG): Die evangelische und unabhängige 
Fraktion setzt sich aus Mitgliedern dreier verschiedener Par­
teien zusammen. Von daher Ist es klar, dass wir in einer sol­
chen Frage eine engagierte Diskussion fahren, aber dann 
nicht In jedem Punkt zu einer gemeinsamen Antwort kom­
men. Deshalb trage ich Ihnen die Auffassung der Mehrheit 
unserer Fraktion vor, die mit der Auffassung der Mitglieder 
der Evangelischen Volkspartei In der Fraktion Identisch Ist. 
Wir haben uns aktiv für die Annahme der bilateralen Abkom­
men engagiert. Die Zusammenarbeit von Bundesrat und 
Parlamentariern vieler Parteien war vorblldllch. Wir finden es 
wichtig, dass diese Verträge nun in Kraft treten können, dass 
man mit ihnen Erfahrungen sammelt, dass sie sich bewäh­
ren können. Dass dann auch weitere Schritte geprüft wer­
den, ist durchaus In Ordnung. 
Aber auf der anderen Seite sind wir klar der Meinung, dass 
es Jetzt richtig wäre, wenn nun, vor allem In abstlmmungspo­
lltischer Hinsicht, etwas Ruhe eintreten könnte. Denn auch 
wir haben bei all diesen Veranstaltungen, gerade auch an 
Parteiversammlungen, festgestellt, dass die Leute nur 
darum so klar fQr eine Zustimmung waren, weil wir verfoch­
ten haben, dass es jetzt nur um diesen einen Schritt gehe, 
der sich In der Praxis bewähren solle. 
Deshalb werden wir sowohl die Initiative wie auch Jede Vari­
ante eines Gegenvorschlages ablehnen. Weil aber unsere 
Begrilndung nicht mit derjenigen der SVP-Fraktlon Identisch 
ist, ist es sehr wichtig, dass Ich Ihnen ein paar Argumente 
nenne: Wir wollen uns nicht gegen aussen abschotten, wir 
wollen nicht zum Ausdruck bringen, europapolltlsch solle 
nicht mehr nachgedacht oder später entschieden werden. 
Wir sind der Auffassung, dass Jetzt wirklich die Umsetzung 
wichtig Ist und keiner der Gegenvorschläge zu einer Lösung 
fahrt Von uns aus gesehen ist das staatspolltlsch Prob­
lematlsche an den meisten Gegenvorschlägen, dass sie ei­
gentlich faktisch die Initiative übernehmen - mit kleinen 
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Nuancen -, dass sie aber durch die Nichtunterstellung unter 
das Referendum im Prinzip ein Ja zur Initiative bedeuten. 
Deshalb würde die Initiative vennutllch zurückgezogen. Man 
masste den Stimmberechtigten dann erklären, dass Jetzt ein 
Schritt beschlossen worden sei, zu dem sie nicht einmal 
über das fakultative Referendum etwas sagen könnten. Wir 
halten das für sehr problematisch. Wir sind deshalb der Mei­
nung, dass es Ideal wäre, wenn die Initiative zurückgezogen 
würde, weil die Kompetenzordnung klar ist - der Bundesrat 
hat seinen Auftrag selber definiert, er kann daran weiter ar­
beiten -, dass ein Gegenvorschlag aber, wenn schon, auf je­
den Fall dem Referendum unterstehen müsste, damit das 
Volk mindestens die Möglichkeit hätte, sich dazu zu äussern. 
Wir meinen aber auch, dass es besser wäre, wenn das Volk 
nicht über diese Frage entscheiden müsste, weil dadurch 
nichts definitiv geklärt würde. Nur mit der Frage «EU, ja oder 
nein?» kann später einmal wirklich in die eine oder andere 
Richtung eine klare Antwort gefunden werden. Deshalb löst 
auch der Gegenvorschlag, den Herr Theiler unterbreitet hat, 
das Problem nicht. Wenn wir nämlich das als direkten Ge­
genvorschlag bringen, dann bringen wir auch nur zum Aus­
druck: Wir diskutieren, wir verhandeln, die Optionen sind 
offen. Die Leute aber werden uns fragen, was wir damit er­
reichen wollen, was es bedeutet, wenn sie Ja oder Nein sa­
gen. 
Das kann man mit diesem Gegenvorschlag auch nicht be­
antworten. Von daher sind wir klar der Meinung, es wäre für 
eine weiter führende Diskussion am besten, wenn wir nicht 
in Bälde eine Volksabstimmung hätten. Wenn aber die lnlH­
anten - dazu haben sie selbstverständlich das Recht - an 
ihrer Initiative festhalten, dann würden wir sie mit den Argu­
menten bekämpfen, die ich Ihnen vorgetragen habe. 
Dass wir uns von der EVP her aussenpolitisch gar nicht ab­
schotten, kann Ich Ihnen auch damit bezeugen, dass wir bei 
der Uno-Beitritts-Initiative mit dabei sind. Die im Rat vertre­
tenen EVP-Parlamentarier hoffen, dass wir uns mit einer 
grossen Mehrheit für den Uno-Beitritt engagieren können. 
Damit beweisen wir unsere aussenpolltlsche Offenheit. 
Aber Im jetzigen Zeitpunkt haben wir die bilateralen Abkom­
men, die ihre Wirkung entfalten sollen. Über jeden anderen 
Schritt werden wir später sprechen. Wir werden also keiner 
Art von strategischem Ziel zustimmen, sondern wollen dann 
prüfen, wenn nächste Schritte wieder klar sind. 

Janlak Claude (S, BL}: Ich möchte mich zur Initiative als 
Vertreter der Nordwestschweiz äussem, eines Teils unseres 
Landes, der zu seinen europäischen Nachbarn stets unkom­
plizierte und ungetrübte Beziehungen gepflegt hat. Diese 
sind im Verlaufe der Jahre Schritt für Schritt entwickelt und 
ausgebaut worden, ungeachtet von Rückschlägen, die wir 
etwa nach dem EWR-Neln als Grenzregion zu spüren beka­
men. Sie haben es vor allem den beiden Basler Halbkanto­
nen erlaubt, schon zum EWR Ja zu sagen und auch den 
bilateralen Verträgen überaus deutlich zuzustimmen und da­
mit die Westflanke - die von Genf bis Basel geht - einmal 
mehr aufzuzeigen, wenn es um zentrale Fragen unseres 
Landes geht. 
Seit der Abstimmung vor bald acht Jahren sind wir nicht still­
gestanden, sondern haben die grenzüberschreitende Zu­
sammenarbeit verstärkt. Die kantonalen Parlamente haben 
entsprechende Projekte urieingeschränkt unterstützt. Wir 
verbinden mit Europa keine Angste - das Elsass und Südba­
den sind uns vertraut-, während wir bisweilen den Eindruck 
haben, der Jura sei für wichtige unserer Anliegen das grös­
sere Hindernis als die Überquerung des Rheins nach Nord­
westen und Nordosten. 
Wer Europa gegenüber offen ist und die Meinung vertritt, die 
bilateralen Verträge seien es nicht ein für alle Mal gewesen, 
wird heute gerne als Euro-Turbo bezeichnet Ich habe das 
heute In meinem Hausblatt einmal mehr lesen können. Dies 
Ist eine Kategorisierung, die für die wenigsten zutrifft, die die 
Beziehungen zur EU weiterentwickeln wollen und einen Bei­
tritt als Ziel vor Augen haben. Ich habe nicht den Eindruck, 
dass die EuropabefOrworter aus der Nordwestecke, also alle 

diejenigen, die an der Gestaltung unseres Kontinents mitwir­
ken und nicht abseits stehen wollen, einfach Kopf voran In 
die EU gehen wollen. Wenn dann einmal Verhandlungen ge­
prüft werden, geführt werden, so erwarten auch diese Euro­
pabefürworter ein gutes Ergebnis für unser Land, zu dem sie 
Ja sagen können. Was sie aber nicht wollen, Ist Stillstand, 
Diskussionsverweigerung, Unverbindlichkeit 
Der politische Diskurs muss weitergeführt werden. Wenn 
heute verlangt wird, dass im Verlaufe dieser oder der nächs­
ten Legislatur Vorschläge für die notwendigen Reformen als 
Voraussetzung für einen allfälligen EU"Beitrltt vorßegen, 
wenn weiter gesagt wird, der Bundesrat solle Ober den Zelt" 
punkt der Reaktivierung des Beitrittsgesuches entscheiden, 
unter Berücksichtigung der ersten Erfahrungen mit den sek­
torlellen Verträgen zwischen der Schweiz und der EU und 
der weiteren Debatte Ober die vorgeschlagenen Reformen, 
so kann von einem überstürzten Tempo nicht ernsthaft die 
Rede sein. Es vergehen lm besten Fall sieben oder acht 
Jahre. bis der Souverän Oberhaupt Ja oder Nein sagen 
kann. Der Begriff «Turbo» dürfte bei diesem Tempo Jeden­
falls von keiner und keinem mehr verwendet werden, der 
welss, was ein «Turbo» ist oder schon einmal einen «Turbo» 
unter seinem Allerwertesten gehabt hat. Eine deutliche 
Mehrheit der Nordwestschweiz zählt darauf, dass die Euro­
padebatte weitergeführt wird und nicht Stillstand eintritt. 
Sieht das Parlament sich ausserstande, zur Initiative einen 
Gegenvorschlag mit Inhalt zu verabschieden, so wird die De­
batte auf einen Entscheid zwischen Ja oder Nein zur EU 
simplifiziert; dies zu einem Zeitpunkt, da die Voraussetzun­
gen für einen Beitritt und die Folgen davon noch gar nicht 
auf dem 77sch liegen oder diskutiert worden sind. Eine Ab­
stimmung ohne Gegenvorschlag Ober die Initiative löst keine 
Debatte aus - allenfalls einen weiteren Schlagabtausch, 
Austausch von Vorurteilen. Natürlich sehe Ich, dass jene, die 
mit Europa nichts am Hut haben, sich eine solche «terrlble 
simplificatlon» wünschen. Diesen Gefallen wollen wir Ihnen 
nicht machen; Ich hoffe, dass auch die Initianten dies nicht 
tun werden. Ringen wir als Parlament uns also durch, in ei­
nem Gegenvorschlag das strategische Ziel festzuschreiben, 
ein Minimum an Verbindlichkeit herzustellen. 
Ich kann Ihnen versichern, dass eine Mehrheit aus dem 
Nordwestteil unseres Landes dies will. Aber auch bei uns 
wollen dies natOrllch nicht alle. Jene, die auf Stillstand aus 
sind und einen solchen als Konsequenz der Abstimmung 
vom 21. Mal erhofft haben, sind bei uns aber zlemllch ruhig 
geworden. Nicht der « Turbo» Ist heute gefragt, sondern ein 
Entscheid, der von Zielstrebigkeit und Augenmass glelcher­
massen geprägt Ist - dies erreichen wir mit einem Gegen­
vorschlag. 
Es gibt genOgend Vorschläge, die das Ziel, das Ich vorge­
zeichnet habe, ermöglichen. Einigen wir uns auf einen Ge­
genvorschlag! 

Pfister Theophil (V, SG}: Die Volksinitlatlve «Ja zu Eu­
ropa!» braucht keinen Gegenvorschlag. Warum? Die Initia­
tive wurde am 30. Jull 1996, also vor vier Jahren, 
eingereicht. Es besteht bereits heute Erklärungsbedarf, 
warum diese Initiative vom Bundesrat so lange In der Schub­
lade versenkt wurde. Politisch betrachtet Ist das Argument 
fOr die Verzögerung zlemllch klar: Es sollte auf die neue 
Chance, sozusagen auf die hypothetische Gunst der 
Stunde, gewartet werden, um der Sache - nämlich den 
falsch gesetzten Zielen des Bundesrates hinsichtlich der 
«EU-Marschtabelle» - mit dieser Initiative keinen Bären­
dienst zu erweisen. Eines Ist aber ganz klar: Mit dem 
Hinauszögern der Initiative oder mit der Vorlage eines eige­
nen Vorschlages strapaziert die Landesregierung Ihre 
Glaubwürdigkeit Insbesondere dann, wenn mit dem mehr als 
fragwürdigen Gegenvorschlag dem Volk auch noch das Re­
ferendumsrecht entzogen werden soll. 
Für viele Befürworter der bilateralen Verträge - zu diesen 
zähle Ich mich auch - Ist das Abstimmungsergebnis vom 
21. Mal 2000 der entscheidende Schritt zu einem offenen, 
partnerschaftllchen und geregelten Verhältnis mit der EU. 
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Glelchzeltlg ist das Ergebnis auch ein klares und eindeutiges 
Zeichen, das den Willen unseres Landes zu Unabhängigkeit 
und Neutralität ausdrückt. Wir haben mit der Annahme der 
bilateralen Verträge gezeigt, dass wir uns In Europa keines­
wegs Isolieren wollen. Wir wollen auch nicht die viel be­
schworenen Rosinen picken, wie es uns da und dort 
unterstellt wird. Darum geht es In dieser Frage sicherlich 
nicht 
Es ist mir und vielen BQrgem unverständlich, dass der Bun­
desrat die Abstimmung Qber die Volksinltlatlve «Ja zu Eu­
ropa!» dem Volk nicht so unterbreiten will, wie sie gedacht 
und verfasst Ist. Es braucht wirklich keine goldenen Brücken, 
also keinen bundesrätlichen Gegenvorschlag und auch 
keine parlamentarischen ZusatzkrOcken, um den lnltianten 
der Initiative und den EU-Turbos nachträglich zu helfen. Es 
Ist Ja letztlich keine Hilfe, sondern vielmehr eine Abwertung 
der beachtenswerten Arbeit der Initianten. Ein Gegenvor­
schlag signalisiert der Bevölkerung zudem, dass der Bun­
desrat, entgegen seiner Versprechungen In der Abstimmung 
Qber die bilateralen Verträge, darin nun doch eine Vorstufe 
zu neuen Beitrittsverhandlungen sehen will. 
In dieser sache Ist schon genug Porzellan zerschlagen wor­
den. Ich erinnere hier an die fOr uns unverständlichen Aus­
serungen von Herrn Bundesrat Delss, die auch Im Volk auf 
grosses Missfallen gestossen sind. 
Darum kann heute wirklich kein Gegenvorschlag mehr hin­
genommen werden - zu einer Initiative, die klar und 
unzweideutig abgefasst, aber vielleicht nicht ganz richtig 
tempiert Ist. Es braucht sicherlich das bagleltende Signa!, 
dass diese Initiative nicht In Zusammenhang mit der Abstim­
mung Qber die bilateralen Verträge steht Und es braucht 
baldmöglichst den dazu gehörenden, klärenden Volksent­
scheid. 
Ich sage noch einmal: Die Initiative darf heute vom Bundes­
rat nicht zu seiner eigenen Sache gemacht werden. Damit 
lässt sich, so hoffe ich, einiges an Glaubwürdigkeit zurück­
gewinnen. 
Die direkte Demokratie wird klar unterlaufen, wenn aus takti­
schen Gründen Abstimmungen verschleppt und Initiativen 
mit taktischen Gegenvorschlägen verwässert werden. In die­
sem Sinne plädiere Ich fOr eine klare Lösung, fOr eine bal­
dige Abstimmung Ober die lnltlatlve - im Original und ohne 
Gegenvorschlag. Dies in der Erwartung, dass das Volk diese 
Initiative ablehnen kann und damit die Klarheit wieder herge­
stellt wird, die In der EU-Frage durch die langjährige Diffe­
renz zwischen Regierung und Volk verloren gegangen ist. 
Dieser Klärung Ist aber in der heutigen Situation, d. h. nach 
der Annahme der bilateralen Verträge, Qberfälllg. 

Frey Claude (R, NE): Etre credlble ou ne pas etre, c'est la 
dure lol de 1a politique et je dlrals que notre commission, 
Messieurs les rapporteurs, a rate une occaslon d'exlster 
dans ce debat. Ses propositlons seront balayees car alles 
ne sont pas serleuses. II n'y a pas de recul, II n'y a pas de 
serenlte dans l'analyse, et l'on propose !'Inverse de ce qul 
avait ete promis devant le peuple. Alors, trols observatlons: 
1. Qu'on le veullle ou non, le peuple sulsse est ralsonnable. 
II se prononce en fonctlon des lnterets generaux du pays et 
sur des projets concrets. fäccord de llbre-echange de 1972, 
les bilaterales malntenant, c'est la preuve de la comprehen­
slon de la necesslte d'evoluer, de s'adapter dans un monde 
qul change. Evoluer, II en sera de meme a chaque fols que le 
changement s'averera bon pour le pays. 
2. l.'.adhesion a l'Unlon europeenne, c'est un projet d'une 
toute autre nature. Cela n'est plus une evolution, c'est une 
revolutlon pour nous. Or, pour faire la revolutlon il faut un 
souffle, il faut une volonte. II ne sufflt pas de repeter, comme 
on l'entend trop souvent repeter bAtement. que la Suisse est 
une Tie, ce qul n'est pas vral. En l'etat actuel, l'Union euro­
peenne est-elle prAte a creer cette dynamique? La reponse 
ä l'evldence est non, parce qu'elle-mAme est en crise. On nl-

. velle, sous pretexte d'harmonlser. Voyez le cas de l'Autrlche: 
on trappe d'ostraclsme un pays qui a tenu des electlons de­
mocratlques, on l'isole. Bref, on retrouve une doctrlne que 
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l'on croyalt revolue. La pratlque a l'egard de l'Autriche, c'est 
la doctrine BreJnev: la souverainete limitee. 
Mals rlen n'est statique et l'Europe devra se reforrner fonda­
mentalement ou elle implosera. Et nous avons tout lnterAt a 
ce qu'elle reusslsse sa mutation. Des lors, ce qul va se pas­
ser dans l'Unlon europeenne ces prochalns mois sera aussl 
tres lmportant pour nous. Le Conseil europeen qul se reu­
nlra ä Nlce devra prendre des declslons majeures qui ont 
toujours ete repoussees Jusqu'lcl: par exemple, le vote a la 
majorite sans drolt de veto. 
Beat Kappeler, syndlcaliste, observe ä juste ralson que cela 
va dynamlser les polltiques communes et II ajoute: «Pour la 
structure lnstitutlonnelle suisse, c'est un pas lnsurmonta­
ble.» Et II releve, toujours ä Juste tltre, que !es consequences 
de l'adheslon seralent pour nous plus dechirantes que dans 
les annees 1990 sur la questlon du franc suisse, celle des 
taux d'interet, du federallsme par le blals de l'autonomie 
budgetalre cantonale qul serait tres fortement revue ä la 
baisse, de la neutralite, de l'agriculture (dlvlslon par deux 
des revenus), de la place flnanciere et de la flscallte. 
3. Apres ce debat et quels que solent les trucs votes sous le 
nom de contre-projets, parce que ce sont des trucs, per­
sonne n'est dupe, que faire? Deux choses: premlerement, 
poursulvre le dialogue avec Bruxelles sur le plan bilateral. 
Des engagements ont ete prls, il reste encore a faire, pas 
autant que ce qul a ete fait, mals II y a encore des sujets - la 
formatlon, les produits agrlcoles transforrnes, par exemple -
qul doivent etre discutes seien les engagements prls et qui 
devront Atre tenus. Le deuxleme type d'actlon, encore plus 
lmportant celul-la: II ne tient qu'a nous-mAmes, unllaterale­
ment, d'operer un certaln nombre de reformes qui, indepen­
damment de la questlon de l'adheslon, se posent a nous de 
toute fay0n. sur ce polnt, Monsieur le COnselller federal, je 
vous suis. Vous avez a tort lle la questlon des projets de 
reforme ä celle de l'Europe, et ce n'est pas bon. II faut les 
deconnecter. Mals vous avez ralson, pour apprendre a mar­
cher, II faut se mettre ä marcher. Par exemple, en ce qul con­
ceme la TVA, moi je vote tout de sulte pour un taux de TVA a 
15 pour cent pour etre eurocompatible, a la condltlon slne 
qua non qu'on baisse tres fortement l'imposltlon federale di­
recte. Mals nous savons tres blen que vous ne serez pas 
d'accord. Nous le savons. Alors, discutons des projets et 
nous verrons concretement les questlons posees par l'adhe­
sion. 
Concluslon: II faut rejeter l'lnltlatlve populalre, comme on l'a 
falt pour celle de la Lega, parce que notre pays n'est pas un 
pays falt pour les referendums pleblscitaires. II ne faut pas 
de contre-proJets, des projets bldons qul ne font qu'enfoncer 
des portes ouvertes. C'est un truc, parce que les euroturbos 
sont tout a coup prls de vertlge et qu'II faut gagner du temps. 
Volla le seul but des contre-projets: gagner du tempsl Eh 
blen, ce n'est pas dlgne du debat sur l'Europe et ce n'est 
pas dlgne de la democratle. 
Alors, j'en appelle, et je conclus, aux jeunes, dlts jeunes, 
auteurs de l'lnitlatlve. J'observe que Q8 falt tellement long­
temps qu'ils sont jeunes qu'ils doivent malntenant avolr le 
sens des responsabllites. Ce sont des bebes dlnosaures, 
depuls le tempsl Eh blen, qu'lls retlrent leur Initiative! S'lls 
veulent la polltfque du pire, ils en supportent les consequen­
ces. Mals lls n'ont qu'a la retlrer, parce qu'ils vont a l'echec 
populalre et des cantons, et un echec qul bloquera tout de­
bat pendant de longues annees. Le cholx des armes appar­
tlent aux auteurs de l'lnltlatlve. 
II faut rejeter l'lnltlatlve populalre et tout contre-projet 

Waber Christian (E, BE): «In Gottes Namen. Amen.» Das 
öffentliche Ansehen erfordert, dass Friedensordnungen dau­
ernde Geltung gegeben wird. Das Ist slnngemäss der erste 
Satz aus dem Bundesbrief vom 1. August 1291. 
Die Schweiz sei ein Glücksfall für die Welt - dies sagte 
Rudolf von Tavel vor langer Zeit-, fQr die Welt, nicht nur fOr 
Europa . 
Die Schweiz Ist sehr Qberslchtllch strukturiert. Wir haben po­
lltlsche lnstltutlonen, die weltweit Ihresgleichen suchen. Die 
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Schweiz ist unabhängig und frei. Wir haben Volksrechte, und 
dan.1ber bin ich sehr glücklich. Ich bin nicht stolz, sondern 
dankbar dafQr, In der Schweiz wohnen zu dürfen, ein 
Schweizer zu sein, und dies Immer in Anlehnung an die 
Maxime des Bundesbriefes: «In Gottes Namen. Amen.» 
Die Schweiz Ist nicht nur unabhängig und frei, sondern sie 
Ist und war auch gesegnet Vier Maximen prägten die 
Schweiz in der Vergangenheit: Neutralität, Solidarität, Uni­
versalität und Disponibilität Diese vier Maximen prägten un­
sere Politik und speziell unsere Aussenpolitik. Die SchWelz 
stand nie abseits. Die Schweiz hatte im Vergleich zu ihrer 
GrOsse weltweit einen sehr guten Platz. Die Schweiz nahm 
Ihre Rolle auch als unabhängiger, neutraler Staat wahr. 
Ziele dieser Maximen sind die Erhaltung der Existenz, der 
Selbstbestimmung und der Unabhängigkeit unseres Landes. 
Es wurde gesagt, wir hätten es der EU zu verdanken, dass 
Europa in den letzten fünfzig Jahren keinen Krieg gekannt 
habe. Dies trifft nicht zu. Das waren unabhängige Staaten, 
das waren Staaten, die miteinander Im Dialog waren, die 
Verträge abgeschlossen und miteinander gesprochen, also 
genau das getan haben, was die Schweiz inmitten von Eu­
ropa und der Welt auch Immer getan hat. 
Was ist die EU eigentlich? Für mich Ist die EU ein enormer 
Unsinn. Warum? Es gibt eine Machtkonzentration bei weni­
gen Nationen und deren Politikern. Es gibt eine Anonymität 
der Entscheide. Niemand kennt die Leute, die am Hebel der 
Macht sitzen. Es gibt eine Ausgrenzung der Minderheiten 
und der Traditionen. Es gibt ein neues Blockdenken und Ab­
schottung innerhalb der Weit, weil es Europa sehr gut ver­
steht, sich gegen andere ccBlöckchen» abzuschotten. Es gibt 
einen Einheitsbrei anstelle von Individualität. 
Was wäre denn der Weg der Schweiz? Der Weg der 
Schweiz wäre es, an der bestehenden Staatsform und an 
den Volksrechten festzuhalten; für diejenigen Nationen 
Leuchtturm zu sein, die ein sehr grosses Demokratiedefizit 
haben. Es Ist gut festzustellen, dass sich gerade Nationen, 
die dieses Defizit aufweisen, immer mehr an der Staatsform 
der Schweiz orientieren. 
Wir müssen ein solidarisches Volk für die ganze Weltge­
meinschaft sein, und wir müssen uns vor der Abschottung 
gegenüber dieser Gemeinschaft hüten. Unsere Beziehun­
gen sollten wir weiterhin mit Verträgen klären, wie wir es Im­
mer getan haben. 
Die EDU lehnt die Initiative und auch alle Gegenvorschläge 
ab. Wenn wir gute Politik, glaubwürdige Politik, machen wol­
len, dann stimmen wir dem Antrag zu, den Nichtbeitritt zu 
den Bündnissen In der Verfassung festzuhalten. Das wäre 
ein ganz klares Zeichen gegenüber unserer Entourage, wel­
ches unser Weg In der Zukunft wäre: ein unabhängiger, 
selbstständiger Staat. 

Schneider Johann N. (R, BE): Als europäischer Unterneh­
mer und Wirtschaftsmann habe Ich schon längstens Ja zu 
Europa gesagt. Das Schwelzervolk hat mit der Zustimmung 
zu den bilateralen Verträgen nicht erst jetzt Ja zu Europage­
sagt. Wir sind Zentraleuropäer: historisch, kulturell, wissen­
schaftlich und vor allem auch wirtschaftlich. 
Die Wirtschaft hat mit Genugtuung von der klaren Annahme 
der BIiateraien Kenntnis genommen. Wir Interpretieren diese 
Annahme in allererster Linie als Auftrag; die klare Annahme 
interpretieren wir auch dahingehend, dass Jetzt keine andere 
Diskussion zu führen Ist, «y lnclus an Romandia». 
Die Wirtschaft will nun die sektorielle Integration vollziehen. 
Dies bedeutet harte Arbeit, Arbeit auf ein paar weitere Jahre 
hinaus. Die Wirtschaft - und das, nebenbei bemerkt, sind 
wir alle - will und soll aber auch Hausaufgaben machen. Es 
geht In den nächsten Jahren um eine Binnenderegullerung; 
es geht darum, den Kleinstaat als lelstungsberelte und lei­
stungsstarke Volkswirtschaft weiter auszugestalten. Nur so 
werden wir nicht zum Übernahmekandidaten. 
Unser strategisches Ziel muss doch die Souveränität, die 
Wohlfahrt und die Sicherheit sein. Daran Ist auch das uns 
umgebende Europa äusserst interessiert. Der Vollzug der 
Bilateralen Ist dlesbezügllch nur Mittel zum Zweck. Andere 

Optionen, die wir uns für einen späteren Zeitpunkt offen hal­
ten müssen und wollen, dürfen auch nur Mittel zu diesem 
Zwecksein. 
Als Wirtschaftsvertreter will lch weder die Initiative noch ei­
nen Gegenvorschlag. Dies Ist auch die einstimmige Meinung 
eines Ausschusses des Vorstandes des Vorortes. Die Initia­
tive hat keine Chance und wird den Prozess nur belasten. 
Ein rechtzeitiger Rückzug der Initiative wird uns viele - von 
uns unerwünschte - Erklärungen im Ausland ersparen. 
Ein Gegenvorschlag am Volk vorbei kommt sowieso nicht in 
Frage. Ein dem Referendum unterliegender Gegenvorschlag 
hätte ebenfalls keine Chance und darf, nur aus taktischen 
Gn.1nden, nicht angeboten werden. Vertrauen wir doch da­
rauf, dass wir unseren Weg In Europa gemeinsam und in 
pragmatischen Schritten finden werden. Ohne Vertrauen in 
uns selbst geht sowieso n.lchtsl 
Europa erschrickt Oberhaupt nicht, wenn wir jetzt zweimal 
Nein sagen. Europa erschrickt höchstens, wenn wir in der 
2elt der Ratifizierung der Personenabkommen eine 18-Pro­
zent-lnltlatlve annehmen. Vor entsprechenden Reaktionen 
hätte Ich dann Angst. Diese Initiative wird gefährlich sein. 
Bel Annahme wird sie uns materiell und psychologisch ein­
holen. 
Blelben wir glaubwürdig, und setzen wir um, was uns das 
Volk am 21. Mal 2000 in Auftrag gegeben hat. Hören wir jetzt 
mit der Zwängerel des Beitrittes auf. Zu Europa gehören wir 
sowieso. Europa erwartet von uns Im Moment nichts ande­
res, als dass wir die bilaterale Einbindung vollziehen helfen. 
Das Ja zu den Bilateralen darf nicht zum Spiel mit dem 
Feuer werden, denn weder Europa noch wir wollen Brand­
stifter sein. Wir gewinnen heute weder mit der Initiative noch 
mit einem Gegenvorschlag etwas. Wir riskieren aber - als 
Politiker und als Parlament -, viel zu verlieren, nämlich un­
sere Glaubwürdigkeit. Ich habe mich In diesem Sinne als eu­
ropäischer Unternehmer geäussert. 

Christen Yves (R, VD): L:adheslon de notre pays a runlon 
europeenne ne se fera pas dans la precipitatlon; ce ne serait 
pas conforme a nos moeurs polltlques. Dans notre pays, ß 
faut donner du temps au temps. !.:Union europeenne salt 
bien que, chez nous, las choses doivent mOrir lentemenl 
C'est pourquoi on nous lalssera en palx du cOte de Bruxel­
les. Cela signifie aussi qu'II ne taut se faire aucune illuslon 
sur le succes de nouveaux volets de negoclatlon. Nous 
avons las accords sectorlels; certains nous las Jalousent. 
Mals nous n'aurons rien de plus en l'etat actuel des choses. 
En regardant derrlere nous, on peut dlre que nos negocia­
teurs ont falt des miracles et que ces accords representent 
le maxlmum que l'on pouvait esperer. Des lors, II nous faut 
poursulvre notre rapprochement qul n'aboutira qu'au mo­
ment oCJ nous ressentlrons a nouveau un sentlment d'lsole­
ment Quand nos negociateurs auront saisl l'agacement de 
leurs lnterlocuteurs europeens et quand Ja populatlon aura 
concretement a souffrlr de notre mise a l'eca.rt dans des sec­
teurs non resolus par les accords, alors seulement nous se­
rons mars pour l'adhesion. D'allleurs, dans un domalne blen 
precfs, celul des produits agrlcoles transformes, evoque par 
M. Frey, II n'a pas fallu plus que quelques Jours pour consta­
ter que la porte etalt deflnitlvement fermee a ce suJet. 
Peut-ätre faudra-t-11 une generatlonl Mals aujourd'hul, les ge­
neratlons sont plus courtes, les esprits changent plus rapl­
dement. Faire fl de l'lnltlatlve des Jeunes qul ont, certes, prls 
de l'äge depuis 1992, c'est se moquer des generations a ve­
nir. Ne pas leur preparer le terraln de fac;on concrete et ac­
tlve pour qu'lls puissent declder dans quelques annees, c'est 
se rendre coupable d'un defaut de prevoyance - un comble 
pour las Sulsses dont c'est le tralt prlnclpal de caracterel Le 
Conseil federal l'a comprls en declarant son obJectif d'adhe­
sion. II aurait pu aller s loin dans le cadre de ses compe­
tences constltution 
Le Parlament peut aujourd'hul, tout en respectant las com­
petences, tendre la perche aux lnltlants. II peut le faire en ac­
ceptant l'un ou l'autre des contre-projets proposes, en 
partlculler celul qul demande au Conseil federal de se pro-

Bulletin offlclel de r Assemblee fedlirale 



A& 
7.Junl2000 555 Nationalrat 99.011 

noncer dans las quatre ans sur un calendrler et sur un pro-, 
gramme. Certalns elus hesitent, par peur de trahir las 
promesses faites lors de la campagne des accords bilate­
raux. Mais las polltlclens sont elus precisement pour emettre 
Jeurs ldees et leurs convlctlons, pour preparer les cltoyens a 
des declslons qui leur appartiennent. 
Las radlcaux latins et quelques autres avec eux prendront 
garde a ne pas trahlr la jeunesse de notre pays. C'est un ris­
que plus grave qua de decevoir une mlnorite d'anti-euro­
peens Inflexibles. 

Fehr Mario (S, ZH): Als Präsident der Neuen Europäischen 
Bewegung ZOrlch bin Ich zunächst einmal darOber erfreut, 
dass das grundsätzliche Anliegen der Initianten, nämlich 
eine Annäherung an Europa - eine Diskussion danlber, eine 
Wiederaufnahme der Beitrittsverhandlungen -, Irgendwann 
einmal hier Unterstützung findet Weniger erfreut bin Ich Ober 
die recht verfahrene Situation, In der wir uns alle befinden. 
Ich finde es dlasbezOgllch nicht fair, dass die Initianten fOr ihr 
Vorgehen kritisiert werden. Die lnltlanten sind von der politi­
schen Situation ausgegangen, dass sich verschiedene Par­
teien europapolltlsch positioniert haben. Es gibt zwei klare 
Positionierungen: Die Schweizerische Volkspartei sagt klar 
Nein zu Europa, die Sozialdemokratische Partei sagt 
ebenso klar Ja. Wenn wir die anderen Positionen näher be­
trachten, sehen wir, dass die Freisinnigen seit 1995, die CVP 
seit 1998 und der Bundesrat seit 1992 den EU-Beitritt zum 
strategischen Ziel erklärt haben. 1998 hat der Bundesrat so­
gar gesagt: Jetzt sollen die Beltrlttsverhandlungen vorberei­
tet werden. 
Auch während des Abstimmungskampfes fDr die bilateralen 
Verträge hat kein Mensch davon gesprochen, dass es die­
ses strategische Ziel nicht mehr gebe. Seit 1992 gibt es also 
dieses strategische Zlel, und Ich frage Sie: Wie lange muss 
ein Zlel strategisch bleiben, bevor es in operative Tätigkeit -
oder wie Herr Delss zu sagen pflegt: In ein Projekt - umge,. 
setzt werden kann? Es ist zehn Jahre her, seit das strate­
gische Ziel des EU-Beitrittes fester Bestandteil der 
eidgenössischen Politik lstl Und es wird nach der Erklärung 
dieses Zieles 15, 16 oder 18 Jahre dauern, bis das Volk -
dieses Volk. das Sie so gerne abstimmen lassen - danlber 
entscheiden kann, ob der EU beigetreten wird oder nicht. 
Die Initianten fordern nicht mehr und nicht weniger, als von 
der schweizerischen Politik ernst genommen zu werden. Sie 
fordern genau das, was alle gesagt haben, was man eigent­
lich tun mOsse, nämlich: eine Annäherung an die EU finden 
und verhandeln. 
Wenn verschiedene Votanten gesagt haben, dass sie wäh­
rend des Abstimmungskampfes Ober die bilateralen Verträge 
versprochen hätten, es gebe in absehbarer Zelt keinen EU­
Beltrttt, so Ist das Ihr Problem. Ich glaube nicht. dass sie 
künftige Abstimmungen gewinnen werden, wenn sie so wel­
terfahren. Ich glaube, es wäre an der Zelt, dem Volk die Vor­
und Nachteile eines EU-Beitrittes klar aufzuzeigen, zu fra­
gen, was gut und was nicht gut fOr dieses Land Ist, und dann 
das Volk darOber entscheiden zu lassen. 
Wir alle wissen, dass die bilateralen Verträge nur Wirt­
schaftsverträge sind. Wir alle wissen, dass die Sicherheits­
fragen - Innere und äussara Sicherheit, gemeinsame 
Aussen-, Sicherheits- und Friedenspolitik - In Europa nicht 
gelöst sind und dass wir diese Aufgaben nur gemeinsam an­
packen können. Sie aber tun nichts. 
Die Demokratie wird Jetzt In Europa «gebaut»; Sie wissen 
das. Es geht um die Frage: Walchen Einfluss werden die 
kleineren Staaten in Zukunft haben? Welche Rolle wird das 
Parlament spielen? Welche die Kommission? Was wird mit 
der Bnstlmmlgkeit passieren? Alle diese Prozesse laufen 
jetzt, und sie laufen ohne dieses Land. 
Manchmal habe ich das GafQhl, Sie hätten am liebsten ein 
Europa, das fertig gebaut wäre; ein Europa, das man uns 
quasi zur Begutachtung Oberilessa, damit wir entscheiden 
könnten, ob wir es gut finden oder nichl 
Auch der EU-Beitritt Ist mit Risiken behaftet, das sei nicht 
dahingestellt Das Risiko des Nichtstuns ist allerdings. so 
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finde ich, um einiges grösser. Ich persönlich habe keine Lust 
zuzusehen, wie das Haus Europa jetzt gebaut wird; Im Keller 
unten zu warten, bis es fertig gebaut Ist. Ich möchte mitge­
stalten. Auch die Initianten möchten mitgestalten. Wir möch­
ten unseren Beitrag an ein solidarisches, demokratisches, 
friedfertiges Europa leisten. Wir möchten das Jetzt tunl 
Ich sage deshalb Ja zur Initiative und auch Ja zu einem Ge­
genvorschlag - aber nur dann, wenn dieser Gegenvorschlag 
Substanz hat. wann er etwas aussagt, wenn er ein Schritt 
nach vorn ist. 

Zlsyadls Josef (-, VD): Je vous avoue qu'en ecoutant tou­
tes ces Interventions, avec ce patit Jeu qul est en traln da se 
faire au nlveau des contra-proJets, le Parlament et ses prlncl­
paux partis sont en train da se dlstlnguer pour des broutllles, 
tellament lls ont peur du debat europeen dans notre pays. 
Pour une fois qua vous rivalisez d'lmaginatlon, les grands 
partts, eh bien c'est pour reculer le moment de la declslon 
sur la questlon de l'adhesion. Et taut cela face a quoi? A une 
initiative anodlne, mlnlmaliste, a savolr qu'en falt, normale­
ment, avec un gouvernement responsable qui ne soit pas 
soumis a das terglversatlons colleglalas, II n'y auralt pas ba­
soln d'avolr plus de 100 ooo cltoyens qui dolvent recolter des 
slgnatures. 
l..'.espolr et la volonte du Parti sulsse du travall, du POP, c'est 
que l'lnltlativa populaire «Oui a l'Europal» solt rapldement 
soumlse au peuple, et qua, surtout, eile ne soit pas retiree. 
Nous voulons ie debat sur le procassus europeen. Nous 
voulons, et vite, le debat sur l'Europe soclale, sur l'elarglsse-­
ment, y comprls celul a ia Sulsse, un debat populalre qu'II na 
faut pas craindre, mais engagar sans tardar, et quand on dlt 
sans tarder, on salt de quoi on veut parler dans ce pays .... 
C'est pour cela qua l'initlatlve populaire «Oul a l'Europel» 
est utile, et coate qua coate, nous lnvitons ses auteurs a ne 
pas la retirar, saus aucune presslon da coullsses. Cetta po­
sition, Je peux la dlre tranquillement, vous vlent d'un partl qul 
ast tres auroscaptlque, face a l'Unlon europeenne, l'Unlon 
de Maastricht, l'Unlon d' Amsterdam et de Sehengen, tous 
ces traltes qul, au fond, ont cree une Europa qul appllque 
avec determination des recettes neoliberales, faites da limi­
tatlon des depenses publlques, d'assainissement des defi­
cits publics, da privatlsatlons, de demantelemant das 
assurances sociaies; or, souvent, malheureusement, ces re­
cettes, sans dlscernament, sont appllqueas par des gouver­
nemants soclallstes. 
Alors, sommas-nous masochlstes, ceux qui a gauche veu­
lent qua la Suisse adhere rapldemant a !'Union euro­
peenne? Non, Je ne la crols pas. Slmplament, nous sommes 
consclents qua, adheslon ou pas adhesion, la reaiite est la. 
La financlarlsatlon du capttal se developpe sur une base ln­
tematlonale. Taut cala se traduit par une competition feroce 
sur las marches, accelerant la concantratlon des capitaux au 
plan mondlal, avec une pression constante pour faire sauter 
dans tous ies pays et dans tous les sectaurs toute entrave a. 
la liberte du commerce et a calle d'lnvestlr. Caux et celles 
qui veulent empftcher ca processus destructaur peuvent-lls 
penser qua la voia soit celle du repll national, avec un pays 
comma le nötre, qul est deJa. aurocompatible a outrance 
dans tous las domaines, mals qul n'a pas le drolt polftlque a 
la parole, dans un ensemble politlque qul le dlrige presque 
lndlrectement? Alors, las vocHeratlons de l'UDC ne sont qua 
de la poudra aux yaux. 
lls sa font lcl ies defenseurs de la patria et du pays, mals 
malhaureusement ce sont blan eux las meilleurs trettres a. Ja 
patrle. Est-ca qua la mellleure prauve n'est pas la votatlon 
da 1992? Est-ce qua le refus da l'Espace economlque euro­
peen a empftche les politlques da deregulation an Suisse? 
C'est cette drolte soi-dlsant patrlote qul a prlvatlse Jas tele­
coms avec 12 000 suppresslons d'amplois, qul a transforme 
las CFF an societe anonyme. C'est vous qul avez accorde 
des cadeaux flscaux aux antreprlses et aux personnes Jas 
plus fortunees, tandls qua las collectivltes publlques ont ete 
soumises a des eures d'austerlte. Est-ce que la refus de 
l'EEE a empftche les fusions da Novartis et da l'UBS, qul ont 
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debouche sur des dlzalnes de milllers de suppresslons 
d'emplols au profit des grands actlonnalres? En falt, sur tou­
tes ces questlons economlques et soclales, i'UDC a de la 
pefne a cacher qua Ja SuJsse est slmpJement a l'avant-garde 
de l'Europe. Mals nous pensons que Je temps rouJe contre Je 
repll national. Votre repll national, ceJui de l'UDC, est unique­
ment eJectorallste, et le temps Joue contre vous, mals II Joue 
encore pour vous, parce qua vous savez que dans cette af­
falre, vous etes las valets du secret bancalre et de Ja Sulsse 
de caslno qua vous vouJez defendre. M. SchlOer, de l'UDC, 
falt semblant de s'offusquer de ce qua demaln las carnets 
d'epargne anonymes seront derobes par !'Union euro­
peennel Tout ya, c'est de la parade popullste pour cacher la 
polltlque antlsociale que vous mettez en oeuvre dans notre 
pays, que ce soit dans ou hors de l'Unlon europeenne. 
Pour notre part, a gauche, nous voulons une adhesion a 
l'Europe pour construlre une autre Europa, pour construire 
!'Europa citoyenne, avec une constiMlon europeenne, avec 
un droit de referendum et d'inltlative europeens, une Europa 
syndlcale avec un contre-pouvolr syndical fort. Pour le Parti 
sulsse du travall, II n'y a pas d'altemative polltlque contre Ja 
domlnatlon du capltal, hors du cadre europeen continental. 
Nous lnvltons les lnltlants a maintenlr leur Initiative, qui est 
Indispensable pour faire avancer le pays. Meme si cela peut 
faire surglr des confrontatlons et des cassures, cela falt par­
tle de la via, il faut les assumer. N'ecoutez pas las chants 
des slrenes des polltlclens solt-dlsant responsables qul 
avancent des contre-projets aussf flous qu'fnefflcacesl 

Hämmerle Andrea (S, GR): Fast alle Rednerinnen und 
Redner beziehen sich zuerst einmal auf die Abstimmung 
Ober die bilateralen Abkommen. Auch Ich möchte das tun. 
Wer waren die Gewinner und die Verlierer bei diesen bilate­
ralen Abkommen? Verlierer war ganz klar die SVP. Warum? 
Sie hat eine absolut halbherzige Parole gefasst Die grossen 
Kantonalpartelen haben eine Nelnparole gefasst. Wichtige 
Exponenten sind landauf, landab fOr die Nelnperole mar­
schiert. Sie haben, was noch vlel wichtiger ist, zu allen Be­
gleitmassnahmen Immer konsequent Nein gesagt. Nun finde 
ich es schon ein bisschen absurd, wenn nicht arrogant, 
wenn diese Verlierer heute das überragend positive Ergeb­
nis zu diesen bilateralen Abkommen für die eigene Position 
Interpretieren und sozusagen für sich In Anspruch nehmen, 
dieses Ergebnis entspreche jetzt genau dem, was die SVP 
europapolltlsch möchte. 
Es stimmt, man konnte sowohl als EU-Befürworterin bzw. EU­
Befürworter wie auch als EU-Gegnerin bzw. EU-Gegner zu 
den bilateralen Abkommen Ja sagen, selbstverständlich. 
Aber die bilateralen Abkommen sind mit Sicherheit nicht das 
Ende der Geschichte. Jetzt sind aus unserer Sicht, das ist ge­
nau so legitim wie alles andere, weitere Schritte nötig. Über 
weitere Schritte wird wieder das Volk zu entscheiden haben. 
Jetzt gibt es noch die Position Theller, Fischer usw.; sie ka­
prlz!eren sich darauf, zu sagen, alle Positionen, alle Optio­
nen, sollen gleichwertig behandelt werden. Diese Position 
betrachte ich als Intellektuell unredllch, weil sie politisch un­
möglich Ist Diese Position helsst nämlich, dass Sie heute 
nicht entscheiden, die Geschichte auf die lange Bank schie­
ben, vertagen und damit die lsolatlon, den Alleingang, den 
Stillstand zementieren. Es Ist also nicht eine Position, wel­
che alle Optionen offen lässt, sondern eine, die unter dem 
Deckmantel, alles sei möglich, tatsächlich den Stillstand will 
und propagiert. 
Ich habe es vorhin schon gesagt: Wer die bilateralen Ab­
kommen wollte, war fOr griffige innenpolitische Begleitmass­
nahmen. Alle, die diese Begleltmassnahmen wollten und 
durchgesetzt hatten, stehen jetzt In der Pflicht, diese Mass­
nahmen eins zu eins konsequent umzusetzen. Da muss Ich 
Ihnen sagen: Die ersten Signale sind schlecht. 
Zuerst kommt das BAV mit einer völllg neuen Interpretation 
der «40-TOnner»-Kontlngente. Es haben Immer alle gesagt, 
ein Kontingent sei eine Fahrt; und heute helsst es plötzlich, 
ein Kontingent sei ein Tag. So geht es natorilch nicht. Das Ist 
unakzeptabel, dieses Spiel machen wir nicht mit. Ähnliches 

gilt für Meister Couchepin, der sich kurz nach den Abstim­
mungen vehement gegen die Festlegung von Mindestlöhnen 
ausspricht, obwohl dies ein zentraler Tell der Begleltmass­
nahmen Ist Auch das geht nicht. Ich möchte vor allem an die 
bürgerlichen Politikerinnen und Politiker appellieren: Neh­
men Sie die Begleitmassnahmen ernst, wenn Ihnen weitere 
europapolltlsche Schritte wichtig sind. Sonst fliegen Sie zu­
sammen mit uns auf die Nase, und das wäre ungeschickt. 
Wer In die EU wlll, muss auch innenpolitische Reformen 
durchsetzen wollen - analog zum Konzept der Begleltmass­
nahmen. Die Schweiz muss sozial und ökologisch bleiben, 
auch wenn sie In die EU geht. Da Ist es nicht sehr hilfreich 
von Herrn Bundesrat Deiss, einfach nur von der Erhöhung 
der Mehrwertsteuer zu sprechen und zu suggerieren, wir 
müssten dann mit der direkten Bundessteuer zurückfahren. 
Das ist unsozial und unannehmbar und wird nur ein Hinder­
nis für jeden weiteren Integrationsschritt sein. 
Wir wollen keinen Alleingang, wir wollen nicht die Isolation 
nach SVP-Muster - die Ist unsozial und unökologisch und 
unsolidarisch. Wir wollen In die EU, aber mit einer sozialen, 
ökologischen und solidarischen Schweiz. 

Heim Alex (C, SO): Als engagierter BefOrworter der bilate­
ralen Verträge kommt man sich schon etwas komisch vor -
ich könnte durchaus auch einen anderen Ausdruck verwen­
den, der aber dieses Raumes unwordlg wäre -, so kurz 
nach der erwähnten Abstimmung zu dieser Initiative Stellung 
nehmen zu massen. Gilt nun wirklich, was man den Stlmm­
bOrgerinnen und StlmmbOrgem vor der Abstimmung Immer 
wieder versprochen hat, nämlich dass man den bilateralen 
Weg einschlagen wolle und dass nach den bilateralen Ver­
trägen nicht automatisch der Eintritt der Schweiz In die EU 
erfolge? Oder gilt nun dieses Versprechen nicht mehr? So 
dOrften wir mit der Volksmeinung eigentlich nicht umgehen. 
Es Ist mir klar, dass die Schweiz Irgendwann einmal der EU 
beitreten wird, aber so schnell, wie die lnltiantlnnen und Initi­
anten das wünschen, wird es nicht geschehen. Die EU wird 
das Nein der Schweiz zur Initiative «Ja zu Europa!» richtig 
Interpretieren, davon bin ich überzeugt. Das hat Herr Prodl 
Obrlgens schon nach der Abstimmung Ober die bilateralen 
Verträge bestätigt. Er meinte, die Schweiz habe sich für ei­
nen klaren Weg zu Europa entschieden, nämlich tor den bi­
lateralen Weg. Dieser Weg wird von der EU auch dank des 
überzeugenden Abstimmungsresultates vom 21. Mai 2000 
durchaus akzeptiert. 
Von einem falschen Signal nach Brüssel kann bei einem all­
fälligen Nein zur Initiative keine Rede sein. Ich glaube eher, 
mit einem Ja zur Initiative zum Jetzigen Zeitpunkt würden wir 
unglaubwürdig und es entstOnde der Eindruck, wir wüssten 
nicht, was wir eigentlich wollen. 
Ich lehne die Initiative ab, aber auch die verschiedenen Ge­
genvorschläge. In mehreren Gegenvorschlägen steht zum 
Beispiel In Artikel 1, dass der Bundesrat den Beitritt zur EU 
anstrebe. Das stimmt, und ich kann dieses strategische Ziel 
sogar selbst unterschreiben, aber nicht Jetzt und nicht so 
kurz nach der Abstimmung vom 21. Mal. 
Das hat sehr viel mit Glaubwürdigkeit zu tun, auch mit mei­
ner parsönllchen Glaubwürdigkeit. Ich kann Jetzt nicht das 
Gegenteil von dem sagen, was Ich vorher bei verschiedenen 
Auftritten gesagt habe. Ich bitte Sie, diese Initiative und die 
Gegenvorschläge abzulehnen und den bllateralen Weg, den 
unser Land jetzt auf eindrückliche Art und Welse eingeschla­
gen hat, zu akzeptieren. Ich bitte Sie, die Diskussionen, die 
seit der Abstimmung vom 21. Mal geführt worden sind, ab­
zubrechen und auf die nächste Legislaturperiode zu ver­
schieben. Dann werden wir auch erste Erfahrungen mit den 
bilateralen Verträgen haben und können uns - vielleicht Ist 
es Ja auch nicht mehr nötig, weil wir mit den bilateralen Ver­
trägen zufrieden sind - mit den aufgeworfenen Fragen aus­
einander setzen und uns Oberlegen, wo wir allenfalls 
Gesetze und Gewohnheiten ändern massten, damit wir mit 
der EU Verhandlungen aufnehmen können. 
Aus all diesen Gründen lehne Ich die Initiative und die Ge­
genvorschläge ab. 
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Fehr Maria (S, ZH): Geschätzter Herr Kollege Heim, Sie ha­
ben gesagt, Sie kämen sich komisch vor, Jetzt, so rasch 
nach dieser Abstimmung Ober die bilateralen Verträge, Ober 
diese Initiative befinden zu müssen. Haben Sie zur Kenntnis 
genommen, dass die Initianten dieser Initiative nie etwas an­
deres gesagt haben, als dass sie Beitrittsverhandlungen -
und letzten Endes einen EU-Beitritt - wollen, dass es also 
letzten Endes Ihr GlaubWOrdigkeitsproblem Ist, wenn Sie sa­
gen, dass Sie zwar ein strategisches Ziel haben, es aber ei­
gentlich nie verfolgen wollen? Mit anderen Worten: Die 
Initianten sind meines Erachtens glaubWOrdlg. Anerkennen 
Sie zumindest dies? 

Helm Alex (C, SO): Ja, das anerkenne ich. Ich welss auch, 
dass es terminliche Probleme gibt und dass diese Initiative -
vor und nach der Abstimmung - einfach falsch Ist Darum 
sollte sie zurückgezogen werden. 

Slmoneschl Chiara (C, Tl): II 21 magglo scorso, ll popolo 
svizzero a grande maggioranza ha detto «sl» agll accordi bl­
laterall, ellmlnando cosl le barrlere economlche e ridando 
competltMta economlca al nostro paese. Purtroppo, sia du­
rante la campagna referendaria sia dopo, sl e fatta passare 
una ldea errata: sl e fatto credere e si vuole far credere an­
ehe in questa aula ehe quest! accordi erano una sorta dl so­
luzione deftnltiva ehe chiude per un bei po' la questlone delle 
nostre relazloni con !'Europa. Cl sl e anche volutl dlmentl­
care ehe c'erano un'inlziatlva popolare ed un controprogetto 
sul tavolo, sui quall oggl slamo chlamati a fare il nostro do­
vere dl deputati. Dobblamo cloe decidere, dlscutere, valutare 
oggi se l'lnlziatlva dei giovanl va bene, e se clo non e II caso, 
vedere 11 da farsl. 
II gruppo democratlco-crlstiano propone due cose molto 
chlare: no all'lnlzlatlva e sl ad un controprogetto, ehe flssl al­
cunl puntl lmportantl per la contlnuazlone della nostra strada 
dl relazloni con !'Europa. Questo «no» e questo «sl» ten­
gono ampiamente conto della situazione attuale e futura del 
nostro paese e soprattutto della difesa dei suol lnteressl. 
No all'lnlzlativa: perche non vogllamo e non posslamo «lntra­
prendere aI p!u presto del negozlatl di adeslone con l'Unlone 
europea», cosl come rlchlesto dai giovanl nella loro lnlzia­
tlva. II loro «al piu presto» e troppo perentorio e non tlene 
conto del fatto ehe II processo dl lntegrazione ehe II nostro 
paese sta portando avantl da decenni dev'essere caplto e 
vlssuto da! cittadlnl ehe alla fine hanno !'ultima parola. Detto 
questo, non vogllamo pero avallare l'altra tesi, secondo la 
quale ormai tutto e stato regolato, ehe le bocce sono ferme, 
e ehe non abblamo pit'.I nulla da spartlre con !'Europa. Que­
sta tesl e un'illuslone, ehe rasenta, se portata avanti voluta­
mente, la bugla. Lo svlluppo delle relazlonl internazlonall e 
un «continuum», ehe ci accompagna - con magglore o mi­
nore intenslta - da sempre. Nessun paese in nessuna epoca 
ha potuto permettersi dl vlvere per conto proprlo, senza cu­
rare le relazionl con I paesl terzi, soprattutto se sl tratta dl pa­
esl conftnanti, paesl amlcl, con I quall si condlvldono storla, 
cultura e llngua. La dlmostrazlone plu lampante l'abblamo 
avuta proprlo alcuni giorni dopo la votazlone federale. II no­
stro mlnlstro dell'economia, l'onorevole Pascal Couchepin, si 
e recato a Bruxeiles per dlscutere sulle votazlonl, ma soprat­
tutto per comlnciare a intavolare del discorsl su altrl temi ehe 
sono all'ordlne del glorno - teml molto importantl ehe non 
abblamo potuto rlsolvere con del trattatl economlcl. Sono 
teml molto cari - soprattutto in questo Parlamento - all'UDC: 
la questlone dei rifuglatl, la questtone della slcurezza. Eb­
bene, quest! teml sono 11 da rlsolvere, e sono temi ehe sf 
possono risolvere non con del trattati economlci, ma con la 
collaborazfone polltlca. Questo per dlre ehe le relazloni della 
SVizzera con I paesi europel ehe sono unitl nell'Unione euro­
pea, non si possono ne congelare ne interrompere. Si tratta 
dl un processo - II nostro - di lntegrazlone ehe va avanti da 
decenni e ehe dobblamo continuare. 

· II primo capoverso del controprogetto del gruppo PDC -
analogo a quello del Consiglio federale - dlce questo. Dlce 
ch.e la Svizzera parteclpa a questo progetto, a questo pro-
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cesso dl lntegrazlone, e non solo dal 21 magglo del 2000. 
Dlce anche ehe come scopo strategico dobbiamo «vlser», 
mlrare alla adesione all'Unlone europea. Perche dobbiamo 
aderire a questo scopo strateglco? Perche e solo ß ehe po­
tremo rlsolvere i problemi cltatl prima - penso In partlcolare 
al trattatl dl Sehengen e di Dubllno - nell'interesse del nostro 
paese. E proprio In quel gremlo, nell'Unione europea, ehe 
potremo difendere meglio gll lnteressl del nostro paese. 
Ecco ehe dunque questa prima trase del controprogetto defi­
nisce questo scopo, ehe tra l'altro vlene enunclato dal Consl­
glio federale da diecl annl. Non e dunque una novtta: da 
dlecl annl sentlamo II Conslglio federale affermare ehe per II 
bene del nostro paese abbiamo questo obiettivo strateglco. 
II secondo capoverso de! controprogetto dlce quale pro­
gramma dl azlone dobbiamo seguire, quale programma dl 
lavoro dobbiamo lntraprendere per prepararcl a questo 
scopo strateglco. Si chlede di fare un rapporto, ehe contenga 
del datl agglornatl, delle considerazlonl approfondlte e so­
prattutto Je conseguenze economiche, monetarle, flnanzla­
rie, amblentall e soclall dl una eventuale adeslone all'Unione 
europea. 
Nel terzo capoverso infine sl rlbadlsce un punto importante: 
sl lascia la piena responsablllta al Consigllo federale di deci­
dere quando sara venuto II momento. 

Präsident (Seiler Hanspeter, Präsident): Ich danke Ihnen, 
dass Sie die Sprachenvielfalt unseres Landes leben und 
nicht nur davon sprechen. 

Trlponez Plerre (R, BE): Die Mehrheit der Aussenpolltl­
schen Kommission dieses hohen Hauses hat die Volksinitia­
tive «Ja zu Europa!» zustimmend kommentiert. Sie sagt 
auch Ja zu einem auf einen EU-Beitrftt ausgerichteten Ge­
genvorschlag und lässt uns damit die Wahl zwischen unver­
zOglich und baldmöglichst Beides ist verfehlt. 
Wenn es das Ziel Ist, mit aller Gewalt den letzten Rest von 
Vertrauen zu zerstören, den die Bevölkerung dem Parlament 
noch entgegenbringt, dann haben die Mehrheit unserer APK 
und jene unter Ihnen, welche Initiative und Irgendwelche Ge­
genvorschläge unterstützen, das lehrbuchmässlg begriffen 
und gleich umgesetzt. 
Vor der Abstimmung Ober die bilateralen Verträge haben an­
nähernd alle Verantwortung tragenden Kräfte dieses Parla­
mentes das Versprechen abgegeben, die bilateralen 
Verträge standen für sich und hätten nichts mit einem EU­
Beitritt zu tun. Diese Versprechen werden nun von einigen 
entfesselten helvetischen Express-Europäern nach dem 
Motto «Was Interessiert mich heute, was Ich euch gestern 
erzählt habe?» abservlert 
Vorsätzliche Täuschung der Öffentlichkeit darf in unserem 
lande weder zum alltäglichen, politischen Werkzeug wer­
den, noch kann sie Erfolg haben. Für mich steht fest Die 
Mehrheit des Volkes hat Ja zu den bilateralen Verträgen ge­
sagt In der Erwartung, dass man nach der Annahme In aller 
Ruhe Erfahrungen auf diesem partnerschaftlichen Weg 
sammeln kann. So wurde es dem Souverän zumindest ver­
mittelt. Der Bundesrat sprach so und die Regierungspar­
teien ebenfalls. So lautet auch der Text des Vertragswerkes, 
das wir unterschrieben haben und welches keinerlei Evolu­
tlvklausel In Irgendwelcher Form enthält. Daraus folgert Wer 
heute Ja zur Initiative sagt oder krampfhaft nach einem Ge­
genvorschlag sucht, der begeht Wortbruch. 
Auch wenn LOgen kurze Beine haben: Das Volk hat ein In­
taktes Langzeitgedächtnis, vor allem dann, wenn es sich 
vom Parlament Ober den Tisch gezogen fühlt. Die lntegratl­
onspolltlk eignet sich weder für Traumschlösser, noch Ist sie 
ein Spielfeld für innenpolitische Kraftakte. 
Far mich steht zweifelsfrei fest Wenn heute das Parlament 
zu dieser Initiative Ja sagt, dann geht der 7. Juni 2000 als Ti­
tanic-Tag In die Geschichte ein, als Tag, an dem mit einer 
krassen Fehlentscheidung sämtliche anstehenden aussen­
polltlschen Entscheidungen mit einem Schlag versenkt wur­
den. Das Grab steht bereit, das der Souverän dann auch 
einem Uno-Beitritt oder bewaffneten Auslandeinsätzen un-
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serer Armee als Antwort auf eine ebenso durchsichtige wie 
unehrliche Politik wie beim Ja zu Europa schaufeln wird. 
Die Stimme der Vernunft rät uns zur Zurückhaltung. Achten 
wir während der nächsten sieben Jahre, also bis die wich­
tigsten Übergangsfristen abgelaufen sind, gut darauf, was 
uns die bilateralen Verträge bringen und was nicht. Auf ei­
nen Gegenvorschlag, der auch nur andeutungsweise das 
Ziel eines EU-Beitrittes festlegen will, sollten wir nicht ein­
treten. Es mag der Tag kommen, an dem Beitrittsverhand­
lungen sinnvoll sind. Vielleicht kommt er aber auch nicht; 
vielleicht sind die bilateralen Verträge der Weg, den die 
Schweiz In Bezug auf Europa zu gehen hat. Das soll und 
wird die Zukunft weisen. 
Folgendes aber steht nicht In den Sternen: Sollte die Initia­
tive nicht zurückgezogen werden, sondern zur Abstimmung 
kommen, so werden die Stimmberechtigten diesem Anlie­
gen eine Beerdigung erster Klasse spendieren. Die damit 
verbundenen SalutschOsse werden garantiert bis nach 
Brüssel zu hören sein. Auch das sollten all jene, deren 
Liebe zu Europa momentan voll entbrannt ist, nicht verges­
sen. 
Ich fordere Sie deshalb auf, sowohl die Initiative als auch 
sämtliche Gegenvorschläge abzulehnen. Und an die Initian­
ten appelliere ich, Ihr Volksbegehren zurückzuziehen und 
damit uns allen eine unnötige Zerreissprobe zu ersparen. 

Gulsan Yves (R, VD): Le Conseil federal a certalnement 
eu raison d'lnsister, au cours de la campagne sur les bilate­
rales, sur la nature technico-commerclale et non polltique 
de ces accords. Mais quoi qu'on dise, II n'est pas possible 
de dissocier entlerement ces deux elements. 
Meme sl l'Europe n'a pas encore trouve ses marques sur le 
plan lnstltutionnel, m&me si alle n'est de loin pas exempte 
de crltlques, alle a ä son actlf un certaln nombre de reallsa­
tlons d'envergure, dont la mlse en vigueur des quatre liber­
tes est dlrectement rexpresslon. Las accords bilateraux 
sectoriels qua nous venons d'approuver exlgeaient, dans 
ces domalnes, la reprlse de l'acquls communautaire, dont la 
libre clrculatlon des personnes n'est pas le molndre. 
De plus en plus, las grands problemes de notre temps ne 
peuvent plus etre resolus lndlvlduellement par las Etats, 
mals exigent une collaboratlon, voire une polltlque com­
mune. C'est le cas de la polltlque de securlte, et le recent 
rapport du Consell federal lnslste sur cet aspect de la ques­
tion. La Suisse s'enferre dans sa polltique d'aslle et d'lmml­
gratlon. Quoi qu'en pense M. Couchepln, conselller federal, 
II est tres douteux qua !'Union europeenne entre en matiere 
sur une particlpatlon de la Suisse limitee aux seuls accords 
de Sehengen et de Dublin. Ces accords ne se bornent pas 
a la gestlon conjointe d'une banque de donnees, mais com­
portent un volet de polltique commune de premlere impor­
tance. L:elarglssement de l'Unlon europeenne vers l'Est va 
avoir des retombees dlrectes pour la Suisse, et nous som­
mes totalement exclus de ces developpements, meme au 
niveau de la reflexlon, pulsque nous ne faisons mllme pas 
partle du groupe des pays candidats a l'adheslon a moyen 
et long termes. 
Sur le plan monetalre, le franc sulsse n'a pas ete la mon­
naie refuge apres l'lntroductlon de l'euro, malgre les afflr­
mations peremptolres de nombreux experts, et non des 
molndres. Pourtant, la Banque nationale sulsse n'a cesse 
de prendre des mesures dlscretes pour eviter toute dlspa­
r!te trop slgnlflcative. Personne ne s'en est plalnt, blen au 
contraire, et personne aussl n'a voulu trop le faire 
remarquer. Une fols encore, la Banque nationale a couru 
derrlere le traln, ce qua l'on appelle elegamment «s'adap­
ter». 
Ou est la souveralnete suisse, face a ces dlfferents proble­
mes? Et Je n'en al cltes qua quelques-uns. Ce n'est en tout 
cas pas avec la polltlque des sleges d'observateurs et des 
strapontlns, qul semblent seduire tellement M. SchlOer et 
ses amls, qu'on va leur trouver des solutlons. La seule ma­
niere de faire valolr notre souveralnete, nos conceptlons et 
meme nos partlcularttes est, a f'evldence, de partlclper. 

Dans cette sltuatlon, la mlse en application des bilaterales 
ne doit pas devenir, dans une certalne mesure, un alibl pour 
une nouvelle fois attendre sans trop s'engager sur des dos­
slers politlques et technlques lncontoumables. t:oplnlon pu­
blique doit titre preparee a affronter ces questlons, non 
seulement complexes en elles-memes, mals surtout parce 
qu'elles necessltent un profond changement de mentalite. 
C'est ce qul effrale, et c'est pour cette raison qua !'Initiative 
n'a pratlquement aucune chance, dans las clrconstances 
actuelles. 
Mals c'est aussl pour cette mäme ralson qu'II est Indispen­
sable de passer a l'action. Cela necessite un programme 
avec un calendrier realiste et reallsable qul ne cede pas non 
plus a la preclpltatlon. Dans ce sens, la proposltlon de la 
commlssion lalsse fort peu de marge de manoeuvre, et 
c'est le moins que l'on puisse dlre, parce qua de facto c'est 
une nouvelle formulatlon de !'Initiative. Son refus probable 
ne sera d'ailleurs pas qu'une simple formalite et ouvrlra de 
nouveau un chantler beant de malentendus, en partlculier 
entre Romands et Alemanlques. 
Mesdames et Messieurs, ce ne sont pas las lnltlants qul 
vont s'infllger un autogoal, mals le pays tout entler, et le 
Conseil federal avec lui. II tentera alors d'expllquer qua l'lnl­
tiative des jeunes portalt sur l'ouverture immediate de nego­
clatlons d'adheslon, et non sur le princlpe d'adheslon lul­
mAme. Je lui lalsse le soin de s'emberllflcoter dans des figu­
res de rhetorique qui ne convalncront personnel II est donc 
plus que souhaltable qu'elle sott retlree. Mais las lnitlants ne 
pourront le faire qua s'ils ont obtenu des garantles sufflsan­
tes en contrepartle. 
Si notre Assemblee ne parvlent pas a assumer ses respon­
sabllltes, a se mettre d'accord sur un contre-projet qul 
exprlme une volonte d'adheslon sans restrlction mentale a 
l'artlcle premler, II n'y aura malheureusement pas d'autre 
issue qua de soutenlr !'Initiative des jeunes. 
Je vous demande donc d'entrer en mattere et de soutenlr la 
proposltion subsidlalre Nabholz qul constltue a mes yeux un 
compromls expllclte, mals aussi sufflsamment «soft» pour 
obtenir le soutien du Conseil des Etats par la suite. 

Wyss Ursula (S, BE): Wir diskutieren heuta Ober unsere 
Zukunft, unsere Zukunft in Europa, vor allem auch Ober die 
Zukunft der Jungen Generation. Nicht von ungefähr Ist die 
Initiative «Ja zu Europa!» vor allem von Jungen Bargerinnen 
und BOrgem ins Leben gerufen worden. Diese Generation 
Ist In einem Europa aufgewachsen, In dem starre nationale 
Grenzen nicht mehr der Realität entsprechen. Die Jugend 
von heute lebt bereits In einem Europa, In dem Ihre Soziali­
sation nicht mehr einfach vom Wohnort BOlach, vom Quar­
tier Bampllz oder vom Dorf Nlederblpp bestimmt wird, 
sondern von der Begeisterung fQr Brlt Pop, der Aufbruch­
stimmung Berlins oder meinetwegen der Leidenschaft fQr 
Manchester Unlted. Das helsst nicht, dass wir unsere 
Schweizer Kultur, unseren Dialekt, unsere Herkunft verleug­
nen, aber es Ist eben ein neues, transnatlonales Orientie­
rungsmuster dazugekommen. Wir wollen mitbestimmen, 
und wir wollen dazugehören. Wir wollen die zukOnftlge Ent­
wicklung Europas nicht aus dem Fernsehsessel mitverfol­
gen, sondern sie aktiv mitgestalten. Wir wollen nicht 
ausbrechen aus der Schweiz, wir wollen aufbrechen - mit 
der Schweiz, nach Europa! 
Unsere sektorlelle Europapolitik droht heute Im Sand zu 
verlaufen, oder besser: Im Sandkasten helvetischer Blok­
kadepolltlk. Doch der Bau am zukOnftlgen Haus Europa ist 
kein Sandkastenspiel, bei dem man sich nach Lust und 
Laune einklinken kann: er hat längst begonnen. Europa Ist 
mehr als eine Vision, Europa Ist konkrete Zukunft, Zukunft 
Ist Herausforderung; sie weckt selbstverständlich Ängste, 
aber gerade darum braucht die Diskussion Ober die Zukunft 
unseren Mut. Die Schweiz sollte diese Herausforderung mit 
einer Haltung der selbstbewussten Stärke annehmen; an­
nehmen, um Kritik an verfehlten Entwicklungen der Europäi­
schen Union zu Oben, aber vor allem auch um konstruktiv 
an einem sich rasch wandelnden Europa mitzuarbeiten. 
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Wir können nicht entscheiden, ob Europa uns beeinflussen 
soll oder nicht- wir können einzig entscheiden, ob wir dabei 
die Bedingungen mitgestalten wollen oder ob sie uns aus-, 
schliesslich von anderen diktiert werden. Je frOhzeltlger und 
entschlossener wir diese Diskussion fahren und je eher wir 
sowohl nach innen als auch nach aussen signalisieren, dass 
wir mitreden wollen, desto mehr wird fQr uns auch In der 
Substanz mitzuentschelden sein. Je früher und entschlosse-­
ner wir uns auf den Europazug, der die Fahrt längst begon­
nen hat, aufschwingen, umso komfortabler wird der Platz 
sein, den wir als künftiges Mitglied der europäischen staa­
tengemeinschaft einnehmen. 
Ich beantrage Ihnen von ganzem Herzen, die Initiative zur 
Annahme zu empfehlen und dem Antrag der Minderheit II, 
die Verhandlungen seien bis Ende 2001 aufzunehmen, zu­
zustimmen. 

Hess Bernhard (-, BE): Am 21. Mal dieses Jahres sind die 
bilateralen Verträge mit der EU deutlich angenommen wor­
den. Es muss angenommen werden, dass die Mehrheit der 
Bürgerinnen und BOrger damit zum Ausdruck bringen wollte, 
man müsse nun vorläufig auf die bilaterale Karte setzen und 
deren Auswirkungen genau beobachten. Ein Entscheid -
EU-Beitritt, Ja oder Nein? - sei auf später zu verschieben. In 
dieser Haltung wurde die BOrgerschaft Im Abstimmungs­
kampf vom Gesamtbundesrat bestärkt 
Da die bilateralen Verträge Übergangsfristen von bis zu 
zwölf Jahren beinhalten, muss der Entscheid den EU-Beitritt 
betreffend konsequenterweise mehr als zehn Jahre aufs Els 
gelegt werden. Insbesondere unser Aussenminister will nun 
von einer so langen Wartefrist nichts mehr wissen. Vielmehr 
will er bereits Jetzt den EU-Beitritt In die Wege leiten. All jene 
BQrgerlnnen und BQrger, welche Herrn Bundesrat Deiss ge­
glaubt haben, dass die Annahme der bilateralen Verträge 
nichts, aber rein gar nichts mit einem raschen EU-Beitritt zu 
tun hätten, mQssen sich nach den jQngsten Aussagen unse­
res «EU-Anschluss-Turbos» verschaukelt vorkommen. 
Bekanntlich hat Herr Deiss nur eine Woche nach der Volks­
abstimmung erklärt, dass der EU-Beitritt nun nicht mehr ein 
strategisches Ziel, sondern ein In Arbeit befindliches Projekt 
sei. Diese Äusserung wird von einem grossen Teil der Bllr­
gerschaft als Wortbruch empfunden. Herr Delss, Sie haben 
das Volk angeschwindelt 
Ohne Ehrlichkeit einer Regierung gegenüber der Bevölke­
rung kann aber ein demokratischer Staat längerfristig nicht 
existieren. Mangelnde Ehrlichkeit zerstört das Vertrauen und 
verunmöglicht die Zusammenarbeit. Das Prestige- und 
MachtbedOrfnis des Bundesrates und der mit Ihm verbunde­
nen Pollt-Elite verhindert diese Ehrlichkeit. 
Neben dem Volksbegehren fQr den EU-Anschluss, welches 
dem Volk unverzüglich vorzulegen Ist, sind auch sämtliche 
mögllchen Gegenvorschläge der Bevölkerung zwingend zu 
unterbreiten. Bekanntlich wollten die Landesregierung und 
eine deutliche Mehrheit des Parlamentes schon bei den bila­
teralen Verträgen vor dem Stimmvolk kneifen. 
Dieser kleinliche, peinliche und staatspolitisch schädliche 
Akt soll jetzt offensichtlich im Zusammenhang mit den ver­
schiedenen Gegenvorschlägen wiederholt werden. Hat der 
Bundesrat etwa Angst vor dem Volk? Ich hoffe nur, dass die 
Mehrheit des Parlamentes dieses üble Spiel nicht mitmacht. 
Der Wind aus Brüssel beeinflusst offenbar die Haltung des 
Bundesrates stark. Wer dort etwas gelten will, richtet sich 
nach dem Wind. Der Bundesrat, das dlplomatlsche Korps, 
Chefbeamte und ein Tell des Parlamentes sehen direkte 
Vorteile darin, In Brüssel präsent zu sein und mitreden zu 
können, auch wenn dies auf Kosten der Mitentscheidungs­
rechte und der wirklichen Interessen des eigenen Volkes 
geht. Der 
EU-Beitritt dient auch dem Prestige- und MachtbedQrfnis der 
polltlschen Elite. 
Das strategische Ziel des Bundesrates bleibt die lntegratlon 
in die EU. Kooperation, ein Weg, der den Gegebenheiten 
und Interessen der Schweiz besser entsprechen wtlrde, Ist 
fQr den Bundesrat offensichtlich kein Thema. Dies, obwohl 
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sich bei einem Beitritt die grosse Gefahr eines wirtschaftli­
chen Nivellierungsprozesses, der bereits durch die bilatera­
len Verträge In Gang kommen wird, erheblich erhöht. 
Es wtlrde sich lohnen festzustellen, welche Rolle den Inter­
essen der internationalen Staatengemeinschaft und der 
Schweiz selber am besten entsprechen wtlrde: diejenige 
des Anhängsels an eine zukünftige Grossmacht oder die­
jenige eines eigenständigen, neutralen l<lelnstaates. Huma­
nitär ausgerichtete, neutrale, wirtschaftlich starke l<Jein­
staaten, die ausgleichen können, gibt es wenige. Gäbe es 
mehr davon, so wäre dies ein Gewinn fQr das friedliche Zu­
sammenleben aller Völker. 
Ein EU-Beitritt wäre unwiderruflich. Die Reaktivierung des 
Beitrittsgesuches ist deshalb zu unterfassen, das Volksbe­
gehren «Ja zu Europa!» wuchtig zur Ablehnung zu empfeh­
len. 

Leutenegger Hajo (R, ZG): Die meisten von uns haben 
sich Ober das Resultat vom 21. Mal- über dieses deutliche 
Resultat - sehr gefreut. Unser Land hat damit einen von den 
meisten von uns gepriesenen, guten Weg gewählt, um die 
Beziehungen zu unsern Nachbarn und wichtigsten H,;mdels­
partnern zu regeln. Wir haben uns damit weder für einen un­
verzüglichen noch gegen einen Beitritt zur EU ausge­
sprochen. 
Wir haben uns eine Phase zum Sammeln von Erfahrungen, 
eine Phase der Beobachtung ermöglicht. So bleiben alle 
Möglichkeiten offen, um den richtigen weiteren Weg zu su­
chen und später aufgrund neuer Entwicklungen richtig zu 
entscheiden. Auch dies haben wir den StlmmbQrgerlnnen 
und stimmbOrgern In Aussicht gestellt. Umso ärgerlicher ist 
es, dass sich die Aussenpolitlsche Kommission unseres Ra­
tes wenige Tage später fQr die Unterstützung der Initiative 
ausgesprochen hat. 
Seit dem Einreichen der Initiative hat sich die Situation we­
sentlich verändert, namentlich mit der Zustimmung zu den 
bilateralen Abkommen. Die Initiative passt nicht zu den In 
den Verträgen angesetzten Beobachtungsfristen, Prüfungs­
terminen und Meilensteinen, die wir uns erkämpft haben. 
Deshalb Ist die Initiative unzeltgemäss und unzweckmässig 
geworden. Sie Ist kontraproduktiv und gefährdet weitere ln­
tegratfonsschrltte, die wir ja durchaus unternehmen wollen. 
Die Initiative stiehlt uns gewissermassen die Resultate der 
bilateralen Abkommen. 
Auch In Verhandlungen mit Europa werden wir kaum gfaub­
wtlrdiger, wenn wir die In den Abkommen mühsam und zäh 
erkämpften Resultate schon wieder Ober Bord werfen oder 
infrage stellen. Als BefOrworter der bilateralen Abkommen 
nehme Ich unsere Aussage ernst, es sei nicht um den Jetzi­
gen Beitritt gegangen. 
Der Bundesrat vertagt ohne jeden Gegenvorschlag zur Ini­
tiative Ober alle Mittel, die notwendigen Schritte fQr einen 
Beitritt vorzubereiten und gegebenenfalls einen solchen vor­
zuschlagen. Die Umsetzung der bilateralen Abkommen wird 
uns dazu wesentliche Entscheidungsgrundlagen liefern. Ge­
genvorschläge braucht es dazu nicht. Sie könnten den Bun­
desrat In seiner Integrationsarbeit sogar behindern. 
Unser Land braucht zweifellos eine lntegrationsstrategle. 
Deren nächste Phase Ist durch die bilateralen Abkommen 
aber bereits vorgegeben, und dies ist gewiss kein Stillstand. 
Unser Land wlll aber kaum eine andauernde, zermürbende 
Strategiediskussion und schon gar keine taktischen Ränke­
spiele. Gefordert Ist vielmehr eine gradlinige und glaubwtlr­
dige Politik. Und mit diesen Werten haben wir sorgsam 
umzugehen. Wir wollen doch das Vertrauen, das mit der Zu­
stimmung zu den bilateralen Abkommen bezeugt worden ist, 
nicht leichtfertig aufs Spiel setzen. 
Wir haben die Verträge jetzt umzusetzen. Die Äusserung, es 
seien nur wirtschaftliche Abkommen, ändert daran gar 
nichts. Sie sind ein erster Schritt, ein erster Integrations­
schritt. Ich hoffe deshalb immer noch auf die Vernunft der In­
itianten; darauf, dass sie ihre unzeltgemäss gewordene 
Initiative zurückziehen und so kontraproduktive Entwicklun­
gen vermelden. 
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Aus heutiger Sicht ist die Initiative abzulehnen. Gegenvor­
schläge sind -zwar taktisch verständllch und überlegenswert, 
sachlich sind sie aber nicht nötig. 

Kunz Josef (V, LU): Ich möchte vorerst zum Votum von 
Herrn Hämmerte eine kurze Bemerkung machen. Die SVP 
hat die bilateralen Verträge verlangt und auch dementspre­
chend die Parole gefasst, sie fühlt sich keineswegs als Ver­
llererin dieser Kampagne. Ich persönlich fühle mich noch 
weniger als Verllerer dieser Kampagne, denn Ich habe mit 
meiner Haltung immerhin 33 Prozent des Schweizer Volkes 
vertreten; das möchte ich hier ganz klar sagen. 
Am 21. Mai hat das Volk mit grosser Mehrheit den bilatera­
len Verträgen zugestimmt Das Volk hat aber nicht nur diese 
Verträge gebilligt, sondern ganz klar den bilateralen Weg 
gewählt. In der Abstimmungskampagne wurde von den Be­
fürwortern der Verträge lautstark beteuert, dass bei deren 
Annahme der EU-Beitritt fOr längere Zelt vom Tisch sei und 
in den nächsten Jahren Erfahrungen mit diesen Verträgen 
und der EU zu sammeln seien. 
Viele Bürgerinnen und Bürger haben unter diesem Aspekt 
den Verträgen zugestimmt Deshalb hat die Haltung der 
APK des Nationalrates und vor allem auch jene von Ihnen, 
Herr Bundesrat, so kurz nach der Abstimmung viele Bürge­
rinnen und Bilrger enttäuscht und verunsichert. Sind der 
Bundesrat und dieses Parlament noch in der Lage, Volks­
entscheide zu respektieren? Dies wird sich heute zeigen. 
Wundern wir uns nicht, wenn Immer weniger Stimmbürge­
rinnen und Stimmbürger an die Urne gehen mit dem Argu­
ment Sie machen Ja in Bern doch, was sie wollen! 
Das Volk hat den bilateralen Weg gewählt, akzeptieren wir 
diesen Entscheid! Die meisten von Ihnen haben diesen Ver­
trägen zugestimmt. Sie haben nun die Verantwortung, dafür 
zu sorgen, dass diese Im dargelegten Sinne umgesetzt wer­
den, nämlich so, wie man es dem SChweizervolk verspro­
chen hat Der Grossteil des Stimmvolkes könnte es nicht 
verstehen, wenn nun das Parlament ilberellt einen anderen 
Weg gehen und somit seine Glaubwürdigkeit unnötig aufs 
Spiel setzen würde. 
Deshalb bitte Ich Sie, eine Verschnaufpause einzuschalten 
und die Initiative sowie alle Gegenvorschläge abzulehnen. 
Falls die Initiative nicht zurückgezogen wird, bitte Ich Sie, 
diese so schnell wie möglich zur Abstimmung zu bringen. 

Leutenegger Oberholzer Susanne (S, BL): Ich möchte 
den jungen lnltiantlnnen und lnltlanten fOr die Initiative dan­
ken. Sie haben damit die längst fällige europapolltlsche De­
batte ausgelöst und machen auch klar, dass die bilateralen 
Verträge nicht der Endzustand der schweizerischen Integra­
tionspolitik sein können. Sie zwingen uns, In Sechen Euro­
papolitik endlich Farbe zu bekennen. 
Verschaukelt wird die Bevölkerung durch Jene Parteien, die 
nie klar Stellung nehmen wollen und eine Hüst-und-Hott-Po­
lltlk betreiben. Ich spreche hier von der FDP und der CVP. 
Die FDP hat ihre Position von 1995 verlassen und die CVP 
Ihre klare Positionierung von 1999. 
Auch wir waren In den Sälen, Herr Kofmel und Herr Trlpo­
nez. Die SP hat Immer klar gesagt, dass die bilateralen Ver­
träge nur einen SChritt In Richtung EU-Beitritt darstellen. 
Die SP hat ihre europapolltlsche Verantwortung, Im Gegen­
satz zu FDP und CVP, klar wahrgenommen. 
Die Schweiz muss sich jetzt entscheiden. Wir sind Bestand­
teil des europäischen Raumes. Ein Beitritt der Schweiz zur 
EU wird früher oder später unausweichlich sein. Die Frage 
Ist nur: Wollen wir diesen Weg offensiv mitgestalten oder 
ihn uns später durch Sachzwänge von aussen diktieren las­
sen? 
Der Weg des autonomen Nachvollzuges, den uns die Zau­
derer jetzt aufzwingen wollen, ist unwürdig. Er schränkt die 
Souveränität der SChwelz ein, er beschränkt unseren politi­
schen und wirtschaftlichen Handlungsspielraum. Die Hür­
den und die Kosten eines Beitrittes werden Immer höher. 
Der Alleingang Ist keine Lösung. Seine negativen Konse­
quenzen fQr die Schweiz werden Immer offensichtlicher. 

Die EU entwickelt sich rasant weiter, und zwar In einem 
Tempo, das wir nie erwartet haben. Der Abstand zur 
Schweiz vergrössert sich. Die wirtschaftspolitische Bilanz 
der SChweiz sieht nicht so rosig aus, wie uns das Herr 
Schliler weismachen wollte. Wenn wir die Arbeitslosenzah­
len vergleichen wollen, müssen wir mit realen Zahlen operie­
ren. Die Beschäftigungslage In der Schweiz wird durch 
Zahlen beschönigt Viele - vor allem Frauen -, die Arbeit su• 
chen, sind statistisch nicht erfasst, und ebenso erscheinen 
die Ausgesteuerten In keiner Statistik mehr. 
Auch die Autonomie in der Währungspolitik haben wir längst 
elngebQsst Die hoch gepriesene Zinsdifferenz zur EU wird 
Immer kleiner. Die SChweiz verliert international an Einfluss. 
Glelchzeitlg wird die faktische Abhängigkeit von der EU -
das kann niemand wegdiskutieren - Immer grösser. 
Mit der Polltlk der Ängstlichkeit - das an die Adresse der 
CVP- und der FDP-Fraktion - stärken wir nur die isolationi­
stischen Kräfte In der Schweiz. 
Die EU steht vor einer Erweiterung. Deshalb Ist es wichtig, 
dass die SChweiz jetzt Beitrittsverhandlungen aufnimmt. Nur 
ein EU-Beitritt ermöglicht es uns, den Weiterausbau der EU 
aktiv mitzugestalten. Nur so lassen sich die akuten Pro• 
bleme auf der richtigen Ebene lösen. 
Mit der Globalisierung Ist der wirtschaftspolitische Hand­
lungsspielraum der Nationalstaaten sehr viel kleiner gewor­
den. Sehr viele Probleme können Sie nur im Rahmen der 
EU lösen. Die Verkehrs- und Umweltprobleme machen nicht 
vor den Grenzen Halt. Auch hier Ist es nötig, zusammen mit 
der EU, eine nachhaltige Polltlk von der SChwelz aus mltzu­
definleren. 
Aus all diesen Gründen müssen wir die Beitrittsverhand­
lungen jetzt aufnehmen und dle Zelt für Reformen ln der 
SChweiz nutzen. Dazu gehört einmal die Umsetzung der 
flankierenden Massnahmen zu den bilateralen Verträgen. 
Herr Hämmerle hat klar aufgezeigt, was das helsst und was 
wir erwarten. 
Nötig sind auch demokratische Reformen, wie wir sie im 
September mit einem Guthelssen des konstruktiven Refe­
rendums einleiten können. Vordringlich ist auch ein Ausbau 
der Sozlalpolitlk und der Rechte der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer in der Schweiz. 
Ich mache mir keine Illusionen über Europa. Ich denke aber, 
es Ist eine grosse Chance, eine Chance für die SChweiz, am 
Aufbau eines sozialen, demokratischen und ökologischen 
Europas mitzuarbeiten und Ihn mit den nötigen Reformen in 
der SChwelz zu begleiten. Wir dilrfen uns nicht länger auf 

• dem Weg des autonomen Nachvollzugs einen Souverän!· 
tätsveriust einhandeln. Die initiative ccJa zu Europa!» ver­
dient deshalb unsere Zustimmung. In der Schweiz wird sie 
eine breite Debatte Ober die politischen Perspektiven des 
Landes auslösen. Das Mindeste, was wir brauchen, Ist ein 
Gegenvorschlag mit klaren Fristen, so, wie die Mehrheit der 
Aussenpolltlschen Kommission oder die Minderheit II 
(Jutzet) Ihn vorschlagen - kein Wischiwaschi, wie es Jetzt 
von anderer Seite vorgetragen wird. 
Deshalb bitte ich Sie: Sagen Sie Ja zur Initiative «Ja zu Eu· 
ropa!». 

Menetrey-savary Anne-Catherine (G, VD): Je trouve extra­
ordlnalre la capaclte qu'on a, dans ce pays, de se faire une 
chlmere de nos relatlons avec autrui, et en l'occurrence avec 
l'Unlon europeenne. Dans la realite, l'Europe n'est ni te pa­
radls nl J'enfer, eile est lmparlalte, comme nous le sommes 
nous-m&mes aussi. Elle est imparfalte comme la vle, mals 
alle vtt, elle avance, pas plus, pas moins. 
Par certains aspects, l'Unlon europeenne est peu attlrante ä 
nos yeux: par ses optlons äconomlques neollberales, par 
ses camlons, par son obsession de la säcurlte, par sa TVA. 
Mals par d'autres aspects, eile nous plal't davantage: quand 
elle se veut soclale, quand elle entend travailler pour la palx, 
quand alle veut lutter contre la fraude fiscale et, oul, contre 
le secret banca.ire. 
Mals deflnltlvement, l'adhesion n'est pas un aboutissement, 
une fln en soi. Contralrement a d'autres, Monsieur le Con-
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seiller federal, f al beaucoup apprecle vos propos disant qu'il 
ne s'agissalt pas d'un «objectlf strateglque», mals d'un pro­
cessus et d'un projet en cours. Le journal qul tradulsait vos 
propos parlalt mAme d'une «fatallte historlque», ce qul me 
paralt un peu negatlfl Non, l'Union europeenne n'est pas un 
but, c'est un moyen, un outil pour construlre un pöle politique 
face au pö!e eaonomlque; un outll pour n'avolr pas a se plier 
a la seule volonte des Etats-Unis; un moyen de chercher des 
solutlons internationales a des problemes supranatlonaux, 
notamment dans le domaine de l'envlronnement; une occa­
sion de s'ouvrir, une opportunlte de revlsiter et de revltaliser 
nos instltutions, notre neutralite, notre federalisme. 
J'ai ete lmpressionnee, en llsant le rapport du Bureau de l'ln­
tegration, de oonstater a quel rythme !'Union europeenne 
avance, pas dans un sens qui m'enchante toujours, mals 
d'une fac;on qul me falt dlre qu'll est temps qu'on s'en oc­
cupe. Sinon l'Europe s'occupera de nousl Ce rapport montre 
aussl de manlere determinante qu'on n'ira pas beaucoup 
plus loin avec les bilaterales et qu'il n'y aura pas, pour la 
Suisse, d'Europe a la carte. II montre encore qua l'Europe 
n'a pas que cela a faire, qu'H y a deja trelze pays candldats, 
que plus on attend, plus ce sera dlfflclle. 
Je m'axplique mal ces attltudes de dlva que prennent cer­
talns face a une Union europeenne qul n'en a rien a faire de 
nos etats d'äme, qul travallle et qui avance. Cecl dft aussi 
par rapport a ce que nous disait M. Frey tout ä !'heure, qui 
voudralt non seulement attendre de volr ce qui va se passer 
en Sulsse avec les accords bllateraux, mals, en plus, qul 
voudralt voir ce qul se passe en Europa. Et la, j'al envle de 
vous dlre: est-ce qu'on n'est pas pretentleux? pour qul nous 
prenons-nous? 
Apres la votatlon du 21 mal dernler, qul, quol qu'on en 
pense, a traduft un certaln elan populaire, les querelles, las 
atermoiements de ces dernlers temps, les marchandages 
m'ont paru indignes, pas a la hauteur de ce projet, pas a la 
hauteur de notre pays qul devraft avoir plus confiance en soi, 
plus de respect de sol. · 
Quant a ceux qui refusent !'Initiative populalre et tout contre­
projet, lls se fourvolent et compromettent l'avenlr de notre 
pays. Mais, en plus, lls donnent l'image cfun certaln mepris. 
Meprls vis-a-vls des pays de !'Union europeenne, mepris 
vts-a-vis de tous les citoyens et cltoyennes qul ont accepte 
!es accords bllateraux, parce que derrlere l'Europe economl­
que, ils voyalent l'Europe polltique en constructlon. Et c'est 
aussl une forme de mepris vis-a-vls des citoyens qui trans­
paran derrlere le dlscredlt que d'aucuns tentent de porter 
contre les auteurs de l'lnltlatlve: par exemple, M. le presldent 
du Partl radlcal-democratlque qul, dans un Journal, parlalt de 
ces gens qul «se sont permls la bAtlse de 'lancer' une teile 
initiative». Et ce matln, M. Kofmel dlsalt encore que l'idee est 
bien saugrenue de prendre un arrAte pour presenter un con­
tre-projet. C'est peut-Atre vral, mais le slgne qui est ainsl 
donne est taut ä falt defavorable. Est-la la lec;on de democra­
tle que la Sulsse entend donner a !'Union europeenne? 
On peut comprendre qu'II fallle souhaiter que !'initiative po­
pulalre soit retlree en faveur d'un contre-pro}et acceptable. 
Mals toute tentative de conflsquer au peuple, slnon le vote, a 
ce stade, du moins le debat democratlque, paraTt hautement 
suspecte et flnalement contreproductlve. 
Je vous lnvite donc ä voter oul a l'lnltlative populaire et oui 
au contre-projet de la mlnorlte, c'est-a--dlre le plus rapide. 

Maspoll Flavio (-. Tl): Vista ehe parllamo dell'Europa, 
penso sia leclto cftare un famoso proverbio napoletano ehe 
dlce: «Fatta la festa, gabbato lo santol» ehe tradotto In ter­
minl europeistl o «eurocratl» slgniflca: Fatta Ja votazione del 
21 magglo, ecco ehe tutto clo ehe ~ stato detto vlene dimen­
ticato immedlatamente. 11 lupo toglie la maschera e mostra la 
faccia vera. 
Abbiamo detto al popolo - o megllo: voi avete detto al po­
polo, io non ho detto niente in questo senso - ehe gli accordi 
bllaterali non avevano niente a ehe fare con J'adeslone 
all'Unione europea Avete detto al popolo ehe gll accordi bl­
laterali erano importantl per l'economia e oltretutto sareb-
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bero stati messi in discussione dopo satte annl. Tutti avete 
ripetuto ehe II popolo tra satte anni avrebbe potuto votare 
un'altra vofta sugll accordl bilaterali. Avete detto al popolo 
ehe quest! satte annl sarebbero serviti per vagliare, per valu­
tare, per attendere, per vedere, per caplre a cosa avrebbero 
portato gll accordl bllat~rall, e per vagllarli appunto. 
E adesso, a dlstanza dl meno dl un mese, ecco ehe sl parla 
dl adeslone, sl parla di grande opportunita per II nostro pa­
ese. Orbene, c'e sul tavolo una lnlzlatlva popolare firmata da 
oltre 100 000 cittadine e clttadlnl. Essl hanno II dlrltto ehe la 
loro idea, cioe quella di una adeslone Immediate, sla sotto­
posta al voto del popolo. II popolo decidera se accettare o 
respingere questa idea. Ma ecco ehe i calcoll sono gla statl 
fatti: c'e gla chi dice ehe questa inlzlativa non avrebbe oggi 
nessuna possibilita di successo. Dunque non sprechlamo 
l'occaslonel Ed ecco ehe quelle ehe e stato detto da questa 
stessa trlbuna, ehe con le inlziatlve popolarl non si sareb­
bero mal plu fattl del tatticisml, fatta la festa un'altra volta, 
gabbato anche queste santo, e I tattlcismi vengono ripropostl 
con petulante puntuallta. 
Quale controprogetto, quall controprogetti? Uno solo e II 
controprogetto ehe accetto: quelio ehe viene messo al vagllo 
delle cittadine e dei cittadinl di queste paese. Tutto il resto sl­
gnlflcherebbe non solo «gabbare lo santo», ma gabbare II 
popolo. E credo ehe qui dentro nessuno abbla questa lnten­
zlone o sla In grado dl farlo. Chi oggi suona la tromba euro­
peista non lo fa plu con gli lntentl dl alutare reconomla o dl 
avere buonl rapporti con II resto dell'Europa. Chi oggl suona 
la tromba dell'Europa - una tromba rubata impropriamente 
al povero Beethoven ehe slcuramente sl rlglrera nella tomba 
nel sapere ehe flne ha fatto la sua Nona slnfonla - lo fa con II 
chlaro lntento dl ellmlnare II nostro paese. Lo fa sapendo ehe 
il nostro paese perderebbe la sua llberta, la sua neutrelita, la 
sua sovranita e la sua autonomla. Questa e la verital E dun­
qua diciamo pure al popolo ehe l'adeslone sara posslblle se 
II popolo to decidera. E se II popoto non lo decldera. anche le 
trombe e l tromboni europelstl dovranno tacere - e spero, 
tacere una volta per tutte. 
Mettete sublto in votazlone questa lniziatlval Non aspet­
tlamo l'anno prosslmo. C'e tempo - possiamo votare in set­
tembre, non ci vuole tanto per organizzare una votazlone. E 
se del resto i trombonl e le trombe europeiste credessero In 
una possibile riuscfta dl questa lnlziativa, state tranquilll ehe 
l'avrebbero gia messa in votazlone, forse ancor prima del 
21 magglo scorso. 
Per questo non vl lnvlto - non lnvito nessuno -, ma vi annun­
cio ehe votero «no» all'lnlziatlva e «no» a tuttl i contropro­
gettl, e confido in quei po' dl glustlzla ehe forse rlmane In 
questa sala, confido ehe l'inizlatlva, se non rltirata, venga 
sottoposta al popolo nel piCJ brave tempo possibile. 

Vermot Ruth-Gaby (S, BE): Die Initiative «Ja zu Europa!» 
wird ungerechterwelse auf strategische und planerische Fra­
gen reduziert Wann soll verhandelt werden? Soll Oberhaupt 
verhandelt werden? Wie und mit wem soll verhandelt wer­
den? Was und wie lange soll verhandelt werden? Soll Ja, 
Nein oder Jein zum Beitritt gesagt werden? 
Die Initiative «Ja zu Europa!» bedeutet aber viel mehr als 
diese begrenzte Fragestellung. Die Initiative bzw. ein konkre­
tisierter Gegenvorsctilag Ist mitunter auch ein pädagogi­
sches Projekt. Die Uberzeugungsarbelt, die während des 
Abstimmungskampfes zu den bilateralen Verträgen recht gut 
gelungen Ist, muss bei der Weiterentwicklung unserer Bezie­
hung zu Europa noch besser und präziser werden. Die Men­
schen dQrfen nicht belogen, ihre Angste, die durch eine auf 
die Schweiz bezogene Rechte systematisch angeheizt wer­
den, mQssen ernst genommen und Ihre Fragen beantwortet 
werden. 
Veränderungen, wie dies ein EU-Beitritt bedeutet, verunsi­
chern viele. Unklarheiten, zwiespältige Vermutungen und 
berechtigte Kritiken an Europa stimmen skeptisch und er­
schrecken die BOrgerinnen und BQrger. Es ist schwierig, vor 
allem wenn der wirtschaftliche und soziale Lebensalltag 
unschön Ist, sich für eine neue und weitgehend noch un-
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bekannte Perspektive zu motivieren. Wir brauchen daher un­
sere Fähigkeiten, um Antworten zu geben, aber auch zu 
vermitteln, dass bei einem Beitritt noch viele Fragen unge­
klärt bleiben massen. Menschen fürchten sich dann vor Ver­
änderungen, wenn sie keine befriedigenden Vorstellungen 
entwickeln können, wie sich Ihr Alltag gestaltet Gibt es 
weiterhin Arbeit? Erhalte Ich genug Lohn, um fQr meinen 
Lebensunterhalt aufzukommen? Kann ich die Familie ver­
sorgen? Wie werden die Krankenkassenprämien und das 
Gesundheitswesen beschaffen sein? Verstehe Ich die Spra­
che des Nachbarn? Verdrängt mich keiner aus dem Quartier 
oder aus der Firma? Reicht die Altersvorsorge, oder wlrd sie 
knapp? 
Es sind die Fragen der sozialen Schweiz und des sozialen 
Europas, die wir beantworten mOssen. Die Krise der Neunzl­
gerjahre ist nicht vergessen und verunsichert weiterhin. 
Gleichzeitig verschärfen die bQrgerllchen Parteien das sozl­
alpolltlsche Klima, verstärken die Forderungen nach Dere­
gulierung und Privatisierung und bauen Staat und Steuern 
ab. Dies schart die Verunsicherung und fördert die Verwei­
gerungshaltung eines Teils der Bevölkerung. 
Ja zu Europa sagen nicht nur die so genannten Euro-Tur­
bos - Obrlgens eine unsinnige Beschimpfung -, sondern 
auch kritische Menschen und Jene, die sparen, dass sie 
nicht auf einer Insel lsollert In Europa leben wollen. Europa 
darf nicht nur Wirtschaftsraum bleiben, sondern muss deutli­
cher und klarer zum Sozialraum werden. Europa darf fOr uns 
nicht weiterhin nur aus Dossiers, Verkehrsverhandlungen 
und PersonenfrelzOglgkeit bestehen. Eine derart papierene 
und technokratische Beziehung der Schweiz zu Europa 
wäre mir nicht geheuer. Ich brauche, wie die meisten Men­
schen, ein lebendiges Europa und die Chance auf neue Be­
ziehungen, soziale Netze und konkrete Möglichkeiten der 
politischen Mitgestaltung. Ich will mit vielen anderen Men­
schen In Europa nicht zunehmend Ausländerin werden. 
Ich empfehle daher die Initiative zur Annahme und stimme 
fOr einen Gegenvorschlag, der konkret die nächsten Schritte 
aufzeigt und keine verwinkelte, negative Europastrategie 
ohne Perspektiven anbietet. 

Bugnon Andre 0/, VD): Apres des siecles de meplis mutual 
des uns envers las autres, marques regullerement par des 
guerres sanglantes qul se sont toujours revelees ~tre stupi­
des et inutiles apres coup, la construction d'une Europa unie 
dolt lltre consideree comme une bonne chose. A part las 
avantages economiques et soclaux qui decpulent de l'al­
llance de ces pays, le seul moyen pour eux d'lnverser las for­
ces precedemment utlllsees pour la destruction a ete de les 
utlllser pour faire de la construction, d'ou la sltuatlon qua 
nous connalssons aujourd'hui avec la creatlon de l'Europe. 
Faut-11 pour autant, malgre ce constat positif, que notre pays 
s'assocle a cette unlon, qua ce solt malntenant ou plus tard, 
ou au contraire jamals? Quais sont las avantages ou las in­
convenlents pour notre pays d'adherer ou de ne pas adherer 
a l'Europe? Avons-nous las mllmes raisons que les pays qul 
nous entourent d'en faire partle ou, au contralre, avons-nous 
Justement suffisamment de ralsons pour ne pas y adherer? 
Je souhaite icl vous donner mon point de vue personnel sur 
cet obJet et sur las delals qu'II convlent de retenlr pour tralter 
cette questlon. Je tiens tout d'abord a declarer que je ne suls 
pas de ceux qui disent «La Sulsse dans fEurope. Jamalsl», 
car rlen ne nous autorlse, me semble-t-11, a prendre une de­
clslon d'une teile lmportance d'une fay0n definitive. En effet, 
l'evolution dans las rapports humalns, en besolns sociaux, 
relatlonnels, dans la communlcatlon et la connalssance des 
choses, de m~me qua dans la faQOn - sl eile est positive et 
attractlve - dont l'Europe gerera demaln ses dosslers et son 
hlstolre, peut faire que, dans quelques annees, d'une fagon 
souhaitee et naturelle, notre peuple accepte sans probleme 
une adheslon, car cela repondra a un veritable besoln pour 
notre populatlon. rexperlence qui sera retlree dans la mise 
en oeuvre des accords bllateraux permettra peut-etra d'aller 
dans ce sens, pour autant qua leur appllcatlon nous soit fa­
vorable. Je le repete, nous n'avons pas le droit de dlre ccja-

mals» et nous devons laisser ä chaque generatlon le drolt de 
faire ses propres cholx. Mais, aujourd'hui, je vous recom­
mande de donner un preavls negatif a la recommandation 
de vote sur l'initlatlve populalre «Oul ä l'Europel» et de refu­
ser tous les contre-projets qul sont proposes. 
En effet, dans une questlon aussl lmportante que l'adheslon 
de notre pays a l'Europe, nous n'avons pas le drolt ä une er­
reur tactique dans la chronologle de presentation des objets, 
si le souhalt est d'adherer vralment une fois a l'Union euro­
peenne. Nous n'avons pas non plus le drolt de poser une 
teile question, sans connaltre totalement les consequences 
de cette adheslon pour chacun d'entre nous. C'est pourquol 
l'lnitlatlve qul prevoit un delai trop court pour une adheslon 
effective n'a aucune chance de recevoir un soutien posltlf 
devant le peuple. 
Mals alors, me dlrez-vous, pourquol ne pas soutenlr le con­
tre-projet du Conseil federal qui prevoit un delal plus long 
pour reallser une adheslon a l'UE? Marne si las textes et les 
delals different, le fond raste le meme, a savoir se prononcer 
le plus tot possible sur une adheslon de la Suisse a l'Europe. 
D'ailleurs, dans son programme de legislature 2000-2003, 
le Conseil federal ne lalsse aucun doute sur la rapldlte avec 
laquelle II souhaite tralter la question. Or, ce n'est pas une 
difference de quelques annees entre !'Initiative et le contre­
projet qul va permettre au peuple suisse de recevolr toutes 
les reponses aux questlons qu'II se pose. Cette faQOn de 
faire va sOrement condulre a un second non apres celul a 
l'lnitlative, lorsque la question de l'adheslon vlendra devant 
le corps electoral, si eile vlent trop tot. 
Pourquol cralndre ce double non pour ces deux votatlons? 
Apres le refus de l'EEE an 1992, las opposants avaient clai­
rement exprlme le voeu que notre pays traltent ses relations 
commerciales avec l'UE par des accords bllateraux. Le re­
sultat de ces accords, proposes aux Sulsses le 21 mal der­
nier, correspondait donc parfaltement a l'attente de la 
majorite du peuple, d'ou l'acceptatlon par les deux tlers du 
corps electoral. 
Nous avons donc reussl a evlter l'lsolement economlque et 
nous pourrons a l'avenir continuer a progresser dans ce do­
maine, comme dans ceux de la recherche et de la formatlon. 
Faut-il aller plus loln et adherer malntenant a l'UE? Je ne 
crols pas. La maJorlte de nos concltoyennes et concltoyens 
sont sceptlques sur cette questlon et ont besoin d'en savoir 
plus, beaucoup plus sur las lmpllcatlons d'une entree dans 
l'UE. lls sont egalement inqulets quant a l'evolution de l'UE 
elle-meme, face aux nombreuses demandes d'adheslon an 
cours, et par rapport a la difficulte que rencontre l'UE a se 
posltionner comme veritable entite polltlque et economlque 
et a sortlr de la voie technocraHque qu'elle a prlse dans son 
organisation fonctionnelle. 
De plus, l'UE est composee aujourd'hul des quinze Etats qui 
nous entourent et qul sont d'orlglne latine ou anglo-saxonne. 
Mais, dans quelques lustres, prise par son propre Jeu 
d'ouverture, s'etendra+elle jusqu'au Caucase ou en Anato­
lle? Extension qui aura des consequences dues aux dlffe­
rences de rellglons, ethniques et de nlveaux economlques 
que ces nouveaux pays presentenl Comment tout cela 
sera-t-il maltrise et coherent? Nous avons besoin de le sa­
voir, et tout rapport ou analyse devra tenlr compte de cette 
evolutlon. Ces questions devront etre toutes traltees avant 
de se poser la questlon de prlnclpe d'une adheslon de notre 
pays a l'UE, qui ne saurait ~tre qu'une quesHon d'agenda ou 
de tactique. Le peuple se pose ces questlons et attend des 
reponses clalres et precises. 
Partant du postulat qua la diflerence du cours de notre his­
tolre d'avec celle des pays de l'UE ne nous obllge pas a 
nous racheter des guerres que nous n'avons pas declen­
chees dans les derniers siecles, compte tenu de notre neu­
trallte, nous n'avons pas besoln, a l'lnstar des pays qul ont 
fonde l'UE, de nous sentir obllges de partlclper obllgatoire­
ment et tout de sulte a cette unlon. Notre parcours a ete dif­
ferent, il peut continuer de !'Atre pour quelque temps encore. 
Nous n'avons rlen a nous reprocher. Nous n'avons pas a 
nous culpablllser d'avoir une hlstolre propre. Lalssons las 
effets des accords bilateraux se concretlser, contlnuons a 
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amellorer nos relatlons dans la mesure du posslble sans 
perdre nos systemes democratlques et nos speclflcltes. 
Lorsque les reponses posltlves seront apportees sur toutes 
las questlons qui restent en suspens actuellement, II sera 
temps de se prononcer sur la questlon de l'adheslon. Cette 
troisieme voie est posslble et ne nulra en rlen au fonctionne­
ment et au developpement de notre pays. 
Nous devons donc preavlser negatlvement a l'lnltlatlve, re­
commander au peuple et aux cantons de voter non et ne pas 
entrer en mattere sur le contre-projet du Conseil federal et 
sur les autres variantes. 

Rechstelner Rudolf (S, BS): Ich höre all die trauervollen 
Stimmen, die sich darober beklagen, dass wir heute schon 
wieder Ober die europäische Integration sprechen mossen. 
Es Ist schon so: Ein Grossteil der Bevölkerung möchte, dass 
Jetzt Ruhe einkehrt, und hat auch Angst, Insbesondere vor 
dem freien Personenverkehr. Die vereinbarten Fristen ge­
ben einen Fahrplan vor, der auch Im Fall des WIiiens zu Bel­
trittsverhandlungen massgeblich sein wird. 
Wir stimmen ja heute nicht über den Beitritt zur Euro­
päischen Union ab, sondern es geht um die Frage, ob unser 
Land willens und in der Lage Ist, eine Verhandlungsposition 
zu definieren - wenn man denn anfangen will zu verhan­
deln-, festzulegen, was denn Gegenstand dieser Verhand­
lungsposltlon sein soll. Ich denke z. B. an die Frage der 
Neutralität oder der direkten Demokratie, gerade Im Zu­
sammenhang mit europäischen Angelegenheiten. 
Die Zeit- dies Ist meine Prognose -wird rasch zeigen, dass 
wir nicht weniger, sondern mehr Integration brauchen. Die 
Welt ist sehr ungemütlich, und auch wenn man sich nun 
gerne ins Schneckenhaus zurQckzlehen möchte, wird man 
merken, dass dies gar nicht möglich ist. Wie bei den bilate­
ralen Verträgen wird es mit ganz kleinen Dingen beginnen: 
z. B. mit dem Unwillen der EU, Ober die Anerkennung von 
Medikamenten oder Ober Fragen der Währung mit uns zu 
diskutieren. Wir befinden uns ja mit dem Schweizerfranken 
auf dem hohen Seil: Es Ist eine Situation denkbar und wahr­
scheinlich, dass wir zwischen Euro und Dollar wieder zur 
Reservewährung werden. Der Schweizerfranken muss dann 
von der Nationalbank Im Wechselkurs tief gehalten werden; 
die Exportwirtschaft wird darauf drängen. Man wird die 
Geldmenge der Notenbank stark erhöhen müssen, um die­
ses Zlel zu erreichen, und dann haben wir ein grosseslnflatl­
onspotenzial. Dann wird die Wirtschaft den Euro wollen, um 
Oberhaupt noch exportfählg zu blelben, und den werden wir 
nicht ohne Beitritt zur Europäischen Union erhalten. Ich 
denke auch, bei der Beitrittsfrage wird es die Wirtschaft 
sein, die den Tarif durchgeben und darauf drängen wird, 
dass die notwendigen Verhandlungen aufgenommen wer­
den, auch wenn sie heute noch weit entfernt scheinen. 
Die Frage lautet aber auch: Brauchen wir die polltlsche Inte­
gration? Es wird nicht mehr gellngen, die weiteren Schritte 
zu unternehmen, ohne In Brossel und Strassburg definitiv 
mitzumachen. Braucht es eine europäische Gesetzgebung? 
Das ist eine rhetorische Frage. Wir kommen gar nicht darum 
herum; in Fragen des Umweltschutzes, der Sicherheit, der 
Kartelle usw. haben wir fakttsch gar keine nationale Souve­
ränität mehr. Es wäre ehrlicher, wenn wir das jetzt zugeben 
und uns fragen würden, was wir gewinnen, wenn wir In 
Strassburg, Im Europäischen Parlament, mitmachen. Was 
haben wir an Souveränitätsgewinn, wenn wir demokratisch 
In Brossel mitsprechen, auch wenn wir In Kauf nehmen 
müssen, dass wir in gewissen Fragen selbstverständlich 
Oberstlmmt werden und uns dem europäischen Fahr­
plan unterziehen müssen? Das müssen wir heute ja ohne­
hin. 
Es gibt heute faktisch nur noch den autonomen Nachvoll­
zug, und jene, die meinen, sie könnten das Bankgeheimnis 
durch einen Nichtbeitritt retten, stellen fest, dass das Bank­
geheimnis auch unter Druck kommt, wenn wir so genannt 
souverän bleiben. Die Lage Ist In vielen Fragen nicht mehr 
alleine von der Souveränität her und natlonalstaatllch In vle­
len Fragen nicht mehr alleine zu beantworten. Wir müssen 
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den Weg gemeinsam gehen, In Europa und mit Europa. Wir 
dürfen uns aber fragen: Was tor ein Europa wollen wir? Ein 
föderalistisches selbstverständlich, ein demokratisches, ein 
soziales, ein ökologlsches. Wir dürfen aber von Europa nicht 
Dinge verlangen, wenn wir uns weiter weigern, an diesem 
Prozess selber teilzunehmen. Einfluss nehmen können wir 
In Europa nur, wenn wir die demokratischen Spielregeln an­
erkennen und selber den entsprechenden WIiien kundtun, 
hier eine Teilnahme ins Auge zu fassen. 
Die Initiative «Ja zu Europa!» ist ein bisschen Opfer der 
strengeren Frlstengesetzgebung. Ich wünschte mir, wir 
hätten ein Jahr oder zwei Jahre mehr Zeit, um sie zu 
behandeln. Ich möchte deshalb auch darum bitten, einen 
Gegenvorschlag zu formulieren, damit man In einem 
gemächlichen Tempo - mit dem die Schweizer Bevölkerung 
sich anfreunden könnte - eine Lösung anvisieren kann. 

Müller-Hemm! Vreni (S, ZH): Als Mitglied der SP-Delega­
tion in der Aussenpolltischen Kommission bin ich mit verant­
wortlich fOr das doppelte Ja vom 23. Mai zu den beiden 
Vorlagen, werde also von den einen als Euro-Turbo bezeich­
net und von den anderen einem esoterischen Klub zugeord­
net. Bin Ich mit meinem grundsätzlichen Ja zum EU-Beitritt 
gemäss Initiative ein Euroturbo, wenn - angenommen, der 
Bundesrat würde morgen das Beitrittsgesuch auftauen - der 
Beitritt sicher nicht vor 2006 Realität würde? Bin Ich esote­
risch abgehoben, wenn Ich als Parlamentarierin und Mit­
glied der APK vom Bundesrat Klartext respektive eine 
transparente Handlungsstrategie erwarte und mich nicht mit 
einer unverbindlichen Absichtserklärung, datiert vom 27. Ja­
nuar 1999, zufrieden gebe? 
Angestossen und herausgefordert durch die Volksinitiative, 
via indirekten Gegenvorschlag In eine ernsthafte Europadis­
kussion einzusteigen und sich dazu vom Bundesrat die Fak­
tenlage innert einem abgesteckten Zeitrahmen vorlegen zu 
lassen, ist nichts mehr als rationales parlamentarisches 
Handeln, sowohl aussen- als auch lnnenpolltlsch. Dies ist 
weder eine « Turbo»-Aktion noch weltfremde Abgehoben­
heit. Rational helsst: 
1. zur Kenntnis zu nehmen, was um uns herum In Europa 
geschieht - z. B. In der Asyl-, Migrations-, Steuer- und St­
cherheltspolltlk -, und sich der Folgen für uns als Nichtmit­
glied bewusst zu sein; 
2. aufzuzeigen, welche Internen Hausaufgaben tar den 
EU-Beitritt noch zu lösen sind; 
3. sich mit den Konsequenzen der EU-Ost-Erweiterung aus­
einander zu setzen. 
Ich war letzte Woche für einige Tage In Budapest und er­
lebte dort live ein EU-Ministertreffen mit dem Beitrittskandi­
daten Ungarn mit. Das Ist ein Beispiel, das zeigt, dass die 
Vorbereitungen auf Hochtouren laufen, damit Ungarn nach 
2002 EU-Mitglied werden kann, gleich wie Polen, Tsche­
chien. Slowenien, Estland und Zypern. Mit diesen Beitritten 
wird Europa markant stabiler, demokratischer und friedli­
cher. 
Kann uns - so frage ich Sie - die Friedenssicherung In Eu­
ropa gleichgültig sein? Soll sie sich ohne uns weiter ent­
wickeln? Als ich vorletzte Woche In der «Arena» auf die 
Urspronge und zentrale Zielsetzung des Friedenshauses 
Europa hinwies, quittierte dies die SVP-Seite mit Gelächter 
und Gegröle. Diese Reaktion spricht für sich und Irritiert 
mich nicht weiter. Was mich aber lrrltlert, sind diejenigen 
Teile von FDP und CVP, die trotz EU-Beitritt In den Partei­
programmen Jetzt, nach dem Ja zu den bilateralen Verträ­
gen, die Fenster Richtung Europa wieder schliessen wollen. 
Was mich Irritiert, ist der Gesamtbundesrat, der den aktuali­
sierten Gegenvorschlag seines Aussenminlsters nicht auf­
genommen hat 
Gouverner, c'est prevolr, pas dormir. Strategische Ziele wer­
den mit konkreten Massnahmen und In Teilschritten erreicht. 
Deshalb ist es an uns und am Bundesrat. jetzt die Beltrltts­
grundlagen zu erarbeiten und den Beitrittsentscheid vor­
zubereiten. Dazu brauchen wir einen aktualisierten 
Gegenvorschlag. 
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Kolleginnen und Kollegen von der CVP und der FDP, die im 
Moment anwesend sind: Sie, die Sie die Strategie EU-Beitritt 
unterstOtzen, werden Sie zusammen mit uns gemäss dem 
Motto «Gouverner, c'est prevofr» zu Euro-Realos! Zu Euro­
Realos, die sich auf einen Gegenvorschlag einigen, der Ein­
stieg Ist In eine umfassende, rationale und differenzierte Eu­
ropapolitik. 

Scherer Marcel (V, ZG): Ich bitte Sie, die Volksinltlative «Ja 
zu Europa!» zur Ablehnung zu empfehlen und alle Gegen­
vorschläge abzulehnen. Selen Sie ehrlich zu Ihren Stimm­
bürgern! Vlele von Ihnen - vor allem die bQrgerllchen 
Parteien - provozierten ein Ja zu den bilateralen Verträgen 
mit dem Versprechen, in der EU-Frage einen Marschhalt ein­
zulegen. Die BIiateraien hätten mit dem EU-Beitritt nichts zu 
tun. Das habe Ich noch aus dem Abstimmungskampf in den 
Ohren. Die BOrger dieses Landes stimmten aufgrund dieses 
Versprechens Ja. Eine Annahme der Initiative und - noch 
schlimmer - eines Gegenvorschlages wäre unglaubwürdig. 
Die Referendumsmögllchkeit Im freien Personenverkehr, wie 
sie vor allem von Ihrer Partei, Herr Hämmerle, Immer gelobt 
worden ist, würde somit untergraben, wenn nicht sogar ver­
unmöglicht Verwundern Sie sich nicht, wenn das Stimmvolk 
und Ihre Wähler Sie nicht mehr ernst nehmen. 
Ich appelliere an die bOrgerllchen Politiker der CVP- und der 
FDP-Fraktion: Haben Sie den Mut, seien Sie Vertreter des 
Volkes, und sagen Sie Nein zur Volksinitiative «Ja zu Eu­
ropa!», lehnen Sie all die «Gegenvorschläge mit Hintertür­
chen» ab, bringen Sie so die Initiative ohne Gegenvorschlag 
vor das Volk. Das Volk hat das Recht, fünf oder sechs Jahre 
nach Einreichung einer Volksinitiative auch darüber zu befin­
den. 

W1dmer Hans {S, LU): Die Beitrittsfrage spaltet unser Land 
nicht einfach nur In zwei Hälften, sondern - wie übrigens 
auch Herr Blocher gesagt hat - in drei Telle: Ungefähr ein 
Drittel möchte sofortige Beltritlsverhandlungen; ein zweites 
Drittel schllesst zwar einen Beitritt prinzipiell nicht aus, 
möchte aber noch zuwarten und In pragmatischer Manier 
Erfahrungen mit den bilateralen Verträgen sammeln; das 
verbleibende Drittel schlfessllch wlll aus natlonalkonservati­
ven Gründen Oberhaupt nicht und nie der EU beitreten. 
Die Pro-Europäer, und zu ihnen zähle Ich mich auch, werden 
Ihr Ziel nur dann erreichen, wenn es Ihnen gelingt, mit einem 
möglichst grossen Tell des pragmatisch zuwartenden zwei­
ten Drittels zusammenzuspannen und so mit der Zeit das 
Beitrittszlel mehrheitsfähig zu machen. 
Wie mein Kollege Andreas Gross gesagt hat: Wer In bedeu­
tenden Fragen der Aussenpolitik Erfolg haben will, muss 
daran denken, dass für wichtige Entscheide kollektive Lern­
prozesse in Gang zu setzen sind. Es geht um Lernprozesse 
Ober das Schlcksalsgemeinschaftllche unseres politischen 
Daseins, Ober die Notwendigkeit des Tellens von Souveräni­
tät fOr alle, die wirklich souverän sein wollen, und zwar im 
Sinne der diesbezüglich massgebllchen Französischen Re­
volution. 
Lernprozesse brauchen Zelt, denn Mentalitäten ändern sich 
gerade in Fragen der Aussenorlentlerung in der Regel nur 
sehr langsam. Damit ein Lernprozess Fortschritte zeitigt. 
muss er verschiedene Etappen durchlaufen, die nicht Ir­
gendwann, sondern zum bestmöglichen Zeitpunkt - denken 
wir an die Kultur der richtigen Tempi - eingeleitet werden 
müssen. Tatsächlich müssen sich Mentalitäten geändert ha­
ben, bevor eine Mehrheit von Volk und Ständen von der 
Schicksalsgemeinschaft Schweiz/EU überzeugt ist und ei­
nem EU-Beitritt zustimmen kann. 
Im RQckbllck mQssen wir sagen, dass der EWR keine rich­
tige Etappe war, denn er hat uns zurOckgeworfen. Wohl aber 
kommt den bilateralen Verträgen ein positiver Etappencha­
rakter zu, denn sie haben es vielen Pragmatikern möglich 
gemacht, sich vom harten Kern der Natlonalkonservatlven 
zu lösen. Es Ist zu hoffen, dass die Ins Haus stehende Uno­
Abstlmmung zu einer weiteren erfolgreichen Etappe wird. 
Danach? Können wir uns wirklich eine baldige Volksabstlm-

mung leisten, die letztlich nichts anderes sein wird als ein 
verhältnlsmässjg inhaltsleeres Plebiszit Ober die europäi­
sche Gesinnung unseres Landes, ein Plebiszit, dessen ne­
gativer Ausgang absehbar Ist? 
Wer es mit einem EU-Beitritt wirklich ernst meint und die Ge­
setze des realen politischen Geschehens respektiert, sollte 
den Stolperstein einer solchen Volksabstimmung auf dem 
sonst schon beschwerlichen Weg nach Europa unbedingt 
wegräumen. Als letzte fruchtbare Etappe kann Ich mir aller­
dings eine Volksabstimmung In etwa sechs Jahren vor­
stellen, und zwar eine Volksabstimmung Ober ein 
Beitrittsprojekt, das ausgearbeitete, Inhaltliche Konturen auf­
weist und In seinen politischen und finanziellen Konsequen­
zen gewertet werden kann. 
Aus den vorgetragenen Überlegungen heraus werde Ich 
zwar die Initiative unterstützen, weil sie das Beitrittszieldeut­
lich markiert. Ich befürworte aber gleichzeitig den Gegenvor­
schlag der APK oder denjenigen, der diesem Vorschlag 
möglichst nahe steht, um den lnltlanten und lnltlantinnen 
eine Brücke zu bauen, damit sie Ihre Initiative - dem Beitritt 
zu Europa zuliebe -- zurQckzlehen. 

Messmer Werner {R, TG): Das Ja des Souveräns zu den 
bilateralen Verträgen hat zu einer wesentlichen Klärung un­
seres Verhältnisses zur EU beigetragen. Der damit einge­
schlagene Weg Ober sektorielle Veränderungen Ist darum 
weiterzuverfolgen, was uns erlaubt, vorerst Erfahrungen zu 
den Auswirkungen zu sammeln. Die Volksinitiative «Ja zu 
Europa!» ist in dieser Situation ein Fremdkörper und somit 
klar abzulehnen. Ebenso klar sind aber auch alle möglichen 
Varianten von Gegenvorschlägen abzulehnen, dies aus drei 
Gründen: 
1. Wir stehen absolut nicht unter einem äusseren Zugzwang, 
weder aus der Gesellschaft noch aus der Wirtschaft, heute 
in dieser Frage dem Bundesrat einen besonderen Auftrag zu 
geben. 
2. ZWelelnhalb Wochen nach dem klaren Ja zu den bilatera­
len Verträgen erwartet ein grosser Tell unserer StimmbQrge­
rlnnen und Stimmbürger keinerlei AktMsmus, auch nicht In 
Form eines taktischen Gegenvorschlages. Im Abstimmungs­
kampf haben dies viele von uns hier Im Saal versprochen. 
Jedes andere Signal unsererseits warden viele nicht verste­
hen. Es tohrte ganz klar zu einem grossen Verlust an Glaub­
WOrdigkelt und steigerte somit den politischen Verdruss. 
3. Von uns Ist heute nicht Taktik, vielmehr Standhaftigkeit ge­
fragt. Es Ist stossend, mit welchem Aktivismus die Initianten 
einen Gegenvorschlag «pushen», um der Stimme des Vol­
kes ausweichen zu können. Die Initianten gelangen ent­
weder ohne Gegenvorschlag zur einzig vernQnfflgen 
Schlussfolgerung, nämlich die Initiative zurückzuziehen, 
oder wir ziehen die Volksabstimmung ohne Probleme durch. 
Wenn die momentane Stimmung In unserem Land nicht nur 
Ober Meinungsumfragen, sondern unverfälscht Ober die 
Urne ermittelt wird, ist dies vielleicht sogar ganz gut Wer da­
mit dann wem einen Bärendienst erwiesen haben wird, Ist 
an einer Hand abzuzählen. 
Somit empfehle Ich Ihnen dringend, auf das Geschäft gar 
nicht einzutreten. 

Rosslnl Stephane {S, VS): Anclenne secretalre generale 
du Conseil de l'Europe, Madame Lalumi~re declarait que «la 
construction europeenne est un etrange melange d'utopie et 
de reallsme, de sentiments et d'interäts, de forces de ras­
semblement et de forces centrifuges, mais plus qua tout, la 
construction europeenne est une oeuvre de volonte.» 
En effet, de la volonte, II an fallalt, au sortlr de deux guerres 
mondlales cruelles, pour s'engager a flnallser des vlsions de 
paix d'abord, mais auE!5I d'humanlsme, de developpement 
democratlque et de renforcement de la citoyennete, de pros­
perite partagee. Autant de nobles causes et ambitlons qul 
sous-tendent le processus d'lntegratlon europeenne et qua 
l'on balale malheureusement trop frequemment d'un revers 
de maln, alors m€1me que ces principes sont lncontourna­
bles sl l'on entend tenir un debat coherent a ce sujet. Pre-
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nons garde, rten n'ast pire que de n'avolr soit rten appris, 
solt tout oubllel 
Alnsl, derrlere las calculs polltlco-strategiquas qui se font et 
s'apprecient en mols ou en annees, derrlere las calculs 
d'eplclers polltlco-comptables qul sont leglon dans un pays 
oa beaucoup n'aspirent qu'a la pesee des lnteräts, avanta­
gas et lnconvenlents, avec par allleurs l'aspolr d'avolr le 
beurre et l'argent du beurre, au-dela das mythes derriere 
lasquels certalns se retranchent et qul n'ont qu'un ancrage 
culturel sans llen a la reallte vecue par las habltants de ca 
pays - mals mythes qul permettent de blalser sans nuance 
et souvent sans reserve le debat - il y a un veritable projet 
de societe. Soclete a laquelle la Sulsse appartlent, soclete 
lnstitutlonnallsee qui nous impose sas reglas du Jeu, qu'on le 
veullle ou non, sans qua nous ayons mot a dlre, alors qua 
nos competences et nos expertences en termes de polltl­
que, an termes de pratlque du federalisme, de la democratie 
dlrecte, de cohabltatlon pluriculturelle, mertteraient d'ätre 
partageas puisqu'elles contrlbuent a la cohesion et a ia 
prospertte. 
Sans naYvete sur ies enjeux et las consequences, nous de­
vons faire nOtre cette vlsion d'une Europa postulant las pro­
gres economlques, mais aussl sociaux et culturels pour 
sauvegarder la palx. Certes, an Sulsse, II ne suffit pas 
d'avoir une vlslon, car celle-ci n'est sulvle d'action qu'une 
fois les lnteräts veritablement apprecles, ca qul suppose du 
temps, mais egalement legitime ie temps qul passe. 
Le train de la construction europeenne s'est mls en marche 
II y a 50 ans. II est donc temps d'y monter avec lucidite et ln­
telllgence certas, mais sans terglverser. D'ou la necessite de 
soutenlr l'lnltlatlve populalre «Oui a l'Europel» et le contre­
projet de la commisslon, qul nous amene a l'an 2008 comme 
l'a rappele le rapporteur ce matin, ce qul n'est an rlen de la 
precipltatlon. 

Mörgell Christoph f'/, ZH): Die vornehmlich Jungen lnltlan­
ten der Volksinitiative «Ja zu Europa!» tun mir ausserordent­
lich Leid. Sie haben sich mit viel Begeisterung, Schwung 
und Arbeltsaufwa.!ld fOr ein politisches Anliegen eingesetzt. 
Sie vertreten mit Uberzeugung ein Anliegen, das Ich nicht Im 
Geringsten teile, dessen hartnäckiger Verfolgung Ich aber al­
len Respekt bezeuge. Es Ist keine Kleinigkeit, 100 000 Un­
terschriften zusammenzubekommen. 
Die Initianten hätten seit längerem das Recht, dass Ihr Anlle­
gen Im Parlament behandelt und unverfälscht vom Schwei­
zervolk so akzeptiert oder nicht akzeptiert WOrde, wie sie es 
verlangen: sofortige Aufnahme von EU-Beltrlttsverhandlun-. 
gen. Was aber Ist geschehen? 
Ihre beratenden Einflasterer und strlppenzleher haben 
durch ein scheinbar unermessliches Arsenal von taktischen 
Winkelzügen versucht - und tun es noch -, die Stellung­
nahme der Aussenpolitlschen Kommission und des Parla­
mentes auf einen angeblich gOnstigeren Zeitpunkt zu 
verzögern. Mit zahlreichen Varianten von Gegenvorschlägen 
wollen Politiker dieses Parlamentes die lnltlanten zum Rück­
zug der Initiative bew'ea1an, lhrIen beibringen, dass es nötig 
sei, den wahrschelnli ablehnenden Souverän zu umge­
hen. Das Ist wahrlich eine zynische staatsbOrgerliche Lek­
tion! 
Der Bundesrat und viele Parlamentarier treten gegen ein ln­
itiatlvanllegen an, das sie elgentllch unterstOtzen, nur well 
sie annehmen, dass dieses vor Volk und ständen keine 
Gnade fände. Wer gewohnt Ist, das zu sagen, was er denkt, 
und das zu tun, was er will, Ist erschüttert Ober den politi­
schen Eiertanz im Zusammenhang mit dieser lnltlaHve und 
Ober die damit verbundene, doch ziemlich unappetitliche 
Heuchelei. Die EU-Freunde wollen Ihr Ziel des EU-Beitrittes 
und den entsprechenden zeitlichen Fahrplan am Volk vorbei­
manövrieren. 
Es herrschte hierzulande bislang bei allen polltlschen Ge­
gensätzen wenigstens die Übereinstimmung .aller politischer 
Lager, den Souverän als Schiedsrichter Im Kampf der politi­
schen Meinungen anzuerkennen. Diese Ansicht Ist beim 
Parlament und leider auch In Teilen des Bundesrates offen-
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sichtlich verloren gegangen. Was unser Aussenmlnlster als 
Gegner des staatlichen Alleingangs offensichtlich in völligem 
Alleingang nach der Annahme der bilateralen Verträge in der 
Aussenpolltlschen Kommission das Ständerates vorge­
bracht und In öffentilchen Reden vertreten hat, Ist leider 
nicht geeignet, das Vertrauen des Volkes In die Regierung 
zu stärken. 
Der Bundesrat hat den Stimmbürgern In den Erläuterungen 
zur Abstimmung über die Bilateralen versprochen: «Ein Ja 
hat mit einem EU-Beitritt nichts zu tun .••• Sowohl Gegner als 
auch Befürworter eines EU-Beitritts können diesen Abkom­
men deshalb zustimmen.» So, wie sich der Aussenmlnlster 
heute verlauten lässt, hätte er korrekterweise In die Erläute­
rungen schreiben müssen: «Ein Ja zu den Bilateralen wird 
den Bundesrat ermuntern, In der EU-Beitrittsfrage Dampf zu 
machen und einen verbindlichen Beitrittsfahrplan festzule­
gen.» 
Eigenartig Ist auch die Zürcher Rede des Aussenmlnisters: 
«Das Ziel lautet also nicht, möglichst schnell Beitrittsver­
handlungen zu eröffnen, sondern beizutreten.» Wer In aller 
Welt hat Ihnen hierzu ein Mandat gegeben, Herr Bundesrat? 
Die Regierung Ist Exekutive, und Exekutive helsst doch 
«ausfOhrende Behörde». Laut «NZZ» hat Herr Bundesrat 
Deiss vor den europäischen Aussenministem In Brüssel 
schon im Juli 1999 bekräftigt, die Schweiz habe ein EU-Bei­
trittsgesuch gestellt. Auch Herr Suter hat heute Wieder von 
der Schweiz als EU-Beitrlttsgesuchsteller gesprochen. 
Das Ist eigenartig. Hier muss eine verhängnisvolle Ver­
wechslung vorliegen. Der Bundesrat ist nicht die Schweiz! 
Die politische Schweiz wird durch den Souverän gebildet, 
und dieser hat meines Wissens keineswegs ein EU-Beitritts­
gesuch In Brüssel deponiert. Die SVP-Fraktion verlangt, 
dass Gegenvorschläge mit Status eines Bundesbeschlusses 
dem fakultativen Referendum unterstellt werden, damit sie 
wenigstens dem Volk vorgelegt werden können. 
Es ist heute Tatsache, dass der Bundesrat teilweise ver­
sucht. in der EU-Frage seine politische Überzeugung am 
Volk vorbeizumanövrieren. 
Dies Ist fOr mich ein weiteres Argument fOr mein überaus 
umfangreiches Argumentarlum fOr die Volkswahl des Bun­
desrates. 

Die Beratung dieses Geschäftes wird unterbrochen 
Le debat sur cet ob/et est lnterrompu 

Schluss der Sitzung um 13.05 Uhr 
La seance est levee a 13 h 05 



99.011 Conseil national 

Vierte Sitzung - Quatrleme seance 

Mhtwoch,7.Junl2000 
Mercredl, 7 Juin 2000 

15.00h 

99.011 

Ja zu Europa. 
Volksinitiative 
Oui a l'Europe. 
Initiative populaire 

Fortsetzung - Suite 
Botschaft des Bundesrates 27 .01.99 (BBI 1999 3830) 
Message du Conseil federal 27.01.99 (FF 1999 3494) 
lntegra!lonsberlcht 1999 des Bundesrates 03.02.99 
Rapport 1999 du Conseil federal aur !'Integration 03.02.99 
Bestellung: EDMZ, 3003 Bem/Commande: OCFIM, 3003 Beme 
Natlonelrat/ConseU national 07 .06.00 
NationalraVConsell national 07.06.00 
StllnderaVConsell des Etats 14.08.00 
StllnderaVConsell des Etats 15.08.00 
NatlonalraVConseU national 19.08.00 
Na!lonalraVConsell national 23.08.00 
dSIAnderaVConseil des Etats 23.06.00 

Bührer Gerold (R, SH): In der Europa-Frage werden wir be­
kanntlich wie kaum In einem anderen politischen Dossier 
nach Schlagworten katalogisiert. Ich möchte daher gleich zu 
Beginn eines klarmachen: Ich war und bleibe auf der kon­
struktiven Seite, d. h. offen für alle Optionen; Ich habe bis-­
lang Immer ein Wirtschaftsabkommen befürwortet. Die 
staats-, aussen-- und insbesondere neutralltätspolitischen, 
aber auch wlrtschaftspolltlschen Aspekte haben mir aber 
auferlegt, mit einem weiteren Schritt zuzuwarten. 
In dieser Debatte geht es meines Erachtens nicht primär um 
den persönlichen Standort, sondern es geht sehr stark -
nebst Formellem - um Psychologisches, um Signale, die wir 
mit den BeschlClssen dafür oder dagegen, dem Gegenvor­
schlag bzw. der Initiative nach aussen senden. 
Vor dieser Abstimmung haben wir - auch ich selbst, auch 
der Bundesrat landauf, landab gesagt, es handle sich In 
der Abstimmung vom 21. Mai 2000 über die bilateralen Ver­
träge um ein Wirtschaftsabkommen. Wir haben - und Ich 
gratuliere dem Bundesrat - die Fehler aus der EWR-Abstim­
mung nicht wiederholt, als Worte wie "Automatismus» und 
«Trainingslager» herumgeisterten und die Leute verunsi­
cherten. Wir haben wie kaum zuvor einen breiten Konsens 
über die Parteien hinweg erzielen können. Das Ist auf frucht­
baren Boden gestossen, das hat Vertrauen geschaffen. Eine 
angesehene Zeitung hat vom «Burgfrieden» zugunsten 
schweizerischer Interessen geschrieben. 
Herr Bundesrat Deiss hat im Interview mit dem «Tages-An­
zelger» vom 12. Aprll 2000 zu Recht ausgeführt: «Der Bun­
desrat wird ein Ja am 21. Mal als positiven Entscheid für die 
bilateralen Verträge Würdigen und kein Signal für einen EU­
Beitritt daraus machen. Ich verstehe die Ungeduld nicht, mit 
der man jetzt eine Beitrittsdebatte fordert.» 
Wenn man derart klare, unmissverständliche Signale nach 
aussen gibt, dann ist es unverständlich, dass nur Tage nach 
der Abstimmung die Aussenpolltlsche Kommission oder Herr 
Bundesrat Delss selbst am Montag, dem 29. Mai, In der Aula 
dar Universität ZOrlch derartige Irritationen nach aussen ver­
mittelten. Man kann zwar argumentieren - technokratisch -, 
dass die Botschaft, die man danach gegeben habe, eigent-
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lieh nicht im Widerspruch stehe zu dem, was man zuvor ge­
sagt habe. Aber Ich glaube, In der Politik sind wir uns alle 
einig: Die Botschaft muss auch danach beurteilt werden, wie 
sie in der Öffentlichkeit ankommt. Der Bundesrat und die 
Mehrheit der Kommission haben leider mit Irritationen den 
Vertrauensvorschuss torpediert; das ist sehr schade. Es 
wäre nicht nötig gewesen, mit redaktionell veränderten Ge­
genvorschlägen seitens der Kommission einen derartigen 
Vertrauensbruch zu erzeugen. 
Es Ist doch klar, Herr Bundesrat: Wir brauchen keinen Ge­
genvorschlag, weder staatsrechtllch noch polltlsch. Ihr Auf­
trag ist klar, Sie haben Ihn verschiedentlich im Integra­
tionsbericht und Im Vorfeld der Abstimmung definiert. 
Es geht darum - und die Wirtschaft macht hier voll mit-: 
1. die bilateralen Abkommen Im Interesse unseres Landes 
umzusetzen; 
2. Erfahrungen mit den bilateralen Abkommen zu sammeln, 
wie Sie das gesagt haben; 
3. nicht auszuruhen - da bin Ich mit Ihnen einverstanden -, 
sondern die Entwicklung der EU staatspolitisch, aussenpoli­
tisch und ökonomisch weiter zu analysieren und mögliche 
weitere BeschlOsse vorzubereiten. 
Darum geht es. Deswegen bin ich der Meinung, dass wir als 
Parlament jetzt - wo Immer man bezQgllch der langfristigen 
Vision auch steht - nicht darum herumkommen, das Ver­
sprechen, das wir vor der Abstimmung gegeben haben, ein­
zulösen, dass wir nämlich - nicht im Sinne des Ausruhens -
Zelt brauchen und dass Hektik fehl am Platze ist 
Ich sage Ihnen das auch vonseiten der Wirtschaft. Die Wirt­
schaft wünscht keine Hektik, sondern wir wünschen Bere­
chenbarkeit; wir wünschen eine langfristig orientierte 
Aufarbeitung der exogenen und endogenen Schlüsselele­
mente für spätere Entschlussfassungen. 
Deswegen bin Ich mit der Mehrheit unserer Fraktion der Mei­
nung, dass wir zur Initiative Nein sagen müssen, dass wir zu 
den Gegenvorschlägen Nein sagen müssen, dass wir uns 
alle Optionen offen halten müssen und dass wir mit diesem 
Beschluss vor allem den stimmberechtigten zeigen wollen, 
dass das, was man vor der Abstimmung gesagt hat, vor al­
lem als Bundesrat, auch danach Gültigkeit hat. 

Sommaruga Slmonetta (S, BE): Es ist bereits heute Mor­
gen und jetzt wieder ausführlich darüber gejammert worden, 
dass der Zeltpunkt für diese EU-Debatte schlecht gewählt 
sei - jetzt, so kurz nach der Abstimmung über die bilateralen 
Verträge. Ich bin anderer Meinung. Ich finde den Zeitpunkt, 
diese EU-Debatte zu führen, ausgezeichnet. Der Zeitpunkt 
Ist aber wahrscheinlich für all jene unangenehm, ~ie bis Jetzt 
In Bezug auf den EU-Beitritt nie klar Position bezogen, die 
der Bevölkerung etwas vorgemacht haben und der Bevölke­
rung auch jetzt noch vormachen möchten, wir hätten tau­
send Optionen, wir könnten uns unendlich lange Zeit lassen. 
Unangenehm ist der Zeitpunkt auch für Jene, die der Bevöl­
kerung vor der Abstimmung Ober die bilateralen Verträge nur 
versprochen haben, dass sie nichts versprechen. FOr all 
jene aber, die bis jetzt ehrlich und offen gesagt haben, was 
sie wollen, Ist dieser Zeltpunkt, die EU-Debatte zu führen, 
Oberhaupt kein Problem und bereitet ihnen auch kein Bauch­
weh. 
Offen war bis Jetzt und Ist heute die SVP, und zwar Insofern, 
als sie den EU-Beitritt ablehnt. Sie will auch keine Vorberei­
tungshandlungen, und sie hat kein Interesse an einer Ver­
sachlichung der Debatte. Wenig ehrflch Ist die Haltung der 
SVP aber dort, wo sie den EU-Beitritt mit dem Argument, die 
Schweiz müsse autonom bleiben, bekämpft. Die SVP ver­
schweigt nämlich, dass die Schweiz mit den WTQ..Verträ­
gen, die wir 1995 abgeschlossen haben, bereits wesentlich 
an Autonomie verloren hat. Ich erinnere Sie daran, dass 
damals niemand in diesem Saal - auch die SVP-Fraktlon 
nicht - Interveniert hat. 
Ich möchte Ihnen ein paar Beispiele geben: Aufgrund der 
WTQ..Verträge muss die Schweiz heute Hormonfleisch Im­
portieren, auch wenn dieses gesundheitlich bedenkliche 
Substanzen enthält. 
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Aufgrund der WTO-Verträge darf die Schweiz heute nicht 
deklarieren, woher das Holz kommt. Aufgrund der WTO-Ver­
träge muss die Schweiz heute mehrere parallele Mobl­
lfunknetze aufstellen, auch wenn das wenig Sinn macht 
Unsere Partei hat seit jeher den EU-Beitritt befürwortet Wir 
haben den EU-Beitritt vor und nach der Abstimmung Ober 
die bilateralen Verträge befürwortet. Schwierig ist die Situa­
tion also vor allem für die Parteien der Mitte, die sich nicht 
geäussert haben. Sie sind heute gefordert; von Ihnen duldet 
die Bevölkerung dieses Versteckspiel, diese Hlnhaltetaktlk 
nicht länger. 
Herr BOhrer hat soeben dem Bundesrat und insbesondere 
unserem Aussenminister vorgeworfen, dass er einen Ver­
trauensbruch begangen habe. Herr Mörgeli hat heute dem 
Bundesrat vorgeworfen, dass er in Bezug auf die Aussenpo­
lltlk das Heft In die Hand genommen habe. Herr Mörgeli, ich 
muss Ihnen sagen, dass Sie offenbar die Bundesverfassung 
nicht kennen. Dort steht, dass der Bundesrat In der Aussen­
politik eine FOhrungsfunktlon hat und diese auch wahrneh­
men muss. Herr Bundesrat Deiss hat nichts anderes getan, 
als diese FOhrungsrolle zu Obernehmen, und er hat sie sehr 
gut übernommen. Ich finde es nur schade, dass nicht einmal 
die Partei von Herrn Bundesrat Deiss gemerkt hat, wie klug 
dieser Vorschlag Ihres eigenen Bundesrates Ist. 
Jetzt müssen wir relativ plötzlich und spontan Ober mehrere 
Gegenvorschläge zur Initiative diskutieren. Ich finde es un­
seriös, dass wir diese verschiedenen Gegenvorschläge erst 
am Vorabend dieser wichtigen Diskussion erhalten haben. 
Das spricht nicht für die Seriosität dieser Debatte. 
Ich bin überzeugt, dass die Bevölkerung das Recht hat zu 
wissen, was das Parlament Ober den EU-Beitritt denkt, dass 
sie das Recht hat zu wissen, welche konkreten Massnah­
men für einen solchen Beitritt zu ergreifen sind, und dass sie 
das Recht hat zu wissen, dass wir schon heute mit den mei­
sten Gesetzen nur noch EU-Recht nachvollziehen. Wir ha­
ben ja diesen absurden Ausdruck «autonomer Nachvoll­
zug», der nichts anderes bedeutet, als dass wir täglich EU­
Recht Obernehmen, ohne allerdings den Spielraum ausnut­
zen zu können, wie das den EU-Ländern möglich Ist. 
Ich bitte Sie, die Bevölkerung nicht länger mit Beschlüssen 
zu verwirren, hinzuhalten und für dumm zu verkaufen. Ich 
bitte Sie, klare und eindeutige Entscheide zu fällen - für das 
Zlel, der EU beizutreten, für konkrete Abklärungen und tar 
klare Fristen. 

Pfister Theophll 0/, SG): Sind Sie wirklich der Meinung, 
dass es tar die Schweiz einfacher ist, den Import von Hor­
monflelsch aus den USA zu verhindern, wenn sie in der EU 
Ist? 

Sommaruga Slmonetta (S, BE): Ich bin froh, dass Sie die­
ses Beispiel aufgreifen. 
Ich muss Ihnen sagen: In Bezug auf das Hormonfleisch hat 
die EU gegenüber den USA seit Ober zehn Jahren Standfes­
tigkeit bewiesen. Sie hat bis heute kein Hormonfleisch aus 
den USA importiert, während die Schweiz erst jetzt langsam 
anfängt, das Fleisch Oberhaupt anzuschreiben. 

Engelberger Eduard (R, NW): Die Initiative «Ja zu Europa!» 
liegt, um es vorwegzunehmen, auch nach einer sorgfältigen 
Beurteilung der aktuellen Volksmeinung in meiner inner- und 
urschwelzerlschen Umgebung quer In der Landscha~ 
Es Ist tar das Volk, Frau Sommaruga, unangenehm, sich 
jetzt schon wieder Diskussionen anhören zu massen. Die 
eindeutige Aussage, dass die bilateralen Verträge kein 
Schritt in Richtung eines EU-Beitritts seien - auch kein Zwi­
schenziel und keine Etappe, Herr Suter -, durch den Bun­
desrat, In Ob- und Nldwalden war es Herr Bundesrat 
Leuenberger, der das klar gesagt hat, durch uns Parlamen­
tarier, aber auch durch die sehr engagierten Kantonsregie­
rungen im Vorfeld der Abstimmungen zu den bilateralen 
Verträgen, verlangt von uns nun eine ebenso eindeutige und 
klare Absage an die Adresse der lnltlanten und der Mehrheit 
unserer Aussenpolitlschen Kommission. 
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Es ist offensichtlich, dass auch für einen Gegenvorschlag 
kein Handlungsbedarf besteht. Deshalb empfinden wir die­
ses Ringen um einen Gegenvorschlag als ein äusserst frag­
würdiges politisches Gerangel. Herr Bundesrat, damit ist das 
Vertrauen In die GlaubwOrdigkelt unserer Politik In unseren 
kleinen Kantonen Nld- und Obwalden und auch In anderen 
Kantonen erschüttert Es wird kurzfristig für kommende 
Volksabstimmungen kaum reparierbar sein. 
Herr Bundesrat, wir haben Im Gegensatz zur EWR-Abstlm­
mung je nach Kanton 25 bis 30 Prozent Stimmen zugelegt: 
Wir haben die Stimmbürger mit der Entkoppelung der Fra­
gen bilaterale Verträge und EU-Beitritt In vielen persönlichen 
Gesprächen und Auftritten überzeugt und damit aufgefor­
dert, den bilateralen Verträgen zuzustimmen - was sie dann 
In erfreulicher und verdankenswerter Welse auch getan ha­
ben. Wo sparen sie nun, diese Bargerinnen und Bürger, 
Dank? 
Diese Stimmbargerinnen und Stimmbürger erwarten jetzt 
vom Bundesrat, vor allem von Ihnen, Herr Bundesrat Deiss, 
dass Sie den bilateralen Verträgen erste Priorität geben, sie 
mit aller Konsequenz durchziehen und ihnen vor allem in 
den sensiblen Bereichen wie der Landwirtschaft und dem 
Landverkehr, die unsere Bevölkerung sehr beschäftigen, 
zum Erfolg zu verhelfen. 
Darum wollen wir dem Bundesrat keinen zusätzlichen 
Zwang durch einen Gegenvorschlag aufhalsen. Wir müssen 
Ihm auch nicht unter die Arme greifen. Wir wollen seine 
Handlungsfreiheit nicht einengen und Ihm die Möglichkeit of­
fen lassen, Ober weitere Massnahmen Innerer Reformen sel­
ber zu entscheiden. Wir wollen Ihm keinen fixen Terminplan 
vorgeben, sondern es Ihm überlassen, damit er, der Bundes­
rat, selber Ober den geeigneten Zeitpunkt weiterer Verhand­
lungen - sei es im Zusammenhang mit den Restanzen der 
bilateralen Verträge oder mit der Aktivierung des Beitrittsge­
suches bis zum strategischen Ziel - ohne zusätzlichen par­
lamentarischen Druck frei entscheiden kann. 
Aufgrund dieser Aussagen, Herr Suter, kann uns wohl nie­
mand den Vorwurf machen, wir wollten etwas verhindern. 
Denn alle Optionen sind dem Bundesrat offen, und von 
Handlungsbedarf kann hier effektiv keine Rede sein. 
Zusammengefasst Oberstes Ziel der Landesregierung soll 
und muss es nun sein, die bilateralen Verträge zu begleiten, 
sie durch- und umzusetzen und Erfahrungen zu sammeln. 
Die Entkoppelung hat sich gelohnt, diese Strategie hat sich 
bewährt; die wollen wir welterziehen und dem Volk die ihm 
versprochene Ruhe und Pause In dieser Diskussion geben. 
Deshalb sagen wir Nein zu einem Gegenvorschlag und 
selbstverständlich auch zur Initiative. Ich bitte Sie, in diesem 
Sinne zu entscheiden. Diese klare Haltung WOrde wieder ein 
wenig die Redlichkeit von «Bundesbern» gegenüber dem 
Souverän zum Ausdruck bringen. 

Grass Andreas (S, ZH): In einigen Ihrer Voten Ist so etwas 
wie Unmut darüber angeklungen, dass Sie jetzt bereits wie­
der über Europa diskutieren müssen. Ich persönlich rechne 
dieser Initiative genau das hoch an: nämlich dass sie uns 
zwingt, weiterzudenken und wieder zu diskutieren. Wie Herr 
Wldmer gesagt hat: Wir sind in einem permanenten Lern­
prozess, wir müssen alte Mentalitäten Oberwinden, die nicht 
mehr zeitgemäss sind. 
Da fällt mir aber etwas auf: Wer Ist dagegen, dass wir hier 
weiter diskutieren? Es wurde gesagt, z. B. der Vorort möchte 
jetzt, dass man sich auf die bilateralen Verträge konzentriert 
und nicht weiter von einem EU-Beitritt spricht. Der Vorort -
Herr Frey hat jetzt zustimmend genickt-, auch viele von der 
FDP und leider von der CVP sind zufrieden damit, dass wir 
die Freiheit spalten. Sie sind zufrieden mit der Marktfreiheit. 
Ihnen geht es offenbar nicht um die politische Freiheit. Sie 
spalten die Freiheit in einen ökonomischen und einen politi­
schen Teil. 
Da gibt es fOr jene nichts zu lachen, die wirtschaftlich kein 
Kapital, die bloss ihr Stimmrecht haben und einfache Bürger 
sind. Seit der Französischen Revolution gilt Freiheit für alle 
gleich und nicht nur für jene, die wirtschaftlich potent sind. 
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Wenn Sie darüber lachen, dass das seit 200 Jahren gilt, und 
es Jetzt nicht mehr beachten, frage Ich mich, ob Sie hier an 
der richtigen Stelle sind. 
Als Okonomlsches Subjekt am transnatlonalen Markt teilzu­
haben, ist das eine; als BQrger und BQrgerin an der transna­
tlonalen Demokratie teilzuhaben, Ist die Voraussetzung 
dafür, auch polltlsch frei zu sein. Darum geht es. Wenn Sie 
meinen, der Freiheit sei Genüge getan, wenn man am trans­
nationalen Markt mitwirkt, politisch aber nicht frei ist, und 
wenn die bürgerlichen Parteien die Notwendigkeit, dass poli­
tische und ökonomische Freiheit zusammengehören, nicht 
einsehen, akzeptiert man, dass fQr viele die Souveränität 
nicht mehr gllt, dass Freiheit und Souveränität zu einem Pri­
vileg von Begüterten geworden sind. Das Ist nicht mehr das, 
was ursprünglich mit Demokratie und Freiheit gemeint war. 
Auf dieselbe Art muss man meiner Meinung nach mit jenen 
reden, die sich hier lelchtfertig sogar freuen, wenn eine 
Volksabstlmmung stattfinden wQrde, welche die EU-lntegra­
tlonspolltfk der Schweiz nachhaltig zurückwerfen wQrde. 
Wenn in der Schweiz im Sinne eines Freibriefes abgestimmt 
wird - wenn wir also abstimmen, ohne dass das Anliegen 
präzise definiert Ist und seine Vor- und Nachteile abgewogen 
werden können -, dann Ist die Chance, dass diejenigen ver­
lieren, die die Initiative eingereicht haben, gross. Das Ist 
nicht wegen der Sache so, sondern wegen der Form. In der 
Schweiz will man genau wissen, worüber man abstimmt, 
und dem Parlament oder der Regierung keinen Freibrief er­
teilen. 
Wenn die Europaskeptiker jetzt aber glauben, das sei gut fOr 
sie, dann machen sie In meinen Augen auch etwas Unver­
antwortiiches. Wer Freude daran hat, dass Europa der 
Schweiz und die Schweiz Europa verleidet, wer also nicht 
daran denkt, dass fOr die Freiheit beides wichtig ist, das poli• 
tische und das ökonomische Moment, der schadet - um in 
Ihren Worten zu reden - der Heimat Die Heimat besteht aus 
allen, nicht nur aus den Begüterten. Alle haben ein Interesse 
daran, dass die Demokratie wieder Splesse erhält, die so 
lang sind, dass sie auch im transnatlonalen Markt -wie Frau 
Sommaruga gesagt hat - gesellschaftliche Interessen 
durchsetzen kann. Das ist der Punkt Die nationale Demo­
kratie kann diese heute gegen den transnationalen Markt 
nicht durchsetzen, deshalb braucht es die politische Integra­
tion, damit die Demokratie auch fOr uns wieder so weit 
reicht, dass sie In der Wirtschaft sozial- und umweltverträgll­
che - von der Wirtschaft nicht gewollte - Grenzen setzen 
kann. Diese Stärke haben wir heute nicht, wenn wir am 
Markt teilhaben, ohne z. B. In der europäischen Verfas­
sungsstruktur verankert zu sein. 
Wenn Sie diese Gespaltenhelt aufheben und nicht akzeptle• 
ren wollen, dann müssen Sie sich als gemeinsames Subjekt 
Integrieren und -wie von einigen gesagt worden ist - unsere 
eigenen Erfahrungen aus dem 19. Jahrhundert In die Dis­
kussion einbringen. In dem Sinne sollte es Sie doch ermutl• 
gen, dass Herr Prodi als Italiener das ganz genau weiss und 
In St. Gallen kQrzlich gesagt hat, die EU möchte dorthin, wo 
die Schweiz Ist. Wenn Sie das wissen, können Sie aufrech• 
ten Ganges und nicht in dieser kleinmütigen Art auf die EU 
zugehen bzw. über sie reden. 

Schlller Ulrich N, ZH): Herr Grass, als sehr ernsthafter Zu­
hörer Ihrer AusfOhrungen möchte Ich Sie fragen: Können Sie 
mir am Beispiel Österreich erklären, wie die transnatlonale 
Demokratie In der Europäischen Union funktioniert? 

Gross Andreas (S, ZH): Gerne, Herr Schlüer. Sie wissen ja, 
dass Herr Fischer die notwendigen Vorschläge für eine 
transnatlonale Demokratie In der EU gemacht und selber ge­
sagt hat, dies sei eine realistische utopie. Er hätte es nicht 
tun müssen und es wäre keine realistische Utopie, wenn 
es dies schon gäbe. 
Der Fall Österreich Ist genau ein Beispiel fOr die Defizite, die 
es In Bezug auf Föderalismus und Demokratie In der EU 
heute noch gibt - die aber von vielen erkannt wurden und 
von vielen behoben werden müssen. Es Ist nämlich richtig, 

dass man Werte verteidigt; Ihnen geht es ja auch um Werte. 
Es Ist richtig, dass sich die EU als mehr versteht als nur eine 
ökonomische lnteressengemelnscha~ Es ist aber falsch, 
wenn das Zentrum meint, es könne den «Kantonen., - In un­
serem Sinne - die Regierung vorschreiben. In einer Verfas­
sung würde genau stehen, dass die Kompetenzen des 
Zentrums hier begrenzt sind. Das Beispiel mit Osterreich Ist 
deshalb ein wunderbares Beispiel dafOr, dass Herrn Fi­
schers Ideen real werden müssen und nicht nur eine realisti­
sche utopie bleiben dürfen. 

Mugny Patrice (G, GE): Comme par hasard, la Sulsse est 
membre de l'OMC, du Fonds monetalre International et de la 
Banque mondiale, mals nous ne falsons partie ni de l'ONU 
ni de l'Europe. Les accords bllateraux que les Suisses vien­
nent d'accepter vont dans le m&me sens: lls nous ouvrent le 
marche economique europeen, mais ils ne nous permettent 
pas de partlclper au debat polltique au sens large. 
Travailler a l'adheslon a l'Europe, c'est travalller a la cons­
tructfon d'une reglon commune, j'ai presque envle de dlre 
d'un pays commun. C'est travailler a un rapprochement des 
peuples qul vlvent sur notre contlnent Lorsqu'on nous parle 
de l'adaptatlon que cela pourralt entrainer tant pour nos ins­
titutlons que pour notre democratle, Je me permets de rappe­
ler que nous avons slgne des centaines de conventions et 
d'accords qul ont Indult des modlfications de nos lois et re­
glements. D'ailleurs, tout le monde semble trouver normal 
que la Sulsse appllque les regles de l'OMC, regles blen plus 
dangereuses pour notre pays et nos concltoyens que la mise 
en oeuvre d'une assurance-maternlte, exemple de ce qui 
nous serait lmpose par une adhesion. La suisse n'a meme 
pas attendu l'adheslon pour appliquer de falt des accords 
comme ceux de Sehengen qui font notamment de l'Europe 
une cltadelie face aux etrangers des autres continents. Cha­
cun salt lci que, dans de tres nombreux domaines, surtout 
en ce qui concerne la politique locale, notre democratie di­
recte raste parfaitement compatible. 
Reste donc la soi-dlsant peur du peuple. Mais la polltlque ne 
consiste-t-elle qu'a relayer les pretendues peurs des ci­
toyens ou vlse-elle a mener un combat et un travail serieux 
pour informer et convaincre? En fait, II taut encore avoir en­
vle de convalncre, donc Atre sol-mAme convalncu. Et II est 
evident que, pour certalns parlementalres lci, le discours de 
la prudence cache en falt un refus de taute ouverture, tant II 
est vral que certalnes forces politiques jouent lcl depuls des 
annees avec les sentlments xenophobes plus ou molns la­
tents d'une partie de la populatlon. Je ne vlse pas icl unlque-
ment l'UDC. . 
Je releve ~alement que, lorsque certalnes personnes osent 
parler d'un rlsque de fracture dans la population, alles fel­
gnent d'occulter qu'elles travalllent depuls des annees avec 
achamement a desesperer des cltoyens, a creer des fractu­
res, bref a detrulre des liens lmportants pour la coheslon de 
notre pays. 
En soutenant l'lnltiatlve, on ne soutlent d'allleurs meme pas 
l'adheslon immediate, cela a ete dit et redlt On ne falt que 
lalsser la porte ouverte et c'est de toute manlere, en fln de 
course, le peuple qul tranchera. Flnalement. II ne s'aglt que 
de savoir si, pour une fols, la SUlsse peut partlciper a une 
aventure autre que flnanclere et economlque. 
En concluslon, j'espere que les lnltlants maintlendront leur 
Initiative, a moins qu'un contre-projet vraiment serleux solt 
adopte. Cela marlte un debat publlc. 

Rechstelner Paul (S, SG): Der Abstlmmungserfolg vom 
21. Mai ist der Erfolg einer realistischen Politik, die den Pro­
blemen - im Unterschied zu 1992, als es um den EWR ging 
- nicht ausgewichen ist und sie nicht verneint hat, sondern 
mit den flankierenden Massnahmen konkrete Antworten auf 
diese Probleme gegeben hat. 
Dieses Abstimmungsergebnis ist auch eine klare Niederlage 
des rechtsnationalen Blocks. Und vergessen wir nicht Mit 
der PersonenfrelzOglgkeit ist gleichzeitig das grösste Hinder­
nis Oberhaupt auf dem Weg in die Integration gefallen, was 
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allerdings keineswegs heisst, dass die anderen Hindernisse 
zu vernachlässigen wären. 
Aus gewerkschaftlicher Sicht muss auf den wirtschaftlichen 
Zugang zu Europa die soziale und politische Mitwirkung In 
Europa folgen. Dafür braucht es nicht Hals Ober Kopf die 
Aufnahme von Beitrittsverhandlungen, sondern zunächst 
eine entschlossene und wirksame Umsetzung der flankie­
renden Massnahmen. Glelchzeitlg muss die Debatte da­
rOber beginnen, mit welchen Positionen die Integration auf 
den heiklen Feldern konkret angegangen werden soll. 
Die Integration wird nur dann gelingen, wenn die Mehrheit 
der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer wie bei den bllate­
ralen Verträgen wieder zum Schluss kommt, dass dieser 
Schritt der richtige ist. Dator braucht es kein euphorisches, 
sondern ein realistisches Bild des Europaprojektes mit all 
seinen Ambivalenzen; ein BIid, das weder das Entwicklungs­
potenzial dieses Projektes unterschätzt noch seine Steue­
rungsmöglichkeiten, wo die naHonalen Möglichkeiten nicht 
mehr ausreichen. 
Vor allem braucht es eine klare Sprache, wenn es darum 
geht, wie die sozialen Interessen gewahrt werden sollen -
vom Arbeitsrecht Ober das Sozialrecht bis zu den Steuern, 
also von der Frage der Mehrwertsteuer Ober die öffentlichen 
Dienste bis hin zur Demokratie. Die Entwicklung dieser Posi­
tionen wird nicht ewig dauern, aber sie wird eine gewisse 
Zeit brauchen. Dies gilt nicht nur für die Gewerkschaften, 
sondern auch für andere Akteure wie die Landwirtschaft. 
Dies gilt aber auch tor den Finanzplatz, dessen Vertreter 
sich bei den fiskalischen Konsequenzen der Währungsunion 
sehr wohl Rechenschaft Ober den Modernisierungsbedarf 
ablegen mOssen, wenn sie nicht In Bälde das Schicksal 
Uechtensteins erleiden wollen. 
Das grösste Problem sind somit nicht die Fristen, sondern 
die Positionen und die Frage einer klugen, überlegten und 
erfolgsträchtlgen Strategie. Bn Grund, Zelt zu verlieren, 
besteht im Übrigen nicht. Vor dem Hintergrund des nun er­
zielten Abstimmungserfolges drängt es sich auf, die Zelt da­
für zu nutzen, den UNO-Beitritt noch In dieser 
Legislaturperlode - zum zweiten Mal seit 1986 zur Ab­
stimmung zu bringen, statt auch hier auf die Volksinltlatlve 
zu warten. 
Jedenfalls ist das viel gescheiter, als den Antritt in die Sack­
gasse, der sich jetzt anbahnt, wieder mit dem MIiitär zu ma­
chen. Denn ein Erfolg bei einer Uno-Abstimmung wäre der 
zweite grosse Ortnungsschritt und gleichzettlg die zweite 
und entscheidende Niederlage des rechtsnatlonalen Blocks. 
Denken wir daran, dass die Auns - der reaktionäre "stoss­
trupp» - gegen Europa, 1986 gegen einen Beitritt der 
Schweiz zur Uno gegrOndet wurde. Aber das alles setzt eine 
überlegte Strategie und einen Verzicht auf mUltärlsche Aben­
teuer voraus. Wenn der Uno-Beitritt durchgekommen Ist, 
wird absehbar auch der nächste grosse Schritt In Europa fäl-
lig sein und gellngen. . 
Niemand kann heute genau sagen, was In den nächsten 
Jahren alles passieren wird. Zu vieles hängt von den wirt­
schaftlichen und sozialen Entwicklungen ab, bei uns ge­
nauso wie In Europa. An uns, den politisch verantwortlichen 
Kräften dieses Landes, links und In der Mitte, wird es aber 
liegen, die nötigen und richtigen polltlschen Schritte zu ma­
chen und die Koalitionen zu schnüren, die tor einen Erfolg 
nötig sind. Das sind wir der Schweiz und ihrer Bevölkerung 
schuldig. Der 21. Mal 2000 war dafür grundsätzlich eine gute 
Vorgabe. 
Vorläufig hat es leider noch zu viele In diesem Saal, die ein 
Problem "Volk» nennen. das vor allem sie selber sind. 

Loepfe Arthur (C, Al): Stett uns Ober die bllateralen Ver­
träge zu freuen und diese zu feiern, streiten wir uns. Das 
Schwelzervolk hat Ja gesagt zu den bilateralen Verträgen. 
Es hat nicht Ja gesagt zu einem EU-Beitritt. Die Mehrheit 
der Schweizerinnen und Schweizer will jetzt auch keine Ab­
sichtserklärung tor einen zukünftigen EU-Beitritt. Wenn wir 
die EU-Diskussion hätten tohren wollen, wie wir das jetzt 
tun, hatten wir am 21. Mal nicht Ober die bilateralen Ver-
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träge, sondern Ober einen EU-Beitritt abstimmen müssen. 
Was wir jetzt tun, versteht das Volk nicht. 
Jetzt geht es darum, die bilateralen Verträge umzusetzen. 
Dies Ist eine anspruchsvolle Aufgabe. Wir gewinnen dabei 
weitere Erfahrungen und neue Erkenntnisse und entschei­
den, sobald zweckmässig, über weitere Schritte. Dies Ist ein 
realistisches, pragmatisches Vorgehen. Auch die EU-Länder 
erwarten im Moment nicht mehr von uns. Auf der Basis der 
bilateralen Verträge lässt sich heute nach allen Seiten gut 
und positiv argumentieren und verhandeln. 
Auf die EU-Frage gibt es heute drei mögliche, klare Antwor­
ten: Ja, Nein oder Abwarten. Die Nachteile eines EU-Beitrit­
tes überwiegen heute die Vorteile ganz klar. 
Ich empfehle lhnen, die Initiative zur Ablehnung zu empfeh­
len und die Gegenvorschläge abzulehnen. 

Tschuppert Karl (R, LU): Zur Volksinitiative «Ja zu Eu­
ropa!» will Ich mich nicht gross äussern. Diese Initiative Ist 
ein ungeschickt formuliertes Begehren einer Randgruppe -
vergleichbar mit der Lega-Volkslnitiatlve -, und genau wie 
jene verdient sie eine klare Ablehnung an der Urne. BrOssel 
wird ein Nein der Schweiz sehr wohl richtig einzuordnen wis­
sen. 
Ich lehne aber auch alle Gegenvorschläge ab. Der Triumph 
der bilateralen Verträge an der Urne ist vor allem In der 
Deutschschweiz mit dem Versprechen erkauft worden, dass 
vorläufig auf weitere lntegrationspolltlsche Schritte verzichtet 
werde. Auch ich habe Abend fOr Abend versucht, den Mit­
bürgerinnen und Mitbürgern zu erklären, dass die bilateralen 
Verträge mit einem EU-Beitritt nichts zu tun hätten. Was nun 
Im Nachgang zum vielleicht zu deutlichen bilateralen Ja auf 
der politischen Bühne abläuft, Ist mehr als bedenklich, sogar 
äusserst unklug, unfair und uneinsichtlg. Ich frage mich, wo 
elgentllch die Befürworter der Initiative und des Gegenvor­
schlages Im Vorfeld der Abstimmung Ober die bilateralen 
Verträge waren. Waren sie zu Hausa In der warmen Stube? 
Herr Bundesrat Deiss, haben Sie etgentllch die Ängste in der 
Bevölkerung anlässlich Ihrer vielen, übrigens überzeugen­
den, hervorragenden Auftritte nicht wahrgenommen, oder 
haben Sie gar nicht zugehört? Gerade unsere Bauernfami­
lien, die aus verständlichen GrOnden in europapolltischen 
Fragen stark verunsichert sind, wurden in den letzten Tagen 
sehr schwer enttäuscht. Was da alles passiert ist, Ist kurz 
zusammenfasst « Totengräberel an unserer direkten Demo­
kratie». 
Heute versucht man. einen neuen «Schlungg», um in der 
Schwingersprache zu sprechen, zu machen. Mit einem Ge­
genvorschlag soll um jeden Preis versucht werden, den Initi­
anten den Rückzug der Volkslnitiative zu ermöglichen; damit 
soll ein negativer Ausgang bei einer Volksabstimmung ver­
hindert werden. Indem der Gegenvorschlag dem Referen­
dum entzogen wird, wird das Volk, vor dessen Verdikt man 
sich torchtet, bewusst ausgeschaltet. Eigentlich Ist es doch 
so: Es gibt ein Anliegen, das dem Volk unterbreitet werden 
soll - sofort Beitrittsverhandlungen aufzunehmen -, und nun 
hat man Angst, dass das Volk Nein sagt. Also nimmt man 
den gleichen Inhalt und glesst Ihn In ein anderes Gefäss, 
das nicht vors Volk muss. Das Ist demokratiepolltfsch frag­
würdig und verdient keinen Schutz und keine Unterstützung. 
Der Bundesrat hat vor der Abstimmung über die bilateralen 
Verträge versprochen - das war vermutlich eine offlzlelle 
Sprachregelung -, das Resultat nicht zu Interpretieren und 
nicht aufgrund einer eventuellen Zustimmung weitere lnte­
gratlonspolltlsche Schritte zu unternehmen. 
Es Ist daher nicht redlich, wenn heute mit Gegenvorschlägen 
der Eindruck erweckt wird, man halte sich nicht an diese 
Versprechen. Das ist mit Bllcl< auf das Vertrauen In die Politik 
und auf die kommenden schweren Abstimmungen (Uno, MI­
iitärgesetz) verheerend. 
Das zeigt mir, dass wir heute nicht um eine klare Stellung­
nahme herumkommen. Das heisst tor mich, dass In der eu­
ropapolltlschen Frage erst wieder Ruhe einkehren wird, 
wenn wir uns unserer Stärken besinnen: Diese helssen 
Pragmatismus und noch einmal Pragmatismus. 
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Empfehlen wir also die Volkslnltlative zur Ablehnung und leh­
nen alle Gegenvorschläge ab. Sammeln wir zuerst einmal 
mit den bilateralen Verträgen Erfahrung und lassen wir dann 
den Bundesrat entscheiden, wann er die nächsten integratl­
onspolitischen Schritte einleiten wird - und zwar den Ge­
samtbundesrat; das Ist sein Bier! Dann erst kommt der 
Moment, wo wir hier über weitere Schritte diskutieren wer­
den. Das Ist der Weg, Herr Suter, und nicht «Augen zu und 
durch». 

Binder Max (:/, ZH): Ja zu Europa - warum denn nicht? Da­
gegen Ist von mir aus nichts einzuwenden. Das unter­
schreibe Ich ohne Wenn und Aber, denn wir sind Im Zentrum 
Europas, wir sind im Herzen Europas. Wir sind Schweizer 
und Europäer. Wir sind ein Staat in Europa. Wir haben zu 
Europa noch nie Nein gesagt. 
Ebenso klar und überzeugt sage Ich aber Nein zum Beitritt 
zur EU. 
Ich habe die Rede von Herrn Bundesrat Delss In der Aula 
der Unlversltät Zürich vom 29. Mal sehr aufmerksam mitge­
hört. Was Herr Bundesrat Deiss dort ausgeführt hat, hat 
mich zumindest nicht erstaunt. Es hat mich aber sehr nach­
denklich gemacht Wer mitverfolgt hat, mit welcher Ver­
krampfthelt und sehr oft auch contre coeur Herr Bundesrat 
Delss Im Abstimmungskampf um die bilateralen Verträge 
dem Volk zu verstehen geben wollte, dass diese mit dem 
EU-Beitritt nichts zu tun hätten, konnte feststellen, dass der 
wahre Aussenminister In Zürich auftrat. Befreit vom Ballast 
der bll!lteralen Verträge, wirkte er auf mich wie ein «Euro­
turbo-Uberflieger». 
Inhaltlich auf seine Rede eingehend, habe Ich doch einige 
Defizite festgestellt: 
1. Herr Bundesrat, wie kommen Sie zur Aussage, ein EU­
Beitritt bringe keine Einschränkungen, keinen Verlust an Un­
abhängigkeit und sogar erhöhte Souveränität - um mit ihren 
Worten zu sprechen «souverainete plus»? Immerhin haben 
wir gemeinsame Politiken zu übernehmen; Ich erinnere an 
die gemeinsame Agrarpolltlk. 
2. Wie erklären Sie das Fehlen einer Aussage in Ihrer Rede 
betreffend die Neutralität der Schweiz respektive die Aus­
wirkungen auf diese? Unsere Neutralität als Maxime der 
schweizerischen Aussenpolitik ist Im Volk stark verankert. 
Wenn man hört, dass In Klhrenden Kreisen der EU die Ab­
sicht besteht, die EU und die Westeuropäische Verteidi­
gungsunion In absehbarer Zeit zu vergemelnschaften, wird 
unmlssverständllch klar, dass die Neutralität Im Rahmen der 
EU nur noch Geschichtsbuchcharakter hat. 
3. Die Glaubwürdigkeit des Bundesrates: Vor dem 21. Mai 
dieses Jahres wurde landauf, landab erklärt, die bilateralen 
Verträge hätten nichts mit einem EU-Beitritt zu tun. Diese 
Aussagen erwiesen sich damals teilweise als falsch, und 
heute erfahren Sie die Bestätigung. Wie sonst konnten Sie, 
Herr Bundesrat, acht Tage nach dieser Abstimmung sagen, 
der EU-Beitritt sei nun kein strategisches Ziel mehr, sondern 
ein In Arbeit befindliches Projekt. Sie haben damals In Zürich 
gesagt, Sie hätten mit der Arbeit bereits am Sonntag Abend 
oder am Montag Morgen begonnen. 
Mit dieser Aussage bestätigen Sie selbstverständllch, dass 
Sie die bilateralen Verträge als lästigen Zwischenschritt auf 
Ihrem ungestümen Weg nach Brüssel erdulden müssen. 
Dieses Vorgehen, Herr Bundesrat Deiss, erinnert mich an ei­
nen Maskenball, der am 21. Mal stattfand, mit anschllessen­
der Demaskierung zurück zum wahren Gesicht am 29. Mal. 
In der Aula der Universität Zürich haben Sie Applaus geern­
tet, Im Volk aber haben Sie Unverständnis, Kopfschütteln, 
und ein Gefühl von Vertrauensmissbrauch, Vertrauens­
schwund und von verräterischem Handeln ausgelöst 
Noch eine Äusserung zu Kollege Maria Fehr: Wenn Sie, 
Herr Fahr, sagen, Demokratie werde in Europa gebaut, gebe 
Ich Ihnen Recht, bin Ich mit Ihnen einverstanden. Aber die 
Demokratie wird abgebaut. Nehmen Sie das Beispiel öster­
relch: Ein kleines Land wird wegen demokratisch durchge­
führten Wahlen - deren Resultat nicht allen passte -
torpediert, verunglimpft und sanktioniert. Wer dem Besuch 

von Bundeskanzler SchOssel In Zürich im Hotel Dolder bei­
gewohnt hat, hat dies eins zu eins mitbekommen. Zentralis­
mus und nicht Demokratie Ist angesagt, zumindest zum 
heutigen Zeitpunkt. Ich WOnsche allen staaten dieser EU, 
dass sich dies ändern möge. 
Für mich Ist klar, dass das Volk In keinem Fall kaltgestellt 
werden darf. Das kommt einer Ungeheuerlichkeit glelch und 
Ist einer direkten Demokratie wie wir sie kennen, unwürdig. 
Deshalb lehne Ich alle Gegenvorschläge ab und bitte auch 
Sie, dasselbe zu tun. Auch die Initiative Ist dem Volk zur Ab­
lehnung zu empfehlen. 

Neirynck Jacques (C, VD): Pourrait-on un seul instant sortlr 
du cercle vlcleux d'un debat qui est sol-dlsant ordonne par 
nos seuls intet'Ats? Dans l'affalre qui nous occupe, II ne 
s'agit pas vralment de cholslr de vouloir ou de pouvoir adhe­
rer a rEurope. II s'agit blen evldemment d'une evldence et 
d'un devoir. Ce n'est pas une questton d'lnterElts, mals de 
raison et de responsablllte. 
Alors, pourquol cela ce n'esHI pas compris par certalnes 
personnes? Comment les opposants peuvent-lls tenlr un 
discours aussl carlcatural que celul-ci? En somme, qua rEu­
rope se construlse comme un pays, cela ne nous concerne 
pasl Que cela se fasse, soit, pourvu qua cela ne nous coOte 
rien, et, si posslble, que cela nous rapporte quelque chose. 
Mals quand l'Europe s'efforce de ressembler a la Sulsse, 
alors, eile depasse les bornesl Nous rlsquons, par la taute 
des Europeens, de flnlr par leur ressembler. Nous cesse­
rions d'Eltre exceptlonnels, nous serlons parells aux autres, 
puisque les autres seralent devenus comme nous. lls ne se 
font plus la guerre; lls deviennent prosperes, lls cessent 
d'Eltre imperlallstes. Cela n'est pas vraiment original. Au 
fand, l'Europe n'est qu'un gigantesque plaglat de la Sulsse, 
et nous avons des raisons de nous plalndre: on nan Sulsse, 
on ne le devient pas. Nous n'allons donc pas les alder. Nous 
perdrlons notre specificite, comme l'a dlt M. Bugnon, et notre 
superlorlte. II vaudrait donc mleux qu'lls echouent. Et s'lls 
echouent, ce ne sera pas de notre taute: nous avons les 
malns propres, pulsque nous les avons gardees dans nos 
pochesl 
Ce dlscours, vous an convlendrez, n'est nl reallste nl raison­
nable. II faut le demystifier, car II releve de la psychose 
coHective. Les arguments economlques sont autant de pre­
textes, car ils n'expllquent pas la sensible difference entre 
les dffferentes reglons. Les reticences des cantons alemani­
ques doivent Eitre prises au serleux, mals au niveau exact oil 
elles se situent Las Romands n'objectent guere, car 11s ne 
perdralent pas leur langue en entrant en Europa. En revan­
che, les Alemaniques sublraient une pression culturelle qui 
rlsque de detrulre leur langue, c'est-a-dlre leur ldentite natio­
nale. 
Est-ce que ce ne seralt pas la veritable ralson de tous ces 
blocages lncomprehenslbles pour un observateur objectif? 
Et si tel est le cas, il valalt la pelne qu'on le dlse au molns 
une fols dans l'espolr qu'en prenant au serieux le vral pro­
bleme, on demystlfle ce debat de plus en plus surrealiste. II 
est aussl lang, parce qu'II est radlcalement faux. Quand l'es­
sentlel est tu, on dolt parler sans s'arrElter pour mieux le 
talre. 

Galll Remo (C, BE): Die Schweiz Ist gar nicht so uneuropä­
isch. Nicht nur Wind und Wetter sind ähnlich, wir haben eine 
verwandte Kultur, eine vom Christentum mitgeprägte ge­
meinsame Geschichte. Historisch sind wir schon lange un­
abhängig, allerdings mit Verträgen und Freibriefen seinerzeit 
von Kaisers und Königs Gnaden. 
Viele schweizerische Neuimpulse verdanken wir Interventio­
nen von Ausländern oder ausländischen Staaten, so z. B. 
Napoleon oder später England, welches vor 152 Jahren un­
seren Neustart Oberhaupt ermöglichte; aber auch Briten, 
Deutsche und Franzosen, welche bei uns Tourismus und 
Wirtschaft lancierten, gaben Impulse. Externe Gefahren der 
Weltkriege und der Druck des entstehenden Europas weck­
ten ein gesamtschweizerlsches, neues kulturelles und wls-
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senschaftllches Selbstbewusstseln, den plötzlichen Stolz auf 
Schweizer Symbolfiguren wie Denis de Rougemont, Hodler, 
Glacomettl, Corbusler, DOrrenmatt, Scharrer usw. 
Europa, Jetzt die EU, schreibt seit 50 Jahren neue Ge­
schichte, kaum mehr die Schweiz. Sie schreibt nun gesetz­
gebend viel EU-Geschichte ab, d. h., wir sind und bleiben 
ein Teil Europas, passiv oder aktiv. Eigene Geschichts­
schreibung entsteht nur, wenn ein Wandel vollzogen, gestal­
tet, mitgestaltet wird. 
Nach der Abstimmung Ober die bllateralen Verträge entstand 
Wlrbel; man sagte, das Volk sei verschaukelt worden. Ich 
meine, dass das nicht stimmt. Es Ist juristisch richtig, dass 
die bilateralen Verträge ein Wirtschaftsabkommen sind und 
nichts mit einem polltlschen Entscheid eines EU-Beitrittes zu 
tun haben. Es ist richtig, dass zumindest der Bundesrat im­
mer festgehalten hat, dass der EU-Beitritt sein Ziel bleibt. 
Wer das nicht gesagt hat, handelte unvollstAndig. Es Ist rich­
tig: Es war bekannt, dass die initiative «Ja zu Europa!» so­
fort nach der Abstimmung Ober die bilateralen Verträge 
behandelt wird; ebenso war der zweijährige Gegenvorschlag 
bekannt, d. h., Sie wussten, dass eine Europadebatte, eine 
Termindiskussion unmittelbar bevorsteht. Wer das ver­
schwiegen hat, war nicht ehrllch. 
Es ist richtig, dass es mit der EU keine weiteren bilateralen 
Vertragspakete mehr geben wird. Wer das Gegenteil sagt, 
täuscht das Volk und unterliegt einer Selbsttäuschung. Un­
ser Bundesrat hat dies mehrmals bestätigt. Schon beim letz­
ten Besuch von Herrn Bundesrat Couchepin in Brüssel 
wollte er neue WOnsche anbringen - er erhielt von Europa 
den Tarif serviert. 
Wer alles gesagt hat, hat das Volk nie beschummelt. Wer 
das nicht getan hat, muss das verantworten. Beschummelt 
wurde das Volk vielleicht, als Herr Bundesrat Couchepin 
ausbrach und von einem vom Gesamtbundesrat nie be­
schlossenen faktischen &-Jahre-Moratorium sprach - ausge­
rechnet Bundesrat Couchepin, der sich sonst Immer Fristen 
verbietet -, und das beim Dauerproblem Europa, mit wel­
chem sich die Schweiz zu beschäftigen hat. 
Zynisches Motto Im Seco: Die Schweiz müsse In der interna­
tionalen Rangliste zurückfallen, bevor sie reif für den EU­
Beitritt sei. 
Der Vorsteher des Seco muss da Intern Remedur schaffen. 
Das Volk darf nicht verschaukelt werden; das Volk soll nicht 
leiden und kuschen mllssen, bevor es In Bezug auf die EU 
gesunden kann. Wären die bilateralen Verhandlungen ein 
zweijähriges galoppierendes Pferd statt ein hinkender Gaul 
von vielen Jahren gewesen, wären die Behandlungsdaten 
der bilateralen Verträge und der Initiative nicht zusammen­
geprallt. 
Was wollen die lnltlanten und die Romands? Dass Europa 
ein Thema bleibt; dass nicht Jahre gewartet wird und zu spät 
erst eine echte inhaltliche Europadiskussion beginnt; dass 
die lnnerschweizerlschen Anpassungen an die EU - viele 
sind uns ohnehin aufgezwungen - als ernst zu nehmende 
Arbeit bekannt und rechtzeitig vorbereitet werden; dass sei­
tens des Bundesrates ein vom Parlament akzeptlerbares 
Zeichen in Richtung EU-Beitritt ausgesandt wird. Erwartet 
wird nicht nur ein Knochen, sondern auch Fleisch dran. 
Die Initiative liegt Im Augenblick quer. Also ist das Haupt­
ziel, auch meinerseits, der RQckzug der Initiative; der ge­
lingt dann, wenn ein Bundesratsbeschluss weitere Zu­
kunftsaufgaben umschreibt und zumindest verspricht, dass 
wir nicht zu spät und noch vor Albanien und Mazedonien 
einen EU-Beitritt vollziehen können. Ich bin stolz auf eine 
heute starke Schweiz. Solange sie stark ist, Ist sie m!twlr­
kungsfählger und kann, ohne zu viel nachvollziehen zu 
mllssen, Ober einen Beitritt verhandeln. Immerhin wollen 
das eine welsche Mehrheit und zwischen einem Drittel und 
der Hälfte der Schweizer. Bagatellisieren und verschlafen 
wir also nichtl 
Wir können uns keinen Opportunismus, keine Moratorien, 

. keine Selbsttäuschung leisten. Wir wollen überlegte Vorbe­
reitungen, ständige kleine Schritte; wir sollten die offene, 
ehrllche Diskussion am Leben erhalten und damit den ROck­
zug der Initiative erreichen. 

Amtllchell BuUeUn der Bundesversammlung 

Mir liegt heute daran, die Initiative nicht abzulehnen, um ein 
Zeichen zu setzen; ich ziehe aber letztlich die Lösung eines 
akzeptablen Gegenvorschlages vor. 

Maury Pasquler Lillane (S, GE): Vous avez certainement 
entendu, et ce n'est pas un conseiller federal lssu des rangs 
democrates-chretiens qul me contredlra, l'adage «Hors de 
l'eglise, pas de salut». J'al personnellement des doutes sur 
la verac:ite de cette afflrmatlon. Je suis, en revanche, per­
suadee que la paraphrase «hors de l'Europe, pas de salut» 
se verlflera pour la Sulsse. Et ce n'est la affaire nl de convlc­
tlon, nl de fol. En effet, que l'on considere Jes choses sous 
!'angle de l'hlstolre, de la geographie, de la polltlque Inte­
rieure ou exterleure ou de reconomle, de nombreux argu­
ments plaident en faveur d'une Integration de la Suisse a la 
malson Europe. La Suisse est situee au coeur du continent 
europeen. Elle est, tant du point de we geographlque que 
constltutlonnel, un carrefour de langues et de cultures 
qu'elle a en partage et en commun avec les pays de !'Union 
europeenne qui nous entourent La Sulsse s'est construite, 
au fi! des siecles, par l'adheslon successive de petlts pays, 
qu'on appelle malntenant cantons, qul ont comprls ou etait 
leur lnterflt et qul ont prls le rlsque de l'lntegratlon, car toute 
modlflcatlon est une aventure. En agissant de la sorte, ces 
cantons ont reussl a developper leur ldentlte propre et non 
pas a la volr se dlluer dans un magma lnforme. lls ont pu 
ajouter une appartenance supplementalre a leur essence, 
un blason a leur hlstolre, un gene a. leur patrlmoine. 
A l'heure actuelle, et mäme sl le rythme en est plus rapide, 
c'est exactement au mäme processus qu'est contronte le 
continent europeen et II est evident que l'experlence sulsse 
en la mattere ne peut ätre que profitable a. cette constructlon 
europeenne. · 
Maintenant, notre avenir nous appartlent. II est heureuse­
ment encore devant nous, mals le temps presse. Nous ne 
sommes plus a l'epoque ou les processus prennent des sie­
cles et, quand on volt l'evolution qu'a connue notre planete 
ces dernleres decennles, ron doit se rendre compte que si la 
Sulsse veut pouvolr faire valolr les avantages qul sont les 
slens et conclure, avec la dot qul est la slenne, un marlage 
de raison, certes, mals un beau marlage, II taut qu'elle le 
fasse pendant que son partenalre est encore sensible a ses 
charmes et prät a faire les concesslons nllcessalres a toute 
unlon equltable. SI nous lalssons passer trop de temps, ce 
n'est plus le marlage, dont le synonyme est la blen nommee 
unlon, que nous nous verrons proposer, mals une place de 
femme de manage - pardon, de technlclenne de surface -
de Ja malson Europe. Saul notre goat legendaire pour la pro­
prete s'en trouveralt satlsfait Pour realiser une union harmo­
nleuse, II faut comprendre et accepter l'lmperfection de son 
conjoint et la sienne propre. L.:Unlon europeenne, et cela a 
ete largement developpe au cours de ce debat, est loln 
d'ätre parfalte. 
Elle a beaucoup de chemln a faire pour ätre soclale, demo­
cratique, ecologique et solldalre. 
Des lors, deux voles s'offrent a. nous: celle de 1a partlclpatlon 
a. l'aventure, avec la posslblllte, qul est celle de la reelle sou­
veralnete, de faire entendre notre volx, de faire valolr notre 
polnt de vue, ou celle de !'Alleingang qul revlent paradoxale­
ment a renoncer a notre independance et a nous lalsser lm­
poser, par les acteurs de la polltlque mondiale - comme, par 
exemple, le gendarme amerlcaln, l'economle Uberalisee aux 
tendances dictatoriales - notre condulte et nos declsions, 
l'adaptation obligatoire de nos normes technlques ou de nos 
lois. Le choix est vlte fait c'est vers l'adheslon qu'II faut aller. 
Malntenantl Huit ans se sont ecoules entre le refus de l'ad­
heslon a. l'Espace economlque europeen et l'entree en vt­
gueur des accords bilateraux sectorlels. Un certaln nombre 
d'annees seront necessalres a la negoclatlon de conditlons 
favorables d'adheslon et a la necessalre adaptatlon de notre 
legislatlon, a la conduite d'un large debat au sein de la popu­
latlon et a. l'lnlassable travall d'lnformatlon qu'II nllcessltera. 
Le 21 mai, nous avons entrouvert nos fenätres et laisse en­
trer de l'air frais. Ne les refermons pas aussitOt, au rlsque 
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d'etouffer par manque d'oxygene. Que nous le voulions ou 
non, Europeens nous sommes. Europeenne je suis. Et je 
vous lnvite, pour permettre le vaste debat populaire que le 
sujet marlte, loin de toute polltique polltlclenne et de tout ar­
rangement alambique, a soutenlr a la fols !'Initiative «oui a 
l'Europe!», qui permet au souveraln tant de fois invoque 
aujourd'hul de se prononcer, et un contre-projet qui ne solt 
pas de la poudre de perlimpinpln et qul contlenne un real ca­
lendrler. 

Walker Felix (C, SG): Ich werde nur zu zwei Punkten spre­
chen: Erstens zum Respekt vor dem Volkswillen, zweitens 
zu politischen Zielen. 
1. Was erwartet heute das Volk von uns? Es erwartet, dass 
wir die bilateralen Verträge zielstrebig umsetzen und aus­
bauen, dass wir Erfahrungen damit sammeln. Wenn es aber 
helsst, man solle bei seinem Wort bleiben, dann kann Ich 
nicht die Verantwortung fQr alle übernehmen, die in der Vor­
phase der Abstimmung zu den bilateralen Verträgen gespro­
chen haben. Herr Kollege Blocher, ich habe nie gesagt, die 
Frage des EU-Beitritts wäre mit der Annahme der bllateralen 
Verträge vom Tisch gefegt. Wer diese Worte brauchte, muss 
sie Jetzt auch selber verantworten. Wir haben nie gesagt, 
nach den bilateralen Verhandlungen gebe es einen Zwang 
zu Irgendetwas. Wir haben nie gesagt, die bilateralen Ver­
handlungen seien ein Präjudiz für einen späteren, weiteren 
Integrationsprozess. Aber ich stimme dem zu, was Herr Kol­
lege Bohrer angetönt hat Für das Funktionieren der Kom­
munikation kommt es nicht nur auf den Sender, sondern 
auch auf den Empfänger an. Diese Beflndllchkelt gibt es Im 
Volk; auf sie Ist Rücksicht zu nehmen. Teile von uns haben 
sie natürlich auch mit aller Kraft geschürt. Darum macht es 
keinen Sinn, wenn diese Initiative heute aufrecht erhalten 
wird; wir erweisen niemandem einen Dienst, weder den EU­
BefQrwortern noch der EU noch unserem lande selbst. 
2. Politische Ziele: Wir haben nie gesagt, die bilateralen Ver­
träge seien ein Endpunkt. Ziele muss man haben, dies Ist 
auch In Jeder Unternehmung so. Wer ein Unternehmen führt 
und nicht welss, wo er In fQnt oder acht Jahren steht, nimmt 
seine strategische Aufgabe nicht wahr. Auch In der Politik 
sind strategische Ziele erforderlich. Alles offen halten kann 
kurzfristig eine Option sein. Man kann aber nicht hingehen 
und dem Bundesrat sagen: «Schreite mal voran, die Rich­
tung Ist uns eigentllch gleichgültlgl» Man muss dem Bundes­
rat - dies wäre seitens des Parlamentes ehrlich - sagen: 
Teilen wir das strategische Ziel EU-Beitritt? Ja oder Nein? 
Es steht Im Integrationsbericht 1999 des Bundesrates, es 
steht bei der CVP im Parteiprogramm von Basel, und es 
steht auch bei anderen Parteien Im Parteiprogramm. Es gilt 
also. 
Wenn aber das strategische Ziel unverändert stimmt, dann, 
meine ich, müssten wir dem Bundesrat dazu eine gewisse 
Legitimation geben. Wir haben die heutige Debatte ja nicht 
gewählt. Sie Ist uns wegen der Volksinitiative «Ja zu Eu­
ropa(» aufgezwungen worden. Im Übrigen müssen Parla­
mentarier vlellelcht zwischendurch auch einmal überzeugen. 
Wir haben zusammen mit dem Bundesrat eine Führungsauf­
gabe. Führen heisst nicht nur warten, bis genügend Leute 
gleicher Meinung sind; sonst führt man nicht, man läuft le­
diglich mit 

Fehr Hans r,/, ZH): Selbstverständlich bitte Ich Sie, sowohl 
die Volksinitiative «Ja zu Europa!» zur Ablehnung zu emp­
fehlen als auch die diversen Gegenvorschläge abzulehnen. 
«Ja zu Europa!» ist ohnehin ein Etikettenschwindel, denn 
Europa hat mit der EU ja sehr wenig zu tun. Vor allem aber 
ist die Volksinltlatlve Ausdruck des geradezu pathologtschen 
Drangs verschiedener Kreise, die Schweiz In die uns völlig 
wesensfremde Europäische Union einzubinden obwohl im 
Grunde alle genau wissen, dass die Schweiz dabei nur zu 
vetileren hätte. 
Noch bedenklicher aber wäre ein Gegenentwurf, In welcher 
Schattierung er auch immer dargeboten und beschönigt 
wird. Es geht um das gleiche Ziel wie bei der Initiative, auch 

wenn man das, wie Frau Nabholz, beschönigt Es geht da­
rum, das Ziel unter Ausschaltung des Volkes zu erreichen -
weil man at vor dem Volks-Nein, weil man genau 
welss, dass Initiative vor dem Volk chancenlos wäre. 
Besonders folgenschwer scheint mir Folgendes: Der Bun­
desrat und die Parteien und Politiker, die Ja sagen zur Volks­
initiative oder zu einem der Gegenentwürfe, begehen im 
Grunde genommen einen Wortbruch oder - etwas härter 
gesagt- einen Betrug gegenüber dem Volk; mit Ausnahme 
jener Unken Kreise, die schon immer in die falsche Richtung 
gegangen sind und fröhlich weitergehen. 
Der gleiche Bundesrat, die gleichen Parteien, die heute den 
EU-Beitritt forcieren, haben bis zum Nachmittag des 21. Mai 
Immer wieder beteuert, die bilateralen Verträge hätten 
nichts, aber auch gar nichts mit einem EU-Beitritt oder mit 
entsprechenden Verhandlungen zu tun. Seit dem 21. Mai, 
ungefähr ab 15 Uhr am Nachmittag, ist plötzllch alles an­
ders: Das Ja zu den bilateralen Verträgen ist sofort zu einem 
Ja zu einem EU-Beitritt umfunktioniert worden. 
So kann man mit dem Souverän nicht umspringen! So kann 
man die Leute nicht an der Nase herumführen. Sonst macht 
man die Demokratie kaputt. Es täte vielen Politikern gut, sie 
würden einmal auf die Strasse gehen und mit den Leuten re­
den. Dann wüssten sie, wie dieser Vertrauensbruch Im Volk 
geahndet wird, wie es brodelt im Volk, wie das Vertrauen da­
hin ist. 
Ich bitte Sie, zur Kenntnis zu nehmen: Die bilateralen Ver­
träge sind zu etwa 67 Prozent der Stimmen gutgehelssen 
worden, 33 Prozent waren dagegen. Laut einer Umfrage ver­
teilen sich die Ja-Stimmen In etwa zur Hälfte auf Befürworter 
und Gegner eines EU-Beitritts. Wenn Sie die Gegner des 
EU-Beitritts zusammennehmen, erhalten Sie etwa eine 
Zweidrittelmehrheit. Das mOsste auch In diesem Saal be­
rücksichtigt werden. 
Eine grosse Tageszeitung - es Ist angeblich die stärkste Zei­
tung der Schweiz - hat, Herr Bundesrat Delss, kürzlich ge­
schrieben: «Stoppt endlich diesen Joseph Deissl» 
Ich kommentiere das nicht, dieses Stoppsignal. Das Ist nur 
ein Teil der Wahrheit. Die volle Wahrheit lautet Stoppt 
endlich diesen EU-hörigen Bundesrat - den Bundesrat Ins­
gesamt -, stoppt endlich diese europhllen Politiker und Par­
teien, stoppt endlich diese EU-Stürmer, -Dränger und -An­
passer, die geradezu pathologische ZOge tragen. 
Sie als Volksvertreterinnen und Volksvertreter In diesem Par­
lament haben es heute In der Hand. Ich bitte Sie, respektie­
ren Sie den Volksentscheid: das Nein zum EWR, das klare 
Ja zu den bllateralen Verträgen; das bedeutet Nein zu einem 
EU-Beitritt. Vertreten Sie die Interessen des Schwelzervoi­
kes, sagen Sie Nein zur Volksinitiative und sagen Sie Nein 
zu den Gegenvorschlägen. Sie sagen damit Ja zur Schweiz! 

Chlffelle Plerre (S, VD): En tant que secretaire central de 
1' Assoclatlon pour une Sulsse independante et neutre, ne 
devez-wus pas admettre, Monsieur Fahr, qu'il vous aurait 
ete neanmolns plus agreable qua les accords bllateraux ne 
solent acceptes qua par 52 pour cent des cltoyens plutOt qua 
par 67 pour cent? 

Fehr Hans r,/, ZH): Wir nehmen Immer das, was das Volk 
entscheidet, und nicht das, was Herr Chiffelle möchte. 

Egerszegl--Obrlst Christine (R, AG): Aussenpolltlk, auch 
Europapolitik, war lange - und Ich bin versucht zu sagen, 
allzu lange - kein Thema In der Schweiz. Heute Ist es eines. 
Das Ist eigentlich erfreulich. Schauen Sie die Rednerliste an, 
die Journallstentrlbüne oder die Zeitungen, die mit Artikeln 
zum Thema voll sind: Europapolitik ist bei uns ein Thema. 
Das heisst, dass wir uns der Wichtigkeit dieses Bereiches 
bewusst geworden sind. Wir sind ein Land Im Herzen Euro­
pas, wir sind geschichtlich, wirtschaftlich, aber auch kulturell 
sehr eng mit unseren Nachbarn verknüpft. 
Nun geht es aber heute beileibe nicht um eine grundsätzli­
che Europa-Debatte; die haben wir nämlich längst gefOhrt. 
Der Bundesrat hat seine Ziele formuliert; das Parlament hat 
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ihn dabei mehrheitlich unterstOtzt; das Volk hat uns seinen 
Weg gezeigt. den wir Jetzt gegangen sind. Die Abstimmung 
vom 21. Mal 2000 war der bisher letzte Schritt, aber wir wis­
sen auch, dass weitere Schritte kommen werden. 
Es geht hier also nicht um eine Grundsatzdebatte, es geht 
um nichts Weiteres als um die Frage, ob wir eine Initiative, 
die unverzüglich Bel1ril:l:sverhandlungen will, zur Annahme 
empfehlen oder nicht. Die Antwort auf diese Initiative lst fOr 
mich klar: Wir können und wollen sie nicht drei Wochen, 
nachdem Bundesrat, Parlament und zwei Drittel der Bevöl­
kerung fOr die allernächsten Jahre ganz klar einen anderen 
Weg beschrieben haben, nämlich den Weg des Vorwärts­
schreltens mit Intensiverem zusammenarbeiten - geregelt In 
zuverlässigen, gegenseitigen Abkommen -, zur Annahme 
empfehlen. Dabei geht es nicht um Roslnenplckerel, denn 
wir wissen alle, dass in den ausgehandelten Verträgen ein 
Geben und Nehmen herrscht. Wir sind hier auf wirkliche Zu­
sammenarbeit angewiesen. 
All Jenen, die uns Jetzt vorwerfen, das sei «Wischiwaschi»­
Politlk, muss ich sagen, dass das strategische Ziel fOr uns 
Immer klar war; der Weg dahin kann verschieden sein, und 
von einem Termin haben wir nie gesprochen. Das Ziel Ist 
klar, aber um jeden Preis werden wir den Weg nicht gehen. 
Ich bin Aargauerin. Ich komme aus einem Kanton mit einer 
fangen Grenze zu unseren Nachbarn. Wir kennen die Vor­
teile der ZUsammenarbeit, aber auch die Nachteile, die vor 
allem der Kriegsgeneration noch tief Im Nacken sitzen. 
Ich komme aus einem Kanton, der Nein gesagt hat zum 
EWR, der Nein gesagt hat zum neuen Eherecht, Nein zur 
neuen Bundesverfassung; und eben dieser Kanton hat mit 
63 Prozent Ja gesagt zu den bilateralen Abkommen. Das ist 
nicht einfach so gekommen; es brauchte ein Intensives En­
gagement von vielen Politikerinnen und Politikern aus ver­
schiedenen Parteien. Wir haben alle dasselbe gesagt Es 
geht nicht um einen unmittelbaren EU-Beitritt, sondern es 
geht darum, das Verhältnis zu unseren Nachbarn auf ge­
sunde Beine zu stellen. 
Deshalb, Herr Galll, geht es Jetzt In den Kantonen um unsere 
Glaubwürdigkeit. Es geht darum, das aufrechtzuerhalten, 
was wir damals versprochen haben. Wir haben damals mit 
v!el Engagement den «EU-Moloch», der, wie vorhin ange­
tönt, in Karikaturen gezeigt wurde, von der Bühne genom­
men. Wir haben uns gegen diese Angstmacherel gewehrt. 
Aber wir haben uns auch gegen jene Euroturbos gewendet, 
die mit fliegenden Fahnen nur dieses eine Ziel verfolgen. 
Diese Initiative entstand aus der Frustration Ober einen 
Volksentscheid. Damals waren die Zeitungen voll von Be­
schreibungen des Röstlgrabens, der ausgehoben worden 
Ist. Wir haben uns In unseren Kantonen bemüht, den Rösti­
graben zuzuschotten. Es Ist uns gelungen. Wenn Sie diese 
Initiative jetzt guthelssen oder Irgendeinen konstruierten 
kosmetischen Gegenvorschlag annehmen, werden Sie die­
sen Graben wieder ausheben. 
Deshalb bitte Ich Sie, diese Initiative und jeden Gegenvor­
schlag abzulehnen. Wir brauchen Jetzt nur eines: Eine ge­
meinsame Europapolitik, mit der wir die Angstmacher 
umgehen, aber auch die Euroturbos. Deshalb bitte ich Sie 
um ein Nein. 

Garbanl Valerie (S, NE): J'almerals qu'on se llvre ä. un petlt 
examen retrospectif. Quelles ont ete, en falt, les cons&­
quences, pour la Sulsse, de l'Allelngang, de la vole solitaire, 
dans les annees nonante, en partlculier pour les Suissesses 
et les Suisses travallleurs et salaries? La recesslon a ete 
plus longue et plus forte en Suisse qu'au sein de !'Union 
europeenne. Le prodult Interieur brut de la Suisse a aug­
mente en moyenne de 0,7 pour cent par annee, alors qu'II 
s'est accru de 2 pour cent au sein de l'Union europeenne. 
Calcule sur dix ans, cela aboutit ä. une proportlon de 7 con­
tre 20 pour cant, solt une crolssance, au sein de !'Union 
europeenne, trols fols superleure ä. celle de la Sulsse. Je 
suis d'accord qua faire un total parallele entre l'lsolement et 
la faible croissance est legerement hasardeux, tant II est vrai 
qua la politlque de la Banque nationale sulsse n'est pas 
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etrangere a ce falble taux, et tant II est egalement vral que le 
chOmage n'a pas epargne l'Europe. 
Je tiens cependant ä. soullgner qua les employeurs en 
Suisse ont tlre les enseignements, eux, du reJet de l'adh&­
sion a l'Espace economique europeen en 1992. lls ont com­
ble les consequences de l'isolement de la Suisse et, par la 
m&me, les dlfflcultes d'exporter leurs produits au sein de 
l'Union europeenne en ralson de compllcatlons technlques 
et administratives, en aglssant sur les gains des travallleu­
ses et des travallleurs. Les salalres en Sulsse ont augmente 
dans les annees nonante de o, 15 pour cent par annee, alors 
qu'ils l'ont ete de 1,4 pour cent au sein de l'Unlon euro­
peenne, soit a nouveau, sur une periode de dix ans, une 
hausse des salalres de 1,5 pour cent an Sulsse et de 
14 pour cent pour l'Union europeenne. 
Je suls convaincue que les travallleuses et las travallleurs 
souffrent blen davantage de l'absence d'adhesion que de 
!'Alleingang. Les employeurs ont bloque la hausse des salal­
res, sous le pretexte qua l'lsolement de la Sulsse entravalt 
sa competitivite. Les salarles, sur la t&te desquels pesalent 
l'epee de Damocles du chOmage, se sont laisse berner par 
ces arguments et le patronat dur compte blen qu'ils contl­
nuent ä. se lalsser berner ä. l'avenlr, en alleguant qu'lls ont 
tout a perdre en cas d'adhesion et qu'II taut donc en rester 
aux accords bllateraux, alors que c'est !'Inverse qul est vral. 
Les premieres vlctlmes de l'isolement seront donc les tra­
vailleurs. Les opposants ä. l'adheslon lnstrumentalisent le 
debat sur l'Europe en pratlquant le «Roslnenplcken», soit an 
retlrant ce qul est bon pour le capital, c'est-ä.-dire en dlsant 
oul aux accords bllateraux et non ä. l'adhesion. 
lls pratlquent le «Rosinenpicken» en plaldant en faveur d'un 
rapprochement avec l'Unlon europeenne lorsqu'il s'aglt d'al­
ler dans le sens d'une liberallsatlon effrenee des anclens 
monopoles du service public, lorsqu'll s'aglt de plebisciter le 
regne du «tout privatlser». 
En tant que soclallste, je suls favorable ä. une adhesion ra­
pide ä. l'Union europeenne, car je vols la reprlse rapide des 
negoclatlons d'adhesion comme un levier en faveur d'une 
Europe soclale. Et II appartlendra ä. la gauche cl'exlger de la 
fermete dans le ca~re des negoclatlons, en particuller pour 
le malntlen d'un servlce publlc performant, tel qua le connalt 
auJourd'hul la Sulsse, alnsl qua pour Je developpement des 
drolts populalres, tout comme la drolte, an cas de negocla­
tlons, s'attachera a preserver le secret bancalre. L'.assu­
rance-maternite, des primes d'assurance-maladle calculees 
en fonctlon du revenu font partle des elements de politique 
sociale des membres de l'Unlon europeenne. 
L'.argument du porte-monnale, c'est-ä.-dire l'argument de la 
hausse de la TVA, est pervers et fallacieux. Les bas et ies 
moyens revenus, sott la majorite de la populatlon suisse, ont 
tout ä. gagner ä. une adhesion de la Sulsse ä. l'Union euro­
peenne, mals en revanche ont tout ä. perdre, et lls seront les 
perdants, s'ils cedent aux slrenes de l'isolatlonnlsme, en rai­
son de l'augmentatlon de la flscallte lndlrecte. En effet, des 
primes d'assurance-maladie calculees en fonctlon du revenu 
et de la fortune dechargent bien davantage les budgets des 
families a bas et moyen revenus qu'une baisse des impöts. 
On l'a dit et repete, l'Europe n'est pas l'Eldorado, ca n'est 
pas davantage l'Atlantlde. Mais moi, jene souhaite pas qua 
la Suisse devlenne comme les nes Cayman ou comme les 
Tles Bahamas. 
C'est la ralson pour laquelle, dans le respect des classes de­
favorlsees de ca pays, Je vous lnvite ä. recommander au peu­
ple et aux cantons de dire oul ä. cette Initiative populalre et 
de dlre oul a un contre-projet qul fixe un calendrler clalr. 
Je voulals encore repondre ä. M. Fahr Hans: mol, je fais par­
tle des 33 pour cent des votants du 21 mal 2000 qul ont ef­
fectlvement besoln d'air, et je souhalte une autre perspectlve 
d'avenlr pour ma generation et les generatlons qul vont sui­
vre que d'&tre flgee comme un naln de Jardln, enracinee 
dans la traditlon et le conservatisme. SI la Suisse devalt ne 
pas se rapprocher rapldement de l'Unlon europeenne, Je 
pense qua ptusleurs Suisses emlgreront au sein de l'Unlon 
europeenne, et j'espere que celle-cl ne modlflera pas sa l&­
glslation sur la natlonallte. 



Jl-
99.011 Conseil national 574 7Juin 2000 

Gutzwfller Felix (R, ZH): aRuhlg Blut» oder aber «Steilpass 
fQr die Isolationisten» - so lauteten einige Zeitungskommen­
tare zur hektischen europapolltlschen Debatte in der Woche 
nach der Abstimmung Ober die bllateralen Abkommen. So 
sind denn auch ln diesem Haus In der heutigen Europa­
debatte die Extrempositionen deutlich geworden. Die einen 
entscheiden sich für eine überhastete Gangart und wollen 
dem Bundesrat den Primat der Aussenpolitik aus der Hand 
nehmen. Die anderen möchten einen EU-Beitritt am liebsten 
Jetzt und für Immer ausschllessen. 
FOr vlele aber, die zum klaren Ja am 21. Mai dieses Jahres 
beigetragen haben, wäre dle unverzügliche Aktivierung des 
Beitrittsgesuches ein Wortbruch, den sie genauso wenig 
verstünden wie einen Marschhalt In der Europadiskussion. 
Viele Redner und Rednerinnen, viele Kolleginnen und Kolle­
gen, die sich heute fOr die Initiative bzw. für den Gegenvor­
schlag des Bundesrates ausgesprochen haben, sind genau 
wie ich der Ansicht, dass wir am Beltrittsziel festhalten sol­
len, dass wir dieses europäische Haus mltgestalten wollen; 
dies Ist heute sehr deutlich geworden. 
Ich bin aber umgekehrt und Im Gegensatz zu diesen Kolle­
gen der Meinung, dass wir sowohl mit der Initiative als auch 
mit dem Gegenvorschlag dem weiteren Öffnungsprozess ei­
nen Bärendienst erweisen worden. Warum? Wir alle wissen 
es: Ein EU-Beitritt Ist zurzeit In der Schweiz nicht mehrheits­
fähig - noch nichtl Wenn wir darauf hinarbeiten wollen - Ich 
persönlich will dies-, dann interessiert das Drittel der Bevöl­
kerung, der definitiv keinen Beitritt wlll, weniger; noch weni­
ger geht es darum, diejenigen, die schon Oberze~gt sind, 
noch einmal zu überzeugen. Es geht darum, harte Uberzeu­
gungsarbeit bei denjenigen zu leisten, die dem Bllateralls­
mus zwar zugestimmt haben, die aber nach wie vor 
Euroskeptiker sind. Die Frage Ist: Dienen Initiative und Ge­
genvorschlag dieser Überzeugungsarbeit? Meine Antwort ist 
ein klares Neinl 
Diese nötige Überzeugungsarbeit braucht eine Klarlegung 
der Innenpolitischen Folgen des EU-Beitrittes, z. B. bezQg­
llch der Volksrechte, bezüglich der direkten Demokratie, der 
Personenfreizügigkeit, des Föderalismus usw. Diese Fakten 
müssen auf dem Ttsch liegen. 
Der Bundesrat hat es ohne Initiative und ohne Gegenvor­
schlag in der Hand, zusammen mit den ersten Erfahrungen 
aus den bilateralen Verträgen eine rasche Gangart für die 
nächsten Integrationsschritte anzuschlagen. Daran ändert 
auch ein Gegenvorschlag nichts. Der Bundesrat hat schon 
sehr klar dieses Mandat 
Die voraussehbare, klare Niederlage der Volksinltlatlve wird 
von den Isolationisten auf ihre Art genutzt werden. Die Initi­
anten müssen selber wissen, ob sie dieses Risiko verant­
worten wollen. Ein Gegenvorschlag - das kann man drehen 
und wenden, wie man will - wird In der Beurteilung und In 
der Perzeption der Bevölkerung als Signal dafür wahrge­
nommen werden, dass dieses Parlament das Volk über die 
Aufnahme von Beitrittsverhandlungen nicht abstimmen las­
sen will. 
Nach meiner Einschätzung laufen wir heute Gefahr, den am 
21. Mal erhaltenen Kredit leichtfertig zu verspielen. Ich erin­
nere Sie daran: Immerhin handelt es sich bei der Abstim­
mung vom 21. Mal um den ersten europapolltlschen Erfolg 
seit Jahren. Diesen Kredit zu verspielen könnte sich rächen, 
nicht nur beim angesprochenen Drittel der Bevölkerung, den 
wir Oberzeugen wollen, sondern auch bei zukünftigen Ab­
stimmungen. Ich denke an die Abstimmung Ober die 18-Pro­
zent-lnltlatlve oder an die Abstimmung Ober den Uno-Beitritt. 
Wir wollen in Europa aktiv mitgestalten. Das Ist für mich 
keine Frage. Wir wollen auch etwas In dieses sich rasant än­
dernde Europa einbringen, z. B. unsere Erfahrungen mit 
dem Föderalismus, mit dem Zusammenleben von Kulturen, 
mit der Subsidiarität usw. 
Ich habe es eingangs gesagt, die Voraussetzungen dafür 
sind meiner Meinung nach: Ruhig Blut; das Vertrauen der 
Bevölkerung stärken, Insbesondere des Drittels, das wir ge-­
wlnnen müssen; Kohärenz der Politik und der Führungsver­
antwortung des Bundesrates garantieren. Das sind die 

Voraussetzungen, die wir für das Beitrittsziel brauchen -­
nicht Gegenvorschlag oder Volkslnltlatlve. 
Sagen Sie klar Nein zu Volksinitiative und Gegenvorschlag, 
dann tragen Sie zu den Voraussetzungen für die nächsten 
lntegrationsschrltte bei. 

Lustenberger Ruedl (C, LU): Herr Bundesrat Delss, erlau­
ben Sie mir eine Vorbemerkung: Sie haben zusammen mit 
dem gesamten Bundesrat einen sehr guten Abstimmungs­
kampf für die bilateralen Verträge geführt Dafür danke Ich 
Ihnen im Namen all jener - zu denen ich auch mich zähle-, 
die sich ebenfalls aktiv und mit grossem persönlichen Ein­
satz für diese Verträge eingesetzt_haben. Umso bedauerli­
cher sind Ihre weiter gehenden Ausserungen unmittelbar 
nach dem 21. Mal 2000. Diese haben zu einer erheblichen 
Verunsicherung Im Volk und auch In diesem Parlament ge­
führt. Ich bitte Sie Im Namen vieler verunsicherter BOrgerln­
nen und BOrger, heute in diesem Saal vor versammelter 
Presse die Gelegenhelt zu nutzen und die Dinge zu klären. 
Es Ist interessant, mit welcher Intensität sich verschiedenste 
Kreise bemühen, den lnltlantlnnen und lnitlanten einen 
Rückzugsweg zu zeigen. Unser ehemaliges Ratsmitglied 
Gottlieb Outtweiler selig hätte seine helle Freude an so vie­
len BrOckenbauerlnnen und BrOckenbauem. Allein die Tat­
sache aber, dass wir heute aus nicht weniger als fünf 
Varianten von Gegenvorschlägen auswählen können, macht 
misstrauisch. Bel genauem Betrachten der fünf Varianten 
fällt allerdings auf, dass hier Wort-, um nicht zu sagen Buch­
stabenklauberei betrieben wird. Wir vergessen dabei aber 
eine Tatsache: Am 21. Mai 2000 hat das Schwelzervolk mit 
der Annahme der bilateralen Verträge den lnltlantlnnen und 
Initianten den Weg zum Rückzug der Initiative geebnet. 
Der Volksentscheid, welcher bekanntlich mit einer eindrOckll­
chen Zweidrittelmehrheit zustande kam, Ist die tragfähigste 
und stabilste aller ROckzugsbrOcken. Weshalb? Weil sich so­
wohl der Bundesrat als auch das Parlament In seiner Ober­
wiegenden Mehrheit - heute habe Ich sogar gehört, dass die 
Gegnerschaft der bßateralen Verträge aus SVP-Krelsen 
nicht mOde wird, diese zu rOhmen - und der Souverän an 
diesem Bau betelllgt haben. 
FOr mich sind de facto die bilateralen Verträge der Gegen­
vorschlag zur Initiative - ein Gegenvorschlag notabene, der 
vom Souverän bereits gutgehelssen wurde. Ich bedaure es, 
dass der Bundesrat diese bilateralen Verträge nicht zum An­
lass genommen hat, die lnltlantlnnen und lnltlanten zum 
Rückzug zu bewegen. stattdessen versucht der Bundesrat, 
mit dem staatspolitisch doch eher fragwürdigen Instrument 
eines einfachen Bundesbeschlusses zum Ziel zu kommen. 
UnglOckllcherwelse für ihn hat der Bundesrat in der Jüngsten 
Vergangenheit auch nicht gerade ein Beispiel von Einigkeit 
gegeben. Die so genannte goldene BrOcke unseres Aussen­
mlnlsters hatte wohl zu wenige Armlerungseisen In sich, Je­
denfalls brauchte es lediglich ein starkes Husten aus dem 
Kollegium, und schon stOrzte sie ein. 
Ich frage mich Folgendes: Hätte der Bundesrat unserem 
Parlament einen ähnlichen Bundesbeschluss auch dann 
vorgelegt, wenn die Initiative nicht auf dem Tisch Hegen 
würde? Wohl kaum. Dem Bundesrat wäre es nicht einmal Im 
Traum elngefallen, uns mit einer solchen Vorlage zu beglOk­
ken. Er hätte das Gesetz des Handelns bei sich behalten. 
Deshalb erachte Ich Jede Art eines Gegenvorschlags In die­
ser Form als Oberflüssig. Zudem appelllere Ich umso mehr 
an die staatspolitische Vernunft der lnitlantlnnen und lnltlan­
ten, doch bitte ihre Initiative zurOckzuzlehen. 

Beck Serge (L, VD): Je viens plalder la necesslte d'un con­
tre-projet que le groupe liberal unanlme appelle de ses 
voeux. Je suis d'autant plus a l'alse pour le faire, pulsque je 
raste, contralrement a mes coliegues de partl, oppose a une 
adhesion a l'Union europeenne. Tout au molns a cette Union 
europeenne trop centrallsee, trop administrative, trop handl­
capee par les stlgmates des deux confllts qul ont marque la 
premlere moltle du XXe siecle. Cette Union dont les pers­
pectlves d'evolutlon sont entravees par la preponderance 
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encore excesslve de l'axe Paris-Bonn ou Paris-Berlin 
aujourd'hul. 
Mais la Suisse falt partle de l'Europe, geographiquement, 
economiquement, politiquement, nous le savons tous. Elle 
est condamnee, mais plus encore, alle a des interäts vitaux 
a s'integrer davantage dans la structure continentale qul se 
met en place. 
!..'.Europa change, et son elargissemant en negociations lui 
impose une dynamlque de changement de ses structures. 
Des perspectives plus federallstes s'ouvrent enfin, et nous 
sommes attentifs aux propos de M. Fischer, ministre alle­
mand des affaires etrangeres, pour la constructlon d'une Eu­
ropa dotee de structures polltfques democratiques et basee 
sur un federallsme de subsldiarite. Europa qui, par alllaurs, 
conservera leur place indispensable aux Etats natlons. 
Laissons a leur räve caux qul pensent que l'adhesion imme­
diate de notre pays pourrait avoir un rOle determinant dans 
cette construction. Nous avons vu recemmant ce qu'il en est 
de l'lnfluence d'un petlt pays et de sa llberte de manoeuvre 
au sein de la communaute europeenne, mäme pour ses af­
falres Interieures. 
La Suisse aussl change. Elle a parcouru au plan economi­
que et leglslatlf, et parallelement aux negoclations bilatera­
les, un chemln essentlel d'adaptation de ses structures 
economlques qu'une adheslon idealiste a l'EEE lul auralt fait 
subir frontalement et vlolemment, entrafnant un traumatlsme 
socioeconomlque dont nous ne sertons peut-ätre pas en­
core remis. Rappelez-rnol quelles etaient las mesures d'ac­
compagnement dans le domaine de l'EEE, mettez-les en 
perspectlve avec le travall qul a ete falt dans le cadre des ne­
goclatlons bilaterales. 
Face au dynamlsme blenvenu dans l'evolutlon des perspec­
tlves qul s'offrent a notre continent, II convient que notre 
pays demeure ouvert et attentlf exterleurement et lnterleure­
ment. aue le dlalogue soit maintenu entre las differentes 
composantes soclales, economlques et polltfques de la 
Sulsse, et que nous ne lalssions pas le fosse entre adhe­
rents ideallstes et partlsans de l'«lnsel Schweiz» se creuser 
davantage et bloquer un dialogue constructif sur las avanta­
ges et les lnconvenlents d'un rapprochement supplemen­
talre, le cas echeant d'une integratlon, non pas, Monsieur 
Schlt'ler, a l'Europe d'aujourd'hul, mals a l'Europe en deve­
nlr. 
II est malheureux que las lnltlants n'alent pas retlre leur ini­
tiative, compte tenu de l'evolutlon des relatlons Suisse/Union 
europeenne depuis son depöt. Un contre-projet est Indis­
pensable, non pas dans l'espoir d'un retrait de cette initia­
tive, mais parce qu'il est le moyen, lors de la votatlon non 
souhaitable, d'evlter le partage sterile des citoyens de ce 
pays en deux carnps sans nuances. Un contre-projet non 
soumls au referendum, prevoyant !'indispensable poursuite 
du processus de rapprochement sans preJuger d'une deci­
slon de fond quant a l'adheslon qul restera, a l'achevement 
des negociatlons, du ressort du peuple, c'est la posslbilite 
offerte a la majorlte des cltoyens, partlsans d'une polltlque 
reallste et progressive, de ne pas se ranger derrlere las ex­
tremistes, tels M. SchlOer qui veut se retirer de l'Europe 
comme l'ermlte se retlre du monde ou M. Suter et las inl· 
tiants qul, tels des assolffes au milieu du desert, veulent 
embrasser un räve ideallste sans se preoccuper de ses con­
sequences au quotidian. 
II est essential de donner au peuple 1a possiblllte de se pro­
noncer sur la sulte du rapprochement avec l'Union euro­
peenne dans un cllmat propre a la reflexlon plutöt qu'a 
l'emotion, et c'est dans ce sens qu'un contre-projet est Indis­
pensable et qu'II taut rejeter las propositlons de mlnorlte 
SchlOer et !'initiative populalre elle-mäme. 

Föhn Peter 0/, SZ): Mein Votum steht, wie schon jene Voten 
vor der Abstimmung über die bilateralen Verträge, unter dem 
Motto: Ja zu Europa, aber klar Nein zur EU. Was Ich auch 
zum Ausdruck bringen will, Ist die grOsste Enttäuschung 
meiner polltlschen Laufbahn, und 'ZWar verursacht einerseits 
durch die Reaktion des Bundesrates und etlicher Kollegin-
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nen und Kollegen im Nachgang der Abstimmung über die bi­
lateralen Verträge, andererseits durch die unmittelbare 
Behandlung und insbesondere durch die deutliche Zustim­
mung der Aussenpolitlschen Kommission zur vorliegenden 
Initiative ..Ja zu Europa!». 
Im Nachhinein muss Ich meinen Schwyzer Stimmberechtig­
ten Recht geben, wenn sie vor der Abstimmung zu mir sag­
ten: «Ihr Polltlker lügt uns sowieso an. Denn wenn wir den 
kleinen Finger geben, nehmt Ihr die ganze Hand.» Sie be­
haupteten, was Ich als Betorworter der bilateralen Verträge 
Immer wieder zu dementieren versuchte: «Sagen wir Ja zu 
den bilateralen Verträgen, dann Ist das ein erstes Ja zum 
EU-Beitritt - oder zumindest zur sofortigen Aufnahme von 
Verhandlungen.» 
Klar, mein Kanton hat die bilateralen Vertra,n.,. kn: ab-
gelehnt. Viele Stimmberechtigte im Kanton Schwyz ten 
mit den vorgenannten BegrOndungen ab. Im Nachhinein 
muss ich leider sagen: «Wie Recht sie hatten!» Da muss 
sich niemand fragen, weshalb viele unserer Bürgerinnen 
und Bürger kein Vertrauen mehr in die Polltlk haben. Ein Bei­
spiel: Das Referendum betreffend die Personenfreizügigkeit 
war ein sehr wichtiger Grund für viele Jastlmmen zu den 
bilateralen Verträgen, insbesondere bei unseren SVP-WAh­
lerlnnen und -Wählern. 
Herr Bundesrat, geschätzte Kommissionssprecher, was ha­
ben Sie mit diesem Referendumsversprechen noch am Hut? 
Kommissionssprecher Suter hat mehrfach betont, die nun 
eingenommene Haltung sei kein Wortbruch. Dazu sage Ich 
nur: Hätten alle lleder der APK ihren Europakurs vor der 
Abstimmung deutlich und offen dargelegt, wäre das 
Abstimmungsresultat nie so positiv ausgefallen. Ich persön­
lich höre nur unsere Polltlker, die Immer wieder den gleichen 
Lelerspruch aufsagen: «Die Roslnenplckerel der Schweiz Ist 
vorbei.» 
Zu Ihrer Frage an die EU-Gegner, Herr Suter: Die kOnftige 
Europapolitik heisst fOr uns bilateral, verstehen Sie das end­
lich! Ein selbstständiger Kleinstaat hat In einem grossen 
staatengefOge Immer eine nicht zu unterschätzende 
Chance. Schauen Sie auch hier einmal Ober unsere Gren­
zen. Blättern Sie in der Geschichte zurOck. Wir mOSsen ein­
zig bereit sein, unserer Bildung und dem überdurch­
schnittlichen Arbeitswillen die entsprechende Beachtung zu 
schenken, ähnlich unseren Vorfahren. Weil mein Integrati­
onsziel auf bilateralem Weg angestrebt wird, sage ich Nein 
zur Initiative und auch Nein zu Jedem Gegenvorschlag. 
Zumindest das Volk darf nie ausgeschaltet werden. Das 
wäre dar absolute Tiefschlag tor unsere direkte Demokratie. 
stossen wir unser Volk nicht mit einer weiteren Hlckhack-Po­
litik nochmals vor den Kopf. Das haben die Schweizerbt'lr­
gerln und der Schweizerbürger nicht verdient. Geben wir 
vorläufig dem bilateralen Weg die zeitlich erforderliche 
Chance, bauen wir diesen Weg wie bis anhin bei Bedarf ge­
meinsam aus. Zeigen wir Rückgrat Bringen wir den notwen­
digen Mut auf. Vertrauen wir unseren Bürgerinnen und 
BOrgern, unserem Vaterland. Denn Selbstvertrauen Ist der 
Schlüssel, der fast jede Tür öffnet 
Deshalb, Herr Bundesrat, Herr Suter und Co., Ich sage es 
nochmals: Die Zusammenarbeit mit Europa wird und muss 
nur auf bilateralem Weg weltergetohrt werden. Unsere von 
den Vorfahren hart erkämpften Werte werden wir nicht preis­
geben! 

Welgelt Peter (R, SG): In der Abstimmungskampagne tor 
die bilateralen Verträge setzte ich mich wie schon bei der 
EWR-Abstlmmung mit Überzeugung tor ein Ja ein, habe 
aber Immer darauf hingewiesen, dass ein verantwortungs­
volles Ja gefordert ist, denn an der wirtschaftlichen Integra­
tion der Schweiz führt kein Weg vorbei. Wenn ich trotz 
dieser positiven Wertung der Integrationsdiskussion aus­
drOcklich tor ein verantwortungsbewusstes Ja plädiert habe, 
so vor allem deshalb, weil ich welss, dass In der Bevölke­
rung immer noch viele Ängste und Verunsicherungen vor­
handen sind, wenn die Frage der Öffnung, der Integration 
gestellt Ist. 
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Offensichtlich haben aber gewisse politische Kreise wie 
schon Im Vorfeld der EWR-Abstlmmung dieser politischen 
Sensibilität in der Bevölkerung zu wenig Bedeutung beige­
messen: Wie ist es sonst zu verstehen, dass sich die APK 
nur wenige Tage nach dem eindrOckllchen Volksentscheid 
zugunsten der bilateralen Verträge fQr eine verzugslose Auf­
nahme von Beitrittsverhandlungen stark macht? Wie sonst 
kann verstanden werden, dass ein Gegenvorschlag ange­
nommen wird, der eine Aufnahme der Beitrittsverhandlun­
gen noch ln dieser Legislatur, also bis 2003, vorsieht? Diese 
Beschlüsse sind nicht nur weltfremd, sondern - nach dem 
Ja des Souveräns zu den bilateralen Verträgen - unglaub­
wClrdlg und unserer politischen Kultur nicht angemessen. 
Auch Ich persönlich sah mich durch den Entscheid der Kom­
mission brüskiert, einen Entscheid, der gerade mich als 
Vertreter einer Gruppierung, die sich zu einem Ja durchge­
rungen hat, besonders getroffen hat. 
Es wird uns Politikern in den nächsten Wochen und Mona­
ten schwer fallen, den Standardvorwurf «Die in Bern oben 
machen Ja ohnehin, was sie wollen!», glaubwürdig zu kon­
tern. Wir haben einen politischen Flurschaden angerichtet, 
der In dieser Form nicht nötig gewesen wäre. Es Ist aus 
meiner Sicht schade um das politische Vertrauen, das In 
den letzten Tagen und Wochen zerstört wurde; es Ist auch 
schade um die Chance, die vertan wurde, auf dem guten 
Abstimmungsergebnis vom 21. Mal eine neue, vor allem 
aber konsensfähige Europa- und Aussenpolitik aufzu­
bauen. 
Doch nicht nur staatspolltlsch müssen die jüngsten Ent­
scheide der APK als falsch und unverständlich gewertet wer­
den, auch polltlsch-taktlsch kann aus dem Vorprellen nichts 
Konstruktives abgeleitet werden, denn einerseits wurden 
viele europakritlsche Stimmbürgerinnen und Stimmbürger, 
die wir nach Intensiven Gesprächen für die bilateralen Ver­
träge gewinnen konnten, wieder zurOck ins europapolltlsche 
Nein-Lager gedrängt; anderseits wird sich das zu erwar­
tende Nein des Souveräns zur vorliegenden Initiative auch 
europapolitisch negativ auswirken. 
Denn ein Nein zu einer solchen Initiative würde einer BrOs­
klerung Europas gleichkommen, würde das Verhältnis der 
Schweiz zur EU erneut verhärten. 
Die Mehrheit der APK unterstützt also eine Initiative, deren 
Forderungen fQr unser Land weder konstruktiv noch nutz­
bringend sein können. Letztlich wirkt hier verantwortungsbe­
wusst, wer sich dafür einsetzt, dass die Initiative nicht zur 
Abstimmung kommt. also zurückgezogen wird, damit nicht 
ein neuer Testfall In der Europadiskussion heraufbeschwo­
ren wird, der nicht zu gewinnen ist Denn das Nein an der 
Ume wird als europapolitisches Nein gewichtet, womit die 
konsequenten Umsetzungsarbeiten der bilateralen Verträge 
zusätzlich erschwert warden. 
Gleiches gilt es hier auch bezüglich der Gegenvorschläge 
anzubringen. Auch hier Ist vor einem unnötigen Disput zu 
warnen, da diese Gegenvorschläge letztlich - In welcher 
Formulierung sie auch immer auf den Tisch des Hauses 
kommen - Immer nur Vorgaben und Einschränkungen vor­
sehen, die völlig unnötig sind und insbesondere unseren 
aussenpolitlschen Handlungsspielraum nur weiter ein­
schränken. 
Die Kompetenzen in Sachen Aussenpolltik sind In unserem 
Land klar geregelt. Es kann nur als Zwängerel gewertet wer­
den, wenn die gültigen Spielregeln plötzlich umgangen wer­
den, nur damit ein im Frust und Trotz über das EWR-Neln 
entstandenes lnltlatlvkomitee sein Gesicht wahren kann. 

Chlffelle Plerre (S, VD): Le debat psychostrat~lque, quasi 
hysterlque, qui est mene depuls le 21 mal dernier aura au 
molns eu le merite de permettre des constats surprenants 
dans la bouche de certalns des caciques polltiques de ce 
pays. Alnsi, certalns ont meme ete jusqu'a essayer de nous 
faire croire qua l'an demier, nous avions elu un dangereux 
provocateur en la personne du conselller federal Josef 
Deiss. On a aussl entendu le presldent de tel parti, qul d'ha­
bltude pröne le goOt du risque, la llberte d'entreprlse et 

l'esprit d'entreprlse, dlre que, finalement, las jeunes qul sou­
tenalent cette initiative, l'avalent lanooe et la maintenalent, 
commettaient une grosse betise. Voila un extrait des flori­
leges des declaratlons de ces demiers temps. On peut se 
demander d'allleurs sl le presldent de ce parti n'a pas une 
reactlon aussl lncomprehenslble, uniquement parce qua cer­
tains milieux de l'economle voudralent a tout prlx proteger le 
secret bancalre ou divers avantages lnavouables que la 
Suisse peut encore receler en son sein, hors de l'Unlon 
europeenne. 
C'est la veritablement une perspectlve completement sclero­
see de notre pays, alors qu'a l'evldence, las forces vives de 
ce pays aspirent a partager sans aucune restrlctlon avec 
leurs contemporalns leur culture, leur savolr, leur savolr­
faire, leurs technologles, leurs sensibilites, tout cela dans 
une perspectlve de prosperlte commune et convMale. 
D'allleurs, meme les opposants las plus farouches a l'lnte­
gratlon europeenne le savent, ou a tout le moins le pressen­
tent: l'lnt~ratlon a l'Europe est quelque chose d'lneluctable 
pour la Sulsse, et d'lrreversible. C'est une evldence a !'heure 
oü toutes les formes de communicatlon ravalent les frontie­
res douanleres ou lnstitutionnelles au rang de monuments 
hlstorlques ou de curiosltes quasi tourlstiques. 
Un rappel essential s'lmpose s'agissant de la portee politl­
que et Jurldlque reelle de l'lnltlatlve populalre «Oul a l'Eu­
ropel». Cette Initiative ne postule pas, c'est une tautologie 
de le dlre mals, apparemment II taut le repeter, qua nous ad­
herions a l'Europe; alle postule qua nous ouvrlons des n~o­
clatlons en vue de l'adhesion a l'Unlon europeenne. Et mol, 
je ne prends pas mes concitoyens pour des sots ni pour des 
Idiots. Je pars de l'ldee qua le peuple sulsse est parfaite­
ment en mesure de comprendre ce qu'est une n~ociation, 
qu'elle aboutlt a un contrat. et qu'ensuite ce peuple et les 
cantons auront la posslblllte de dlre oul ou non. Le resultat 
du vote sur les accords bilateraux a demontre clalrement la 
capacite de clalrvoyance du peuple sulsse en la mattere. Le 
peuple sulsse a parfaitement comprls ce que signiflalent les 
accords bllateraux, quelle qua solt l'lnterpretatlon qu'on peut 
en faire d'un c0te ou de l'autre. II n'y a pas Heu de pelndre le 
dlable sur la murallle a ce propos. 
D'ailleurs, une autre difference dans l'appreclatlon polltlque 
que slgnifierait un rejet de l'inltlatlve, sl d'aventure eile devait 
etre soumlse seule au vote du peuple et des cantons, me 
parait devolr ätre falte. On ne peut pas, a mon sens, faire icl 
la comparaison que d'aucuns essalent de nous faire faire, 
par exemple avec le vote sur l'adheslon a l'ONU en 1986. 
A l'epoque, ce pro]et emanalt veritablement des institutlons. 
II emanait du Conseil federal et du Parlament II etait une 
emanatlon de cette espece d'alchlmle politlque des lnstitu­
tlons suisses. Or la, nous avons a faire a l'initlatlve dynaml­
que, peut-etre un peu echevelee, peut-etre extremement 
ambitieuse d'un veritable mouvement citoyen, de gens qul 
representent l'avenlr de ce pays. SI elle devalt etre rejetee, 
par extraordinaire, par une falble majorite du peuple, et ad­
mettons par une majorite des cantons, ce serait absolument 
exagere que de vouloir en tirer la mäme concluslon qu'on en 
a tlre pour le rejet de l'adhesion a l'ONU et de dlre que ce 
processus d'adheslon est enterre pour une dlzalne d'annees 
ou pour un quart de siecle. 
Qui plus est, J'lmaglne, que dans ce Parlament. II y a une 
majorite qul admet ou qul veut l'ineluctabilite du processus 
d'lntegration. SI alle est loglque avec elle-meme et sl elle 
cralnt tellement les cons~uences d'un eventual non du peu­
ple a l'lnltlatlve, alors eile doit etre coherente avec elle­
meme, cette majorlte. Elle dolt accepter un contre-projet 
substantiel, c'est-a-dire un contre-proJet qul fixe verltable­
ment des llmites dans le temps, qul fixe un calendrler. A de­
faut, elle se sabordera elle-meme teile qu'elle exlste vlr• 
tuellement, polltiquement auJourd'huJ. Et effectlvement, cela 
posera un certaln nombre de problemes. 
C'est la ralson pour laquelle Je vous lnvite non seulement a 
appuyer evidemment l'lnltlatlve, mais egalement a appuyer 
un contre-projet qul solt une veritable monnale d'echange 
pour las lnltiants et qul leur permette - et vous savez tres 
blen quelles sont leurs condltlons, Je crois qua Je les al men-
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tlonnees clalrement et la majorite de la commisslon l'a com­
prls - de retlrer leur l'lnfflatlve, pour que nous pulssions aller 
de l'avant vers l'avenlr de ce pays. 

Stamm Luzl (R, AG): Volksinitiative «Ja zu Europa» - der 
Name Ist natQrlich falsch! Wir sind Europäer, und damit er­
Obrlgt sich die Frage a priori, ob wir Ja zu Europa sagen. 
Auch der Name «Ja zur EU» wäre falsch. 
Was mich persönlich betrifft, sehe ich die positiven Seiten 
der EU ohne weiteres, den grossen Fortschritt gegenOber 
Nationalstaaten, die sich bekämpfen. Aber es geht heute gar 
nicht um die Frage, ob man «Ja» oder «Nein» zur EU sagt 
Es geht nur um die Frage «Ja oder nein zu einem EU-Bei­
tritt?» für unser Land. 
Und da stellt sich nun mal das zentrale Problem, dass ein 
EU-Beitritt leider mit unserem politischen System, mit der di-­
rekten Demokratie, nicht oder zumindest nur sehr schlecht 
vereinbar ist Der Kern unserer direkten Demokratie ist das 
Initiativrecht, Ist die Tatsache, dass jedermann 100 000 Un­
terschriften sammeln und somit den Politikern den Lauf der 
Dinge vorschreiben kann. Diesen Kern der direkten Demo­
kratie werden wir mit einem EU-Beitritt variieren. «Das 
schläckt kä Geiss äwäg», wie die Deutschschweizer sagen. 
Die Frage «EU-Beitritt ja oder nein?» ist somit identisch mit 
der Frage «Direkte Demokratie ja oder nein?». Da geht es 
weder um Weltoffenheit noch um Isolationismus, sondern 
um das polltlsche System, um die Frage: Entscheidet die 
Bevölkerung, oder entscheidet eine politische Elite? 
Man kann nach dem Abstimmungsergebnis vom 21. Mal sa­
gen: Die Wirtschaft hat, was sie will. Man kann sagen: Die 
Leute, die Ins Ausland ziehen wollen, sei es als Arbeitneh­
mer, sei es als Studenten, haben, was sie wollen. Wer somit 
weiterhin den Kurs «Sofort In die EU» segelt, muss sich die 
Frage gefallen lassen, was er denn noch will, ob er nur noch 
das politische System umkrempeln will, ob er die direkte De­
mokratie abbauen will. 
Wle bietet sich die Situation nach diesem Abstimmungstag? 
Selbst die Leute, die jetzt die Initiative «Ja zu Europa» befQr­
worten, räumen einerseits freimatig ein, dass die Mehrheit 
des Volkes heute nicht In die EU will. Andererseits haben wir 
bllaterale Verträge mit Übergangsfristen von bis zu zwölf 
Jahren gutgehelssen. Es wäre doch unter diesen Umstän­
den das Natorltchste der Welt zu sagen: Jetzt schauen wir In 
diesen zwölf Jahren einmal, was die Schweiz erreichen 
kann, und erst dann entscheiden wir neu, welchen Weg wir 
einschlagen. 
Eine Selbstverständlichkeit Ist, dass man die Dinge neu be­
trachten darf und muss, falls sich die EU ändern sollte. 
Aber fQr eine zwölfjährige Übergangsfrist In diesem Sinne 
setzt sich niemand ein. Viele Leuten vertreten die Meinung, 
wir mOssten der EU beitreten. Deren Standpunkt Ist klar. 
Aber wer vertritt allen Ernstes ein Konzept, wir sollten jetzt 
einmal auf einen EU-Beitritt verzichten, zwölf Jahre ab­
warten und schauen, wie weit wir unser Land ohne EU-Bei­
trittsabsichten bringen könnten, um uns dann neu zu 
entscheiden? Wer vertritt das Konzept, die Schweiz solle 
sich - In aller Weltoffenheit - Im Europarat fDr die Demokra• 
tle und die Menschenrechte einsetzen, In der OSZE für den 
Frieden, in der WTO - wo es um die Regeln des Welthan­
dels geht - fQr den freien Handel und die Einhaltung der Re­
geln, damit es keine Macht des Stärkeren - auch nicht der 
USA - geben kann; aber dies alles ohne EU-Beitritt? Wer 
vertritt denn diesen Standpunkt? 
Wenn die Mehrheit des Volkes heute gegen einen EU-Beitritt 
ist, Ist es meines Erachtens nicht In Ordnung, wenn die 
massgebenden Kräfte In diesem Land sagen, wir sollten 
weiter am Beitrittsziel festhalten und einfach mit dem strate­
gischen EU-Ziel welterpolltlsleren. 
Wer, der an der Macht ist, setzt sich noch für diejenigen 
Leute ein, die bei den «BIiateraien» fOr eine Übergangsfrist 
gestimmt und gedacht haben, dass wir nun auf die «Bilatera­
len» setzen? Es sollte uns doch gelingen, unter Aufrecht­
erhaltung der direkten Demokratie das zu erreichen, was 
unsere Elterngeneration erreicht hat eine Schweiz mit ei-
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nem überdurchschnittlichen Wohlstand, mit besseren Rah­
menbedingungen als die umliegenden Länder. 
Deshalb bin Ich für «zweimal Nein», sowohl bei der Initiative 
als auch bei den Gegenvorschlägen, und zwar nicht fQr ein 
taktisches Nein, sondern für ein Nein im Bewusstsein, dass 
wir jetzt versuchen sollten, die bilateralen Verträge umzuset­
zen. 

Pelll Fulvio (R, Tl): E un po' peccato ehe questo dibattlto 
non rlesca a porre In dlscusslone n vero queslto ehe nol svlz­
zeri dovremmo porcl, dopo aver assistlto all'evoluzlone ln­
crediblle ehe II nostro lmportante viclno, l'Unlone europea, 
ha fatto negll ultlml decenni. II vero quesito e lnfattl se nol In 
futuro rlusclremo a megllo dlfendere I nostrl lnteressl dl svlz­
zerl stando fuorl oppure entrando nell'Unlone europea. 
Oggl sl e discusso e si sta dlscutendo assat plu dl strategie 
dl voto ehe dell'lntegrazlone della Svlzzera in Europa. Non sl 
affrontano gli ostacoll lstituzlonali e politlci ehe una adeslone 
porrebbe, ehe non sono Indifferent!, e sl mlnlmlzzano I rlschl 
del cosiddetto «Alleingang», a sostegno del quale sono utl­
llzzatl concetti dalla forte apparenza, in realta pero legatl ad 
una storla ehe non e plu la nostra dl svizzerl dell'anno 2000 
ne quelle del nostri flgli, ma quelle delle guerre e degll orrori 
ehe i nostrl nonnl e padrl hanno dovuto sopportare: concettl 
come neutrallta, lndlpendenza, patrla, frontiera e cosl via. 
Se questo e quello ehe sta succedendo, in realta e perche 
ne II mondo polltlco ne II popolo svlzzero sono realmente 
prontl al dlbattlto sui problemi ehe l'lntegrazlone europea cl 
pone. l.'.lnizlatlva „s1 all'Europal» arrlva troppo presto, lgnora 
le regale In base alle quall funziona la nostra democrazla, 
prima fra tutte quella ehe dlce ehe II popolo svizzero non 
deve mal essere messo sotto presslone, perche nessuno, 
quando e sotto presslone, rlesce a decldere lucldamente. 
In fondo, se queste lnizlatlva ha II pregio dl cercare dl porre 
un queslto lmportantissimo per II nostro futuro, ha anche II 
difetto dl non rlusclrcl, perche II queslto ehe pone rlmane 
ideologico e teorlco. Senza dimentlcare ehe dopo l'lmpor­
tante dlbatt/to sugll accordl settoriali, la popolazlone non ha 
grande deslderlo dl rlcomlnciare subito a dlscutere d'Europa. 
Glustamente II nostro slstema politico prevede ehe II popolo 
si esprlma per ultimo e su quesiti concretl. E l'unico modo ra­
gionevole dl rlspettare le competenze dl politlci e popola­
zlone, ed anche l'unlco modo efficace per perrnettere una 
preparazlone del dlbattlto polltlco. Nel caso sl dovesse vo­
tare sull'inlzlatlva, anche a livello popolare sl lncontrerebbero 
le medeslme dlfflcotta ehe oggl abbiamo nol, nol politicl. 
Nessuno avrebbe chiaramente davanti agil occhl le conse­
guenze reall e concrete dell'adeslone, positive o negative 
ehe esse slano, e nessuno potrebbe sapere esattamente 
quale tipo dl modlflche legislative l'adeslone comporterebbe, 
ad esempio quale nuovo riordlno della nostra democrazla dl­
retta dovremmo prevedere, e quale nuovo slstema fiscale 
dovremmo lmpostare. Ognuno dl noi sarebbe qulndl co­
stretto a votare In base ad un presupposto dl fede, fldandosi 
dell'una o dell'altra prevlsione ehe politici e altrl lnteressati · 
venderebbero per buona Non e cosl ehe funzlona la nostra 
democrazla dlretta; cosl funzlonerebbe male. 
Prima dl votare su dl un tema dlfflclle, blsogna mattere In 
condlzione tutti dl caplre dl ehe cosa sl tratta. II gloco politlco 
ehe pretende la presentazlone dl proposte concrete e le fa 
passare attraverso il filtro dell'esame dapprlma del Govemo 
e pol del Parlamento, serve proprlo a questo. Votare a livello 
popolare sull'iniziatlva non sarebbe nell'lnteresse del 
sistema. E compito dl chi l'ha lanclata caplrlo e qulndl rltl­
rarla - non tanto perche sarebbe respinta, ma perche molto 
dlfflcllmente porterebbe ad un vero dlbattlto sul queslto 
dell'lntegrazlone europea del nostro paese. 
Ma anche chi vuole forzare II voto sull'lnlzlatlva, sperando In 
un masslcclo «no» popolare, non deve credere dl rendere un 
servlzlo alia democrazia dlretta ed al popolo. Perche altro 
non fa ehe speculare sull'impreparazlone della popolazlone 
ad affrontare una scelta oggettlvamente difflclie. Altengo 
quindl sagglo cercare una soluzlone al problema ehe l'lnlzla­
tiva ci pone attraverso l'elaborazione dl un controprogetto 
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indlretto, ehe possa alutare gll autorl dell'lnlziativa a convin­
cersl ehe la mlgllore soluzlone e II suo ritlro. Da questa rlfles­
slone derlva II tentativo dl parecchl colleghi - radlcali, liberal!, 
PDC - dl centrare la proposta glusta. Ma non e cosl lmpor­
tante quale testo alla flne verra scelto, a patto ehe lndlchi nel 
suo capoverso un appogglo all'indlrlzzo voluto da! Conslglio 
federale e fissl un programma ehe 8Viti II rlschio ehe la dl­
scusslone vera lntorno al quesito della nostra adesione 
all'Unlone europea avvenga troppo tardl, quando sara pas­
sato il tempo ehe ancora e a dlsposlzfone per una nostra col­
laborazione con gll aJtrl paesi nella costruzlone dl quella 
Unlone europea ehe sara deflnitlva. 
Attendere troppo potrebbe slgnificare una condanna a restar 
fuorl non per scelta, ma per lnedla, per lnattivita, per paura. 
Le nuove generazlonl dl svizzerl ehe dovranno sopportare le 
conseguenze dl tale nostro attegglamento, non ce lo potreb­
bero perdonare. 

Müller Erich (R, ZH): Ich befürworte einen EU-Beitritt, weil 
ich der Überzeugung bin, dass sich die grossen Herausfor­
derungen, welche sich ein Land In Zukunft In einer globa­
llslertan, modernen Gesellschaft• zu stellen hat, nur im 
internationalen Verbund der Staaten einer Region lösen las­
sen. Das Ist in Europa nun einmal die EU. Ich bin für einen 
EU-Beitritt, weil die Schweiz in Europa eine bedeutendere 
Rolle spielen kann als nur passiv als Zaungast der EU und 
deren Gesetze autonom nachvollziehend. Darum sage Ich 
aus Überzeugung Ja zum strategischen Zlel der Schweiz ei­
nes EU-Beitritts. Ich habe die Volksinltlatlve «Ja zu Europa!» 
unterschrieben. Sie war damals kurz nach dem EWR-Nein 
die rasche, verständliche Reaktion. 
Trotzdem lehne Ich die Initiative zum heutigen Zeitpunkt ab. 
Warum? Das Schweizervolk hat die bilateralen Verträge mit 
Qberzeugender Deutlichkeit angenommen. Es hat damit den 
Willen zur Öffnung der Schweiz gegenüber Europa klar de­
monstriert. Ich habe wie viele von Ihnen fQr die bilateralen 
Verträge gekämpft und dabei Immer erklärt, dass wir uns mit 
einem Ja alle Optionen offen halten. Diesem Versprechen 
haben viele Bürgerinnen und Bürger geglaubt. Wer dieses 
Versprechen jetzt nicht einhält, ist nicht nur unkorrekt, son­
dern er macht die Politik unglaubWOrdlg. 
Es war Immer eine typisch schweizerische Eigenart, prag­
matisch Probleme zu lösen, pragmatisch Erreichtes zu si­
chern und pragmatisch die zukQnftigen Chancen zu nutzen. 
Es Ist Tradition unseres Volkes, solche Herausforderungen 
behutsam anzugehen. Wer meint, Veränderungen - und 
seien sie noch so gut - um jeden Preis erzwingen zu müs­
sen, dem wird das Schwelzervolk eine Absage erteilen. Wer 
jetzt nicht bereit Ist, Erfahrungen mit den bilateralen Verträ­
gen zu sammeln und der Schweiz die verschiedenen Optio­
nen zur Integration offen zu halten, sondern die sofortige 
Aufnahme von Beltrlttsverhandlungen mit der EU fordert, der 
verkennt die gegenwärtige Volksmeinung, mindestens dieje­
nige In der deutschen Schweiz. 
Konzentrieren wir uns doch in der nächsten Phase auf die 
aktive Nutzung der Gestaltungsmögllchkeiten der bilateralen 
Verträge. Realisieren wir die Vorteile dieser Abkommen 
durch Wirtschaft und Staat. Setzen wir uns doch jetzt fOr den 
längst Qberfälllgen Uno-Beitritt ein. Mit den dabei gesammel­
ten Erfahrungen können wir danach, wenn die Zeit reif ist, 
den EU-Beitritt angehen und das Gesuch aktivieren. 
Die Frage ist Braucht· es einen Gegenvorschlag? Von der 
Sache her betrachtet nein. Jedes verantwortungsbewusste 
Parlament hält sich Immer mögliche Optionen offen. Der 
Bundesrat hat den EU-Beitritt als strategisches Ziel definiert. 
Die Kompetenz fQr weitere bilaterale Abkommen, aber auch 
fOr die Aufnahme von Verhandlungen um einen Beitritt zur 
EU oder zum EWR lag bisher und liegt auch in Zukunft beim 
Bundesrat. 
Aus materiellen Granden braucht es keinen Gegenvorschlag, 
und doch könnte er wertvoll sein. In den letzten Wochen haben 
die Entscheide der APK enorme Verunsicherung ausgelöst. 
Mit einem Gegenvorschlag könnte im Volk wieder Klarheit ge­
schaffen werden; es wüsste wieder, was das Parlament will. 

Da sich das Parlament, wie diese Debatte zeigt, leider nicht 
auf einen vernünftigen Gegenvorschlag wird einigen kön• 
nen, der mlttelfrlstlg die verschiedenen Optionen offen hält 
und langfristig den EU-Beitritt anstrebt, Ist die Volksinitiative 
«Ja zu Europa!» leider zur Ablehnung zu empfehlen und 
sind auch die Gegenvorschläge abzulehnen. 

Vollmer Peter (S, BE): Heute Morgen, als wir diese Debatte 
begonnen hatten, war die ganze TrlbQne noch vollgestopft 
mit Studenten der Uni Bern, die die Debatte verfolgen woll-­
ten. Ich muss nachträglich sagen: Hoffentlich haben sie 
keine statistik darüber gefQhrt, wie viele WldersprQchllchkel­
ten hier in diesem Rat geäussert worden sind. 
Mich warden Widersprüchlichkeiten unter den verschiede­
nen politischen Lagern nicht stören. Aber was wir heute er­
lebt haben, waren unendllch viele WldersprOchllchkeiten In 
den einzelnen Voten selber. Wir haben damit eine sehr 
schlechte Figur gemacht. 
Verschiedene Redner aus dem bürgerlichen Lager, wie Herr 
Bohrer oder Herr Gutzwlller, haben davon gesprochen, dass 
wir den Willen hätten, Europa mitzugestalten. Aber wenn wir 
schon anerkennen, dass wir Teil von Europa sind und Eu­
ropa mitgestalten möchten, massen wir auch dort mitma­
chen, wo Europa gestaltet wird: in der EU. 
Herr stamm: Das wäre eben kein Verlust der Demokratie. 
Die schweizerische Demokratie wurde Immer gerade auch 
so verstanden, dass wir den WIiien hatten, uns dort einzumi­
schen, wo Entscheide gefällt werden. Demokratie helsst 
nämlich Partizipation, helsst mitwirken, mitreden, mltent­
scheiden. Genau das möchten wir. Wir möchten dort mit­
entscheiden, mitgestalten, wo unser Schicksal auch mit­
entschieden wird. 
In dem Sinne bin ich zutiefst davon überzeugt, dass gerade 
ein Mitmachen In Europa unsere Demokratie und unsere 
Souveränität wieder herstellen warde, weil wir wieder dort 
mitsprechen würden, wo auch Ober uns entschieden wird. 
Ich finde es auch eigenartig, wenn verschiedene Wirt­
schaftsvertreter sagen, die bilateralen Verträge seien Wirt­
schaftsverträge - Ich stimme dem weitgehend zu -, und das 
Volk hätte darüber so gut entschieden, dass es jetzt ein 
Affront sei, heute, nach dieser Abstimmung, über einen EU­
Beitritt zu sprechen. 
Gerade der Bundesrat und sehr viele Vertreter aus allen La• 
gem haben Immer gesagt, die Abstimmung Ober die bilate­
ralen Verträge sei kein Präjudiz fQr die Zukunft. Deshalb, 
meine Ich, sind wir jetzt auch frei. Das Volk hat zu den bilate­
ralen Verträgen Ja gesagt. Es hat nicht zur EU Ja gesagt. Es 
hat zur EU nicht Nein gesagt. Es hat zu nichts anderem Ja 
gesagt als zu den bilateralen Verträgen. Ddeshalb sind wir 
jetzt aufgerufen, nach diesem Schritt weiterzudenken, wei­
terzuhandeln. Das ist überhaupt kein Affront 
Ich muss Ihnen sagen, dass Ich eigentllch darüber erfreut 
bin, dass zumindest Herr Bundesrat Delss den Mut gehabt 
hat, nach dem 21. Mal ein paar fällige Gedanken öffentlich 
zuäussern. 
Trotzdem bin Ich vom Bundesrat enttäuscht. Einmal mehr Ist 
er nicht bereit, mehr Führungsaufgabe zu leisten, Herr Wal­
ker hat es heute schon zutreffend gesagt: Fahren helsst 
doch nicht warten, bis der Letzte mitkommt! Fahren helsst 
auch Ziele setzen, Vorgaben machen, sich dafQr einsetzen 
und dann hinausgehen und die Bevölkerung von diesen Zlel­
setzungen Oberzeugen. Genau das hätten wir heute als Auf­
gabe zu tun; der Bundesrat hätte es zu tun, er mQsste eine 
Vorgabe machen. Einmal mehr: Ich fürchte, dass wir In un­
serem schweizerischen Selbstverständnis, diesem Abwar­
ten, Abtasten, Ja-nlemanden-vor-den-Kopf-stossen noch 
untergehen. 
Ich möchte den Bundesrat bitten, diese Führungsaufgabe 
der Landesregierung hier wirklich einmal wahrzunehmen, 
seine Erkenntnisse bei der Analyse der Zukunft Europas, die 
er nämlich richtig gemacht hat, In politisches Handeln umzu­
setzen. 
Dazu muss man sich halt auch einmal einigen Gefahren 
aussetzen, dies gehört auch zur ZUkunft eines Landes. 

Bußetin offlciel de fAssembl'8 f~rale 
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Wenn Herr Bundesrat Delss sich davor fürchtet, würde Ich 
Ihm empfehlen, einmal den grossen alten europäischen 
Dichter Hölderlin zu lesen, der schon zu seiner Zelt, als 
grosser Vermittler zwischen Deutschland und Frankreich, 
gesagt hat «Wir müssen uns In Gefahren bringen, wenn wir 
die Welt vorantreiben wollen.» Dann hat er folgenden schö­
nen Satz dazugefügt, Herr Bundesrat Delss: .. wo Gefahren 
sind, wächst auch Rettendes nach.» Ich möchte Ihnen das 
Ins Stammbuch schreiben. Haben Sie Mut, exponieren Sie 
sich, setzen Sie sich den Gefahren aus, dann wächst Ret­
tendes nach! Ich bin Oberzeugt, dass das Schweizervolk das 
dann begreifen wird. 

Blocher Christoph 0,/, ZH): In dieser Debatte ist es augen­
fällig, wie viele Skrupel, wie viele Angste und wie vlel 
schlechtes Gewlssen zum Vorschein kommen. 
Gestern hat mir jemand gesagt, er habe schlaflose Nächte, 
weil er nicht wisse, wie er stimmen solle. 
Das Ist bei diesem gigantischen Nebel, der in den letzten 
Jahren in dieser Sache von vielen Politikern produziert wor­
den ist. verständlich. Sie müssen aber wissen: Es ist nichts 
so fein gesponnen, es kommt doch an den Tag. Wer so viele 
WldersprOche um nicht zu sagen: Lügengebäude - aufge­
baut hat, muss wissen, dass eines Tages die Stunde der 
Wahrheit kommt. Das Ist heute wahrscheinlich wieder nicht 
der Fall, aber sie kommt eines Tages. 
Es begann damit: Die Sozlaldemokraten, die sich aus die­
sen Widersprüchen abmelden wollten - wie Ich bei Herrn 
Hämmerte gehört habe -, waren an vorderster Stelle dabei, 
als es darum ging, diese Volksinitlatlve nicht zu behandeln 
und auf zwei Tage nach der Abstimmung Ober die bilateralen 
Verträge zu terminieren, damit vor der Abstimmung niemand 
sagen musste, wie er zu dieser Initiative steht. Das ist der er­
ste Schwindel. 
Dann kamen die bilateralen Verträge. Ich habe gehört. Herr 
Bundesrat Delss habe diesbezüglich von Roslnenplcken ge­
sprochen. Es geht aber darum, In den nächsten Jahren 
diese Kröten zu schlucken. Sie sehen, welche unterschiedli­
che Auffassung wir In kulinarischen Dingen haben: Sie be­
zeichnen Kröten als Rosinen. Ich welss nicht, ob das bereits 
der EU-Standard Ist, dem wir uns anpassen sollten. Die Krö­
ten werden noch zum Vorschein kommen. Beim Verkehr 
sind sie schon vorhanden. 
Es geht aber noch weiter: Ich merke, dass man hier drin die 
WldersprOche nach allen Seiten ausbauen will. Man sagt 
Nein zu dieser Initiative, dann kann man allen sagen, man 
wolle Jetzt nicht In die EU. Selbstverständlich macht man et­
was Weiteres und sagt, man sei aber für ein strategisches 
Ziel, damit man all denjenigen, die In die EU wollen, sagen 
kann, man wolle der EU beitreten. Als Nächstes macht man 
einen weiteren Sprung und sagt, mit den bilateralen Verträ­
gen habe man den bilateralen Weg gewählt, Jetzt gehe man 
diesen, das habe man ja auch versprochen. Die Initianten 
sollten die Initiative zuruckzlehen, denn was dort drin stehe, 
mache man sowieso. Der Europäischen Union wollen Sie 
sagen, wir hätten beschlossen, In die EU zu gehen, obwohl 
Sie den Schweizern sagen, wir gingen nicht in die EU. Das 
ist die ganze Situation. 
Es gibt Parteien, die dem einen FIOgel sagen m0ssen, wir 
gingen In die EU, und die dem anderen Flügel sagen müs­
sen, wir gingen nicht In die EU. Merken Sie, dass Sie damit 
nicht durchkommen? Das wäre ja an sich lustig, ginge es 
nicht um die Marschrichtung dieses Landes, bei der es doch 
um ganz grundsätzliche Dinge geht. Es geht um die Frage, 
ob die Schweiz als dlrektdemokratlscher Kleinstaat Ihre Zu­
kunft auch weiterhin selber bestimmen können soll oder ob 
sie durch das Grossstaatengebllde Europäische Union weit­
gehend Ober sich bestimmen lassen soll. Da können Sie 
lange reden und mitgestalten und sagen, wir gehörten dazu. 
Diese Frage haben Sie zu beantworten. 
Sagen Sie doch, dass Sie das Gegenteil wollen! Sagen Sie 
dasl Jetzt haben Sie diese Möglichkeit, die die Initianten Ih­
nen gegeben haben. Da können Sie Ja sagen, dann haben 
Sie das gesagt: Das wollen wir, wir wollen nicht mehr selber 
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bestimmen! Oder sagen Sie: Nein, es Ist Sache der lnltlan­
ten, diese Initiative zur0ckzuzlehenl Dann legen Sie es dem 
Volk vor. Wenn Sie so sicher sind, dass dies eine so bäu­
mlge Sache Ist, wird man Ja zustimmen. 
Weiter geht es um Folgendes: Soll die Schweiz die für den 
Erfolg des Landes wesentlichen Besonderheiten behalten? 
Die Schweiz Ist ein Sonderfall; andere Länder auch, aber wir 
sind es auch. Wollen Sie die direkte Demokratie, den Föde­
ralismus, die Neutralität preisgeben? Dahinter stecken alle 
praktischen Fragen: Wir haben eine Verfassung; wenn Sie 
die Mehrwertsteuer erhöhen wollen, brauchen Sie die Zu­
stimmung des Volkes und der Stände. Dass die Steuersätze 
in der Bundesverfassung festgeschrieben sind, Ist wlrt­
schaftilch der grösste Vorteil. Nachher würde die EU bestim­
men, wie hoch die Mehrwertsteuer mindestens Ist, das 
können Sie drehen und vernebeln, wie Sie wollen. Es geht 
aber noch weiter: Der Zlnsvortell und der Franken gehen 
verloren usw. Ich begreife, dass auch die Schweizer Wirt­
schaft heute nicht mehr fOr den EU-Beitritt Ist. 1992 glaubte 
man noch an eine ganz andere EU. 
Es geht um die Unabhängigkeit des Landes. Dies steht in 
der Verfassung: «Die Schweizerische Eidgenossenschaft 
schützt die Freiheit und die Rechte des Volkes und wahrt die 
Unabhängigkeit und die Sicherheit des Landes.» (Art 2 
Abs. 1 BV) Auch als Aufgabe für Sie steht dies in der Verfas­
sung; darauf haben Sie einen Eid abgelegt, ausdruckllchl Es 
kommt mir vor, als hätten wir hier eine Versammlung von 
Meineidigen. Sie haben auch noch einen Artikel des Strafge­
setzbuches gemacht „wer eine Handlung vornimmt, die 
darauf gerichtet Ist, die Unabhängigkeit der Eidgenossen­
schaft zu verletzen oder zu gefährden, eine die Unabhängig­
keit der Eidgenossenschaft gefährdende Einmischung einer 
fremden Macht In die Angelegenheiten der Eidgenossen­
schaft herbeizuführen, wird mit Zuchthaus oder mit Gefäng­
nis von einem bis zu fünf Jahren bestraft.» (Art 266 Abs. 1 
StGB). 
Kommen Sie endlich auf Ihre Sache zuruck, sagen Sie zu all 
diesen Dingen: Nein, wir bleiben unabhängig und neutral, so 
wie Sie es geschworen haben! 

Walker Felix (C, SG): Herr Blocher, man soll ja Wirtschaft 
und Politik nicht noch mehr auseinander dMdleren, als das 
von Natur aus schon der Fall Ist. Sie kennen die Entwick­
lung, wie sie seit ein paar Jahren läuft, konkret die Tendenz 
zur Globalisierung bzw. Internationalisierung, die Tendenz 
zu einer Verabsolutierung von Markt, Wettbewerb und Wirt­
schaft. Wir haben hier ja die Aufgabe, auch Gesellschafts­
pollHsches nachzuvollziehen. Wie sollten wir das tun? Es 
gibt Ja, wie wir In der Debatte gehört haben, länderObergrel­
fend In mehrfacher Hinsicht gesetzgeberischen Handlungs­
bedarf, dem die Schweiz nur In autonomem Nachvollzug 
entsprechen kann, wenn wir nicht International betelllgt sind. 
Was würden Sie uns empfehlen, wie soll man das Problem 
lösen? 

Blocher Christoph 0,/, ZH): Erstens, Herr Walker: Je globa­
ler die Entwicklung Ist, desto mehr Chancen birgt die Unab­
hängigkeit und Selbstständigkeit der Länder, auch In Bezug 
auf den Wirtschaftsstandort. 
Zweitens: Dass vieles auf der Welt gemeinsam gelöst wird, 
Ist nicht neu. Das haben uns die Propheten, die uns gesagt 
haben, wenn der EWR-Vertrag abgelehnt werde, breche die 
Schweiz zusammen, schon 1992 gepredigt. Sie können die 
Schweiz jetzt ja anschauen, wie sie Ist Wir sind überall da­
bei! In der Wirtschaft sehe Ich: Wir verhandeln, reden mit, 
sprechen mit. Dann gibt es Dinge, die man Obernlmmt oder 
nicht übernimmt. Ich bin nicht schuld, dass man In Bern alles 
nachvollziehen will, was man dort draussen tut. Gewlsse 
Dinge können wlr·nachvollzlehen, gewlsse Dinge nicht, und 
bei den meisten gestalten wir mit Der Unterschied Ist, dass 
Sie nachher Ober das eigene Land nicht mehr bestimmen 
können, dafür können Sie als ganz Kleiner dort mitreden. 
Aber wenn Sie dafür sind, dass wir das tun, sagen Sie Ja zu 
dieser Initiative, bringen Sie sie vors Volk, dann reden wir In 
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der Volksversammlung miteinander und halten dort Wirt­
schaft und Politik nicht auseinander. 

Pedrlna Fablo (S, Tl): Porto una voce dal sud delle Alpi, da 
«trombone» europeista, come cl ha deflnito questa mattina II 
collega Maspoli, in altematlva a quella - per parafrasare -
del «tromboni» antleuropeistl come lul. Per le scelte dl poli­
tlca economlca prese sempre plu a livello lnternazlonale, 
scelte con del riflessi determlnanti e dl carattere amblentale 
e sociale anche a llvello nazlonale, la SVlzzera non puo plu 
scansare II tema dell'Unlone europea. Soprattutto la Lega In 
Tlcino, e altre forze nel resto delta SVlzzera, llludono la gante 
con la presunta alternativa di una svtzzera trasformata In un 
ridotto nazlonale dl banche e finanzleri, o dl un llcino ehe dl­
ventl fellce «zona franca» di affari e prostltuzlone, al rlparo 
da lnvasori lndesideratl. La soluzlone dei problemi della 
realta tlcinese o svizzera odleme, e soprattutto queUa dl 
domanl, va ben oltre l'lncomare qualche euroburocrate. II Tl­
cino sta alla SVlzzera come la SVizzera sta all'Europa II re­
cente «sl» agil accordi bilaterall, ehe lo si voglla riconoscere 
o no, e un prlmo passo verso l'ulteriore lntegrazlone delta 
SVJzzera nel contesto europeo. 
II voto negatlvo espresso dal llclno sugll accordi bllaterali 
dev'essere preso molto sul serlo. Ma attentl: esso non e solo 
un voto leghlsta visceralmente contrarlo all'Unlone europea, 
esso e anche un voto dl preoccupazlone pre le grosse lncer­
tezze ehe permangono sugll effettl della prospettata libera 
clrcolazlone delle persone e sugli effettl delle concessloni 
fatte sul dossler dei trasportl, vero tallone d'Achille dl tutto 
l'accordo. E le partlcolarlta del llclno sono divenute plu 
chlare a moltl dl vol da quando il conslgllere federale Cou­
chepin ha lmprovvldamente paragonato la vlcinanza dl Briga 
a Domodossola con quella fra Lugano e Mllano. Un para­
gone fuorviante, e avrete certamente l'occaslone dl rendervi 
conto, nel 2001 durante la prosslma sesslone prlmaverlle 
delle Camere federall In llclno, delle peculiarita delle rela­
zionl tra il Tlclno e la vlcina e potente Lombardia. 
Ma il Tlclno non si e messo a plangere per questi perlcoll. II 
Tlclno vuole solo asslcurarsl l'lndlspensablle vigilanza e, in 
caso dl necesslta, prontezza di reazlone su quest! dossiers 
caldl. Cio con il dovuto supporto da parte della Confedera­
zfone. In questo chiediamo sempllcemente di essere presl 
sul serio, tenendo presente ehe II Tlcino lntende anche sfrut­
tare anche al megllo - e ce ne sono - le opportunita offerte 
da quest! accordi. 
Oggl occorre piu ehe mal marcare nuovl spazl di progresso 
economlco e ambientale, soclale e culturale, nuovf spazl dl 
pace e solldarleta all'lnterno e all'estemo del nostro paese. 
Questo non puo ehe avvenire in un quadro europeo, dalle 
alpl alle planure, tutto da costrulre su quest! valori, democra­
tlcamente e con strutture federaliste. E proprlo In questo 
contesto la nostra plccola SVizzera puo offrire da sublto 
molto della sua cultura e della sua esperienza democratlca 
Ma per far questo, non posslamo stare fuori dall'usclo e spe­
rare dl far flltrare qualcosa attraverso una flnestra ehe peral­
tro sara sempre meno aperta nel nostrl confrontl. A chi parla 
del mantenlmento dell'autonomia svlzzera, chledo se sia 
preferlblle l'attuale crescente «autonomer Nachvollzug», 
cloe II supino adeguamento, In moltlsslml campl, delle nostre 
leggl a quanto declso a Bruxelles, oppure se non sla preferl­
blle essere sul carro europeo per codecldere. Piu ritardlamo 
l'awlclnamento, plu perderemo occasionl per influire sulle 
decislonl, rimanendo costrettl a subire. 
Quella dell'Europa non e una via faclle, ma oggi dl vfe facill 
in materle cosl complesse e carlche dl lnteressi contrastantl 
non ce ne sono. O si sceglle la via dell'apertura, se ne accet­
tano le sflde e si contrlbulsce alla rlcerca dl soluzlonl comuni 
con altrl paesi vlclnl, oppure sl sceglie la via della chlusura e 
sl passa a coltlvare II proprlo ortlcello, nella vana speranza dl 
poter essere degll approflttatori, restando fuori dal concerto 
generale e dl non doveme sublre I vfolentl contraccolpl. A 
mlo avvfso questa e una pia e fatale llluslone. 
CIO non slgniflca ehe II mlo sia un «sl» lncondizlonato alfEu­
ropa. Sul temi della democrazla e del trafflco ad esemplo 

non sono dlsposto ad accettare una qualsivoglia sotuzlone. 
Ma di questo discutlamone da sublto con gll altrl paesi euro­
pell lo ritengo ehe sono passatl I tempi in cui 1a SVlzzera puo 
permettersi dl rimandare e dl temporeggiare lmpunemente. 
1 tempi ci mostrano vfepplu la crescente debolezza contrat­
tuale della svtzzera In questo partlcolare momento storlco. 
Qui la nostra tanto decantata indipendenza ed autonomia 
sono gla oggi vittime. Cio signiflca ehe plu aspettiamo, plu 
sara duro e difflcile, soprattutto per coloro ehe non possono 
facilmente spostare capltall ed Idee da far fruttare all'estero 
- soprattutto perclo per la stragrande maggloranza delta po­
polazlone svlzzera. 
In concluslone lnvlto a non drammatlzzare sulla data dl riattl­
vazlone delle trattatlve ehe, per precoce ehe sia, richledera 
comunque almeno clnque, se non otto annl prima dl portarcl 
effettivamente a formulare una scelta declsive di fronte al 
popolo svizzero, cul spettera, fra divers! annl qulndi, II voto 
vero per una adesione o meno all'Europa. Decldlamo perclo 
la via delle trattative In templ brevf, e preparlamocl per II 
successivo passo, senza con clo lpotecare II futuro in una 
Europa centralizzatrice. Polehe In Europa ci sono moltisslmi 
cittadinl ehe pensano a un'Europa come nol: ad una strut­
tura federalista e democratlca, rlspettosa dell'uomo e del­
l'ambiente. Ma blsogna volerla e costruiria con gli altrl, gla 
nel prosslml annl, e non nel 2015 o nel 2020. Da qul il mlo 
sostegno ad una soluzlone - lniziativa o controprogetto -
ehe vada e faccla dlscutere e maturare il popolo svizzero in 
questa dlrezlone. 

Maspoll Flavlo (-, Tl): Caro collega, tra «trombonl» blso­
gnerebbe caplrsi, lnvece mi sembra ehe lel abbia suonato la 
bombarda, cloe uno strumento ad ancla doppla. Non vorrel 
dire ehe abbla parlato con llngua biforcuta, ma comunque In 
modo plu o meno amblguo. 
Le pongo una domanda molto semplice: per quale recondito 
motlvo lo dovrel mattere In dlscussione la mla llberta e la mia 
indipendenza e la democrazla svlzzera, per costrulme una -
forse - In Europa? Perche non e detto ehe n la vogllano. Se 
ml risponde, forse cambiero idea. 

Pedrlna Fablo (S, Tl): Perche bisogna guardare avanti, per­
ehe lel si illude di poter essere tanto llbero di fare quello ehe 
vorra. La realta del fattl e ben altra. 

Baumann J. Alexander 0/, TG): Ich zitiere das Votum von 
Frau Nabholz von heute Vormittag: «Ein Gegenvorschlag ist 
nicht etwas Unnötiges, sondern ein politischer Eckwert .... 
Es Ist eben ein Unterschied, ob man Ober Jahre hinweg 
bloss von Szenarien und Optionen spricht oder ob wir heute 
das strategische Ziel des Bundesrates In einem Bundesbe­
schluss verankern.» 
Es ist kein Geheimnis, dass der Bundesrat die Schweiz In 
die EU führen will. Er bekräftigt dies jeweils In seinen Legis­
laturzielen, die jedoch - zumindest für die BQrger dieses 
lande - vorläufig unverbindlich sind und Ober welche bis auf 
weiteres straffrei Zweifel gehegt werden dQrfen. Wäre jedoch 
die bundesrätllche Beitrittszielsetzung In einem Rechtsakt 
besiegelt, hätte der Bundesrat einen eigentlichen Vollzugs­
auftrag zur Aufnahme von Beltrlttsverhandlungen. 
Die besondere Ungeheuerlichkeit dieses indirekten Gegen­
vorschlages mit der Zlelklausel Nummer eins liegt darin, 
dass der Bundesrat dafür eine Form gewählt hat, welche 
nicht dem Referendum unterstellbar Ist. Diese einseitige 
Festschreibung der Art und Welse, wie unser Land seine 
Beziehungen zur EU regeln soll - nämlich durch Beitritt -
bedeutet eine krasse Missachtung des Volkswlllens vom 
21. Mai 2000. Im Unterschied zu den EU-Turbos - die den 
gleichen Fehler auch begehen, aber Partei sind - darf der 
Bundesrat derartige demokratische TodsOnden nicht bege­
hen. 
Noch etwas zur Frage des Referendums: Bel der Behand­
lung der Volkslnltlative «EU-Beltrlttsverhandlungen vors 
Volk!» haben wir entschieden, dass das Volk nicht das erste 
Wort haben soll, wenn es um Verhandlungen geht, sondern 
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das letzte, nämlich dann, wenn es um den Entscheid Ober 
die Verhandlungsresultate geht. 
Hier geht es aber darum, die Zielsetzung In einem Bundes­
beschluss zu verankern, und das ist nun wirklich nicht das 
Gleiche. Wer dies negiert, Will einen Eckwert am Volk vorbei­
schmuggeln. Wir lassen das Schweizer Volk Ober Lastwa­
gen- und Trottolrbrelten abstimmen und darQber, ob Vellerat 
zum Kanton Jura oder zum Kanton Bern gehören soll. Einen 
derartigen Eckwert, nämlich die Verankerung des Beitritts­
zieles in einem Rechtsakt, wollen Sie dem Volksentscheid 
entziehen, weit sie dem Volk Ober diese Entscheidung das 
Vertrauen entziehen, weil Sie sich fürchten und weil Sie den 
Euroturbos die Blamage eines ROckzuges Ihrer Initiative er­
sparen wollen. 
Damit, Herr Bundesrat Delss, strapazieren Sie die direkte 
Demokratie. Es gibt auch In der Politik Respektfrlsten und 
Anstandsfristen. Lassen wir den Bundesrat doch vorerst 
seinen Grosserfolg bei den bilateralen Verträgen etwas ge­
nlessen, zu welchem zahllose Gegner eines EU-Beitrittes 
wesentlich beigetragen haben. 
Lehnen wir jeden Gegenvorschlag ab, der nicht einem Refe­
rendum unterstellt werden kann. 

Fehr Lisbeth (V, ZH): Dem Leitartikel einer grossen - nota­
bene EU-freundlichen - Schweizer Tageszeitung habe ich 
Im Nachgang der Abstimmung Ober die bilateralen Verträge 
folgende bemerkenswerte Analyse entnommen: Das wir­
kungsvollste Mittel, den EU-Beitritt nun auf Jahre hinaus zu 
verhindern, sei es, den Bundesrat unverzOglich Verhandlun­
gen aufnehmen zu lassen. Genau dies aber fordern die Initi­
anten nun vom Bundesrat. 
Ich wundere mich, mit welchem Enthusiasmus die EU-BefOr­
worter diese Initiative Jetzt propagieren. Auch wenn das Volk 
die bilateralen Verträge mit Oberwältigendem Mehr gutge­
helssen hat, so kann man dies doch nicht als fundamenta­
les Umdenken bezQgllch unseres Verhältnisses zur EU inter­
pretieren. Die Abstimmung war lediglich ein klares Signal, 
gegen Innen wie gegen aussen, dass die Schweiz Im wlrt­
schaftllchen Bereich nun eine solide Basis mit der EU gefun­
den hat - nicht mehr und nicht weniger. Es wäre völlig 
falsch, dieses Ergebnis in Zusammenhang mit der vorliegen­
den Initiative zu bringen. Abgesehen davon, dass es sich um 
eine andere Fragestellung handelt, hat sich das Volk mit den 
bilateralen Verträgen auch fOr eine andere Art der Zusam­
menarbeit als die Mitgliedschaft entschieden. Es wäre völlig 
absurd, kurze Zelt danach die Richtung wieder zu ändern. 
Das haben viele gesagt, und Ich stimme dem zu. 
Nun steht ein Gegenvorschlag mit vielen Varianten im Raum. 
Von dieser Auswahlsendung halte Ich gar nichts. Erstens hat 
auch sie das klare Ziel eines EU-Beitrittes vor Augen. zwei­
tens will sie diese Verhandlungen ohne Referendumsmöglich­
kelt am Volk vorbelschleusen. Das lehne ich ab. Ich habe die 
bilateralen Verträge gerne mitgetragen, und zwar von Anfang 
an. Aber das vorliegende Schnellzugstempo in die EU lehne 
ich kategorisch ab. Ich denke, dass es vielen Leuten so geht 
Wir stecken heute Im Ratlflzlerungsprozess dieser Abkom­
men. Wir müssen die Auswirkungen abwarten und uns gege­
benenfalls auf Korrekturen gefasst machen. 
Das wiederum bedeutet nicht, dass wir nicht in ferner ZU­
kunfl vielleicht einmal eine neue Form der Zusammenarbeit 
mit der EU suchen - wie immer diese auch heissen wird. So 
gesehen passt mir der Antrag der Minderheit 1 (Ascher) 
nicht schlecht Es handelt sich dabei zwar um eine echte Po­
lltlkeraussage, Indem er alles offen lässt und Oberhaupt 
nichts aussagt; gummiger geht es nicht mehr. Aber mit dem 
fakultativen Referendum Ist dabei mindestens die Mitwirkung 
des Volkes gewährleistet Das Ist auch beim Antrag Theiler 
der Fall. 
Noch lieber wäre mir aber, Sie worden mit mir nebst der In­
itiative auch diese Gegenvorschlagsvarianten ablehnen. 
Was wir heute nämlich dringend brauchen, Ist eine Ent­
krampfung, eine Beruhigung dieses Kapitels. Das Thema 
muss nun endlich In die Versenkung, wenn wir vor dem Volk 
glaubwQrdig sein wollen! 

Amtliches Bulletin dar Bundesversammlung 

Eggly Jacques-Simon (L, GE): Monsieur le Conseiller fede­
ral, Je me permets de m'adresser plus partlculierement a 
vous. Nous avons ete d'accord, nous les llberaux, avec le 
principe de votre attltude durant toute la campagne concer­
nant les accords bllateraux, a savolr qu'll ne fallait pas me­
langer, qu'II ne fall alt pas repeter l'erreur de 1992 et qua, par 
consequent, II s'agissait des accords bllateraux, de tous les 
accords bilateraux, mais rlen qua d'eux. 
Cela etant, Monsieur le Conseiller federal, nous avons, nous 
las llberaux, qui depuis 1991 - M. Ruey l'a dit ce matin -
avons estime, doolare que, en effet, le destin de la Sulsse 
etalt d'adherer a !'Union europeenne, nous avons des craln­
tes. Nous avons eu des craintes en entendant le Conseil fe­
deral parler, par exemple, de moratoire ou de moratolre de 
fait. La dlscusslon semantique pour savolr la dlfference entre 
moratoire de fait et moratolre taut court nous a un peu 
oohappe. Monsieur le Conselller federal, qu'II y alt ou qu'II 
n'y alt pas eu ces accords bilateraux - et la, nous sommes 
d'accord qu'II ne faut pas las Interpreter-, vous avez declare 
au Gouvernement qua le but strateglque etait l'adheslon. 
Mals dlre que le but strateglque c'est l'adheslon, Q8 n'est pas 
encore une volonte polltlque, Qa n'est qu'une doolaration de 
principe. Dlre qua le but strategique est l'adhesion, ya n'lm­
pllque pas encore un rythme qul dolt Atre contlnu. 
Alors, Monsieur le Conseiller federal, vous allez avoir devant 
vous une serle de propositlons de contre-proJets a l'lnltlatlve. 
J'attends avec lnterAt de savoir ce qua vous allez dlre. Mais, 
finalement, ya n'est probablement pas le plus important. Le 
plus lmportant, c'est ce qua vous allez dlre a cette trlbune et 
ce que vous allez dire, je l'espere, au nom du Conseil fe­
deral. Nous almerlons vous entendre dlre que votre but, en 
effet, c'est l'adhesion, qua sans attendre vous allez en quel­
que sorte nous y preparer en nous dlsant quels sont les ele­
ments qu'll taut adapter pour cela - et ce peut Atre falt durant 
cette leglslature -. ensuite, qua sans delais, aussl vite que 
possible, vous essayerez de concretiser votre but. 
Monsieur le Conseiller federal, le groupe liberal admet et 
reconnait qua c'est de la competence du Gouvernement de 
dooider comment et quand II faudra ouvrlr des negoclatlons 
avec l'Unlon europeenne, mals cette competence, nous 
vous demandons de doolarer tel qua vous entendez l'assu­
mer plelnement et qua, Jusqu'au moment ou vous doolderez 
qu'il est temps, vous voulez encore une fols, et devant nous 
et devant le peuple, imprlmer un rythme qui solt d'informa­
tlon, un rythme qui solt de persuasion, un rythme qui solt de 
volonte polltique et de charlsme polltlque. C'est, au fand, ce 
qua j'aimerals vous demander a cette trlbune: lndependam­
ment des textes sur lesquels nous allons voter, Monsieur le 
Conselller federal, pouvez-vous, au nom du Conseil fede­
ral, nous faire lcl une doolaration d'lntention et de volonte 
polltlque, qui sott quand m&me plus emballante, plus entrai­
nante, plus persuasive que la seule doolaration du but stra­
tegique? 

Leu Josef (C, LU): Ich schicke voraus, dass ich persönlich 
zum strategischen Ziel eines EU-Beitritts stehe. Bereits 
1991 habe Ich öffentlich die Ansicht vertreten, der EU-Beitritt 
sei fOr mich nicht eine Frage von «Ja oder nein,., sondern 
von «früher oder später». Ich zähle mich also zu den prag­
matischen EU-BefOrwortern, gehöre zum heute Morgen von 
Kollege Widmer erwähnten zweiten Drittel. 
Mit der Qberzeugenden Annahme der bilateralen Verträge 
haben wir ein eigenständiges Zwischenziel erreicht. Es war 
ein harter und steiniger Weg, fOr den wir vlel Zelt und Kraft 
brauchten. Wir massen zur Kenntnis nehmen, dass wir Bitt­
steller und deshalb nicht Tempomacher waren. Das Volk hat 
diesen Weg gewollt und glOckllcherwelse am Schluss auch 
honoriert. DarQber freuen wir uns. 
FQr mich Ist klar, dass dieses Zwischenziel nicht Stillstand 
bedeuten kann. Aber dieses Zwischenziel In der öffentlichen 
Wahrnehmung einfach Oberspringen zu wollen, bevor die 
Verträge In Kraft sind, also umgesetzt werden können, und 
bevor die versprochenen Erfahrungen gemacht werden kön­
nen, das hat einen hohen Preis. Den Preis nämlich, dass 



99.011 Conseil national 682 7juln 2000 

sich ein zu harsches Tempo, für welches Ich aus sachlichen 
Granden durchaus Verständnis habe, aus emotionalen 
Granden oder aus einer Trotzreaktion Ins Gegenteil verkeh­
ren könnte. 
Das darf Im Interesse unseres Landes auf dem Weg nach 
Europa nicht passieren. Wir müssen unserer Bevölkerung 
die Zeit und die Chance geben, positive Erfahrungen zu ma­
chen, Erfolgserlebnisse zu haben. Das Ist für mich der siche­
rere und schnellere Weg, um zeitlich, Institutionell und 
mental vorbereitet zu sein, den Schritt in die EU dann zu tun, 
wenn die Interessenlage es erfordert. 
Es natzt nichts, als Patroulllentahrer In einer Spitzenzeit ans 
Ziel zu kommen, aber auf dem Weg seine Leute zu verlie­
ren. Wir haben die Schritte mit dem Volk und nicht gegen 
das Volk zu machen. Das verlangt von uns f:.ührungsarbeit, 
manchmal auch etwas Druck, Immer aber Ube12eugungs­
kraft, Glaubwürdigkelt und Sensibilität für das Machbare. 
Mit Bezug zur Initiative «Ja zu Europa!» ziehe Ich folgenden 
Schluss: Dass die Beratung der Initiative zeitlich nach einer 
wichtigen europapolltlschen Abstimmung ansteht, die einen 
anderen, nämlich den bilateralen Prozess auslöst, Ist ein 
Faktum - ein Faktum, das die Urheber zum Rückzug der 
Initiative bewegen müsste. Jetzt den Rückzug von einem 
entsprechenden Gegenvorschlag abhängig zu machen, Ist 
gehüpft wie gesprungen. 
FOr mich hat der Bundesrat vor dem lnltlativkomltee einen 
unnötigen Kniefall gemacht und eine politische Selbstver­
ständlichkeit, nämlich die In der Verfassung fixierte bundes­
rätllche Kompetenz In der Aussenpolitlk, zum Verhand­
lungsgegenstand gemacht Das will Ich nichl Ich will, dass 
der Bundesrat seine Kompetenzen Jede12eit im Interesse 
des Landes nutzen kann. Dazu braucht er Handlungsfrei­
heit, und diese hat er. 
Wir streiten hier um etwas, wofür es keinen Anlass gibt, weil 
Stossrlchtung und Aufgabenteilung klar sind. Der gut ge­
meinte Versuch, den lnltlanten unbedingt eine Brocke zu 
bauen, wird von diesen kaum honoriert werden, löst aber 
Verunsicherung und eine spaltende Auseinandersetzung um 
nichts aus. 
Die Initianten tragen mit ihrem Verhalten für künftige aussen­
polltische Abstimmungen eine grosse Verantwortung. Per­
sönlich möchte Ich den weiteren Weg der Öffnung nicht 
unnötig belasten und werde gegen die Initiative und auch 
gegen sämtliche Gegenvorschläge stimmen. 

Vallender Dorle (R, AR): Die meisten von uns haben für die 
Annahme der bilateralen Verträge geworben und sind in der 
polltlschen Diskussion im Vorfeld der Abstimmung Immer 
wieder mit Angst und Zweifel gegenüber den Verträgen kon­
frontiert worden. In diesem Sinn Ist das positive Ergebnis der 
Abstimmung denn auch als ein «Ja auf Probe» zu werten. 
Vor dem Hintergrund dieser erst zwei Monate alten Diskus­
sion Ist nun die Volksinitiative «Ja zu Europa!» zu prüfen. 
Nach meiner Meinung verbietet es die politische Redlichkeit, 
Jetzt unve120gllch Verhandlungen mit der EU zwecks Beitritt 
an die Hand zu nehmen. Gerade wer langfristig den Beitritt 
zur EU anvisiert, Ist gut beraten, wenn er oder sie nun auf 
jegliche Nacht- und Nebelaktion verzichtet. Auch diejenigen, 
die möglichst schnell zur EU stossen wollen, müssen sich 
das Dilemma, In das sie Volk, Parlament und Bundesratstür­
zen, vor Augen halten. Unser Ja hier Im Plenum zur EU-In­
itiative würde die Gräben wieder aufrelssen, die nun 
zugeschüttet schienen. 
Ich gehe noch weiter und behaupte: Wer für diese Initiative 
ist, verlangt Jetzt zu viel und schmälert zeitgerechte Beitritts­
chancen. In diesem Sinne gefährdet auch die Mehrheit der 
APK mit Ihrem Antrag gerade das Zlel, das sie vorgibt anzu­
visieren. 
Aber auch die Gegenvorschläge müssen sich den Vorwurf 
gefallen lassen, dass sie lntegratlonspolltlsch nicht notwen­
dig, überflüssig, oder nicht zlelführend sind. Total indiskuta­
bel ist der Antrag der Minderheit SchlOer. Der Antrag der 
Minderheit Jutzet kommt einem Vorbeldrängeln am Volk 
gleich. 

Aber auch die Lösung des Bundesrates erscheint mir, wenn 
auch aus rechtlichen Überlegungen, heikel. Der Bundesrat 
verspricht in seinem Gegenvorschlag, der notabene nicht 
dem Referendum untersteht, einen Integrationsbericht, auf 
dessen Grundlage er Irgendwann Ober den Zeitpunkt der 
Reaktivierung des schweizerischen EU-Beitrittsgesuches 
entscheiden will. Ich frage den Bundesrat Was soll diese 
Verpflichtung? Selbstbindung kann, wie wir von Odysseus 
wissen, klug sein. Wo zeitliche Flexibilität gefordert ist, er­
weist sie sich als unsachgemäss. Der Bundesrat hat kluger­
weise seinen Gegenvorschlag zeitlich unverbindlich ge­
halten. Er erscheint daher als «lautes Denken», quasi als 
Ausiegeordnung seiner Europastrategie. 
Damit Ist der bundesrätliche Gegenvorschlag aber auch ent­
behrlich. Es ist nach Verfassung und Gesetz gerade Auf­
gabe des Bundesrates, auch In der Aussenpolitlk zu führen, 
und dies ohne spezielle und präjudizielle Selbstbindung mit­
tels Bundesbeschluss. 
Die Volksinitiative ist zur Ablehnung zu empfehlen. Ein Ja 
des Parlamentes wäre heute polltfsch unredlich. Man muss 
über keine hellseherischen Fähigkeiten verfügen, wenn man 
zudem ein wuchtiges Nein vom Volk voraussagt. Ein derar­
tiges Innen- und aussenpolitlsch glelchermassen uner­
wünschtes Ergebnis sollte tunlichst vermieden werden. 
Die Initianten haben dies In der Hand, und lch bitte sie, ihre 
Initiative zurockzuziehen. Damit ersparen sie Parlament, 
Bundesrat und Volk eine Zerrelssprobe und setzen sich nicht 
dem Vorwurf aus, wie Antieuropäer zu agieren. 

Cavalll Franco (S, Tl): Seit dem Entscheid der Aussenpolltl­
schen Kommission, die Frage des EU-Beitrittes nicht für die 
nächsten Jahrzehnte auf Els zu legen, sondern die strategi­
schen Ziele des Bundesrates zu konkretisieren, liegen die 
Nerven der EU-Gegnerinnen und EU-Gegner blank. Herr 
Frlck, der Präsident der ständerätllchen Kommission, verun­
glimpfte postwendend seine Kollegen aus dem Nationalral 
Sogar Präsidenten staatstragender Parteien fühlten sich ver­
pflichtet, Bundesrat Delss zur Ordnung zu rufen. 
Warum die ganze Aufregung? Die natlonalrätliche APK war 
einfach Herrn Rennwald gefolgt und hat dessen Antrag an­
genommen, der eine Volksabstimmung Ober einen mögli­
chen EU-Beitritt der Schweiz für sage und schreibe 2008 
vorsieht. 
Wo liegt das Problem? Man sagt uns, damit warden wir das 
Volk betragen. Solche Behauptungen darf man meines Er­
achtens nicht einmal als schlecht gemeinten Scherz aus­
sprechen. Ich würde jeden Studenten - und Ich denke nicht 
an Jusstudenten oder an Studenten der politischen Wissen­
schaften, sondern etwa an Medizinstudenten - wegen feh­
lender Allgemeinbildung durchfallen lassen, wenn er so 
etwas behaupten würde. Warum? Vor dem 21. Mal war klar, 
dass man fOr die bilateralen Verträge stimmen konnte, unab­
hängig davon, ob man für den EU-Beitritt war oder nicht; das 
war sonnenklar für alle. Ohne Gegenvorschlag würden wir 
nicht In sieben oder acht Jahren, sondern in sieben oder 
acht Monaten Ober den EU-Beitritt abstimmen. Das haben 
wir dem Volk tatsächlich nicht versprochen. Vor dem 21. Mal 
haben wir gesagt. dass das Ziel des Bundesrates erst dann 
erreicht ist, wenn wir Genaues Ober die notwendigen flankie­
renden Massnahmen und die Probleme mit der direkten De­
mokratie wissen. Dafür haben wir acht Jahre Zelt, wenn wir 
der Mehrheit der APK zustimmen. Es geht nicht darum, dass 
wir schon In sieben Monaten darüber abstimmen wollen, wie 
das die SVP-Fraktlon will - das Volk will das nicht-, sondern 
in sieben bis acht Jahren. Das ist doch die Ausgangslage. · 
Warum Ist die SP Immer für einen möglichst frühen EU-Bei­
tritt gewesen? Aus zwei strategischen Gründen: 
1. Sprachen wir nicht Immer nur von der Globalisierung, son­
dern versuchen wir auch zu verstehen, was hier abläuft: 
Eine der entscheidenden Folgen der Globalisierung Ist die 
abnehmende Bedeutung der Nationalstaaten. Die globall­
sierten Finanzmärkte sind heute so stark, dass sie In ent­
scheidenden Fragen fast jeden Nationalstaat In Europa In 
die Knie zwingen können. Die neoliberalen Kräfte haben Im 
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Zuge der Machtübernahme durch die Finanzmärkte den so­
zialen Frieden zwischen Kapltalbesitzern und Arbeitneh­
mern definitiv aufgekündigt. Dieser Frieden hatte nach dem 
Zweiten Weltkrieg zu einem goldenen Zeitalter Europas g&­
fahrt und unter anderem den Ausbau des Sozialstaates 
erlaubt Nur ein die Nationalstaaten übergreifender Konti­
nentalstaat wird künftig die Kraft haben, unter künftigen poli­
tischen Umständen den Finanzmärkten die Stirne zu bieten. 
Schauen Sie einmal, was heute zwischen Präsident Clinton 
und Bill Gates geschieht. Welcher der Nationalstaaten in Eu­
ropa hätte heute die Macht und die Kraft, gegen BIii Gates zu 
kämpfen? Niemand könnte gegen dieses Monopol vorgehen. 
2. Durch die Vorherrschaft der einzig verbleibenden Gross­
macht droht auch bei uns eine Gesellschaftsordnung a la 
USA Fuss zu fassen, eine Hlr&-and-Fire--Gesellschaft ohne 
jede Solidarität und ohne Sozialschutz, mit zunehmender 
Gewalt usw. 
Wir verweigern uns einer Gesellschaft des Faustrechtes, wie 
Teile der SVP sie Heber heute als morgen einfahren möch­
ten. Auch hier gilt Nur Europa als Ganzes könnte die nötige 
Kraft haben, ein Alternativmodell - sei es auch nur im Sinne 
der rheinischen sozialen Marktwirtschaft - zu realisieren. 
Dieses andere Modell setzt aber einen europäischen Bun­
desstaat voraus. Deswegen begrüssen wir die Rede von 
Joschka Fischer. Eine Confoederatlo Europa Ist aber genau 
das, was Stoiber, Schüssel, Berlusconi, die Torles und Bio­
eher nicht wollen. Die österreichische Krise Ist in diesem 
lichte zu verstehen. Gerade letzthin haben die Fraktionsvor­
sitzenden von FPÖ und ÖVP gesagt, jetzt sei der Kampf g&­
gen den europäischen Bundesstaat angesagt 
Wir Schweizer haben 1848 den Staatenbund verlassen. Un­
sere Erfahrung mit dem Bundesstaat könnte jedoch beim 
nächsten, lebenswichtigen Integrationsschritt der EU von 
grösster Bedeutung sein. Allein schon aus diesem Grunde 
müssen wir dabei sein, um mitreden zu können. Die SP wird 
alles daran setzen, dass die Schweiz nicht abseits stehen 
muss. 

Stahl Jürg 01, ZH): Es ist kaum verwunderlich, dass Ich, 
auch als 73. Redner, zu einem Nein zur Initiative und zu 
sämtlichen Gegenvorschlägen auffordere. Warum? Well es 
die logische Voraussetzung dafür ist, gemeinsam gemein­
sam! -- den gangbaren und pragmatischen Weg der sektori­
ellen Abkommen gehen zu können. 
Die Schweizerinnen und Schweizer, Herr Cavalli, stehen 
nicht abseits: Sie haben eine tragfähige Brücke gebaut Aber 
soeben beginnen die sogenannten Euroturbos schon wieder 
vom Abseitsstehen zu sprechen. Das verstehen wir nicht Es 
kommt mir vor, als ob dies das Spiel einer Fussballmann­
schaft wäre, in welchem der Trainer die Spieler so schlecht 
einsetzt, dass sie fortlaufend In die Abseitsfalle des Gegners 
tappen, bis selbst die eigenen Anhänger unzufrieden wer­
den und die Mannschaft nicht mehr unterstützen. 
Auch unser Parlament, auch die Schweizer Aussenpolitik 
braucht Unterstützung, nämlich von unserem Auftraggeber, 
dem Souverän. Dieser hat seine Unterstützung vor zwei Wo­
chen gegeben: Die maximal mögliche Annäherung an den 
verwaltungslastigen «EU-Dampfer» Ist durch das Ja zu den 
bilateralen Verträgen bekräftigt worden. 
Als Mitglied der SVP-Fraktion und als KMU-Vertreter habe 
Ich mich far die bilateralen Verträge eingesetzt Jetzt fahle 
Ich mich wie viele Schweizerinnen und Schweizer -- gelinde 
ausgedrückt -- verschaukelt. Es Ist unverständlich, mit wel­
cher Arroganz und polarisierenden Wirkung die Initianten ei­
nen Volksentscheid dermassen Ignorieren. Das heute viel 
gehörte Wort «Euroturbos» sollte ab sofort durch das Wort 
«Euro-Raketen» ersetzt werden. 
Ich fordere Sie auf, sowohl die Initiative zur Ablehnung zu 
empfehlen wie auch die Gegenvorschläge abzulehnen. 

Präsident (Seiler Hanspeter, Präsident): Bevor die Kommis­
sionssprecher und Herr Bundesrat Delss Stellung nehmen, 
unterbreite ich Ihnen das Abstimmungsverfahren, welches 
Sie nachher noch schriftlich ausgeteilt erhalten werden. 
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Wir behandeln zuerst den Bundesbeschluss 1 über Beitritts­
verhandlungen der Schweiz mit der Europäischen Union. 
Als Erstes stimmen wir über Eintreten oder Nichteintreten 
ab. Nachher bereinigen wir die Artikel 1 bis 3 sowie 3bis ge­
meinsam. Den Artikel 4 bereinigen wir separat 
Zu diesen Artikeln gibt es in der Tat sieben Konzepte. Wir 
werden wie folgt vorgehen: 
1. Abstimmung: Wir stellen den Antrag der Mehrheit dem 
Antrag der Minderheit II gegenüber, welcher eine Ergänzung 
zum Antrag der Mehrheit ist 
2. Abstimmung: Den obsiegenden Antrag stellen wir dem 
Antrag der liberalen Fraktion gegenüber. 
3. Abstimmung: Wenn der Antrag der Mehrheit gegen den 
Antrag der liberalen Fraktion unterliegen sollte, käme nach­
her der Eventualantrag Nabholz zur Abstimmung. 
4. Abstimmung: Den obsiegenden Antrag der dritten Abstim­
mung stellen wir dem Antrag der CVP-Fraktion gegenüber. 
5. Abstimmung: Wenn der Antrag der CVP-Fraktion unter­
liegen würde, stellen wir den obsiegenden Antrag dem 
Eventualantrag Wasserfallen gegenüber. 
6. Abstimmung: Den obsiegenden Antrag stellen wir dem 
Entwurf des Bundesrates gegenüber. 
7. Abstimmung: Schlussendllch stellen wir den obsiegenden 
Antrag dem Antrag der Minderheit I gegenüber. 
Damit hätten wir dann die Artikel 1 bis 3 und 3bls erledigt 
Nachher folgt die separate Abstimmung über Artikel 4. Wir 
stellen den Antrag der Mehrheit dem Antrag der Minderheit 1 
gegenüber. Der gleich lautende Antrag Mörgell Ist zurückge­
zogen worden, weil er sich mit dem Antrag der Minderheit 1 
deckt 
Am Schluss folgt die Gesamtabstimmung. 
Danach kommt der Bundesbeschluss 2 Ober die Volkslnltla­
tlve «Ja zu Europa!». Eintreten ist dort, wie Sie wissen, obli­
gatorisch. Wir bereinigen In einer ersten Abstimmung den 
Gegenvorschlag und stellen den Antrag der Minderheit 1 
dem Antrag Theller gegenüber. Diese Abstimmung Ist ge-­
mäss Artikel 27 Absatz 3bls GVG als EventualabsUmmung 
zu sehen, je nachdem, wie die letzte Abstimmung ausfällt 
Nachher folgt die Abstimmung zu Artikel 2. Wir stellen den 
Antrag der Mehrheit dem Antrag der Minderheit II gegen­
über. Falls Sie die Empfehlung auf Annahme durchsetzen 
können, entfällt der Gegenvorschlag automatisch. 
Zuletzt stellen wir den Antrag der Minderheit II dem Resultat 
der Bereinigung des Gegenvorschlages gegenüber. 
Nachher erfolgt die Gesamtabstimmung. 
Sie sind mit diesem Vorgehen einverstanden. 

Suter Marc F. (R, BE), für die Kommission: «Die Schweiz 
betelllgt sich am europäischen Integrationsprozess und 
strebt zu diesem Zweck den Beitritt zur Europäischen Union 
an.» Diese Aussage Ist die alles entscheidende Frage. Die 
Initiative und alle Gegenvorschläge enthalten diesen Satz, 
mit Ausnahme des Gegenvorschlags der Minderheit Fischer, 
der von «Annäherung» spricht - was den Beitritt aus­
schliesst, auch wenn Herr Fischer das Gegenteil beteuert. 
Das Beitrittsziel 1st die entscheidende Weichenstellung un­
serer Aussenpolitlk Oberhaupt. Dieser Paradigmenwechsel 
schreckt viele. Der Nährboden far die Alleingänger Ist die 
Nachkriegspolitik. Man darf nicht vergessen, dass bis 1989 
der nationale Alleingang während 45 Jahren offizielle 
schweizerische Regierungspolitik war. Die Ideologische Ver­
klärung und Mythenbildung des Sonderfalles Schweiz, der 
konsequente Schutz der Binnenwirtschaft und die Ableh­
nung jeder internationalen politischen Kooperation Im Inter­
esse der Exportwirtschaft und des Finanzplatzes waren 
fester Bestandteil unseres Selbstverständnisses zur Zelt des 
kalten Krieges. 
Diese Epoche Ist vorbei. Und das wird mit dem alles ent· 
scheidenden ersten Satz zum Ausdruck gebracht In den 
letzten acht Jahren hat das aussenpolitlsche Moratorium 
nach dem EWR-Nein der Schweiz geschadet. Insbesondere 
hat die Schweiz ihre ehemals international anerkannte Posi­
tion wegen dieser Politik eingebüsst und kann daher Ihre 
vitalen Interessen In der Welt und In Europa nicht mehr wirk-
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sam verteidigen. Aber die Geschichte nimmt Ihren Lauf: Eu­
ropa braucht uns nicht, aber wir werden in Zukunft Europa 
brauchen. 
Es ist schlicht ein anormaler Zustand, wenn ein Land, das 
derart vernetzt und damit abhängig von seinem Umfeld Ist, 
auf Einfluss und Machttellhabe verzichtet Heute gilt es, dem 
Bundesrat den ROcken zu stärken und dieses Integrations­
ziel klar zu legitimieren. 
Im Interesse des Landes sollte aber auch fOr die Initianten 
eine BrOcke gebaut werden - fQr den ROck:zug der Initiative. 
Denn sollte die Initiative In einem raschen Entscheid vom 
Tisch gewischt werden, weil sich die Ablehnung des Beitritts 
mit der Absage an eine Konsultativabstimmung verbindet, 
WOrde der Schweiz grosser Schaden erwachsen. Unsere 
Nachbarn warden einen solchen Volksentscheid als Ohr­
feige fOr Europa auffassen. Die Ratifikation der bilateralen 
Verträge drohte auf die lange Bank geschoben oder gar tor­
pediert zu werden. Bekanntlich massen 15 Länderparla­
mente zustimmen. 
Und wir mQssten bei einem solchen Volksentscheid das 
1992 eingereichte Beitrittsgesuch ehrlicherwelse zurOckzie­
hen. Das wiederum hätte zur Folge, dass wir den heutigen 
Beobachterstatus, der uns Immerhin die Teilnahme an den 
EU-Beratungen erlaubt, verlieren warden. 
Um ein solches Crash-Szenario zu vermelden, wäre der 
ROck:zug der Initiative vemQnftig. Deshalb braucht es einen 
konstruktiven Gegenvorschlag, der konkreter als der bun­
desrätllche Entwurf aufzeigt, wie wir nun ans Werk zu gehen 
gedenken. 
Nach meinem DafOrhalten erfOllen der Antrag der liberalen 
Fraktion und die Eventualanträge Nabholz und Wasserfallen, 
allenfalls jener der CVP. diese Voraussetzung. Sie belassen 
Bundesrat und Parlament den nötigen Spielraum. 
Beitrittsfähigkeit setzt eine Reihe von gesetzgeberischen 
und anderen wichtigen Anpassungen voraus, die an die 
Hand genommen werden mOssen. Der Integrationsbericht 
war sicher eine gute Auslegeordnung und Basis. Aber es 
braucht weitere, vor allem konkretere Schritte. Es braucht 
eine vertiefte PrOfung, was der Beitritt In den genannten Be­
reichen an Reformen verlangt. 
Alle diese Dinge können, ja mOssen bald an die Hand ge­
nommen werden. Die genannten Gegenvorschläge zeigen 
auf, wie dies geschehen soll. Sie lehnen sich an den Vor­
schlag von Herrn Bundesrat Delss an. Dieser Vorschlag hat 
leider den Weg In unsere Räte nicht gefunden. 
Noch ein letztes Wort an die SVP-Fraktion, die uns des 
Wortbruchs, des undemokratischen Verhaltens, gar der 
Missachtung des Volkswillens bezichtigt 
Meine Herren - es sind ja vor allem Herren -, ich zitiere aus 
dem letzten «Zürcher Boten» der SVP des Kantons ZOrich. 
Da wird der Volksentscheid vom 21. Mal 2000 mit der Über­
schrift kommentiert: .. Ja zum bilateralen Weg, nein zum EU­
Beitritt». Die gleichen Kreise haben das Referendumsko­
mltee gebildet und in der Abstimmungsbotschaft folgendes 
gefordert: «Nur ein Nein wird Bundesrat und Parlament hin­
dern, das erklärte EU-Beltrlttszlei Im Schneilzugstempo zu 
verwirklichen.» 
Wir wissen, wie das Volk entschieden hat. Es hat nicht so 
entschieden, wie Sie das gewünscht haben, deshalb Ist Ihre 
Schlussfolgerung, dass hier ein Volksentscheid zum bilate­
ralen Weg und ein Nein zum EU-Beitritt gefasst worden sei, 
falsch. Richtig Ist, was In der Abstimmungsbotschaft steht: 
«Sie haben mit einem EU-Beitritt nichts zu tun» - gemeint 
sind die bilateralen Verträge - «und lassen uns bei der wei­
teren Ausgestaltung unserer Beziehungen zur EU alle 
Freiheiten, insbesondere auch das erklärte Zlel des Bundes­
rates weiterzufOhren und nun an die Hand zu nehmen.» 
Sie werfen uns auch vor, es sei ungeheuerlich, den Gegen­
vorschlag nicht vors Volk zu bringen, Ihn nicht dem Referen­
dum zu unterstellen, wir hätten Angst vor dem Volk. Diesen 
Entscheid hat das Volk bereits getroffen. Es hat mit einer 
Mehrheit von 75 Prozent entschieden, dass die SD/Lega-ln­
ltlatlve «EG-Beitrittsverhandlungen vors Volk!» abzulehnen 
sei, dass das Volk also nicht konsultativ in die Kompetenzen 
von Bundesrat und Parlament eingreifen solle. 

Das Volk soll dann entscheiden, wenn ein konkreter Vertrag 
auf dem Tisch liegt, der rechtsverbindlich ist. Das wird dann 
der Fall sein, wenn ein Beitrittsvertrag beraten und verab­
schiedet Ist und Volk und Ständen vorgelegt wird. So weit 
sind wir noch lange nicht. Das wird erst In etlichen Jahren 
der Fall sein. Nach dem DafOrhalten der Aussenpolitlschen 
Kommission unseres Rates sollten wir aber alles daran set­
zen, dass das nicht erst In der nächsten Generation ge­
schieht, sondern r:ioch in diesem Jahrzehnt 

Rennwald Jean-Claude (S, JU), pour la commisslon: Effec­
tivement je seral bref, car je ne vals avldemment pas repon­
dre aux 70 orateurs qui se sont exprimes au]ourd'hul. Je 
crols qua ya n'apporteralt pas grand-chose et que ya nous 
prendrait trop de temps. Mais avant d'en venir a quelques 
considaratlons ganarales, j'aimerais tout de mäme rapllquer 
a trols d'entre eux. 
Tout d'abord, a l'lntentlon de M. Fischer: mäme sl sa propo­
sition lalsse formellement ouvertes toutes les optlons, fonda­
mentalement etle vlse a prlvllagier la vole solt de bilaterales 
bis, solt d'un Espace aconomlque europaen bis, et je crols 
que ces deux voies sont illusoires. D'abord, parce que le prix 
a payer pour la Sulssa seralt trop aleva: les concesslons que 
nous devrions faire seraient trop lmportantes. Ensulte, parce 
qua !'Union europaenne qul est au]ourd'hul engagae dans 
un lmportant processus de raforme Interieure, mals qui est 
aussi confrontae a toute la problamatique de l'alargissement 
ganaral, a d'autres chats a fouetter qua d'ouvrlr de nouvelles 
nagociations bilaterales avec la Suisse. 
Maintenant, a l'lntentlon de M. SchlOer qul a Joua sur une 
corde sensible, celle du chOmage: c'est vral, M. SchlOer a 
raison de dlre que, dans la plupart des pays de l'Unlon euro­
peenne, le chOmage est encore au]ourd'hul plus important 
qu'en Sulssa. Mais ce que M. SchlOer auralt aussi pu ajou­
ter, c'est qua, au cours des annees nonante, 1a crolssance 
du prodult Interieur brut a eta de 7 pour cent en Suisse, mals 
de 20 pour cent au niveau de l'Union europeenne, c'est-a­
dire trois fois plus. Durant la mAme perlode, la hausse des 
salaires reels a ata de 1,5 pour cent en Suisse, mals de 
14 pour cent au niveau de !'Union europeenne. Evidem­
ment, cela ne slgnlfle pas que la ma]orlta des Europeens 
aujourd'hul gagnent plus que les Suisses. 
J'aimerals ajouter qu'en 1957, au moment de 1a signature du 
Tratte de Rome, le pouvolr d'achat des Sulsses etalt le dou­
ble de celul des autres Europaens. Aujourd'hui, le differential 
n'est plus que de 30 pour cent. Ce qui s(gnlfle que sl nous 
perslstons a ne pas vouloir faire des pas supplamentalres, 
eh blen, un Jour, nous serons a la traTne de l'Europe, avec 
toutes les consequences economlques et soclales qul en re­
sulteront 
Ma dernlere remarque personnelle s'adresse ä M. Frey 
Claude: je suis d'accord avec M. Frey pour dlre que la crise 
autrichlenne n'est pas ce qui s'est passe de mleux depuls 
longtemps en Europa. Mais cela n'autorise pas un homme 
polltlque a s'lnsplrer du celebre slogan de «Paris Match», 
«le polds des mots, le choc des photos», pourfalre une ana­
lyse. Lorsque M. Frey afflnne que les mesures prlses par las 
14 autres pays de l'Unlon europeenne a l'encontre de l'Autrl­
che relevant de la doctrine Brejnev, il falt inJure a toutes cel­
les et a tous ceux qui ont souffert sous BreJnev. 
J'en vlens a quelques consid«atlons plus ganarales. 
On nous a dit qua !'Union traverse des crlses et est souvent 
en crise, c'est vral, mais l'hlstoire nous montre aussi que 
toutes ces crises, et mäme celles qul avalent ate provo­
quees par Ja polltlque de la chaise vide pratlquee par le ge­
neral de Gaulle, ont permls par la sulte de faire de nouveaux 
bonds qualltatlfs et quantitatlfs dans l'intagratlon euro­
peenne. Cela confirme ce que dlsalt un jour Jacques Delors, 
anclen presldent de la Commlssion europeenne: «La cons­
truction europeenne n'a Jamals ete, ne sera jamals un long 
fleuve tranqullle.» 
On nous a dit aussi qu'on trompalt le peuple parce que, 
avant le 21 mai demier, on lul avait promls que les accords 
bilateraux n'avalent rlen a voir avec l'adMsion, qu'lls 
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n'etaient pas une etape vers l'adheslon a l'Unlon. C'est vral 
qua durant la campagne certalns ont dlt cela, mals ce qul est 
tout aussi vral, c'est qua d'autres, dont Je faisals partle, ont 
dit exactement le contralre. De ce falt, je crols qua sur ce 
polnt nous sommes quittes. 
Enfin, d'aucuns pretendent qua ceux qul souhattent opposer 
un contre-projet indirect a !'Initiative bafouent las droits du 
peuple. Je pense que cette afflrmatlon est totalement erro­
nee et mäme mensongere, car en fait las partlsans d'un con­
tre-projet indirect ne veulent qu'une chose, permettre aux 
cltoyennes et aux cltoyens de se prononcer non pas sur une 
Idee abstraite, mals sur un paquet negocle et en connais­
sance de l'ensemble des reformes Interieures et des mesu­
res d'accompagnement supplementalres qul seront rendues 
necessalres par l'adhesion a l'Unlon. Mals au-dela de toutes 
ces conslderatlons, je crols que l'element essential de cette 
journee, c'est qua ce debat a montre, et j'esp4l)re qua las vo­
tes de tout a l'heure le conflrmeront, qu'il exlste au sein de 
notre Conseil une majorite favorable a l'adheslon de la 
Suisse ä l'Union europeenne. Cela montre qua le Parlament 
est aussl capable de dynam\sme et d'ouverture. Cela aura, 
j'en suls convalncu, des repercusslons positives a l'lnterleur 
du pays. Mals cela aura aussl, j'en suis tout aussl convalncu, 
des repercussions positives pour la Suisse dans l'ensemble 
de l'Europe. 
Vu ce qul precMe, Je vous recommande toujours de soutenir 
las proposltlons de la majorlte de la commlssion. 
Mals, personnellement, jene perdrai pas un seul cheveu si 
vous adoptez un contre-projet legerement moins offenslf que 
le nOtre, car, au-delä des nuances, ca qui compte en defini­
tive, aujourd'hul, c'est de rassembler une maJorlte sur un ob­
Jectlf polltlque clair qui s'appelle a terme adhesion de 1a 
Sulsse a l'Union europeenne. 

Del8S Joseph, conselller federal: La strategle de la Sulsse 
face au processus de l'lntegratlon europeenne est sans 
doute le dossier le plus lmportant de notre politique etran­
gere pour les annees a venir. Le Gouvernement comme le 
Parlament ne peuvent pas ne pas en parler, ne pas aglr. La 
debat a lleu, etje crols que c'est tres blen alnsl. 
Mals si le dossler est lmportant, il est aussi de ceux qul divi­
sent notre pays. II faut non seulement qu'II y alt debat, il faut 
encore qu'II soit serein, que l'on raste credible. Et on a remis 
an questlon la credibilite du Conseil federal, ou la mlenne en 
partlculler. Comme l'a dlt Mme Nabholz, la posltlon du Con­
seil federal sur la questlon n'a pas change, et cela depuls 
quelque temps deja. 
Der Bundesrat hat In Bezug auf die Beitrittsfrage Immer klar 
denselben Text gesprochen, vor und nach der Abstimmung 
vom 21. Mai. Er hat seine Haltung nicht geändert! Der Bun­
desrat hat nämlich schon 1991 und 1992 erklärt, daSs das 
langfristige Ziel seiner Europapolltlk der Beitritt zur EU sei. 
Er hat dieses Ziel seither nie aufgegeben oder verschwie­
gen, auch nicht in der Abstimmungskampagne. 
Anlässlich der grossen Pressekonferenz vom 17. März die­
ses Jahres In Bern beim Auftakt zur Kampagne habe Ich 
ausgeführt, dass die Aktivierung des Beitrittgesuches erst 
dann erfolgen könne, wenn erste Erfahrungen mit den In 
Kraft getretenen bilateralen Abkommen vorlägen, notwen­
dige Vorarbeiten angepackt worden seien und eine breite In­
nenpolitische UnterstOtzung vorhanden sei. Am Abend des 
21. Mal habe ich genau die gleichen drei Kriterien angefOhrt, 
die erfüllt sein mOssen, bevor Beitrittsverhandlungen aufge­
nommen werden können. Ich habe auch stets betont, dass 
es aus heutiger Sicht unwahrscheinlich Ist, daSs Beitrittsver­
handlungen noch In dieser Legislaturperiode aufgenommen 
werden können. Und genau die gleichen Kriterien habe ich 
anlässllch meiner Rede In ZOrlch verwendet. 
Ich zitiere vielleicht noch einmal einige Passagen aus der 
Sprachregelung des Bundesrates vom 29. März dieses Jah­
res: «FOr den Bundesrat haben diese Abkommen mit der 

· Frage eines EU-Beitritts der Schweiz nichts zu tun. Er wird 
somit die Ergebnisse der Abstimmung vom 21. Mai weder 
als Aufforderung zu weiteren lntegratlonsschrltten noch als 
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Schlusspunkt seiner Integrationspolitik bewerten.» Im glei­
chen Text steht denn auch ganz klar: «Bei den parlamentari­
schen Beratungen Ober die Initiative 'Ja zu Europa' wird sich 
der Bundesrat für die Ablehnung der Initiative und fOr die An­
nahme seines Gegenentwurfes einsetzen. Er wird auch ver­
melden, dass sein Handlungssplelraum durch die Fest­
legung eines bestimmten Zeitplans fOr die weiteren Integra­
tionsschritte eingeengt wird.» 
Der Gegenentwurf enthält - das wissen wir seit Ober einein­
halb Jahren - das Beitrittsziel einerseits und sagt auch klar, 
dass der Bundesrat Beltrittsverhandlungen vorbereitet. Der 
Bundesrat hat also nicht den 21. Mal abgewartet, um seinen 
Gegenvorschlag auszuarbeiten. Dass diese Debatte In der 
Sommersession zwingend stattfinden muss, Ist auch stets 
wiederholt worden. 
Der Bundesrat sagt auch nicht: Weil nun die bllateralen Ver­
träge derart gut angenommen worden sind, wollen wir den 
Beitritt als Ziel deklarieren. Der Bundesrat hat dieses Ziel 
schon lange vorher festgelegt und Immer klar dargelegt, 
dass es Ihm nicht darum geht, es aufzugeben. Er wollte das 
Beitrittsgesuch auch während der Kampagne nicht zurOck­
zlehen. Der Bundesrat hält auch heute an seinem Gegen­
vorschlag fest, der seit eineinhalb Jahren nicht geändert hat. 
Auch Ich halte mich daran. 
Herr Fehr Hans oder mein lieber Parteikollege Ruedl Lusten­
berger brauchen mich nicht zu stoppen, denn Ich bin kein so 
genannter Euroturbo. Ich habe vielleicht höchstens gesagt: 
Ich bin ein Eurorealist. Man wählt natOrllch immer bestimmte 
Passagen aus meiner Rede aus. 
Ich zitiere aus dieser Rede: «Verhandlungen sollten erst 
dann aufgenommen werden, wenn eine Chance besteht, 
Volk und Stände dafür zu gewinnen. Hierzu müssen gewisse 
Bedingungen erfüllt sein: Erstens sollten erste Erfahrungen 
mit den bilateralen Abkommen vorliegen, zweitens sollte 
eine breite politische UnterstOtzung - Insbesondere Im Par­
lament - vorhanden sein, drittens mOssen Reformen in Be­
reichen, In denen ein Beitritt wichtige Anderungen bedingen 
WOrde, auf gutem Wege sein.» Etwas weiter wiederhole Ich: 
«GestOtzt darauf, denke Ich, dass es aus heutiger Sicht un­
realistisch ist, Beitrittsverhandlungen noch In der laufenden 
Legislaturperiode einleiten zu wollen.» 
Ich gehöre also nicht zu denen, die Hals Ober Kopf In die EU 
wollen, aber Ich darf es auch nicht unterlassen, die wichtigen 
Fragen, die auf unser Land zukommen, insbesondere Im Be­
reich der lntegratlonspolltlk, wahrzunehmen und zu bearbei­
ten. 
Aber Ich stehe In dieser Angelegenhelt zur Politik des 
Bundesrates. Deshalb komme ich nun auf die Vorlage zu­
rOck. 
!.:Initiative populaire «Oul a l'Europel» exlge l'ouverture sans 
delal de negoclatlons d'adheslon a l'Union europeenne, et 
cela le Conseil federal ne veut pas l'accepter et, par consa­
quent, II s'oppose aux moyens qua cette initiative propose 
pour parvenlr a un but que pourtant le Conseil federal sou­
tlent. 
Le Conseil federal estlme qu'avec !'Initiative II ne serait plus 
llbre de decider du moment de la reactivation de la demande 
sulsse d'adheslon a !'Union europeenne. Or, l'ouverture de 
negociations ne doit pas s'effectuer sous la contralnte du 
temps. Le Conseil federal doit avoir une marge de manoeu­
vre lul permettant de determiner le moment le plus opportun 
pour ouvrlr des negoclatlons d'adheslon. La repartltion ac­
tuelle des competences prevue par la constitutlon garantit 
cette marge de manoeuvre. Elle a falt ses preuves, et II n'y a 
pas de ralsons de la modifier. Le Conseil federal estlme que 
les cltoyennes et las cltoyens sulsses ne devralent pas ätre 
appeles a se prononcer sur le prlnclpe de l'ouverture de ne­
gociations d'adhesion, sans avolr connalssance des condl­
tlons auxquelles une teile adheslon se feralt. 
Face a cette sttuation «oui au but, mais non aux moyens de 
l'lnltlatlve», le Conseil federal propose au Parlament d'ap­
prouver un contre-projet lndlrect a l'initlatlve «Oul a l'Eu­
ropel » sous Ja forme d'un arräte federal simple. C'est la que 
Je me delimlte par rapport a toutes les diverses proposltlons, 
celles presentees notamment aux artlcles 2 et 3, en rappe-
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lant qua ce qul est essentlel pour le Conseil federal ce sont 
les elements sulvants: d'abord, la mentlon de robjectif de 
l'adhesion vers lequel notre action dolt tendre, c'est l'article 
1 er. Dans un deuxleme temps, ce qul est important aussl, 
c'est que le Conseil federal prepare les negoclatlons d'adhe­
slon et qu'a cet effet, il entreprenne toute une serle d'actlvl­
tes. II va de soi que le Conseil federal, notamment en vertu 
de Ja participatlon du Parlement a la polltlque etrangere, In­
forme regullerement le Parlement sur ses travaux. Ensuite, 
l'article 3 dolt reserver au Conseil federal la marge de ma­
noeuvre, lorsqu'II s'aglra de determlner le moment de la 
reactivatlon de 1a demande sulsse d'adhesion. Enfln, le con­
tre-proJet du Conseil federal se presente sous 1a forme d'un 
arrAte federal simple non sujet au referendum, car l'ouver­
ture de negoclatlons d'adheslon releve Justement de la com­
petence du Gouvernement. 
Le contre-proJet du Conseil federal a ete presente au publlc 
le 21 mai 1998 deja. II a ete formellement publle le 27 Jan­
vier 1999 sous la forme du message que vous 8N8z sous les 
yeux. II avait falt notamment aussl l'objet d'une consultatlon 
aupres des cantons. 
Dans la perspectlve de l'examen de l'lnitiative populaire «Oul 
a l'Europel», le Conseil federal a soumls au Parlement, le 
3 fevrler de l'annee dernlere, le rapport sur !'Integration 
1999. Ce rapport examlne les consequences politlques, eco­
nomiques et financleres d'une adheslon de la Suisse a 
!'Union europeenne. II comprend egalement un apergu des 
mesures politiques et economlques ä envlsager en cas d'ad­
hesion et il presente les autres Instruments destines a 
l'entretien des relations entre la Sulsse et l'Union euro­
peenne. 
Der Gegenvorschlag des Bundesrates Ist fOr die Glaubwür­
digkeit unserer lntegratlonsbereltschaft nach Innen und nach 
aussen notwendig. Der Gegenvorschlag des Bundesrates ist 
kein Entscheid Ober einen Beitritt Er Ist auch kein Be­
schluss, heute schon zu verhandeln. Es wird auch keine 
Frist festgesetzt. Es werden aber Vorbereitungsarbeiten für 
die Verhandlungen und die Entscheldfindung Im Hinblick auf 
ein langfristiges Ziel geleistet. 
Sie haben Recht, wenn Sie sagen, dass wir Jetzt Zeit und Ruhe 
brauchen. Deshalb hat der Bundesrat letzte Woche auch 
beschlossen, an seinem ursprtlnglichen Gegenvorschlag 
festzuhalten. Ich stehe auch dazu. Dieser Vorschlag Ist, wie 
bereits gesagt, seit Ober eineinhalb Jahren bekannt; somit wird 
niemand übergangen. Wir massen aber auch dafür sorgen, 
dass die Regierung Ihre Aufgabe der FOhrung wahrnehmen 
kann, und zwar Im Elnvernehmen mit dem Parlament. 

1. Bundesbeschluss Ober Beltrlttsverhandlungen der 
Schweiz mit der Europilschen Union 
1. Arrite f4k:16ral relatlf II des negoclatlons en we de 
l'adheslon de la Sulsse II l'Unlon europeenne 

Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Eintreten 
Minderheit 
(SchlOer, Fahr Lisbeth, Frey Walter, Mörgeli, Schmied Wal­
ter, Tschuppert) 
Nichteintreten 

Proposition de la commlsslon 
MaJorlta 
Entrer en matlere 
Mlnortta 
(SchlOer, Fehr Lisbeth, Frey Walter, Mörgeli, Schmied Wal­
ter, Tschuppert) 
Ne pas entrer en matlere 

Abstimmung- Vote 
(namentlich - nomlnatlf: Beilage - Annexe 99.0111549) 
FOr Eintreten .... 99 Stimmen 
Dagegen •.•. 82 Stimmen • _ / _ / , 

Jl9".C. V'lllr 

t S-ff • 1'f-

Detailberatung - Examen de datsil 

Tltel und Ingress 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Titre et preambule 
Proposition de la commlsslon 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopta 

Art. 1-3, 3bls, 4 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Art. 1, 2 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Art. 3 
Der Bundesrat reaktMert das schweizerische Beitrittsge­
such während der laufenden Legislaturperiode. 
Art. 3b/s 
Parallel zur Reaktivierung des Beitrittsgesuchs erarbeitet der 
Bundesrat zuhanden der eidgenössischen Räte einen Be­
richt, welcher einen detaillierten Katalog der für den Beitritt 
nötigen inneren Reformen sowie der Begleitmassnahmen 
enthält. Dies vor allem mit dem Ziel, die Grundwerte der De­
mokratie, des Föderalismus sowie die sozialen und ökologi­
schen Errungenschaften zu sichern. 
Art.4 
ZUstlmmung zum Entwurf des Bundesrates 

Minderheit II 
(Jutzet, Baumann Ruedl, Zblnden) 
Art. 3 
Der Bundesrat reaktMert das schweizerische Beitrittsge­
such bis spätestens 31. Dezember 2001. 

Minderheit I 
(Fischer, Fehr Lisbeth, Frey Walter, Kofmel, Schmied Walter) 
Art. 1 
.... Zweck eine weitere Annäherung an die Europäische 
Union an. 
Art. 2 
Der Bundesrat bereitet weitere Verhandlungen mit der EU 
vor .... Auswirkungen weiterer Integrationsschritte Informiert 
..•• für den Fall weiterer lntegrationsschrltte. 
Art.3 
Der Bundesrat entscheidet im lichte der Beratungen Ober 
den lntegratlonsberlcht, des Standes des Genehmigungs­
verfahrens Ober die Ergebnisse der sektorlellen Verhandlun­
gen, des Verlaufs des Integrationsprozesses sowie aufgrund 
von Konsultationen, insbesondere mit den Kantonen, Ober 
den Zeitpunkt der Einleitung eines weiteren Integrations­
schrittes. 
Art. 4 
.... untersteht dem fakultativen Referendum. 

Eventualantrag Nabholz 
(falls der Antrag der Mehrheit abgelehnt wird) 
Art. 1 
Die Schweiz beteiligt sich am europäischen Integrationspro­
zess und strebt zu diesem Zweck den Beitritt zur Europäi­
schen Union an. 
Art. 2 
Der Bundesrat prüft die Auswirkungen eines EU-Beitritts, 
Insbesondere auf die Bereiche Föderalismus, Volksrechte, 
Regierungsorganisation, Finanzordnung, Wirtschafts- und 
Geldpolitik, Landwirtschaft, Aussen- und Slcherheltspolltlk, 
und äussert sich im Licht erster Erfahrungen mit den sek­
oriellen Abkommen spätestens zu Beginn der nächsten 
Legislaturperiode über den Zeitpunkt der Reaktivierung des 
schweizerischen Beitrittsgesuchs. 
Art. 3 
Der Bundesrat bereitet die Beitrittsverhandlungen vor, Indem 
er die notwendigen Reformen und Anpassungen der schwel-
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zerlschen Gesetzgebung einleitet, die vor der Reaktivierung 
des Beitrittsgesuchs durchgetahrt werden können. 
Art.4 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Antrag der chrlstllchdemokratlschen Fraktion 
Art. 1 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Art. 2Abs. 1 
Der Bundesrat bereitet Beitrittsverhandlungen vor. Zu die­
sem Zweck unterbreitet er dem Parlament einen Bericht 
Ober die AUswirkungan eines schweizerischen EU-Beitritts 
auf die Institutionen (direkte Demokratie, Föderalismus, Re­
gierungsreform) sowie auf die Wirtschafts-, Geld-, Rnanz-, 
Sozlal- und Umweltpolltlk. 
Art. 2 Abs. 2 
Wenn es die Interessen dar Schweiz erfordern, unterbreitet 
dar Bundesrat dem Parlament die notwendigen Reformen. 
Art. 3 
Dar Bundesrat entscheidet Ober den Zeltpunkt dar Reakti­
vierung des Beitrittsgesuchs Im Licht dar ersten Erfahrungen 
mit den sektorlellen Abkommen zwischen der Schweiz und 
der Europäischen Union ·und aufgrund von Konsultationen, 
insbesondere mit dem Parlament und den Kantonen. 
Art. 4 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Eventualantrag Wasserfallen 
(falls der Antrag der CVP-Fraktion abgelehnt wird) 
Art. 1 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Art. 2Abs. 1 
Dar Bundesrat bereitet Baltrlttsverhandlungen vor. zu die­
sem Zweck unterbreitet er dem Parlament einen Bericht 
Ober die AUswlrkungen eines schweizerischen EU-Beitritts 
auf die Institutionen (direkte Demokratie, Föderalismus, Re­
gierungsreform) sowie auf die Wirtschafts-, Geld-, Finanz-, 
Sozial- und Umweltpolitik. 
Art. 2Abs. 2 
Streichen 
Art.3 
Der Bundesrat entscheidet Ober den Zeltpunkt der Reakti­
vierung des Beitrittsgesuchs im Licht dar ersten Erfahrungen 
mit den sektorlallan Abkommen zwischen der Schweiz und 
der Europäischen Union und aufgrund von Konsultationen, 
Insbesondere mit dem Parlament und den Kantonen. 
Art.4. 
Zustimmung zum Entwurf das Bundesrates 

Antrag der Ubsra/en Fraktion 
Art. 1 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Art.2 
Der Bundesrat bereitet Beltrlttsverhandlungen vor. Hierzu 
unterbreitet er während der laufenden Leglslaturperlode 
dem Parlament einen lntegratlonsberlcht Ober die polltl­
schen und lnstltutlonellen Auswirkungen namentlich auf die 
Neutralität, Sicherheit und den Föderalismus sowie Ober die 
ökonomischen, währungspolitischen, finanziellen, sozialen 
und ökologischen Auswirkungen eines schwel~erlschan EU­
Baltrltts. Dar Bericht enthält aussardam eine Uberslcht Ober 
die staats- und wlrtschaftspolltlschen Massnahmen fOr den 
Fall eines EU-Beitritts. 
Art. 3 
Der Bundesrat reaktMert aufgrund von Konsultationen Ins­
besondere des Parlamentes und der Kantone sobald als 
mögllch das schweizerische EU-Beitrittsgesuch. 
Art. 4 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Antrag Mdrge/1 
Sollte der Nationalrat einem Gegenvorschlag zustimmen, 
der das Zlel des EU-Beitritts der Schweiz nicht nur auf 
Berichtsstatus, sondern auf dem Status eines Bundes-
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beschlusses festlegt, Ist dieser Beschluss dem fakultativen 
Referendum zu unterstellen. 

Art. 1-3, 3bls, 4 
Proposition de ls comm/sslon 
Msjorltd 
Art 1, 2 
AdMrer au projet du Conseil federal 
Art3 
Le Conseil federal reactlve la demande sulssa d'adhesion 
durant la presente legislature. 
Art. 3bis 
Paralllllement a la reactlvatlon de la demande d'adheslon, la 
Conseil federat prepare, a l'lntentlon des Chambres federa­
les, un rapport contanant un catalogue precis des reformes 
Interieures et des mesures d'accompagnament qua neces­
slta l'adhesion a l'Unlon europeenne, notamment dans le but 
d'assurer les valeurs fondamentales de la democratle et du 
federallsme alnsi qua les acquls soclaux et environnemen­
taux. 
Art. 4 
Adherer au projet du Conseil federal 

MinoriM II 
(Jutzet, Baumann Ruedl, Zbinden) 
Art. 3 
La Conseil federal reactlve la demande suisse d'adheslon 
d'ici au 31 decembre 2001 au plus tard. 

Mlnoritd I 
(Fischer, Fahr Lisbeth, Frey Walter, Kofmal, Schmied Walter) 
Art 1 
.... et vlse dans ce but a se rapprocher davantage da fUnlon 
europeenne. 
Art.2 
La Consell federat prepare d'autres negociations avec l'UE 
.... et financieres des demarches supplementalres vers l'ad­
heslon, fait partle lntegrante .... an cas de demarches sup­
plementaires. 
Art3 
Le Conseil federat declda du moment du lancement d'une 
nouvelle demarche a la lumlllre des debats sur le rapport 
d'lntegratlon, au vu de l'etat de la procedure d'approbatlon 
des resultats des negociatlons sectorlelles, compte tenu du 
deroulement du processus d'lntegratlon et sur la base de 
consultations, en partlculler des cantons. 
Art4 
Le present arrete est sujet .... 

Proposition subsidlalre Nabholz 
(au cas ou la proposition de la majorite saratt rejetee) 
Art. 1 
La Suisse partlclpe au processus d'lntegratlon europeenne 
et vise dans ce but a adherer a !'Union europeenne. 
Art.2 
Le Conseil federal examine les consequences qu'aurait pour 
la Sulsse son adhesion, sur le plan notamment du federa­
llsme, des drolts populaires, de l'organlsation du gouveme­
ment, du regime flnancler, de la polltique economlque et 
monetaira, de l'agricuiture, et de la polltique etrangllre et de 
securlte; a la lumlllre d'un premler bllan des accords secto­
rlels, et au plus tard au debut de ta prochalne legislatura, II 
se prononce sur le moment le plus proplce pour reactlver la 
damande d'adhesion. 
Art3 
Le Consell federal prepara las negoclatlons en vue de l'ad­
heslon en engageant sur le plan leglslatlf les ajustemants et 
reformes suscaptlbles d'etre menes a blen avant meme la 
reactlvation de la demande d'adhesion. 
Art. 4 
Adherer au projet du Conseil federal 

Proposition du groupe democrate-chretien 
Art 1 
Adherer au projet du Conseil federal 
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Art. 2 al. 1 
Le Conseil federal prepare les negociatlons d'adheslon. A 
cet effet il soumet au Parlement un rapport sur les conse­
quences lnstitutlonnelles (democratle dlrecte, federallsme, 
reforme du Gouvernement), economlques, monetalres, fl­
nancieres, soclales et envlronnementales d'une adhesion de 
la Suisse ä !'Union europeenne. 
Art. 2 al. 2 
En fonctlon des lnterilts de la Sulsse, le Conseil federal pro­
pose au Parlement las reformes necessalres. 
Art. 3 
Le Conseil federal declde du moment de la reactlvatlon de la 
demande d'adhesion an fonctlon des premieres experlences 
sur les accords sectorlels entre Ja Suisse et l'Unlon euro­
peenne et sur la base de consultatlons, en partlculier du Par­
lament et des cantons. 
Art. 4 
Adherer au projet du Conseil federal 

Proposition subsidia/re Wssserfallen 
(au cas oa la proposition du groupe PDC serait rejetee) 
Art. 1 
Adherer au projet du Conseil federal 
Art. 2 al. 1 
Le Conseil federal prepare les negociations d'adheslon. A 
cet effet II soumet au Parlament un rapport sur les conse­
quences institutlonnelles (democratie directe, federallsme, 
reforme du Gouvernement), economiques, monetaires, fi­
nancleres, soclales et envlronnementales d'une adheslon de 
la Suisse ä. !'Union europeenne. 
Art. 2al. 2 
Blffer 
Art. 3 
Le Conseil federal declde du moment de la reactivation de la 
demande d'adhesion an fonc:tlon des premieres experiences 
sur les accords sectorlels entre la Sulsse et l'Unlon euro­
peenne et sur la base de consultatlons, en partlculler du Par­
lament et des cantons. 
Art. 4 
Adherer au projet du Conseil federal 

Proposition du groupe liberal 
Art. 1 
Adherer au projet du Conseil federal 
Art. 2 
Le Conseil federal prepare las negoclatlons d'adheslon. A 
cet effet il soumet au Parlament durant la presente legisla­
ture un rapport d'lntegratlon sur les consequences polltiques 
et instltutlonneiles, partlcullerement an ce qul concerne la 
neutrallte, la securite et le federallsme, alnsl qua sur les con­
sequences economlques, monetalres, financleres, sociales 
et envlronnementales de l'adhesion de la Suisse a l'UE. Le 
rapport comprend en outre un apen,u des mesures poli­
tlques et economiques ä. envlsager en cas d'adheslon ä. 
!'Union europeenne. 
Art. 3 
Le Conseil federal reactlve des que posslble la demande 
d'adhesion a l'UE sur la base de consultatlons, en partlculier 
du Parlament et des cantons. 
Art. 4 
Adherer au proJet du Conseil federal 

Proposition MlJrgell 
Dans l'hypothese ou le Conseil national approuveralt un 
contre-projet prevoyant de fixer l'objectif d'une adheslon de 
la Suisse A !'Union europeenne dans le cadre, non pas d'un 
simple rapport, mals d'un arr€1te federal, ce dernier devra 
Atre sujet au referendum facultatlf. 

Art. 1--3, 3bis 

Erste Abstimmung - Premier vote 
FOr den Antrag der Mehrheit .•.. 131 Stimmen 
FOr den Antrag der Minderheit II .•.• 45 Stimmen 

stt!k./vo, ', 
Zweite Abstimmung - Deuxieme vote 
(namentlich - nominatlf: Beilage -Annexe 99.011/551) J · ff· 
FOr den Antrag der liberalen Fraktion .... 75 Stimmen 
FOr den Antrag der Mehrheit .... 62 Stimmen '15" -A oA 
Dritte Abstimmung - Trolsieme vote 
(namentnch - nomlnaüf: Beilage - Annexe 99.0111ssa) 
FOr den Eventualantrag Nabholz .... 131 Stimmen 
Für den Antrag der liberalen Fraktion ...• 46 Stimmen 

Vierte Abstimmung - Quatriäme vote 
(namentlich - nomlnatif; Beilage -Annexe 99,011/552) 
Für den Antrag der CVP-Fraktlon .... 96 Stimmen 
Für den Eventualantrag Nabholz .... 85 Stimmen 

Fünfte Abstimmung - Cinquleme 110te 
(namentlich - nomlnatif: Beilage -Annexe 99.011/555} 
FOr den Antrag der CVP-Fraktion .... 114 Stimmen 
FOr den Antrag des Bundesrates .... 69 Stimmen 

Sechste Abstimmung - Sixleme vote 
(namentllch - nominatif: Beilage - Annexe 99.011/556) 
Für den Antrag der CVP-Fraktlon •••• 107 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit 1 .... 75 Stimmen 

Präsident (Salier Hanspeter, Präsident): Der Eventual­
antrag Wasserfallen entfällt. Der Antrag M6rgell Ist zurück­
gezogen worden. 

Art. 4 

Abstimmung - Vote 
(namenUlch - nominatlf: Beilage - Annexe 99,011/557} 
FOr den Antrag der Mehrheit .... 117 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit 1 .... 65 Stimmen 

Gesamtabstimmung Vote sur rensemb/e 
(namentlich- nominatlf; Beilage -Annexe 99.011/558) 
Für Annahme des Entwurfes .... 99 Stimmen 
Dagegen .... 84 Stimmen 

2. Bundesbeschluss Ober die Volksinitiative «Ja zu 
Europa!» 
2. Arrite f6c:ieral relatlf a l'lnlUaUve populalre «Oul a 
l'Europel» 

Eintreten Ist obligatorisch 
t:entr~ en matlere sst acqu/se de pleln droit 

Detailberatung - Examen de detall 

THel und Ingress, Art. 1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Tltre et preambule, art. 1 
Proposition de Ja commlssion 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopts 

Art.1bls 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Ablehnung des Antrages der Minderheit 
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Minderheit I 
(Schtaer, Mörgeli) 
Abs. 1 
Glelchzeitig wird Volk und Ständen ein Gegenentwurf der 
Bundesversammlung zur Abstimmung unterbreitet. 
Abs.2 
Der Gegenentwurf lautet 
Art. 54 Abs. 2bls 
Gegenüber Europa setzt sich der Bund ein fllr ein gleichbe­
rechtigtes Miteinander souveräner Staaten. Die Mitglled­
schaft der Schweiz In der Europäischen Union Ist aus­
geschlossen. 

Antrag Theller 
Abs.1 
Gleichzeitig wird Volk und Ständen ein Gegenentwurf der 
Bundesversammlung zur Abstimmung unterbreitet. 
Abs.2 
Der Gegenentwurf lautet: 
Neuer Artikel 
Die Schweiz betelllgt sich am europäischen Integrationspro­
zess. Sie hält sich dabei alle Optionen offen. Der Bundesrat 
entscheidet Ober die Aufnahme weiterer lntegratlons-Ver­
handlungen mit der Europäischen Union. 

Art, 1bls 
Proposition de /a comm/sslon 
Majorlte 
Rejeter Ja proposltlon de la minorlte 

Mfnorlte t 
(SchlOer, Mörgell) 
Al. 1 
En mäme temps, un contre-projet de I' Assemblee federale 
est soumis au vote du peuple et des cantons. 
Al.2 
Le contre-proJet a la teneur suivante: 
Art. 54 al. 2bls 
Face a l'Europe, la Confederatlon s'engage en faveur d'une 
coexlstence d'Etats souveralns a drolts egaux. L:adheslon de 
la Sulsse a !'Union europeenne est exclue. 

Proposition Theller 
Al. 1 
Un contre-projet de !'Assemblee federale est soumis simul­
tanement au vote du peuple et des cantons. 
Al.2 
Le contre-projet a la teneur suivante: 
Nouvel artlcle 
La Suisse partlcipe au processus d'lntegratlon europeenne, 
en reservant l'avenir. Le Conseil federal est hablllte a enga­
ger des negociations visant a renforcer !'Integration de la 
Suisse dans l'Union europeenne. 

Art.2 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Die Bundesversammlung empfiehlt Volk und Ständen, die 
Volksinitiative anzunehmen. 
Minderheit I 
{Schlüer, Mörgell) 
Die Bundesversammlung empfiehlt Volk und ständen, 
die Initiative zu verwerfen und den Gegenentwurf anzuneh­
men. 
Minderheit II 
(Schmied Walter, Fehr Lisbeth, Fischer, Frey Walter, Kofmel, 
Mörgell, Schlüer, Tschuppert) 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

. Antrag Theller 
Die Bundesversammlung empfiehlt Volk und Ständen, 
die Initiative zu verwerfen und den Gegenentwurf anzunelr 
men. 
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Art.2 
Proposition de la comm/sslon 
MaJorite 
L:Assemblee federale recommande au peuple et aux can­
tons d'accepter !'Initiative populalre. 
Mlnorite I 
(SchlOer, Mörgeli) 
!..'.Assemblee federale recommande au peuple et aux can­
tons de rejeter !'initiative et d'accepter le contre-projet 
Mlnorite II 
(Schmied Walter, Fehr Lisbeth, Fischer, Frey Walter, Kofmel, 
Mörgell, SchlOer, Tschuppert) 
Adherer au projet du Conseil federal 

Proposition Thel/er 
L:Assemblee federale recommande au peuple et aux can­
tons de rejeter l'lnltlatlve et d'accepter le contre-projet 

Theller Georges (R, LU): Sie haben Jetzt gegen meinen WIi­
ien einen Indirekten Gegenvorschlag angenommen. Ich be­
daure das, aber es Ist so. Ich akzeptiere es gleichzeitig auch. 
Mein Antrag entspräche einem direkten Gegenvorschlag. 
Das belsst sich natürlich; das eine WOrde dann dem Volk un­
terbreitet, das andere nicht Es WOrde aber trotzdem gelten. 
Ich möchte die Konfusion nicht noch mehr vergrössern. Ich 
ziehe meinen Antrag zur0ck und hoffe sehr auf den stände­
rat 

Präsident (Seiler Hanspeter, Präsident): Der Antrag - das 
Konzept - Theiler zu Artikel 1 bis Ist zurückgezogen worden. 
Damit entfällt die Abstimmung Ober die Bereinigung des Ge­
genvorschlages Im Sinne des Antrages Schlüer gegen den 
Antrag Theller. 

Blocher Christoph (V, ZH): Wir nehmen In diesem Fall den 
Antrag wieder auf. Wir haben natürlich keinen Antrag ge­
stellt, nachdem Herr Theiler den Antrag gestellt hatte. Wenn 
er seinen Antrag zurückzieht, nehmen wir ihn auf. 

Präsident (Seiler Hanspeter, Präsident): Herr Blocher 
nimmt den Antrag Theller auf. 

Theller Georges (R, LU): Wenn Herr Blocher sagt, ich hätte 
In seinem Auftrag diesen Antrag eingereicht, stimmt das na­
türlich In keiner Art und Weise. Ich nehme an, es war ein 
Versprecher. Sonst können Sie das noch erklären. Aber Ich 
bleibe bei dem, was Ich gesagt habe. Bnen Auftrag von 
Herrn Blocher habe Ich nie erhalten und werde Ihn auch nie 
entgegennehmen! (Unruhe) 

Blocher Christoph (V, ZH): Wenn Ich «Auftrag» gesagt 
habe, dann muss ich mich entschuldigen. Hätte er Ihn nicht 
eingereicht, so hätten wir Ihn eingereicht. Ich bin nicht für 
den Antrag SchlOer, sondern für den Antrag Theller. Wenn er 
lhn Jetzt zurückzieht, haben wir keine Möglichkeit. darüber 
abzustimmen. 
Statt «Auftrag» hätte es «Antrag» helssen sollen. Es tut mir 
leid. 

Präsident (Seiler Hanspeter, Präsident): Der Antrag Thel-

ler wird somit zum Antrag Blocher. .J i eJ,,.,.,. /. f/"'O 1', 

Erste Eventuals.bstfmmung - Premier vote preliminaire .S-1 , • 
(namentlich - nominatif: BeUage -Annexe 99.011 /561) UI 
F0r den Antrag Bloch er .... 73 Stimmen OJ. ,1 • 
Filr den Antrag der Minderheit 1 •... 6 Stimmen A ,wO.,: 

Zweite Eventualabstimmung - Deuxleme vote prellmlnalre 
(namentlich - nominatlf: Beilage - Annexe 99.01115§2) 
F0r den Antrag der Minderheit II .... 112 Stimmen 
FQr den Antrag der Mehrheit .... 66 Stimmen 
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Definitiv- Definitivement 
(namentlich nominatff: Beilage - Annexe 99.011 /563) 
FOr den Antrag der Minderheit II .... 173 Stimmen 
FOr den Antrag Blocher •.•• 3 Stimmen 

Präsident (Seiler Hanspeter, Präsident): Es gibt also keinen 
direkten Gegenvorschlag, sondern nur den Indirekten Ge­
genvorschlag gemäss Bundesrat 

Gesamtabstimmung- Vote sur /'ensemble 
(namentlich nomlnaffl: Beilage - Annexe 99.011 /564) 
FOr Annahme des Entwurfes .••. 113 Stimmen 
Dagegen ...• 61 Stimmen 

s,·.,1,w/,,.111 ·r 
Abschreibung-Classement J./ r· AD'f/Aos­
Antrag des Bundesrates 
Abschreiben der parlamentarischen Vorstösse 
gemäss Brief an die eidgenössischen Räte 
Proposition du Conseil fsderal 
Classer las Interventions parlementalres 
selon lettre aux Chambres federales 

Angenommen -Adopte 

92.053 

Beitritt der Schweiz 
zur Europäischen Gemeinschaft. 
Bericht 
Adheslon de la Sulsse 
a la Communaute europeenne. 
Rapport 

Abschreibung - Classement 
Bericht des Bundesrates 18.05.92 (BBI 1992 III 1185) 
Rapport du Conseil fedaral 18.05.92 (FF 1992 lll 1125) 
Natlonlllrat/Conaeil national 02,09.92 
Natlonalrat/Consell national 03.09.92 
Sländerat/Consell des Etats 24.09.92 
Nationalrat/Conseil natlonal 07 .08.00 
ständerat/Consell des Etats 15.05.00 

Präsident (Seiler Hanspeter, Präsident): In der Botschaft 
99.011 beantragt der Bundesrat, das Bundesratsgeschäft 
92.053 abzuschreiben. 

Angenommen -Adopte 

95.309 

Standesinitiative Jura. 
Verhandlungen über den Beitritt 
zur Europäischen Union 
vors Voll<! 
Initiative cantonale Jura. 
Negociations d'adheslon 
a !'Union europeenne. 
Que le peuple decide! 

Elnretchungsdatum 11 12,95 
Date de depöt 1J 12 95 
Ständerat/ConseU des Etats 17 .05.97 
Bericht APK-NR 23.05.00 
Rapport CPE-CN 23 06,0Q 
Natlonalrat/Consell nallonal 07 .08.00 

Präsident (Seiler Hanspeter, Präsident): Die Kommission 
beantragt mit 13 zu 10 Stimmen bei 1 Enthaltung, der Initia­
tive Folge zu geben. Ein anderer Antrag liegt 'ZYlar nicht vor, 
aber es macht wenig Sinn, hier zuzustimmen, weil wir vorhin 
gerade anders entschieden haben. Deshalb stelle Ich Ihnen 
selbst den Antrag, über diese Standesinitiative abzustim­
men. - Sie sind damit einverstanden. 

Rennwald Jean-Claude (S, JU), pour la commission: Je 
voudrais simplement vous dire - parce qua vous n'avez peut­
ätre pas tous Ju las textes - qua cette Initiative du canton du 
Jura poursult exactement las mämes obJectlfs que rlnitlatlve 
populaire «Oui a. l'Europel», ce qul falt qu'II y a eu aussi une 
majorlte en faveur de cette initiative en commission. 
La concluslon est tres simple: Ceux qul se sont prononces 
en faveur de l'lnltlatlve populaire peuvent faire de mäme pour 
!'initiative du canton du Jura et vice versa. 

Abstimmung - Vote 
FOr Folgegeben .... 53 Stimmen 
Dagegen .... 105 Stimmen 
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99.011 

Ja zu Europa. 
Volksinitiative 
Oui a l'Europe. 
Initiative populaire 
Botschaft des Bundesrates 27.01.99 (BBI 1999 3830) 
Message du Conseil 1~ 27.01.99 (FF 1998 3494) 
Integrationsbericht 1999 das Bundesrates 03.02.99 
Rapport 1999 du Conseil Md,ra1 sur rlntegratlon 03.02.99 
Bestellung: EDMZ, 3003 Bern/Commande: OCFIM, 3003 Seme 
Nationalrat/Conseil national 07.06.00 
Nationalrat/Conseil national 07 .06.00 
Sländerat/Conseil des Elats 14.06.00 
Ständerat/Conseil des Elats 15.06.00 
Nationalrat/Conseil national 1 9.08.00 
Nationalrat/Conseil national 23.06.00 
Sliinderat/Consell des Elats 23.06.00 

Frlck Bruno (C, SZ), fOr die Kommission: Die Aussenpolj.. 
tlsche Kommission Ihres Rates beantragt Ihnen mit 11 zu 
2 Stimmen, die Volksinitiative «Ja zu Europal» zur Ableh­
nung zu empfehlen. Mit 8 zu 5 Stimmen beantragen wir Ih­
nen, auf einen Indirekten Gegenvorschlag zu verzichten. 
Wir wollen mit diesen Entscheiden klar dokumentieren, dass 
wir die europäische Integration fortsetzen wollen. Doch wir 
wollen den nächsten fälligen Schritt, die Umsetzung der bila­
teralen Verträge, tun, bevor wir weitere Schritte verbindlich 
festlegen. Schllessllch wollen wir uns selber - der Bundes­
versammlung, aber auch dem Bundesrat - mit diesen Ent­
scheiden die aussenpolltlsche Handlungsfreiheit bewahren. 
Drei Fragen möchte ich In meinen einleitenden Worten be­
antworten: 
1. Warum empfehlen wir die Volkslnltlative zur Ablehnung? 
2. Warum verzichten wir auf den einfachen Bundesbe­
schluss als Indirekten Gegenvorschlag? 
3. Was bewirken wir mit diesen beiden Entscheiden? 
Zur ersten Frage: zusammengefasst ist diese Volksinitiative 
fOr uns der falsche Weg zum falschen Zeltpunkt, und sie 
setzt die Kompetenzen falsch fest Sie Ist zunächst der fal­
sche Weg. In den bilateralen Verträgen haben wir den künfti­
gen politischen Weg festgelegt. Wir haben uns rechtlich und 
politisch darauf verpflichtet, denn wir haben rechtlich In den 
Verträgen festgeschrieben, dass wir zuerst die Verträge mit 
den flankierenden Massnahmen umsetzen und mit diesen 
bilateralen Verträgen Erfahrungen sammeln. Erfahrungen 
gibt es beilelbe zu sammeln: im Personenverkehr, Im Stras­
sen- und Schienenverkehr, aber auch im öffentlichen Be­
schaffungswesen. 
Wir haben auch festgelegt, dass wir bei Bedarf nach sieben 
Jahren mit einem zweiten Referendum nochmals Ober die 
bilateralen Verträge abstimmen können. Die Zelt, die vor uns 
liegt, Ist keine tote Zeit. Wir wollen sie dazu nutzen, das Ver­
hältnis der Schweiz zur EU vertieft zu analysieren und in 
dieser Zeit den politischen Willen fOr das wettere Zusam­
menwirken der Schweiz mit Europa zu bilden; Rechtlich ist 
dieser Weg In den Verträgen festgeschrieben. Aber auch po­
lltlsch haben wir uns darauf verpflichtet: Ich erinnere an die 
Aussagen vor den Abstimmungen. Nun wäre es ein aussen-
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politischer Richtungswechsel und politisch nicht verständ­
lich, wenn wir diesen Weg, drei Wochen nach Annahme der 
bilateralen Verträge durch das Volk, verlassen und einen an­
deren einschlagen würden. Das können Sie nennen, wie Sie 
wollen - AusdrQcke von «Wortbruch» bis zu «Verschaukeln 
der StlmmbOrger» stehen zur Auswahl, Je nach Seelen- und 
GemQtslage. 
Darum Ist heute auch der Zeitpunkt falsch, Beitrittsverhand­
lungen aufzunehmen. Die Initiative Ist unmissverständlich; 
sie verlangt sofortige Beitrittsverhandlungen - «ohne Ver­
zug». Wer selbst in zehn Jahren beitreten möchte, muss 
keine sofortigen Verhandlungen aufnehmen. Herr Bundes­
rat Deiss hat es In unserer Kommission klar gesagt: Far die 
Schweiz genügen drei Jahre Verhandlungen - ein Jahr Vor­
bereitung, ein Jahr Verhandeln, ein Jahr Abstimmungsvor­
bereitung. Auch Länder wie Osterreich und Finnland haben 
effektiv ungefähr diese Zeit benötigt 
Schllessllch verschiebt die Initiative die verfassungsmässi­
gen Kompetenzen entscheidend. Nach Artikel 166 BV ist es 
Sache des Bundesrates, Zeitpunkt, Inhalt und Fahrplan ln­
tematlonaler Verhandlungen aller Art zu bestimmen. 
Die Initiative will diese Kompetenz im EU-Bereich auf Volk 
und Stände Obertragen. Doch wir sind überzeugt, dass Aus­
senpolltik -- entsprechend der heutigen verfassungsmässi­
gen Regelung - weiterhin in erster Linie Führungsaufgabe 
des Bundesrates bleiben soll, unter der Mitwirkung der Bun­
desversammlung. 
Aus diesen GrQnden empfiehlt Ihre Kommission die Initiative 
sehr deutlich zur Ablehnung. Unter der ablehnenden Mehr­
heit finden sich auch Kolleginnen und Kollegen, die sich Im 
Übrigen tor einen raschen EU-Beitritt aussprechen, aber aus 
den erwähnten Granden die Initiative zur Ablehnung emp­
fehlen und einen Gegenvorschlag befürworten. 
Zur zweiten Frage: Warum lehnen wir den einfachen Bun­
desbeschluss als indirekten Gegenvorschlag ab? Auch hier 
sind Im Wesentlichen drei GrOnde massgebend. 
Halten wir uns zuerst vor Augen, was ein Bundesbeschluss 
Ist Bn Bundesbeschluss Ist ein rechtlich verbindlicher Er­
lass, der die Bundesversammlung -- also uns - als Absen­
der und den Bundesrat als Adressaten verpflichtet. auf den 
EU-Beitritt als Ziel hinzuarbeiten. Er fixiert den Beitritt als 
gewOnschten Endzustand. Diesem Zlel sind die übrigen 
Massnahmen unterzuordnen. Andere Optionen scheiden 
grundsätzlich aus bzw. werden höchstens noch nebensäch­
lich. Ein Bundesbeschluss ist daher weit mehr als eine politi­
sche Erklärung, etwas ganz anderes als eine blosse 
Resolution, als eine Meinungsäusserung. Er ist eben recht­
lich verbindlich, und von Ihm dürften wir, die Bundesver­
sammlung, und der Bundesrat nur in Ausnahmesituationen 
abweichen, nämlich dann, wenn sich die Verhältnisse grund­
legend ändem worden. In diesem Fall müssten wir die Ab­
weichung begrQnden. Oder wir könnten später einen 
gegenteiligen Bundesbeschluss erlassen. Einen solchen 
Zickzackkurs schllessen wir von vornherein aus. 
Der zweite Grund, warum wir auf den Bundesbeschluss ver­
zichten möchten: ich habe Ihnen dargelegt, dass wir mit den 
bilateralen Verträgen eine rechtliche Zusicherung und ein 
politisches Versprechen abgegeben haben. Diese Zusiche­
rung muss weiter gelten, und wir dürfen nicht drei Wochen 
nach der Abstimmung einen anderen Weg gehen und den 
Beitritt als verbindliches Zlel fixieren. Das wäre auch ein Fa­
nal fOr alle weiteren aussenpolltlschen Abstimmungen. Wie 
sollten uns Schweizerinnen und Schweizer In den kommen­
den Abstimmungen folgen, den Uno-Beitritt guthelssen, der 
Bewaffnung von Schweizer Soldaten Im Ausland zustimmen, 
wenn wir uns selber nicht an die aussenpolltlsch verbindlich 
eingeschlagenen Wege halten? Wenn die Bundesversamm­
lung auf dem eigenen aussenpolltlschen Weg nicht verläs­
slich Ist, werden uns Volk und Stände In den nächsten 
Schritten - Abstimmungen Ober den Uno-Beitritt und die Re­
vision des MIiitärgesetzes - mit Sicherheit nicht folgen. 
Ein dritter entscheidender Grund führt uns zum Verzicht Mit 
diesem Bundesbeschluss schränken wir unsere eigene 
Handlungsfreiheit ein. Wenn wir heute verbindlich den EU­
Beitritt als Ziel fixieren, scheiden andere Optionen grund-
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sätzllch aus. Aber diese sind realistisch: sei das ein zweites 
Paket bilateraler Verträge In mehreren Jahren, sei das ein 
EWR II, sei das eine Art Assoziationsvertrag neuer Art -
auch die EU wandelt sich im Hlnbllck auf die ganze europäl· 
sehe Erweiterung. Diese Optionen warden ausscheiden. Ich 
frage Sie: Wie sollen wir glaubwürdig um eln zweites Paket 
bilateraler Verträge oder um einen Assoziationsvertrag in 
späteren Jahren verhandeln, wenn wir uns heute schon auf 
ein einziges Zlel fixieren? Wir wären wohl eigenartige 
Verhandlungspartner, wenn wir uns heute rechtlich auf den 
EU-Beitritt als Ziel fixieren und parallel mit der EU Ober an­
dere Lösungen verhandeln wollten. 
Der Bundesrat seinerseits hat sich wohl gebunden, und 
zwar durch das Beitrittsgesuch von 1992 und auch durch 
den Bericht Ober die Aussenpolitik der Schweiz In den Neun­
zlgerjahren ein Jahr später. Die Bundesversammlung Ihrer­
seits aber hat keine Notwendigkeit, sich heute zu binden. 
Zur letzten Frage: Was bewirken wir, wenn wir die Volks­
lnitlative ablehnen und auf einen Gegenvorschlag verzich­
ten? 
1. Wir unterstreichen, dass die europäische Integration mit 
den bilateralen Verträgen nicht abgeschlossen ist und wir 
uns aufgrund der kOnftlgen bilateralen Erfahrungen, der 
kommenden polltlschen Diskussionen und Analysen ent­
scheiden werden und uns heute alle Optionen offen halten. 
2. Wir erklären gegenOber unseren EU-Partnern, dass wir 
den eingeschlagenen bilateralen Weg glaubwürdig und be­
rechenbar weitergehen. Wir haben den Weg In den bilatera­
len Verträgen definiert, die EU kennt Ihn sehr wohl. Ein 
Kurswechsel nur drei Wochen nach Annahme der Verträge 
WOrde Im Ausland wohl mehr Fragen aufwerfen als beant­
worten. 
3. Dieser Punkt ist entscheidend: Wir bewahren uns und 
dem Bundesrat jede Handlungsfreiheit; es bleibt offen, tor 
welche Schritte wir uns In einigen Jahren entscheiden wol­
len. Darum bin Ich Oberzeugt, dass der Verzicht auf einen 
Gegenvorschlag die Position des Bundesrates In den kOnfti­
gen Verhandlungen stärkt und keineswegs schwächt. 
In diesem Sinne und mit dieser Begründung bitte Ich Sie, in 
beiden Fragen der Mehrheit der Kommission zu folgen, die 
Volkslnltlatlve «Ja zu Europa!» zur Ablehnung zu empfehlen 
und auf einen Indirekten Gegenvorschlag zu verzichten. 

Cottler Anton (C, FR): La votation populalre sur les accords 
bilateraux a montre que le peuple sulsse est favorable a 
l'ouverture de la Sulsse. La campagne de votatlon menee 
par le Conseil federal et le Parlament a certaihement contri­
bue dans une mesure importante au succes populalre du 
tralte. A l'occaslon de ce vote, un large consensus s'est cree 
en faveur d'un rapprochement de la Sulsse vers !'Union 
europeenne. Un cllmat de conflance qui ne peut que nous 
rejoulr s'est lnstaure, un climat de conflance qui auparavant 
faisait defaut. Certes, la declslon de la commlssion du Con­
seil national deux Jours aprils le dlmanche 21 mal - eile a 
ete critlquee a plusleurs reprlses lors des debats de la com­
mission - nous a replonges dans les dures realltes de la po­
litlque europeenne suisse. 
Que veut la mlnorlte de la commlsslon? La mlnorite veut un 
contre-projet indlrect a l'initlative populalre. Elle veut entrer 
en matlere sur le projet 1. Certalns membres de la mlnorlte, 
et f en suls, recommandent tout de mäme Je rejet de l'lnitia­
tive, car eile ne comporte pas tous les aspects de la polltique 
europeenne de la Sulsse. Elle n'est que partielle, et le Juge­
ment du peuple Je sera aussl. 
Nos partenalres.de l'Union europeenne percevront dils lors, 
dans le resultat de la votatlon populaire sur !'Initiative, une 
Image lncomplete et fausse qul ne reflete pas fidelement la 
polltlque europeenne du Conseil federal. C'est cette llgne 
polltlque du Consell federal qul a contrlbue a obtenlr, de la 
part de l'Unlon europeenne, un tralte equillbre tenant 
compte des lnteräts sulsses aussl. 
C'est aussl ce but strateglque qui a lnspire conflance aux 
autorltes de l'Unlon europeenne de sorte que, pour alles 
aussi, les interllts sulsses ont une valeur. Les negoclatlons 

de la Suisse avec l'Union europeenne se poursulvront, que 
ce soit sous la forme bilaterale d'abord, ou multilaterale en­
suite. II est dils lors Indispensable que l'Unlon europeenne 
alt une Image juste des Intentions europeennes de la 
Suisse. Cette Image juste de la volonte europeenne du Con­
seil federal d'abord, et du Parlament ensulte, s'exprlme dans 
le contre-projet. Le contre-projet est dils lors necessalre et 
indispensable. II conflrme Ja polltlque europeenne menee 
jusqu'lcl par le Conseil federal et par le Parlament, sulte aux 
nombreux accords conclus et aux rapports qul ont ete prä­
sentes au Parlament 
Pour le rapporteur de la commisslon, cette Initiative, au con­
traire, presenteralt une nouvelle polltlque europeenne: non, 
ce n'est pas le cas. Au contraire, a l'artlcle 1 er eile afflrme 
slmplement le but strategique, et aux articles 2 et 3 eile 
enonce les mesures pour y parvenlr. Elle force le Parlament 
et !es autorites a mener d'abord les reformes sur le plan In­
terne de la Confederatlon, pour ensulte se toumer vers 
l'Union europeenne. Le rapporteur de 1a commlsslon estlme 
aussl que tout l'eventall des voles possibles qul pourralent 
ller la Sulsse a !'Union europeenne devralt lltre et rester 
ouvert. Or, quelles sont ces voles? Posons-nous la question. 
l..'.Espace economique europeen a ete refuse par le peuple. 
Les accords bllateraux peuvent ätre comptetes par des ac­
cords ulterleurs. II n'y a pas d'autres optlons ouvertes. DEIS 
lors, le but strateglque reste cet objectlf a atteindre. Nous ne 
fermons rlen dans nos rapports futurs avec !'Union euro­
peenne en acceptant le contre-projet. 
1.'.echec de l'lnltlative, au contraire, sl eile est presentee au 
peuple, et nous craignons qu'elle echoue, creerait une frac­
ture qul desecurlseralt nos partenalres europeens quant ii 
savolr quelles sont les veritables Intentions de la Sulsse. 
On nous a dit en commisslon que pour evlter la fracture, 
c'est-a-dire l'echec de l'initlative et de la polltlque menee 
jusqu'a present, les auteurs de ]'Initiative n'avalent qu'a retl­
rer celle-cl; ils ont obtenu le nombre sufflsant de slgnatures 
pour soumettre la questlon au peuple. Comblen de fols le 
Parlament et notre Conseil en particuller ont-ils fait l'effort de 
presenter un contre-projet pour favorlser le retralt d'une ini­
tiative populaire? Dans tous ces cas, le Parlament est venu 
a la rencontre de ses auteurs. C'est ce que veut la mlnorlte 
en presentant un contre-projet. Elle aglt en respectant nos 
traditfons et coutumes parlementaires. La mlnorlte signale 
clalrement aux auteurs de l'lnltlatlve qu'elle refute le transfert 
de competence et leur p n d'ouvrir malntenant des 
negoclatlons d'adhesion. nt a leur rencontre, etant 
donne qu'elle partage le mime but qu'eux. La mlnorite va 
plus loln encore dans cet arräte: eile exlge une evaluation 
des crlteres et condltlons d'adhesion. Ble exprlme clalre­
ment l'avls qu'avant de negocler sur l'adhesion, II fallalt refle­
chlr aux reformes internes a entreprendre en mattere de 
droits populaires, par exemple. C'est une reflexlon et une 
analyse reallstes qul sont proposees dans le contre-projet. 
Comblen de fols avons-nous entendu dire par des oppo­
sants au contre-projet «Certes, nous partageons avec vous 
le but strategique, mals nous ne voulons pas l'inscrlre dans 
un arräte federal qui a force d'executlon, ce d'autant molns 
que cet arräte ne serait pas sujet au referendum facultatlf.» 
Tout d'abord, pourquol pas de referendum facuftatlf? l..'.expll­
catlon est simple: le Conseil federal seul est competent pour 
ouvrlr des negociatlons et les mener, et le Parlament peut 
ätre consulte comme II l'est a l'occaslon de ces deux arrätes. 
La nouvelle constltutlon le prevolt. 
Quanta la force legale du contre-projet, l'artlcle 1er notam­
ment evoque le but strategique. C'est une norme lndiquant 
un objectlf. En allemand, on l'appelle «eine Zielnorm». Nous 
en avons plusieurs dans la constltutlon et dans des lois fede­
rales. l..'.assurance-maternlte par exemple, lnscrlte dans la 
constltutlon, est une «Zielnorm .. , une disposition qul lndlque 
le but a attelndre. l..'.artlcle 1 er, au mime tltre, a la quallte 
d'une norme lndlquant un but. Pour concretlser ce but, le 
peuple devra l'accepter par des arrätes ulterieurs. Le peu­
ple, par l'arräte et par le contre-projet, garde toute llberte de 
decls!on. Le contre-projet ne la llmlte pas; le peuple seul res­
tera - aussl avec le contre-projet - maitre de ta declslon. 
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Par le contre-projet, nous reaffirmons la politlque euro­
poonne actuelle. En revanche, par le refus du contre-pro­
jet, nous rlsquons un oohec sec de l'lnltlative devant le 
peuple. Le but strateglque sera alors remis en questlon, et 
le signe exprime par les autorltes sulsses a l'egard de 
!'Union europoonne sera peryU negativement. Nos intel'Ats 
en cas de poursuite de negoclatlons bilaterales pourraient 
en pätlr. 
Evltons donc ces nouvelles dlfflcultes. C'est le voeu et Je but 
de la propositlon de mlnorlte qui flgure a l'arl'Ate 1. Au nom 
de la minorlte, je vous lnvlte a soutenlr cette minorlte qul 
reaffirme Ja politique actuelle de la Sulsse. 

Brlner Peter (R, SH): Vor den Kopf gestossen fühlen sich 
viele Bürgerinnen und BQrger ob des Entscheides der Aus­
senpolltlschen Kommission des Nationalrates, die Volksin­
itiative «Ja zu Europa!» zur Annahme zu empfehlen und 
einem Gegenvorschlag zuzustimmen, der gegenüber demje­
nigen des Bundesrates noch einen draufsetzt, und dies 
48 Stunden nach der positiven Abstimmung Ober die bilate­
ralen Verträge. 
Mit diesem Paukenschlag wurde viel Vertrauen in die euro­
papolltlsche Bundespolltlk verspielt, hat man doch Im Rah­
men der Abstimmungskampagne zu den bilateralen Ver­
trägen landauf landab versichert, dass mit diesen Abkom­
men, die kein lntegratlonsschritt seien, keinerlei negative 
Auswirkungen auf unsere Souveränität, unsere direkte De• 
mokratie, unsere Volksrechte und Neutralität zu befQrchten 
seien; dass mit diesen Abkommen zuerst vertieft Erfahrun­
gen zu sammeln seien, bevor wir weitere Schritte diskutieren 
könnten. 
Statt auf dieser pragmatischen Plattform aufzubauen, wurde 
durch dieses Vorgehen die EU-Beitrittsfrage erneut und auf 
unnötige Welse In einer Art emotionalisiert, die kontrapro­
duktiv Ist. Die Stellvorlage der natlonalrätllchen Kommission 
fOhrt zu einem Eigentor, und das mit Langzelteffekt. 
Vor diesem Hintergrund ist auch auf einen Gegenvorschlag 
zu verzichten. Alle diese Varianten gehen entweder zu weit 
und sind deshalb abzulehnen, oder aber sie haben reine 
Alibi- bzw. Placebofunktlon und sind deshalb unnötig. Ohne 
Gegenvorschlag behält der Bundesrat all seine eigenen exe­
kutiven Handlungsoptionen, und die Politik kann wieder In 
die Normalität zurückgeführt werden. 
Ein Wort zu den befürchteten negativen Aussenwirkungen 
Im Falle eines Nelns zur Volksinltlatlve: Die Tendenz zu glau­
ben, die anderen seien darauf angewiesen, dass wir ihnen 
sagen, was sie Ober uns zu denken hätten, ist ohnehin eine 
weitere bemerkenswerte Facette In diesem Zusammen­
hang. Ich traue es unserer Diplomatie zu, dass sie es verste­
hen wird, in den europäischen Hauptstädten zu erklären, wie 
unser dlrektdemokratlscher Meinungsbildungsprozess zu­
stande gekommen Ist, wie die Entscheidungsmechanismen 
bei uns ablaufen und was bei uns auf dem Spiel steht Das 
wuchtige Ja zu den bilateralen Verträgen dQrfte dafOr als 
Referenz gelten. 
In den europäischen Wirtschaftskreisen stösst man - des­
sen kann man sich versichern - auf Verständnis und in der 
Informierten Bevölkerung auf Achtung bis Applaus für unse­
ren Standpunkt. Dies sagt Ihnen einer, der hier einen Kanton 
vertreten darf, dessen Aussengrenze zur Europäischen 
Union fünfmal länger Ist als seine Kantonsgrenze innerhalb 
der Schweiz. 

Merz Hans-Rudolf (R, AR): Zunächst möchte ich unserem 
Kommissionspräsidenten, Kollege Frlck, fQr seine ausge­
zeichnete Präsentation der Auslegeordnung, Wie sle In der 
Kommission behandelt wurde, herzlich danken. Nach dem, 
was er gesagt hat, kann man eigentlich nicht mehr viel 
Neues in die Diskussion einbringen, aber vielleicht noch 
ein oder zwei Rellefs setzen. Eln Bereich, den er nur 
knapp angeschnitten hat, betrifft die Frage, ob ein indirek­
ter Gegenvorschlag rechtlich Oberhaupt als Bundesbe­
schluss betrachtet werden könnte. Dies als Klammer­
bemerkung. 
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Wir haben es hier mit einer Vorlage zu tun, deren Titel «Ja 
zu Europa!» lautet. Aber der Inhalt stimmt nicht ganz mit 
dem Titel Qberein, denn er moniert den Beitritt zur Europäi­
schen Union, und das Ist nicht dasselbe. Der Beitritt zur EU 
ist aus meiner Sicht kein Zlel In sich. Vlelmehr mQsste es fOr 
unser Land das Ziel sein, das Beste auszumachen und es 
dann anzustreben. Das könnte ein Beitritt zur EU sein, viel­
leicht aber auch nicht. Wenn es sich herausstellte, dass un­
ter den möglichen Optionen ein Beitritt zur EU tatsächlich 
das Beste tor unser Land wäre, dann massten wir ihn voll­
ziehen. Solange dies aber nicht erwiesen ist, müssen wir 
ebenso klar zu einem Nichtbeitritt stehen. 
Wenn man sich derzeit etwas in der Wirtschaft umhört, dann 
sind die kritischen Stimmen gerade derer, die unsere Volks­
wirtschaft fundieren, nicht zu Oberhören. Zudem wissen Wir, 
dass eine ganze Reihe von grundlegenden Fragen nicht 
bloss mit einem Ja oder mit einem Nein zum Beitritt beant­
wortet werden können, sondern als eigentliche Vorbedin­
gungen zu behandeln sind. Ohne eine Anzahl von 
Verfassungsrevisionen und Volksabstimmungen mit Stände­
und Volksmehr geht es nicht. Effektiv besitzen Wir aber 
heute noch nicht einmal einen Katalog - etwa In Anlehnung 
an den Integrationsbericht -, und wir wissen noch gar nicht 
genau, was es bedeuten würde, wenn der Bundesrat In vor­
schneller Art Verhandlungen aufnähme. Ein solcher Katalog 
würde nämllch zeigen, dass Im Bereich der Wirtschaft, im 
Bereich von Geld und Währung, im Bereich des Askus, Im 
Bereich von Staat und Volksrechten, Im ganzen Bereich der 
Sozialversicherungen und Insbesondere auch in der innen­
politischen Absicherung noch sehr vieles anzupassen und 
manches preiszugeben wäre. 
Wer am 7. Juni der Debatte des Nationalrates folgte, musste 
feststellen, dass diese Ober weite Strecken hauptsächlich 
vom ängstlichen Bemühen geprägt war, Ja einen Gegenvor­
schlag zu finden, damit man die Initiative zurückziehe. Vlele 
Redner machten auf mich den Eindruck von Kaninchen vor 
der Schlange: Alleine auf dieses «Ja zu Europa» - gleich 
Beitritt zur EU - hatten sie sich fixiert. Wer Indessen eine 
Initiative einreicht, wie die Gruppe dies getan hat, muss da­
von ausgehen, dass diese dem Stimmvolk eben unterbreitet 
wird - gerade darin besteht doch das Wesen unserer Refe­
rendumsdemokratie. Warum sollen wir also alles unterneh­
men, um diese Volksabstimmung zu verhindern? Wenn die 
Initianten sie wollen, sollen sie sie haben. 
Eine zweite und letzte Bemerkung: Verglichen mit der Volks­
Initiative trägt der vom Nationalrat gutgehelssene Indirekte 
Gegenvorschlag zwar klarere und rlchtungsweisendere Kon­
turen; das Ist zuzugeben. Auch gegenOber dem· ersten Ent· 
wurf des Bundesrates bringt er eine Verbesserung. Auch 
wenn er als BrOckenschlag noch so gut gemeint war, enthält 
er aber gleichfalls Mängel. Vor allem - Herr Frlck hat das in 
seinem einleitenden Votum klar gemacht - enthält er keine 
Optionen, lässt er das Planen und Denken in Optionen ver­
missen. Angesichts der anstehenden zwei oder vielleicht so­
gar drei lntegratlonsgeschwindlgkelten in der EU gewinnt 
dieses neuerdings wieder an AktUalltät. Zunehmend hört 
man jetzt, es gebe eine erste Geschwindigkeit in Bezug auf 
Deutschland und Frankreich, eine zweite In Bezug auf die 
Qbrigen westeuropäischen Industrieländer und eine dritte bei 
der Osterweiterung. Da könnte es doch durchaus sein, dass 
wir, statt einem Beitritt, eben andere Optionen zu prOfen ha­
ben. Von all dem Ist hier Oberhaupt keine Rede. 
Der Gegenvorschlag enthalt sodann auch Oberhaupt nichts, 
was der Bundesrat, auch gemäss Artikel 184 der neuen 
Bundesverfassung, bei seinen auswärtigen Angelegenhei­
ten nicht ohnehin als seine ständige Aufgabe zu verfolgen 
hat Besonders braucht es ihn nicht fQr die Aktualisierung 
und Behandlung des lntegratlonsberlchtes. Diesen gibt es 
Ja. Wir mOssten Ihn nur nummerieren und - In der Kommis­
sion und später im Rat - einmal traktandleren. Dieser ganze 
Bundesbeschluss Ist ein Placebo. Deshalb sollten wir uns 
vom Druck der initiative und der Nervosität eines aus der 
Stunde entstandenen, unausgegorenen Gegenvorschlages 
befreien und als kOnftlge Verantwortungsträger das Zepter 
fQr die Aussenpolltlk dieses Landes wieder selber in die 
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Hand nehmen. Dazu mOssen wir die Initiative zur Verwer­
tung empfehlen und den Gegenvorschlag ablehnen. 

Relmann Maximilian ,Y, AG): Selbstverständllch gehöre 
auch Ich zur Mehrheit der Kommission, die zweimal Nein 
sagt: Nein zur Initiative und Nein zu einem Gegenvorschlag. 
FOr den Fall, dass unser Plenum wider Erwarten dennoch ei­
nen Indirekten Gegenvorschlag befOrworten sollte, habe ich 
Ihnen einen Eventualantrag gestellt, der einen wesentlichen 
Aspekt wieder ins richtige Lot stellt, nämlich den Unter­
schied zwischen dem Begriff «Schweiz» und dem Begriff 
«Bundesrat», was die Geloste nach einem EU-Beitritt an­
betrifft. Die Schweiz - also die Mehrheit von Volk und Stän­
den - strebt nämlich derzeit alles andere als den Beitritt zur 
EU an, wie es ja im indirekten Gegenvorschlag formullert ist. 
Nun gilt es doch zunächst, die bilateralen Verträge voll zur 
Entfaltung zu bringen. 
Zur Volkslnitlatlve selber brauche ich mich nicht näher zu 
äussem, ausser dass ihr Titel sehr .willkOrllch gesetzt wor­
den Ist. Was helsst denn «Ja zu Europa»? Auch ich sage Ja 
zu Europa! Das ist unser Kontinent, das Ist unser wichtigster 
Handelspartner, das sind unsere Nachbarn usw. Ich sagte 
Ja zu den bilateralen Verträgen, sage allenfalls Ja zu weite-­
ren solchen Abkommen, wenn sie In unserem Interesse lie­
gen. Aber ich sage ganz klar Nein zu einer Mltglledschaft 
der Schweiz in der EU, und die EU darf doch nicht fOr sich 
allein in Anspruch nehmen, Europa zu seinl Es gibt ja 
schllesslich auch noch die lnstltutlon des Europarates; diese 
besteht aus Ober 40 Mltglledländem, darunter auch der 
Schweiz. Zu einem solchen Europa sage Ich sehr wohl Ja. 
Der EU beizutreten, davor bewahre uns aber unser Souve­
rän. Was man diesem Souverän - Kollege Brlner hat es so­
eben treffend ausgedrOckt - In Form des Indirekten 
Gegenvorschlages zumutet, der nicht einmal dem fakultati­
ven Referendum unterstellt werden soll, Ist gelinde gesagt 
schon eine Unverfrorenheit. Warum muss Oberhaupt ein Ge-­
genvorschlag her? Nur, um den Initianten ein goldenes 
BrOcklein fOr den ROckzug Ihrer zeltllch deplatzierten Volks­
Initiative zu bauen? Von einem Gegenvorschlag wollten Bun­
desrat und Parlament vor vier Jahren auch nichts wissen, als 
es um die vom Schweizerischen Gewerbeverband lancierte 
Volksinitiative zur Senkung der direkten Bundessteuer ging. 
Ich war damals einer der Kopräsldenten, und angesichts der 
schlechten Konjunkturlage rangen wir uns damals schweren 
Herzens zu einem ROckzug der Initiative durch. Heute 
schickt sich sogar der Bundesrat an, an eine Senkung der 
direkten Bundessteuer zu denken, weil sich die äusseren 
Rahmenbedingungen eben verbessert haben. Auch die Initi­
anten rund um den Schweizerischen HauselgentOmerver­
band, die JOngst die Volksinitiative zur Förderung des 
Wohneigentums lanciert hatten, liess man ohne direkten 
oder Indirekten Gegenvorschlag Im Regen stehen. Sie gin­
gen in der Volksabstimmung dann mit fliegenden Fahnen un­
ter, aber ein Jahr später debattiert man bereits wieder - und 
zwar vOlllg zu Recht - Ober BausparmodeUe und andere Mit­
tel und Wege zur Förderung des Wohneigentums. 
Den Initianten der Volkslnltlatlve „Ja zu Europa!» will man 
nun aber eine solche goldene BrOcke bauen, auf dass diese 
ihre Initiative zurOckziehen können. Warum wird da mit der­
art unterschiedlichen Ellen gemessen? Die Notwendigkeit 
einer solchen goldenen BrOcke fOr den ROckzug der Initiative 
sehe Ich aber Oberhaupt nicht ein. Das lnitlatlvkomitee soll 
aus freien Stacken entscheiden - analog zu den beiden vor­
her erwähnten Fällen -, ob es in die Volksabstimmung ge-­
hen oder auf bessere Zeiten warten und das Begehren 
zurOckziehen wlll. Etwas anderes drängt sich aus Sicht un­
seres Parlamentes doch Oberhaupt nicht auf. 
Er1auben Sie mir, abschllessend noch kurz zu Protokoll zu 
geben, was Ich als Parlamentarier und Mitglied der Aussen­
politlschen Kommission sowie als Mitglied der Delegation 
beim Europarat Im Nachgang zu unserer Abstimmung vom 
21. Mal 2000 Ober die bilateralen Verträge zu hören und zu 
sehen bekommen habe: Anlässlich einer Tagung der Welt­
bank mit europäischen Parlamentariern beglQckwOnschte 

mich mancher Parlamentarier aus EU- wie aus Nicht-EU­
Staaten zu unserem schweizerischen Europaweg. Dieser 
Wurf mit den bilateralen Verträgen gehöre zum Nonplus­
ultra, was man Im Verhältnls zur EU Oberhaupt erreichen 
könne, wenn man gleichzeitig souverän und unabhängig 
bleiben wolle. Nehmen auch Sie, Herr Aussenminister, diese 
positiven Stimmen zur Kenntnis. Vermutlich bekommen Sie 
von Ihren Diplomaten solche Stimmen und Lagebeurteilun­
gen, die von ausländischen Parlamentariern stammen, 
sonst eher selten zu hören. 
Noch ein anderes Beispiel: Ende letzter Woche weilte ich an 
einer Kommissionssitzung des Europarates im souveränen 
Kleinstaat Malta, der vor einem Vierteljahrhundert endlich 
seine Unat,här1g erkämpft hatte. Dort steht man Jetzt 
vor der gleichen , ob man mit der EU Beitrittsverhand-
lungen aufnehmen soll oder nicht. Mit grossem Interesse ha­
ben politische Kreise In Malta nun den Schweizer Weg 
entdeckt. Es Ist ausgerechnet die dortige Labour Party, die 
derzeit auf der Oppositionsbank sitzt, die das Schweizer Mo­
dell Im Verhältnis zur EU pusht. Bel uns In der Schweiz gibt 
es dagegen Kreise - darunter eben unsere eigene «Labour 
Party», aber auch den Bundesrat-, die dieses erfolgreiche 
Schweizer Modell bereits wieder Ober Bord werfen und der 
EU beitreten wollen. Lassen wir es uns doch wohl anstehen, 
dass wir uns lntegrationspolltisch auf einem Kurs befinden, 
um den uns viele andere beneiden. 
Deshalb empfehle Ich aus Überzeugung nicht nur die Ableh­
nung der vorliegenden Volksinitiative, sondern sage ebenso 
klar Nein zu irgendeinem Gegenvorschlag. 

Beguelln Michel (S, VD): La Suisse est au coeur de l'Eu­
rope. Alnsl, pour sa securlte, que Q8 plalse ou non, Ja Sulsse 
depend de l'Europe. On l'a blen vu avec la discusslon sur le 
rapport «La securlte par la cooperatlon.» La Suisse est tota­
lement Integres aux reseaux europeens: transports, energle, 
telecommunlcatlons, protection de l'envlronnement. Pour les 
trols-quarts de son actlvlte economlque, la Sulsse depend 
de l'Unlon europeenne, et eile s'en trouve blen. Le peuple l'a 
voulu alnsl, une premlere fols en 1972 lors des accords de li­
bre-echange avec le Marche commun, puls maintenant avec 
les accords bllateraux. Flnalement, quand on voit cette. evo­
lution, II apparalt de plus en plus absurde que la Sulsse, qul 
est malntenant l'un des pays les plus Integres en pratlque 
dans !'Union europeenne, s'interdise de franchlr le pas qul 
lul permettrait de participer aux declslons qul la concernent 
de plus en plus tous les Jours. Plus le temps passe, plus la 
Sulsse se transforme alnsi en une sorte de colonle economl­
que europeenne, et moins eile se donne Ja chance de partl­
ciper A la construction politique europeenne. C'est vral, 
l'Unlon europeenne n'est pas celle que l'on voudralt, mals 
de l'exter1eur, attendre qu'elle le devlenne, c'est polltlque-­
ment Irresponsable. C'est pourquol Je soutlens le princlpe de 
l'adhesion A terme. Pour mol, c'est lneluctabla, mais bien sOr 
avec le peuple. Pour cela, II taut un Immense travall d'infor­
matlon sur la sltuatlon reelle de la Sulsse, par exemple dans 
la concurrence mondiale, sur la necesslte aussl d'echanger 
une part de la souverainete qui nous reste contre le drolt de 
codeclder. Pour mol, c'est Qa, l'enjeu politlque. 
!.:initiative en questlon est sans doute le mellleur moyen de 
lancer le debat dans le peuple. C'est pourquol Je la soutlens 
avec convlctlon. 

Slongo Marianne (C, NW): StOnde die Volkslnltlatlve «Ja zu 
Europa!» nicht auf der polltlschen Traktandenllste, worden 
wir heute, so kurze Zelt nach der erfreulichen Annahme der 
bilateralen Verträge, mit Bestimmtheit keine Europadebatte 
fOhren. Wie wir alle wissen, mOssen diese bilateralen Ab­
kommen noch durch verschiedene europäische Parlamente 
ratifiziert werden. Wir Politikerinnen und Politiker In Bern 
scheinen das wichtige Vertragswerk schon wieder verges­
sen zu haben. Ich bin der festen Überzeugung, dass wir zu­
erst die Umsetzung und die Wirkung dieses Vertragspaketes 
abwarten und analysieren sollten. Es Ist nicht zuletzt auch 
angesichts der bevorstehenden Uno-Abstimmung politisch 
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gesehen unklug, zum jetzigen Zeitpunkt in der Europafrage 
aussenpolltlsche Welchenstellungen in Richtung EU-Beitritt 
vorzunehmen. Obwohl die Uno und die Europäische Union 
zwei ganz verschiedene Themen sind, werden sie in der 
öffentlichen Wahrnehmung doch oft in Zusammenhang 
gebracht. Meines Erachtens ist es politisch erst dann ange­
zeigt, Ober den allfälligen EU-Beitritt zu reden, wenn die 
Schweiz genügend Erfahrungen mit der bilateralen Zusam­
menarbeit sammeln konnte. Ich habe Im Vorfeld der Abstim­
mung Ober die bilateralen Verträge stets betont, dass eine 
Annahme der Vorlage mit einem EU-Beitritt nichts zu tun 
habe. Damit diese Aussage glaubwürdlg bleibt, will ich jetzt 
auch keinen indirekten Gegenvorschlag annehmen. 
Ich ersuche Sie deshalb, sowohl die initiative zur Ablehnung 
zu empfehlen wie auch den Indirekten Gegenvorschlag ab­
zulehnen. 

Comu Jean-Claude (R, FR): «Oul a l'Europel» SI ce cri du 
coeur pouvait traduire la frustration de notre populatlon, en 
partfculier de notre jeunesse, apres le refus d'adherer a l'Es­
pace economique europeen en 1992, si ce cri du coeur pou­
valt traduire l'enthousiasme ou l'impatience des auteurs de 
!'initiative, europeennes et europeens convaincus, face aux 
tribuiatlons de negociatlons bilaterales longues a mQrlr, face 
aux hesltatlons d'une Sulsse prudente, parfois frileuse a 
l'extr€1me dlront certalns, eh bien, dans l'lntervalle, depuis 
1992, depuis 1996, la situation a change. La Suisse a 
change et l'Europe aussi. 
Des lors, ce crl du coeur a aujourd'hui les allures d'un com­
plet de premiere communion, dans lequei l'adolescent a 
grandl sans s'en rendre compte, sans se rendre compte que 
les gens et la vle autour de lul changeaient egalement La 
taute n'en est pas seulement au premier communiant qui a 
grandi trop vite, car ce cri du coeur a depuis ete, et est en­
core, reprls en echo par ceux qui r€1vent et ceux qul pensent 
que l'Europe sera en mesure d'offrlr a leurs causes au plu­
riei, a leurs cultures au pluriei, a ieurs deceptions au pluriel, 
a leurs frustrations, ce que la Sulsse n'a pas entendu, ce 
que la Sulsse n'est pas en mesure de faire, de leur offrlr en 
mattere de culture, en mattere sociale, en mattere d'immi­
gration et j'en passe. 
Et la marmite bout gräce aux convaincus, gräce aux pro­
europeens comme a cause des antieuropeens; la marmite 
bout gräce aux medlas, gräce a nous, parlementaires. Dans 
tout ce brouhaha d'idees remarquables, de construction In­
teressante qu'elle etait, l'Europe devlent un mythe, presque 
un fantasme. Donc, on se preoccupe trop peu, dans ces de­
bats, de savoir ce qu'eile est vraiment, ce qu'elle veut vrai­
ment, ou eile va 
Pourtant, parmi ies observateurs avises, relayes par les me­
dias, on parle de l'Europe en termes beaucoup moins fiat­
teurs: «gabegie», «foutoir», ai-je lu dans «Le Tamps» qu'on 
ne saurait sou~nner d'€1tre primairement antieuropeen. 
Et Joska Fischer tomba du clel. Et l'Europe revit. Peut-€1tre 
a-t-elle une chance sur le plan politique. Elle pourrait m€1me 
nous interesser - eile devrait nous interesser, puisqu'elle va 
copier ia Suisse. M€1me le Conseil federal est febrile qul, 
comme ie magicien, a pense sortir un dernier iapin de son 
sac sous la forme d'un contre-projet aussitöt reclasse. 
Au-deia de toute cette excltatlon, une realite s'impose pour­
tant Comme par le passe, plus que jemals, la Suisse «est» 
au coeur de l'Europe. La Suisse fait deja partie de l'Europe. 
C'est une reailte, une reallte lncontoumable qul, de plus, a 
falt un grand pas ces dernieres semaines par l'adoptlon des 
accords bllateraux. 
Mais cette reallte n'est pas la seule qui condltlonnera notre 
politlque exterleure et notre appartenance au monde ces 
prochalnes annees, d'autres l'ont dlt avant moi. II y a l'ONU, 
II y a la particlpatlon de la Suisse aux efforts de palx. Dans 
l'immedlat, ces objectlfs me semblent tout aussi importants 
et prioritaires que le processus d'adhesion a !'Union euro­
peenne. Seulement, a trop insister pour vivre rapidement le 
r€1ve europeen, on risque de compromettre tres serleuse­
ment et de maniere beaucoup plus dommageable et defini-
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tlve ces autres objectlfs de polltique exterieure. Certes, en 
adoptant une posltion reellste, ie Conseil des Etats, et ses 
membres les plus jeunes en particulier, courent le risque 
d'€1tre traltes de ringards. Ringard, ie Conseil des Etats? 
Peut-€1tre, si cela veut dire moins polltlque, plus proche de ia 
realite des choses et des projets susceptibles de passer la 
rampe, pl'At a respecter la voionte democratlque avec tout ce 
que cela impllque. 
II n'emp€1che qu'en refusant un debat tronque sur le proces­
sus d'integratlon, en acceptant de lalsser les auteurs de !'ini­
tiative a leur choix final, non seulement nous prouverons 
qu'en politique on peut dlre queique chose et le faire le 
lendemain, voire ie surlendemain - ceia s'appelle «credibl­
lite» -, mals nous prouverons egalement que le Parlament 
sait respecter les prerogatlves de l'executlf, fQt-ce a son 
corps defendant. Ce qui me fasclne et en m€1me temps m'ir­
rite dans ce debat, c'est la facilite avec laquelle on s'accro­
che aux slogans, sans voir ce qui se cache derriere. Alnsl, 
on entend et on entendra probablement ce matin encore de 
vibrants plaidoyers sur l'Europe sociale, l'Europe culturelle, 
l'Europe polltlque, sur ce que ces autres Europa devraient 
nous apporter en d~ d'une Europa purement economique 
et flnanciere. Mais a-t-on prls la peine d'examiner ce qu'est, 
au-deia de mots creux, !'Europa soclale et culturelle, ce 
qu'elle apporterait a la Suisse et ce que la Suisse peut lui 
apporter. M€1me l'Europe economique a parfois mal a sa 
Suisse. J'entends encore ies voix de certains «euroturbos» 
denoncer dans un secteur ou l'autre, l'eiectrlcite par exem­
pie, l'attitude de la France, d'autres pays europeens par 
rapport a certalns segments de l'economie: attltude protec­
tionniste, tricherle sous forme de subventlons deguisees, 
etc. Pourtant, les m€1mes n'ont pas d'etat d'äme quand il 
s'aglt d'adhesion. lls plebiscitent cette Europa qu'ils vene­
rent. 
t..:Europe va se faire, comme la Confederatlon s'est faite, 
ml!lme sl certalns parmi nous ont mls plus de 500 ans a s'en 
rendre compte, a l'accepter, a le revendiquer, au fli de l'his­
tolre, au fll du deveioppement de l'hlstolre, au fli du deveiop­
pement de la Sulsse et de la situatlon de l'Europe. 
En concluslon, helas pour les auteurs de l'inltlative, mais leur 
demande tombe mal, au mauvals moment, tant sur le plan 
polltique que chronologique. J'avais mol-m€1me signe leur 
initiative, maintenant ce serait sagesse que de l'oubller. Un 
contre-proJet, qui plus est lndlrect, n'a de sens que s'il per­
met de trouver un compromls avec les auteurs de !'Initiative. 
Or, ceia semble exclu au moment ou nous devons nous pro­
noncer. 
Ou alors ce contre-projet vlse a ancrer le but strateglque de 
l'adheslon dans une decision parlementaire. Cela est nou­
veau et ne me semble pas forcement correspondre a la 
volonte initiale du Conseil federal, lorsqu'II a concocte ce 
contre-proJet. Dans tous les cas, cela me semble exclu, en 
dehors d'un veritable examen de fond des probiemes qui se 
posent En effet, nous n'avons pas eu ce debat, obnublles 
que nous sommes par !'initiative ou, plus simpiement, parce 
que le fruit n'est pas mQr pour avoir ce debat. J'en veux pour 
preuve que tous ies contre-proJets presentes depuis six se­
maines demandent au Conseil federai de completer le rap­
port sur !'Integration sur de nombreux points essentlels 
avant que, ou afin que i'on solt en mesure de convalncre le 
peuple sulsse de dire oui a !'Union europeenne, seien un tl­
mlng de reformes qui raste encore a preciser. 
Pour toutes ces raisons, je suls non seulement oppose a 
!'initiative populaire, mais je suls egalement oppose a un 
contre-projet qul tombe tout aussl mal, dans la mesure ou 
l'on escamote une reflexion essentielle au rlsque de la com­
promettre, mais aussi dans la mesure ou l'on va mettre de la 
sorte a mal d'autres objectifs, on l'a deja releve, l'adhesion a 
l'ONU en particuller. 
J'interdls a quiconque de me taxer pour ce falt d'antleuro­
peen, d'eurosceptique ou Je ne sals. L:Europe ne vous ap­
partient pas, pas plus qu'a mol. Au-dela des grands dlscours 
et des effusions medlatiques, nous demandons des falts, du 
concret. Dans ce sens, nous avons demande a notre Com­
misslon de polltique exterieure d'empolgner le dossler sur 
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l'lntegratlon a bras-le-corps, ne seralt--ce qu'en constltuant la 
sous-commission pour les affalres de l'Europe, prevue dans 
notre reglement, mais qul n'exlste pas a ce Jour, afln que 
cette commission entre enfln dans tous les detalls de ce 
qu'impllque un rapprochement avec !'Union europeenne. 
Dans ce cadre, nous pourrons commencer a parler des mul­
tiples et complexes problemes qui nous ameneront a une In­
tegration dans runion europeenne, non pas mon Europa nl 
la vötre, mais bien la nötre. 

Berger Mlchele (R, NE): Au lendemaln du 21 mal 2000, 
nous pouvons dire que les accords bilateraux nous apporte­
ront les avantages attendus. A court et a moyen terme, les 
Sulsses ne souffriront en rlen dans leur vle quotldlenne 
d'une strategle qul lalsse notre pays en dehors des lnstltu­
tlons europeennes. A coup s0r, avolr les avantages d'une In­
tegration economique, sans payer le prlx des contraintes 
polltlques et sociales de l'Union europeenne, constitue un 
terme de processus securisant. Maintenant, l'economle a ce 
dont elle a besoin et nous savons que son soutlen a la pour­
sulte de !'Integration sera moins fort, parce que ses repre­
sentants l'ont dit 
Mais qu'on le veullle ou non, avec les accords bilateraux, la 
Sulsse s'est rapprochee de !'Europa. Ml!ime si l'adheslon est 
un objectlf strateglque, tant pour l'lnitlative des jeunes que 
pour le Conseil federal, eile n'en est pas moins devenue un 
projet en marche, comme vous l'avez dlt, Monsieur le Con­
selller federal, et ce projet lmplique la recherche de condl­
tlons favorables a l'adhesion et non !'Inverse. 
II y aura une Suisse de l'apres-21 mal 2000. Aujourd'hul, nous 
ne pouvons plus ignorer l'Europe. II taut donc que nous chol­
slsslons d'y aglr ou de la sublr. Nous savons que töt ou tard 
nous ferons partle de l'Europe, afln que les Etats-Unis d'Eu­
ropa s'lmposent face a l'Amerlque. Des lors, II nous appar­
tlent de deflnlr la place qua nous voulons y prendre. Notre 
pays a, dans ses valeurs fondatrlces, toutes les ressources 
pour cela: la democratle, le federallsme, le contrat soclal, le 
respect des diversites, mals II faudra encore beaucoup d'ex­
pllcatlons et de discussions pour amener une majorlte de 
Sulsses a echanger un peu d'lndependance contre le galn de 
nouveaux drolts au sein de l'Europe federale de demaln. 
Assurement, II raste un gros travall d'lnformatlon, de persua­
slon et de convlctlon a faire aupres des cltoyens sulsses, 
pour leur dire qua l'Europe que nous voulons ressemblera a 
notre Confederation, pour leur rappeler aussl que tout en ap­
partenant a un canton different personne d'entre nous ne re­
grette d'ätre suisse. Deja deux occaslons d'informer s'offrent 
a nous, mäme si alles n'ont pas un lien direct avec l'adhe­
sion a l'Unlon europeenne: le debat sur l'envol de soldats ar­
mes a l'etranger et la questlon de l'adhesion a l'ONU. Ainsl, 
2001 et 2002 sont des dates butoirs qua nous pouvons an­
noncer, car las Sulsses aiment savoir quand et comment 
cela se passera. Ce sera J'occasion de mener un debat sur 
la notion de solldarlte et sur la place de la Sulsse dans la 
communaute mondlale. Attendre qua l'Europe nous plalse 
completement avant de songer a s'en approcher est aussl 
absurde qua de refuser de s'engager polltiquement en 
Sulsse, sous pretexte que tout n'y est pas parfait 
l;enjeu du debat europeen est blen de reactiver cette flbre 
qul soullgne que le repll sur sol n'est pas la seule tac;on 
d'ätre sulsse. Et nous le repetons, la Sulsse paut apporter 
son experlence a !'Union europeenne, qu'II s'aglsse du fede­
rallsme ou de la protection des mlnorltes, car la Confedera­
tion est une construction polltlque. La recente relance par 
l'Allemagne d'une Europa federale ressemble beaucoup a la 
demarche entreprlse par les Confederes du XIXe siecle. 
Alnsl, II seralt bon d'ätre de la constructlon europeenne et 
contre nature de s'en abstenlr. II est valn de constater que 
l'Europe telle qu'elle est n'est pas teile que nous voudrlons 
qu'elle solt. Sa conflguration est l'enjeu auquel nous avons a 
prendre part. 
Pour parler aujourd'hul de l'Europe, II faut avoir de l'ambltlon 
certes, car il appartlent au pouvoir politique de donner des 
impulslons d'avenir, mais cette ambition dolt etre impregnee 

de reallsme politlque. II ne sert a rlen de. foncer tl!ite baissee, 
guide par une convlction a sens unlque et d'lgnorer les sen­
sibilltes differentes. L'.experlence de l'EEE doit nous le rap­
peler, Je vote sur les accords bllateraux aussi. SI l'analyse de 
ce vote nous permet d'asslster a un rapprochement entre las 
centres urbains de Sulsse alemanlque et la Suisse romande 
sur la necesslte d'un approfondlssement des relatlons avec 
runion europeenne, II n'en demeure pas molns que le deca­
lage est toujours present entre la Romandia et certalnes re­
glons alemaniques, ou le sceptlclsme est encore visible. 
Quant au Tessin, il a peur de l'ltalle voislne et ne veut pas 
trop s'avancer. 
II Importe donc, sl nous voulons accelerer le processus de 
decislon, qua l'elimination des dlfflcultes se fasse dans un 
cllmat de comprehenslon mutuelle. C'est a 1a lumll:lre de ce 
qua nous savons et des enjeux qui en decoulent que nous 
devons prendre nos declslons. L'.essentlel est d'avoir pour 
objectif l'adhesion a !'Union europeenne et de la reusslr. Le 
vote du Conseil national a montre une volonte d'ouverture. 
II raste a poursulvre sur sa lancee en votant nous aussi le 
contre-projet qul nous est soumis. Gardons ia fermete de 
notre engagement envers le but strategique de l'adhesion a 
J'Union europeenne. II nous appartient aussi de creer ·une 
majorlte en vue de retape ulterieure pour donner un elan 
qua le Conseil federal saura interpreter a sa juste valeur. 
Concemant l'initiatlve des jeunes, II taut se souvenlr que !'Ini­
tiative populaire demandant un second vote sur l'EEE a ete 
retlree. La deuxieme Initiative populalre deposee an 1996 a 
voulu maintenlr la presslon afln que le pays ne s'endonne 
pas. C'est a cet egard que !'initiative a voulu la concretisa­
tlon d'un calendrler et une reactlvation sans delal de la de­
mande d'adheslon. 
Malheureusement, le vote populalre sur cette initiative lnter­
vlent a un tres mauvais moment, juste apres le vote sur les 
accords bllateraux. Le peuple n'en veut pas et nous le falt 
savolr. A 1a decharge des auteurs de l'lnltletive, ce n'est pas 
de leur taute, c'est la taute au Consell federal et au Parla­
ment qul n'ont pas voulu qu'on en parle avant Je vote sur les 
accords bllateraux par soucl de la confusion, par paur du 
spectre de l'EEE. II ne fallalt surtout pas compromettre les 
accords bilateraux. Devant ce constat, on est obllge de con­
clure que le malntlen de cette initiative, dont nous parta­
geons les objectlfs, seralt une erreur strategique due a une 
absence de realisme polltique. Et un echec ne falt que re­
pousser l'echeance de son objectlf. 
De plus, cette Initiative a un defaut, II y a une erreur de re­
partltlon des competences. Salon la Constltutlon federale, II 
n'appartlent pas au peuple de se prononcer sur la qecision 
relative a l'ouverture de telles negoclations. La sagesse re­
commande donc le retralt de l'lnltlatlve, et cette action in­
combe a ses auteurs. Personnellement, et parce qua nous 
partageons l'objectif principal de l'lnitlative, qul demande de 
partlclper au processus d'lntegratlon europeenne, et qui vlse 
ensuite a l'adheslon a !'Union europeenne, nous soutien­
drons cette Initiative pour montrer notre attachement a cette 
cause, comme notre canton l'a si bien demontre tant en 
1992 que Je 21 mal demler. 
Comme le Conseil federal estlme qu'une partlcipation a 
!'Union europeenne est dans l'lnteret prioritalre de la 
Suisse, il est aussl d'accord avec le but strateglque de l'inl­
tlatlve. II a formule un contre-projet; c'est blen pour repren­
dre la dlrection des operations. II estlme que l'ouverture 
des negoclations ne devralt pas s'effactuer sous la con­
tralnte du temps, mals qu'elle doit etre le resultat d'un pro­
cessus de reflexlon s'appuyant sur une presentatlon 
complete des falts objectifs et des resultats obtenus dans 
l'lntervalle des negociations bilaterales de la Suisse avec 
!'Union europeenne. 
De m~me qu'une analyse des consequences d'une adhe­
slon presentee par le Conseil federal dans le rapport d'lnte­
gratlon en 1999, l'enjeu est desormals essentlellement 
polltlque. Depuls slx ans, un dlalogue democratlque perma­
nent est pratlque en mattere de politlque suisse d'lntegra­
tion, certes, avant tout pour la conclusion des accords 
bllateraux, mals auJourd'hul, II devient essentlellement polltl-
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que, clone plus sensible car II touche aux sentlments ldentl­
taires. 
Le contre-projet du Conseil federal amende par le groupe 
democrate-chretlen est une bonne formule. Certes, nous 
aurlons alme qu'un calendrler flgure, pan:e qu'un projet en 
marche dolt avoir des echeances claires. Mais s'obstlner au 
rlsque de tout perdre est suicidaire. Raster europhlle, c'est 
accepter que le but solt deflnl et mettre tout en oeuvre pour 
qu'a terme, le cholx de l'ouverture soft ratffle par une majo­
rlte. Refuser le contre-projet, c'est refuser de souscrire au 
but strategique de l'adhesion, c'est faire germer de serleux 
doutes quant a la volonte du Parlament de depasser l'appro­
che bilaterale. Or, las accords sectorlels ont ete negocles et 
conclus par las Europeens dans la perspectlve d'une adhe­
slon ulterleure. Bruxelles aura alors de serleuses ralsons de 
se mefler des promesses faltes par la Sulsse. Accepter le 
contre-proJet, c'est accepter un vaste debat rendu posslble: 
ne le refusons pasl Lalssons donc au Conseil federal le 
cholx du calendrler, mals donnons alors, par notre vote, des 
lndlcatlons precleuses quant aux prochalns pas a envisager; 
donnons-lul notre soutlen polltlque. 
Nous devons expliquer haut et fort aux citoyens qu'lls ne 
sont pleges nl par le Conseil federal, nl par une declslon 
d'ouvrlr le debat, nl sl le Conseil federal soutlent que le but 
politlque de radheslon auquel vise !'initiative populalre «Oul 
a l'Europel» marlte d'Atre soutenu parce qu'il correspond 
pour l'essentlel a la polltlque qu'II a suMe depuls 1991. Les 
conditlons pour approfondlr dans la serenite le debat euro­
peen sont creees par l'ouverture que le peuple sulsse a don­
nee, par cette percee vers l'exterieur que constltuent les 
accords bilateraux. Nous devons dire aux citoyens que l'ar­
tlcle 3 du contre-projet lalsse au Conseil federal la com­
petence de declder du moment de la reactlvatlon de la 
demande d'adheslon, en fonction des premieres experlen­
ces faltes apres I' entree an vlgueur des accords sectorlels 
entre la Suisse et !'Union europeenne, et sur la base des 
consultations en particuller du Parlament et des cantons. 
Par notre debat, nous devons rassurer les cltoyens et leur 
dire ou leur rappeler qu'ils sont amenes a se prononcer sur 
l'adheslon, mals qu'ils n'y seront lamals forces. 
Nous demandons au Conseil federal de ne plus parler de mo­
ratoire, parce que l'Europe s'approfondlra par la mlse en 
oeuvre d'une constltutlon europeenne. Elle s'etendra par son 
ouverture aux autres pays demandeurs. Nous lui demandons 
par contre d'expllquer avec volontarlsme et dynamisme tou­
tes les occaslons de rapprochement avec l'Unlon euro­
peenne. MAme si ce demler contlnue d'Atre sectorlel, nous 
savons que l'adheslon est lneluctable a terme et qu'il appar­
tlent a Ja polltique de donner des Impulsions necessaires pour 
attelndre cet objectif. La volonte d'ouvrlr le debat aujourd'hul 
en est une; la Jeunesse attend egalement une telle attitude de 
la part des autorltes politlques de notre pays. 

Marty Dick (R, 11): A en juger par le nombre de lettres, de 
coups de telephone, de messages electroniques, par le 
nombre d'lntervenants aujourd'hui, par le nombre de con­
selllers natlonaux presents pour suivre nos debats - et qul 
ne suivent pas les leurs - , Je dols conclure qua nous som­
mes en traln de declder de l'adheslon a l'Unlon europeenne. 
II me paralt des lors necessalre de remettre les points sur 
les petlts i. 
Nous sommes appeles a nous prononcer sur une Initiative 
populaire certes genereuse, mais s0rement intempestive et 
maladrolte. Et l'on parle d'un contre-projet qul n'est peut-Atre 
pas necessalre, qul ne slgnffle nullement - !'Initiative non 
plus d'allleurs - l'adheslon ä !'Union europeenne. De quoi 
s'agit-il vralment? Quel est l'enjeu aujourd'hul? Nous som­
mes en traln de parler de quelque chose qul rentre dans la 
competence, on pourralt mAme dlre excluslve, du Conseil 
federal: celle de fixer des objectlfs strateglques, c'est la tä­
che du Conseil federal; celle de savolr quand et comment 
ouvrlr et condulre des negoclatlons - Je dls blen des nego­
ciations - avec !'Union europeenne, cela est aussl de la 
competence du Conseil federal. 
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Le contre-projet a l'avantage, mäme s'll n'est pas neces­
salre, d'lnciter au retrait de rinitiatlve et d'evlter alnsl un af­
frontement qui me paralt lnutlle, mals surtout dommageable 
et qui provoquerait un autoblocage qul pourralt Atre domma­
geable pour notre pays. L:acceptatlon du contre-projet pour­
rait renforcer la positlon du Conseil federal dans las 
negoclatlons avec !'Union europeenne. Cela ne slgnlfieralt 
pas que le peuple sulsse est pour l'adheslon; cela signifleralt 
slmplement rsque le Conseil federal dlscute avec les 
autorltes de E, II pourrait dlre: «Notre Parlament est avec 
nous pour l'ouverture de negoclatlons avec vous.» II est evl­
demment clalr que le demier mot appartiendralt au peuple. 
II me paralt evident que le contre-projet presente sous forme 
d'arrAte federal simple ne soft pas soumls a votatlon popu­
lalre. Jusqu'a preuve du contralre, nous ne vlvons pas dans 
une democratie plebiscitaire. Le peuple et la democratie 
s'exprlmeront a la fln des negoclations. Dans la mesure ou II 
exlstera un projet d'adheslon, c'est a ce moment que le peu­
ple se prononcera. 
Aujourd'hui, il s'agft simplement de soutenir le Conseil fede­
ral en renfor<;ant sa position dans le cadre de negoclatlons. II 
ne s'agit nullement d'adheslon comme l'ont pretendu les 
nombreuses lettres et e-malls telecommandes qui nous ont 
ete expedles, et comme certains intervenants l'ont lalsse 
crolre tout ä !'heure. Le demler mot est evldemment au peu­
ple, mals pour que celul-cl puisse se decider, II faut qu'il y alt 
un projet, et pour qu'II y alt projet, II faut qu'il y alt une nego­
ciation. II est clalr pour tout le monde que les accords blla­
teraux ne sont pas une solutlon pour l'etemlte. L'.Union 
europeenne continuera, avec des hauts et des bas, ä se de­
velopper. Nous aurons de plus en plus de retard, parce que 
les accords bilateraux sont une sorte de statu quo, ce qui sl­
gnifle qu'lls devront necessalrement Atre mis a Jour tot ou 
tard. Pourront-ils l'Atre par d'autres accords bllateraux? Est­
ce que cela se fera en adherant a !'Union europeenne? Tout 
cela doll Atre negocle. Nous devons donner aujourd'hul no­
tre soutlen au Conseil federal pour condulre des negocla­
tions, II ne s'aglt de rlen d'autre. 

Spoerry Vrenl (R, ZH): Noch nie hat das Parlament einem 
nicht referendumsfählgen Bundesbeschluss als Gegenvor­
schlag zu einer Volksinitiative zugestimmt und damit des 
Volk ausgeschaltet. 
Was der Nationalrat genehmigt hat, Ist In der Geschichte un­
serer Volksrechte ein Novum. Erschwerend kommt dazu -
fOr mich ist das ein entscheidender Punkt-, dass der vorge­
legte Gegenvorschlag die bestehende rechtliche Situation in 
keiner Welse verändert. Es Ist aber gerade das Wesen eines 
Gegenvorschlages, dass er dle geltende Rechtsordnung 
modifiziert, wenn auch nicht unbedingt so weit gehend, wie 
dies die Initianten wollen, aber jedenfalls wahrnehmbar und 
erklärbar. Das Ist hier nicht der Fall. 
Der Gegenvorschlag belässt alles beim Alten. Es ist weiterhin 
der Bundesrat, der Verhandlungen aufnehmen kann, wenn er 
es fOr richtig erachtet, und weiterhin entscheidet auch er Ober 
den richtigen Zeltpunkt. Dieser Bundesbeschluss wiederholt 
lediglich, was ohnehin gilt Damit Ist er eigentlich kein Gegen­
vorschlag, wir geben nur vor, er sei einer. Aber wir können si­
cher sein, dass die Stimmberechtigten genau spüren, was 
hier vor sich geht Offensichtlich soll der Gegenvorschlag den 
Initianten helfen, ihre wohl hoffnungslose Initiative zurOckzu­
zlehen und dabei das Gesicht zu wahren. 
Für mich Ist das ein zu hoher Preis. Der Schaden, den die­
ses Vorgehen an unseren demokratischen lnstltutlonen an­
richtet, Ist schwerwiegend. Wenn es Schule macht, dass wir 
Deklamationen, welche an der geltenden Rechtsordnung 
nichts ändern, zu indirekten Gegenvorschlägen erklären, die 
der Volksabstimmung entzogen sind, nur um die Initianten 
zu besänftigen und unerwünschte Abstimmungen zu ver­
meiden, begeben wir uns nach meiner Meinung auf einen 
gefährlichen Pfad. 
Aus diesem Grund muss Ich den Gegenvorschlag In der 
Form eines nicht referendumsfählgen Bundesbeschlusses 
mit Entschiedenheit zurOckwelsen. 
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Dass Ich auch die Initiative ablehne, Ist klar. Wir alle slnd 
wohl vor wenigen Wochen vom «Rössli» Ober die «Sonne» 
zum «Löwen» durchs Land gezogen und haben uns Kir ein 
Ja zu den bilateralen Verträgen eingesetzt. Dabei habe Ich 
betont - die meisten von Ihnen sicher auch, Obrlgens In 
Übereinstimmung mit dem Bundesrat -, dass es sich bei 
diesen Verträgen um einen eigenständigen Schritt handle, 
der mit Bezug auf das weitere Vorgehen gegenQber der EU 
nichts präjudiziere. Weder sei mit den bilateralen Verträgen 
ein späterer EU-Beitritt vom Tisch, noch seien sie ein Zwi­
schenschritt zu diesem Ziel, sondern wir worden diese Ver­
träge In den nächsten Jahren In verschiedenen Etappen 
umsetzen. Dann, wenn sich die Auswirkungen voll zeigen, 
hätten die StlmmbOrgerinnen und Stlmmbarger Im Jahre 
2008 nochmals Gelegenheit, Ober die WelterKihrung dieser 
Verträge zu befinden, sofern sie dies wanschen sollten. Da­
mit Ist es uns wohl gelungen, auch dle EU-Skeptiker davon 
zu Oberzeugen, dass sie diesen Wirtschaftsverträgen zu­
stimmen können, ohne befürchten zu müssen, damit die 
Schleusen Kir einen raschen EU-Beitritt geöffnet zu haben. 
Diese Vorsicht hat sich In einem sehr deutlichen Abstim­
mungsergebnis, praktisch ohne «Röstlgraben», ausbezahlt. 
Daran, glaube ich, müssen wir uns heute erinnern. 
Deshalb bitte lch Sie, die Initiative zur Ablehnung zu emp­
fehlen und den Gegenvorschlag abzulehnen, weil das 
Festhalten an der gegenwärtig geltenden Kompetenzord­
nung fOr dle Zukunft nichts verbaut, auch nicht einen zukOnf­
tlgen EU-Beitritt. 

Hess Hans (R, OW): In Anbetracht des bereits Gesagten 
verzichte Ich auf mein Votum. Ich empfehle Jedoch den Kol· 
leginnen und Kollegen, sowohl die Initiative wie auch jede 
Art von Gegenvorschlag abzulehnen. 

Pflsterer Thomas (R, AG): Ich möchte nur einen zentralen 
Punkt herausheben, der meines Erachtens In der bisherigen 
Diskussion noch etwas zu kurz gekommen Ist. Ich habe den 
Eindruck, dass der Gegenvorschlag nicht nur Im Sinne des 
elndrOckllchen Votums des Herrn Kommissionspräsidenten 
lnhaltllch, sondern grundsätzlich rechtlich fragwOrdlg 1st. 
Wenn ich unsere Ordnung richtig verstehe, haben wir Im 
Rechtssystem unseres Parlamentes kein Institut des Grund­
satz- oder des Zielbeschlusses. Das gibt es bei uns nicht. 
Es gibt allenfalls die Leglslaturplanung, aber diese nehmen 
wir nur zur Kenntnls. Wir geben Ihr nicht einen zusätzlichen 
normativen Gehalt Von daher glaube Ich, dass es dieses 
Institut des Gegenvorschlages, wie er hier vorliegt, gar nicht 
gibt 
Man könnte jetzt ergänzend argumentieren, dass es Im Be­
reich der Aussenpolitik mehr Spielraum gebe, weil die Ver­
fassung von einer Betelllgung des Parlamentes an der 
«Gestaltung» der Aussenpolltlk spricht. Wenn wir dann aber 
das Geschäftsverkehrsgesetz konsultieren, dann ist min­
destens dort zu dieser Funktion nichts zu finden. Viellelcht 
wäre das etwas Kir das kOnftlge Bundesgesetz Ober die 
Bundesversammlung. Ich habe also rechtlich grosse Beden­
ken, ob das, was beschlossen werden soll, Oberhaupt zuläs­
sig Ist und in unserer Ordnung Sinn macht. 
DarQber hlnaus aber wäre es politisch unklug. Wo kämen wir 
hin, wenn die Eröffnung Jeder Verhandlung Immer noch eine 
Zustimmung des Parlamentes brauchen WOrde? Oder wo 
kämen wir auch nur hin, wenn alle wichtigen Verhandlungen 
zunächst Im Parlament Zustimmung finden müssten? Ich 
nenne als Beispiele den Uno--Beltrltt oder Militäraktionen zur 
Frledenserhaltung Im Ausland. Wollen Sie diese Konse­
quenz? WOrde das nicht letztlich dle Handlungsfähigkeit der 
Schweiz ganz entscheidend schwächen? Das kann nicht der 
Sinn des Gegenvorschlages sein. Ich meine also, er sei pro­
blematisch, und er sei Obrigens auch - das hat der Kommis­
sionspräsident am Rande erwähnt - verhandlungstaktlsch 
unldug. Wir legen uns fest, bevor die Verhandlungen geführt 
sind, und das wird die Situation unserer Verhandlungsdele­
gation nicht erleichtern. Der Gegenvorschlag zielt - so, wie 
er auf dem Ttsch Hegt - am Volk vorbei. Ich muss nicht wie-

derholen, was Frau Spoerry uns eindrOckllch vorgetragen 
hat Er Ist so nicht sinnvoll. 
Ein letzter Punkt: Nutzen wir die Chance unseres Zweikam­
mersystems! Diejenigen, die ein Signal nach BrQssel geben 
wollen, können auf den Nationalrat verweisen. Dort Ist das 
gemacht worden. Jetzt bauen wir die BrOcke von BrOssel In 
die Schweiz zurOck. Hier muss In den nächsten Jahren die 
Basisarbeit geleistet werden. «Le debat est lance», wie 
Monsieur Begueiln gewünscht hat Ich sage Ihnen das aus 
der Erfahrung eines Grenzkantons, des Kantons mit der 
nach Schaffhausen längsten unmittelbaren Grenze zur Bun­
desrepublik Deutschland. Es ist In den letzten Jahren auch 
In der grenzOberschreitenden Zusammenarbeit gewaltig viel 
gegangen, aber es braucht noch mehr, bis unsere Bevölke­
rung einen Schritt zur EU zu machen bereit Ist Davon bin 
Ich überzeugt Sie, Herr Bundesrat Delss, kennen jene Ge­
gend, von der Ich spreche. Es ist die Gegend, aus der Ihre 
Vorfahren stammen. Auch dort braucht es noch einiges, bis 
der Schritt gemacht werden kann. 
Ich empfehle Ihnen also auch, die Initiative abzulehnen und 
auf den Gegenvorschlag zu verzichten, einen Gegenvor­
schlag, der rechtlich fragwQrdlg Ist und demokratisch am 
Volk vorbei geht. 

Buttlker Rolf (R, SO): Ich muss Ihnen als Präsident der 
Kommission, welche die Leglslaturplanung 1999-2003 be­
handelte, etwas zu dem sagen, was der Bundesrat im Be­
richt Ober die Legislaturplanung bezOglich der Europapolitik 
geschrieben hat und was für eine EU-Politik er nun eingelei­
tet hat. 
Die Politik muss in der direkten Demokratie glaubWOrdlg 
sein, Herr Bundesrat. Dabei Ist wichtig zu wissen, dass man 
die politische GlaubWOrdlgkeit nur einmal verspielen kann. 
So gesehen muss Ich heute mit Besorgnis feststellen, dass 
der Bundesrat drauf und dran Ist, zusammen mit der natlo­
nalrätlichen Kommission und zum Tell mit dem Nationalrat 
seine europapolitische GlaubwOrdlgkelt zum Schaden fQr 
unser Land zu verlieren. Wer nach einem Abstimmungster­
min nicht genau das macht, was er im Abstimmungskampf 
dem Volk gesagt hat, muss sich nicht wundern, wenn die 
EU-Politik der Schweiz Ins Schleudern gerät und schluss­
endlich auf dem Pannenstreifen des «Nichts geht mehr» lan­
det. 
Was in sich widerspruchslos und innerllch wahr ist, das ist 
so einfach, dass ein Kind es versteht, sagte einmal Rathe­
nau. Aber die EU-Azlmuteinstellung des Bundesrates seit 
dem Abstimmungssonntag versteht nun wirklich niemand 
mehr lm lande. Vor allem die Gegenvorschlags-Orgie nach 
dem Motto «Wer hat noch nicht, wer will auch noch eine Se­
mantikObung machen» hat viel zur Verunsicherung und Ver­
ärgerung unserer Bevölkerung beigetragen. 
Dass die Initiative «Ja zu Europa!» im Interesse unseres 
Landes am besten zurOckgezogen wOrde, Ist eigentlich allen 
klar. Aber es Ist wohl auch hier davon auszugehen, dass 
pragmatische Vernunft in der EU-Politik der Schweiz gegen 
eine proflllerungssQchtige Alles-oder-nichts-Politik ohne Re­

muss. So bleibt den BeKirwortern einer 
lltik heute nichts anderes Obrlg, als die 

Volksinltlatlve «Ja zu Europa!» kurz und bOndig abzulehnen. 
Denn elne sorgfältige Sltuationsanalyse Kihrt immer wieder 
zur gleichen Schlussfolgerung: In der jetzigen Situation Ist 
auch ein Gegenvorschlag nicht das richtige Rezept 
Was soll ein Gegenvorschlag konkret bringen, Herr Bundes­
rat? Welche zählbaren Resultate soll ein Gegenvorschlag 
bewirken? Es Ist doch vielmehr so, dass diejenigen, die Im­
mer nur dem WOnschbaren - EU-Beitritt subito - nachren­
nen, am Schluss selbst das nicht erreichen, was eigentlich 
machbar wäre, nämlich auf der Basis der bilateralen Ver­
träge unser Verhältnis zur EU weiterzuentwickeln und uns 
vorläufig alle Optionen offen zu halten. Dieser Weg ist zwar 
nicht spektakulär, aber klug, kohärent, glaubwürdig und 
nachhaltig. 
Ich frage mich auch, wie der Bundesrat plötzlich zu einem 
Gegenvorschlag kommt, dessen Inhalt - vor allem die Aktl-
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vierung des EU-Beitrittsgesuchs - im Bericht Ober die Legis­
laturplanung 1999-2003 Oberhaupt nicht erwähnt wurde. 
Wie kommt der Bundesrat plötzlich zur Absicht, eine ra­
schere Gangart In Bezug auf die EU-Beitrittsfrage einzu­
schlagen? 
Es war halt doch - das ist meine Vermutung - das unerwar­
tet gute Ergebnis bei der Abstimmung über die bilateralen 
Verträge, das den Bundesrat zum Gegenvorschlags-Hilft­
schuss verführt hat. Aber denken Sie daran, Herr Bundesrat: 
Bei aussenpolltlschen HOftschOssen Ist man 'ZWN schnell, 
aber man trifft eben auch schlecht. Lehnen wir also die 
Volksinitlatlve «Ja zu Europa!», aber auch die unnötigen Ge­
genvorschläge ab, sonst müssen wir alle - das gälte dann 
eben auch für den ständerat - dem Volk erklären, warum wir 
In der helvetischen EU-Politik vor der Abstimmung Ober die 
bllateralen Verträge Im Zlck- und nach dem Umengang im 
Zack-Kurs fahren. Ich befürchte, dies kann dem Bundesrat 
und dem Parlament ohne Glaubwürdlgkeitsverlust nicht ge­
lingen. 

Souveränitätsrechte wir im Falle eines Beitritts abgeben 
müssen, und viele andere Fragen mOssen auf den Tisch ge­
legt werden. Sicher ist eines: Welchen Entscheid wir auch 
fällen, die Konsequenzen sind einschneidend, und die 
Schlüsselfrage reduziert sich auf den Punkt, was uns mehr 
Wohlbefinden und mehr Prosperität bringt 
Für mich Ist es nachgerade tragisch, dass die Beitrittsbefür­
worter sich In blindem Eifer das eigene Grab schaufeln und 
Bundesrat und Parlament in eine Sackgasse fOhren. Wer 
heute etwas anderes als Nein zu dieser weder staatspoli­
tisch noch psychologisch vertretbaren Initiative sagt, leistet 
den EU-Gegnern, den Staatsverdrossenen und dem Miss­
trauen In die Behörden, das In weiten Kreisen zu beobach­
ten ist, nur Vorschub. Dies schafft ein Klima der De­
stabilisierung, in welchem mutige Schritte oder Reformen 
von vornherein zum Scheitern verurteilt sind. 
Die Grande, weshalb Ich zum Gegenvorschlag auch Nein 
sage - sowohl zu Jenem des Bundesrates wie auch zu dem 
des Nationalrates -, sind vlelfältig. Zum einen Ist ein Be­
schluss zum heutigen Zeitpunkt unnötig, es wurde schon oft 

Forster-Vannlnl Erika (R, SG): Bedauerlicherweise hat das gesagt Dann habe Ich aber auch Inhaltliche Grande. 
Ja zu den bilateralen Verträgen nicht Brackan gebaut, son- Schauen Sie sich doch den Inhalt des natlonalrätllchen Ge­
dern alte Gräben unverzüglich wieder aufbrechen lassen. genvorschlages einmal genauer an. Fragen Sie sich nach 

· Gewiss, wir müssen In den kommenden Jahren die Grund- der «Idee de manoeuvre». Was wollen wir mit einem weite­
satzdebatte Ober die Zukunft unseres Landes führen. Wir ren Bericht Ober die Auswirkungen eines EU-Beitrittes an­
haben das nämlich, so meine Ich, in den letzten zehn Jahren fangen? Wir kennen mlttlerwelle die Auswirkungen in 
trotz der Revision der Bundesverfassung, der 700-Jahr- und Ansätzen. Was wir Indessen nicht kennen, Ist die Verhand-
der 150-Jahr-Felern nicht mit der notwendigen Emsthaftlg- lungsplattform, mit welcher der Bundesrat dereinst in Bras-
keit getan. sei antritt. Was soll für die Schweiz speziell ausgehandelt 
Die Grundfrage Ist Wie kann und soll dieses Land regiert werden? Gibt es fQr den Bundesrat so genannte K.o.-Krite­
werden? Welche Zlele hat es mit welchen Instrumenten zu rlen? Wenn also das Parlament den Bundesrat schon unter­
verfolgen? Dass die Rezepte aus dem kalten Krieg überholt stützen soll, dann möchte Ich doch auch etwas In dieser 
sind, scheint klar. Leider zeigt sich Jedoch, dass wir lnsbe- Hinsicht wissen. Einen Blankoscheck möchte ich nicht aus­
sondere in der Aussenpolltlk konsequent vergessen, was · stellen. 
das Ziel Ist: der Uno-Beitritt, der EU-Beitritt, die bilateralen Ein weiterer Grund Hegt bei Artikel 2 Absatz 2 des natlonai­
Verträge? - Ich meine: Nein. Das Ziel steht In der Verfas- rätlichen Gegenentwurfs. Wer definiert die Interessen des 
sung klar umschrieben; es Ist die Förderung der gemelnsa- Landes? Wer sucht sich die Gebiete für den «vorausellen-
men Wohlfahrt. den» Gehorsam aus, und dies, ohne sicher zu sein, ob der 
Aussenpolltik ist ein Mmel das im Dienste der Interessen- Beitritt dereinst vor dem Volk Gnade finden wird oder nicht? 
wahrung der Schweiz zu stehen hat. Wenn wir zur Wahrung Ist der umge~hrte Weg nicht der bessere? Ich möchte 
der Souveränität dort mitreden und mitgestalten müssen wo Ihnen dazu etn Beispiel zur Illustration geben. Mit dem 
die wegweisenden Entscheide fQr die Völkergemelnsdhaft Vorentwurf für ein neues Rechnungslegungsgesetz gab der 
fallen dann Ist es Zelt den EU-Beitritt an die Hand zu neh- Bundesrat ausdrackllch den Auftrag, unsere Vorschriften Je-
men. 'ooch dafOr mass'en wir gerastet sein. nen der EU anzupassen. Das Ganze hätte enorme steuerll-
Denn wenn ein Bergführer sein Team am Fuss des Berges ehe Auswirkungen und würde einen riesigen Aufwand fOr die 
zu sehr antreibt, wenn er Ihm seinen Rhythmus den Rhyth- Unternehmungen, vor allem fOr die KMU, bedeuten. Wir gä-
mus des geObten Berggängers, aufzwingt, wird ~r bald ohne ben bereits heute einen Wettbewerbsvorteil auf, und dies 
seine Thlppe aut halber Strecke umkehren müssen. Das Ist Jahre bevor ein Beitritt spruchreif Ist. 
1992 bei der Abstimmung Ober den EWR-Beltrltt geschehen. Sagen wir deshalb Nein zu einer hektischen Gesetzesan­
Unverhofft hat der Bundesrat Im Zeitraum von nur drei Jah- ~ungsmaschlnerle. Das haben wir, so meine Ich, nicht 
ren seine Position gewechselt und Ist Im Eiltempo auf ein nötig. 
Tralnlngslager «EWR II» zugesteuert, mit dem erklärten Zlel, 
der EU beizutreten. 
Der Weg zurilck war langsam und mQhsam, bis endlich mit 
den bilateralen Verträgen am 21. Mal dieses Jahres der 
Schritt der Schweiz zur Normalisierung der Beziehungen zu 
unseren Nachbarstaaten getan werden konnte. Zwar han­
delt es sich dabei Inhaltlich um reine Wirtschaftsverträge. Ihr 
politischer Wert far das Ansehen unseres Landes Ist aber 
dank des Qberaus erfreulichen Abstimmungsresultates un-
vergleichlich höher. 
Ohne Zweifel Ist die Frage des EU-Beitritts eine der wichtig­
sten Debatten fQr unser Land, In polltlscher und wirtschaftli­
cher, aber auch In kultureller und moralischer Hinsicht Sie 
muss aber geführt werden ohne Druck durch hängige Initiati-
ven und erneute Volksabstimmungen darilber, ob der Bun-
desrat Oberhaupt verhandeln soll oder nicht. Einmal ist es 
staatspolitisch genauso fragwQrdlg, den Bundesrat via Ver-
fassung aufzufordern, unverzQgllch Beitrittsverhandlungen 
aufzunehmen, wie Ihm solche Verhandlungen zu verbieten, 
wie dies auch schon begehrt und vom Souverän verworfen 
wurde. 
Die Fragen, welche Veränderungen wir In unserer Wirtschaft 
in Kauf nehmen müssen, wenn wir draussen bleiben, welche 
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Leumann-Wllrsch Helen (R, LU): Obwohl oder vlellelcht 
gerade well Ich überzeugt bin, dass wir zu Europa gehören, 
muss Ich heute zu Initiative und Gegenvorschlag Nein sa­
gen, denn sie kommen Im allerdammsten Moment. Ich kann 
mich sämtlichen Argumenten meiner Vorredner anschlies­
sen und deshalb auf weitere Wiederholungen verzichten. 

Die Beratung dieses Geschätles wird unterbrochen 
Le debat sur cet objet est /nterrompu 
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Lombard! Filippo (C, Tl): II 21 magglo 2000 non abblamo 
solo accettato gll accordl bilateral! con l'Unione europea. Ab­
blamo - credo lo - colmato un fossato ehe sulla questlone 
europea divideva dolorosamente la SVlzzera fin dal 1992. II 
superamento dl quelle ehe moltl chiamano «Röstigraben» 
dev'essere salutato con particolare soddisfazlone. Deve es­
sere motlvo dl orgogllo per II Conslglio federale, II Parla­
mente, Je forze polltlche, economlche e sindacali dl queste 
paese essere riuscltl a ritrovare un consenso nazionale su 
questa questlone. Che eslsta ancora quelle ehe alcuni 
hanno chlamato un «Polentagraben» per quante rlguarda II 
mlo cantone, e un problema ehe cl preoccupa ma ehe spe­
rlamo trovera soluzlone nell'appllcazlone delle misure dl ac­
compagnamento nel corso del prossiml annl. 
E opportune adesso mantenere nel nostro paese queste 11-
vello di consenso ehe abblamo potuto ragglungere sulla 
questlone europea. ln queste sense non e slcuramente op­
portune chiedere lmmedlatamente ai nostrl conclttadini di 
pronunclarsl su un altro passo importante come sarebbe 
quelle dl una adeslone all'Unlone europea. E dunque lnop­
portuna l'inlziatlva popolare «Sl all'Europal» ehe ci trovlamo 
a dlscutere, anche se non puo esseme fatta colpa ai promo­
terl per II tlmlng al quale siamo confrontatl e al quale sono 
statl confrontatl a loro volta. 
Altrettanto Inopportune sarebbe ehe II nostro Parlamente 
raccomandasse al popolo l'accettazlone dl questa lnlzlatlva, 
e In queste sense non cl e placluta la provocazione ehe e ve­
nuta dalla Commlsslone degll affari esteri del Conslgllo na­
zionale. Tuttavia non slamo qui per esprlmere dei 
risentimentl personal!, bensl per cercare - appunto nell'inte­
resse del nostro paese - dl mantenere e salvaguardare que­
ste consenso. Lo sforzo ehe dunque e state fatto dal 
Conslgllo nazionale dl raggiungere una poslzlone di compro­
messo attorno ad un controprogetto ehe possa permettere 
dl evltare una votazlone popolare ehe spaccherebbe ancora 
una volta il nostro paese, merlta dl essere salutato. II teste 
emerse dal dlbattlto aJ Conslgllo nazionale puo ancora non 
essere dl lntera soddlsfazlone del Conslgllo degll statl; lo 
stesso avrel forse da suggerire qualche emendamento per-
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sonale, e so ehe parecchi colleghl ne hanno. Per poter ml­
gllorare pero queste teste, per poter cercare In tuttl I modl dl 
mantenere queste consenso nazionale, e lndlspensablle en­
trare in materia su queste controprogetto. Pol potremo dlscu­
tere, potremo cercare ancora ulteriorl elementi di compro­
messo. Potremo cercare in ognl modo dl mandare un mes­
sagglo posftivo al paese. 
In queste senso esprlmo la mia adesione al messaggio ehe 
respinge l'lnlzlativa popolare «Sl all'Europal», ma vi chledo 
nel contempo di entrare In materia su un controprogetto del 
quale potremo ancora dlscutere I dettagli, ma ehe presenta II 
vantagglo dl salvaguardare ll consenso nazionale. 

Hofmann Hans (V, ZH): Es gibt Leute In unserem Land, f!lr 
die ein EU-Beitritt das höchste Ziel Ist, und sie möchten 
möglichst rasch oder gar sofort der EU beitreten. Sie bilden 
meines Erachtens eine relativ kleine Minderheit Ich gehöre 
nicht zu ihr. 
Dann gibt es eine vielleicht etwas weniger kleine Minderheit, 
fOr die ein Beitritt zur EU Oberhaupt nicht Infrage kommt, we­
der heute, noch morgen, sondern gar nie. Zu denen gehöre 
Ich auch nicht. Das sind die beiden Extrempositionen. Da­
zwischen gibt es zwei grosse Gruppen, die sehr nahe bei­
einander Hegen: Die einen sind grundsätzlich fOr einen EU­
Beitritt, aber nicht Im heutigen Zeitpunkt, sondern erst, nach­
dem genügend positive Erfahrungen mit den bllateralen Ver­
trägen vorliegen. Sie respektieren mit dieser Haltung auch 
das Nein des Schwelzervolkes zum EWR vor acht Jahren. 
Bel den anderen Ist der Denkansatz umgekehrt: Sie sind 
grundsätzlich gegen einen EU-Beitritt, bleiben aber offen fQr 
die Zukunft, denn wie die Situation z. B. In zehn oder fünf­
zehn Jahren aussehen wird, welss heute niemand. Sie 
schliessen also einen späteren Beitritt, sollte ein solcher 
Land und Volk zum Vorteil gereichen, nicht aus. Zu dieser 
Gruppe gehöre Ich. 
Diese beiden letztgenannten Gruppen bilden meines Erach­
tens zusammen die deutliche Mehrheit des Schwelzervol­
kes, und diese deutliche Mehrheit kommt sich heute 
verschaukelt - um nicht zu sagen: betrogen - vor: verschau­
kelt vom Bundesrat und vom Nationalrat, aber - so hoffe Ich 
instänclfg - nicht auch noch vom Ständerat. 
Ich habe mich - wie Sie alle - fOr die bilateralen Verträge 
eingesetzt. Im Vertrauen auf den Bundesrat habe Ich dessen 
Beteuerungen, die auch meiner Überzeugung entsprochen 
haben, weitergetragen: in Presseartikeln, an Veranstaltun­
gen und In vielen persönlichen Gesprächen. Ich habe dabei 
Jeweils versichert, dass die bilateralen Verträge nichts mit ei­
nem allfälllgen EU-Beitritt zu tun hätten, kein Schritt In Rich­
tung Beitritt seien und sich die Frage eines EU-Beitrittes 
mindestens in den nächsten acht Jahren - so die Aussage 
eines Bundesrates - nicht stelle. 
Die Leute haben mir geglaubt, Ich konnte viele Skeptiker 
Oberzeugen. Sicher habe ich - wie Sie alle In Ihren Kanto­
nen auch - einen bescheidenen Beitrag dazu geleistet, dass 
Im Kanton Zürich den bilateralen Verträgen mn einer Mehr­
hett von 70 Prozent zugestimmt worden ist 
Heute sollte ich nach dem Willen des Bundesrates und des 
Nationalrates wortbrQchig werden, sollte kurz nach diesen 
dem Volk abgegebenen Zusicherungen einen EU-Beitritt als 
Ziel In einem Bundesbeschluss - also praktisch auf Geset­
zesstufe - festhalten. Das kann Ich nicht, und das will Ich 
nicht! 
Ich möchte, hoffentllch zusammen mit einer grossen Mehr­
heit unseres Rates, mein Wort halten und eben nicht wort­
brQchlg werden. Ich werde deshalb den vom Nationalrat 
beschlossenen, aber auch jeden anderen Gegenvorschlag 
in dieser Richtung ablehnen. Sowohl der bundesrätllche wie 
der natlonalrätllche Gegenvorschlag enthalten ohnehin nur 
Allgemeinwissen und Selbstverständllches. Dass es das 
strategische Ziel des Bundesrates ist, der EU beizutreten, 
weiss nicht nur die ganze Schweiz, sondern ganz Europa Er 
hat ia ein entsprechendes Gesuch In BrOssel eingereicht, 
das zurzeit sistiert ist. Dass der Bundesrat die Vor- und 
Nachteile eines Beitrittes abklären muss, Ist seine urelgens-
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te Aufgabe; dass er es Ist, der Ober den Zeitpunkt der Ver­
handlungsaufnahme zu entscheiden hat, entspricht völlig 
unserer Rechtsordnung, der Kompetenzverteilung zwischen 
Exekutive und Legislative. 
Was jenen Teil des Gegenvorschlages betrifft, der das stra­
tegische Ziel des Beitrittes zur EU festschreiben will, so soll­
ten wir diesen, wenn schon, in einem direkten Gegen­
vorschlag ebenfalls dem Volke vorlegen. Das wäre glaub­
würdig und mutig! Es geht dabei ja wirklich um die wichtigste 
Frage, die unser Land seit Bestehen unserer Bundesverfas­
sung zu entscheiden hatte und auch in der weiteren Zukunft 
je zu entscheiden haben wird. 
Die Volkslnitlative verlangt per Verfassung die unverzügliche 
Aufnahme von Beitrittsverhandlungen und damit den ra­
schestmögllchen Beitritt. Der Gegenvorschlag würde ledig­
lieh das Ziel eines EU-Beitrittes In der Verfassung veran­
kern - ohne Zeitvorgabe. 
Vielleicht würde das Volk die Initiative ablehnen, zum strate­
gischen Ziel aber Ja sagen, und der Bundesrat ginge ge­
stärkt aus dieser Abstimmung hervor. Er könnte an seiner 
Europapolltlk voll und ganz festhalten. Vlellelcht würde das 
Volk aber zur ln!Hatlve und zum Beitrittsziel Nein sagen, 
dann milsste der Bundesrat seine Europapolitik grOndllch re­
vidieren. 
Elgentllch würde mich das Ergebnis einer solchen Volksab­
stimmung sehr Interessieren. Als Standesvertreter würde ich 
das Abstimmungsergebnis meines Kantons, wie auch Immer 
es ausfallen würde, loyal vertreten. Aber diesen Mut haben 
wir alle nicht, weder der Bundesrat noch die Befürworter 
oder die Gegner einer Integration in die EU. Das Risiko einer 
solchen Volksbefragung ist wohl beiden Selten zu gross. Ge­
nau deshalb dürfen wir den Souverän Jetzt nicht mit einem 
indirekten Gegenvorschlag hintergehen und ohne Mitspra­
chemöglichkeit des Volkes das Ziel eines EU-Beitrittes auf 
Gesetzesstufe festschreiben. 
Es ist das gute Recht des Bundesrates, den Beitritt zur EU 
als sein strategisches Ziel zu bezeichnen, obwohl der Beitritt 
fQr sich genommen Ja kein Ziel sein kann, sondern allenfalls 
ein Mittel zur Erreichung des Ziels oder ein Mittel zum 
ZWeck, wie Ihn uns unsere Bundesverfassung in Artikel 2 
Absätze 1 und 2 vorgibt: ccDle Schweizerische Eidgenossen­
schaft schützt die Freiheit und die Rechte des Volkes und 
wahrt die Unabhängigkeit und die Sicherheit des Landes.» 
Und: ccSie fördert die gemeinsame Wohlfahrt, die nachhal­
tige Entwicklung, den Inneren Zusammenhalt und die kultu­
relle Vielfalt des Landes.,. 
Es wäre geradezu die Pflicht des Bundesrates, Beltrittsver­
handlungen mit der EU aufzunehmen, sollte er zum Schluss 
kommen, dass mit einem Beitritt zur EU diese hehren Ziele 
besser gewährleistet sein könnten. 
Meines Erachtens Ist dies zum heutigen Zeitpunkt nicht der 
Fall. Diese Aufgabe, diese Pflicht, aber auch diese Verant­
wortung des Bundesrates sind so klar wie die Tatsache, 
dass heute Donnerstag Ist Eine solche Klarheit und Selbst­
verständllchkelt aus rein taktischen Gründen, nur um den 
Rückzug einer Initiative zu erreichen, auf Gesetzesstufe fest­
halten, das darf unser Rat nun wirklich nicht tun. 
Ich bitte Sie deshalb, nicht nur die Volksinitiative zur Ableh­
nung zu empfehlen, sondern auch diesen wirklich unnötigen 
und - Ich sage das bewusst - auch unwürdigen Gegenvor­
schlag wuchtig abzulehnen. 

Eplney Simon (C, VS): C'est parce que nous voulons 
oeuvrer ä 1a coheslon du pays, plutöt qu'ä sa dechlrure, et 
que nous voulons mettre ä proflt le temps de l'apres-bllatera­
les pour convalncre au Heu de dlaboliser l'autre, que notre 
groupe, dans ce Conseil, a examlne dans la serenlte ses di­
vergences de vue Internes. 
A l'lnstar d'autres groupes lssus des partls gouvernemen­
taux, nous ne sommes guere dMses sur l'objectlf strategl­
que, mals sur la necesslte d'ancrer ce dernler dans un 
contre-projet lndlrect. Aucun membre de notre groupe ne re­
nle, en effet, l'ldeal de paix et de solldarlte, lncarne par les 
Adenauer, de Gasperl ou Schuman, qul nous a valu une ere 
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de paclflcation et de prosperlte en Europe. La donne ac­
tuelle, II taut malheureusement le reconnattre, offre toutefois 
aux adversalres non seulement de l'lnltlatlve dont nous som­
mes, mals encore aux opposants au contre-projet des argu­
ments non denues de pertinence. Le souveraln, par son vote 
clalr, a en effet pleblscite le passage obllge que represente 
le bllaterallsme. Creer un contre-proJet pourrait, a leur avis, 
susciter la confuslon et entamer la credlblllte tant du Parla­
ment que du Conseil tederal. Lorsqu'on slgne un contrat, dl­
sent-lls, c'est pour le respecter. La Sulsse dolt donc d'abord 
experlmenter les accords bllateraux avant de s'engager en 
directlon d'une adhesion. Flger dans un anite federal l'ob­
Jectlf strateglque revlendralt, ä leur avls, ä desservlr le 
deuxieme round probable des negoclatlons bilaterales. 
La commlsslon du Conseil national, certalns l'ont rappele 
hier, porte une responsablllte certalne par son vote arrogant 
Elle a crispe les fronts. Elle a provoque des reponses cin­
glantes qui empAchent dorenavant ses auteurs de se deju­
ger. La commission du Conseil national nous a, en d'autres 
termes, prlves d'arguments decisifs pour offrlr pendant cette 
session une alternative pour calmer le Jeu. Pour les par­
tlsans du contre-projet dont je suls, II n'est pas dans nos 
Intentions de nous approprler le succes des accords bllate-­
raux pour forcer la main au destin par Ideal europeen, par 
deceptlon politique ou par lmpatlence economique. Nous 
sommes conscfents que la Sulsse dolt apprlvolser l'Europe 
en experimentant en prlorlte les accords bllateraux et qu'II 
faut veiller ä ne pas compromettre les votatlons futures sur 
l'ONU, les soldats armes a l'etranger ou la presence etran­
gere en Sulsse, echaudes que nous avons ete dans le 
passe par les echecs sur l'Espace economtque europeen, la 
naturallsatlon facilitee des Jeunes etrangers, les casques 
bleus ou rassouplissement de la lax Friedrich. 
Nous regrettons toutefols ce refus de certalns de donner une 
porte de sortie ä une Initiative louable, bien que maladrolte, 
mals qul par son contenu legltlme l'action gouvernementale 
que le Parlament n'a Jamals contestee jusqu'ä ce jour. Nous 
deplorons qu'une partle non negllgeable de la Jeunesse de 
ce pays rlsque d'Atra desavouee alors qu'elle partage un ob­
Jectlf du Gouvernement, mais aussi lndlrectement du Parla­
ment. 
Sans contre-projet, mAme peu consistant, l'lnltlatlve court a 
l'echec. Un camouflet seralt interprete par !'Union euro­
peenne comme un revirement de l'amorce d'ouverture que 
nous venons de voter, et eile fraglllseralt notre pos!Hon dans 
le cadre des accords dont nous avons besoln pour repondre 
notamment a l'lmmlgratlon clandestlne, au crime organise, 
au terrorisme International, alnsl que pour faclllter la libre cir­
culatlon des servlces. 
A Yalta, les Allles ont dO faire barrage a l'expansionnlsme 
sovletlque. Demaln, nous serons vraisemblablement ame­
nes, de concert avec l'Union europeenne, ä faire front ä l'ex­
panslonnlsme economlque et culturel des Etats-Unis. Des 
lors, je vous lnvite instamment, non pas ä vous dejuger, mals 
ä faire un pas en dlrectlon de celles et ceux qul ont des ral­
sons tout aussi legitimes que vous de soutenlr ce contre­
projet, non contralgnant et depourvu de toute echeance. 
La Sulsse vit de l'alchlmie entre ses diverses senslbilites. Le 
Parlament porte des lors la responsablllte de trouver un ehe­
min raisonnable qul prenne en compte les aspirations legiti­
mes de chaque camp. Le Conseil des Etats a notamment 
pour mlssion de preserver les interAts des mlnorltes, de res­
pecter les dlfferences et d'eviter une nouvelle confrontation 
populaire. En brlmant les auteurs de !'initiative, vous provo­
querez egalement les partisans d'une adheslon par etapes, 
ä long terme. Vous allez dMser ä nouveau le pays en refu­
sant un compromls, alors que vous savez que la Sulsse 
n'adherera pas aussl longtemps que l'Unlon europeenne 
n'aura pas regle sa crisa federallste, et qu'en definitive, le 
peuple aura toujours le demler mot 
Enfln, II n'est pas exclu d'lmaglner qu'un des qulnze mem­
bres pulssent Atre amene ä refuser les accords bllateraux au 
vu du resultat de notre vote ou sur la base du sort qul sera 
reserve a !'initiative «Oui ä l'Europel» sl eile est votee rapl­
dement. 
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Bien sar, en bons democrates, nous nous incllnerons, mals 
avec amertume, devant la lol du nombre, surtout lorsqu'elle 
falt la force des falbles. Pour nous, le temps n'est pas aux la­
mentatlons, mals a l'actlon pour convalncre les d~us de 
l'Europe de ne pas jeter le bebe avec l'eau du baln. 
Des lors, j'en appelle a votre sagesse pour rejoindre un con­
tre-projet «light» confonne a notre culture politique et indis­
pensable a la consolldation de la coheslon nationale. 

Langenberger Christiane (R, VD): Je ne voteral pas le cas 
echeant pour flnltlative des jeunes, trop consciente qu'II ne 
faut pas mettre la charrue avant les boeufs. Nous devons 
d'abord debattre des condltlons a respecter de part et 
d'autre en cas d'adheslon et surtout, nous avons le droit 
d'observer comment evolueront les accords bllateraux. 
II faut esperer que les auteurs de !'Initiative auront la sa­
gesse de la retlrer, qul rlsque d'aller a fin contraire de leur 
objectlf, et de non seulement sublr un revers en cas de vota­
tlon, mals de dlvlser notre populatlon tout en nous entratnant 
dans une glaclatlon de nos rapports avec l'Europe. 
Aussl, je crols lmportant de prendre nos dlstances par rap­
port a cette Initiative et de nous concentrer sur nos respon­
sabilites de parlementalres, c'est-a-dire de replacer le debat 
sur le terrain de notre polltique etrangllre. En cas de votation 
et de rejet probable de l'lnltiative, comme en cas de retralt, 
nous devrons pouvolr rappeler que nous n'avons Jamais d&­
savoue une polltlque defendue par le Conseil federal dans 
tous ses rapports offlclels qul stlpule que l'objectif strategl­
que est une adhesion a !'Union europeenne. Nous ne nous 
ecartons en rien du tlmlng des bilaterales nl ne vlolons la de­
clsion de nos concltoyens. 
Que penseraient en effet nos partenalres des accords bllate­
raux s'lls apprenalent demaln que le Parlament desavoue 
une strategle d'lntegration a long terme du Conseil fedaral, 
pulsqu'II refuse de s'y rafarer ou de le rapater dans un con­
tre-projet strategique d'intagration, pourtant admis de part et 
d'autre durant la negoclation? Comment pourralent-ils, ces 
partenaires europeens, faire conflance, sl une suite est don­
nee aux accords bllateraux, a un Gouvernement parellle­
ment musele? 
Je crols que Mme Spoerry dlsalt hier que ce contre-projet 
n'etalt pas valable parce qu'll n'apportalt aucun changement 
Face au debat que nous menons actuelfement, il a pourtant 
une valeur symbolique. 
Ne pensez-vous pas que le fait de revenlr a une posltlon 
antarieure a la slgnature des accords rlsque de susclter des 
retorslons de la part de nos partenalres? Nous savons que 
la condulte de negoclatlons avec douze nouveaux Etats 
candldats represente un defl majeur pour !'Union eu­
ropeenne, absorbant d'importantes ressources. II semble 
des lors peu probable qu'elle souhaite poursuivre des 
demarches afin de trouver des solutions adaptaes au daslr 
des Suisses. D'autres membres ont d'ailleurs daja fall sentlr 
que nous beneflclons d'une sltuatlon privlleglee qul avait ses 
llmltes. 
Peut-on lmaglner un Conseil federal revenlr a la charge dans 
quelques annees pour negocler les m&mes accords bllata­
raux avec les nouveaux pays membres ayant entre-temps 
adhere a !'Union europeenne? Comment ces pays pour­
raienHls encore nous faire conflance? Les bilaterales n'ont 
pas permls de trouver de solutions communes concemant 
des probllJmes fondamentaux tels que l'aslle, la flscalite, 
l'environnement, la securite et la crimlnallte. Cependant, 
comme les autres Etats, nous aurons de plus en plus besoin 
de nous appuyer sur la cooperation afln d'assurer notre pro­
pre securlte. Nous l'avons d'allleurs approuve dans le cadre 
du rapport «La securlte par la cooperation». 
Ne pensez-vous pas que nous nous mettons dans une posl­
tion f4cheuse en jouant au plus fort avec l'Union euro­
peenne, alors que nous savons pertinemment que, dans 
bien des domalnes, nous allons dependre de son bon vou­
lolr? Absorbes par les dlfficultes rencontrees par les nego­
clatlons bilaterales, il y sept ans que nous n'avons plus 
mene de debat sur nos relatlons politlques avec l'Europe et 

sur le daveloppement de nos propres lnstltutions polltlques. 
Un nouveau report du dabat, en ralson des peurs suscltaes 
par l'adhaslon, nous maintlendralt encore davantage a 
l'ecart de la polltlque europeenne. 
Or, l'Europe n'a jamais cesse cl'avoluer et d'amallorer son 
fonctionnement La vision de Joschka Ascher, qu'on a cltee 
hier deja, nous permettant de tourner rasolument le dos a 
une Europa centrailsee qui ecraserait les mlnoritas et mena­
cerait les cultures au datriment de !'Innovation et de notre 
esprit d'independance, a peut-~tre de quol nous seduire. 
Mals II y en aura d'autres susceptlbles de permettre aux re­
gions de Sulsse et d'Europe de resoudre leurs probllJmes en 
commun. 
Nous devons falre l'experience des repercussions des bilate­
rales, tout en permettant a la population d'avoir une large 
connaissance des condltlons auxquelles une adheslon nous 
confronterait. Nous ne demandons rien d'autre en prasen­
tant un contre-projet Nous ne rlsquons rien d'autre qu'un 
large debat d'lnforrnatlon, et de poursulvre ce que nous pra­
tiquons depuis des annees, soit de rendre notre legislation 
eurocompatlble dans la mesure du posslble. 
Enfin, aussi pour le respect de 1a mlnorite romande que je 
reprasente, je demande qu'on n'ouvre pas une nouvelle brlJ­
che en refusant une demarche purement preparatolre et rai­
sonnable de la part d'un gouvernement. 

David Eugen (C, SG): Ich möchte mich vor allem mit den 
Argumenten betreffend den Gegenvorschlag auseinander 
setzen. Es wurde geltend gemacht, dass vor allem auch for­
melle GrOnde gegen diesen Gegenvorschlag und fQr Nicht­
eintreten sprechen worden. 
Wenn Sie die neue Bundesverfassung anschauen, stellen 
Sie fest, dass wir neu beschlossen haben, dass sich das 
Parlament ausdrücklich am Zielfindungsprozess fQr die Aus­
senpolltlk beteiligen soll und - so, wie der Verfassungstext In 
Artikel 166 der Bundesverfassung formuliert Ist - beteiligen 
muss. Nach meiner Überzeugung sind wir gar nicht frei In 
der Frage, ob wir uns als Organ des Bundes an der Aussen­
polltlk beteiligen wollen oder nicht Ich denke, die neue Ver­
fassung hat hier auch fQr das Parlament eine neue 
Verantwortung gebracht Darin liegt keine Änderung der 
Kompetenzordnung; es bleibt dabei, dass der Bundesrat die 
Aussenpolltik führt, aber die Verfassung sagt, dass wir uns 
daran beteiligen sollen und mOssen. Es Ist klar, dass diese 
Beteiligung nicht In der alltäglichen Aussenpolltlk geschehen 
kann. Aber Ich bin der Meinung - wie das auch Herr Hof­
mann erwähnt hat -, dass sich das Parlament an den zen­
tralen Fragen der Aussenpolitik dieses Landes aufgrund der 
Verfassung betelllgen muss. Wir massen unseren Stand­
punkt einbringen. 
Es wurde auch ausgeführt, dass der einfache Bundesbe­
schluss nicht das richtige Mittel sei, um diese Beteiligung 
wahrzunehmen, um sich am Zielfindungsprozess In der Aus­
senpolitik zu beteiligen. 
Ich glaube, dass der einfache Bundesbeschluss jenes Mittel 
Ist, das dem Bundesrat In geeigneter Form die parlamentari­
sche Meinung bezüglich des Zieles mitteilt Es Ist klar, dass 
der Bundesrat Adressat dieser Zielsetzung Ist und nicht etwa 
das Volk. Es Ist auch ganz klar, dass das Volk durch einen 
solchen Gegenvorschlag In keiner Weise gebunden Ist. wohl 
aber der Bundesrat. Wenn wir im Parlament Ziele beschlies­
sen, ist die Regierung an diese Zielsetzungen gebunden. 
DarOber bin Ich mit denjenigen einig, die eben auch eine 
Verblndllchkelt darin sehen. 
Nun kann man die Opportunität einer solchen Zielsetzung 
durchaus infrage stellen, vor allem dann, wenn sich ein Gra­
ben zwischen der Regierung und dem Parlament auftut. Hier 
Ist es aber gerade umgekehrt: Der Bundesrat schlägt uns 
dieses Ziel vor, wir oktroyieren Ihm nicht ein Ziel auf, das er 
selbst ablehnt; sondern wir finden uns hier Im Zielfindungs­
prozess In Übereinstimmung mit der Regierung. Daher re­
sultieren durch die Verbindlichkeit dieser Zielsetzung meiner 
Meinung nach auch keine Nachtelle in irgendeiner Form f0r 
unsere Aussenpolltik In den nächsten vier Jahren. 
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Als weiterer Vorwand wird vorgebracht, die Abstimmung 
über die bilateralen Verträge stünde einem solchen Gegen­
vorschlag entgegen. Wenn Sie das Datum der Botschaft 
ansehen, stellen Sie fest, dass uns die Botschaft am 
27. Januar 1999 vorgelegt worden Ist, also lange vor dieser 
Abstimmung. Es Ist auch so, dass sich viele Mitglieder des 
Nationalrates, aber auch Ihres Rates zu dieser Volkslnitlative 
und zum Gegenvorschlag geäussert haben, und zwar vor 
den Wahlen. 
Eine der Fragen, die uns unterbreitet wurden, lautete: «Sind 
Sie der Meinung, dass Sie dieser Initiative oder diesem Ge­
genvorschlag zustimmen können, ja oder nein?» Es haben 
sehr viele Mitglieder beider Räte geantwortet. Einige mit 
Nein, einige mit Ja, und einige haben Oberhaupt nicht geant­
wortet. Ich selber habe geantwortet, und Ich habe das vor 
den Wahlen gemacht Ich glaube daher, dass die Aussage, 
man wolle In dieser Sache Irgendjemanden hintergehen, 
nicht zutrifft, denn dieser Entscheldflndungsprozess hat eine 
lange Vorgeschichte und wurde Insbesondere vor den 
Herbstwahlen transparent, öffentlich dargelegt 
Natorllch gibt es einige, die sich ihre Meinung mit Blick auf 
die bilateralen Verträge In einer bestimmten Richtung gebil­
det haben. Das ist eine persönliche Position, die man ein­
nehmen kann. Es gibt auch andere Umstände. Man kann 
daraus nicht ableiten, wir hätten nicht transparent gemacht, 
wie wir zu diesem Vorschlag stehen. 
Der letzte Punkt, den Ich bezüglich des Formellen wichtig 
finde, Ist, dass uns das Nichteintreten Insbesondere auch 
der Möglichkeit beraubt, Alternativen vorzusehen. Es gibt 
Mitglieder des Rates, die andere Ziele vorschlagen. Der Vor­
schlag von Herrn Reimann Ist aus meiner Optik nicht völlig 
daneben. Ich bin ein BefQrworter des EU-Beitrittes und habe 
das auch immer gesagt, aber ich bin überrascht, dass er die­
sen Vorschlag macht, denn dieser Vorschlag unterstützt die 
bundesrätllche Politik, und Ich bin deshalb überrascht, weil 
er aus der SVP-Fraktlon kommt. Das ist für mich kein Vor­
schlag, der die Möglichkeit des Bundesrates, hier weiter 
aktiv zu sein, beschränkt, im Gegensatz zum blassen Nicht­
eintreten, das einfach ein Nein Ist. 
Eine Inhaltliche Überlegung: Wenn Sie auf diesen Gegen­
vorschlag nicht eintreten, bedeutet das für mich, dass Sie 
die bisherige Politik des Bundesrates nicht mittragen wollen, 
dass Sie diese Polltlk, wie sie der Bundesrat seit acht Jahren 
betreibt, nicht mittragen können. 
Sicher trifft es nicht zu, dass das, was im Gegenvorschlag 
formuliert Ist, einen Kurswechsel bedeuten würde. Es be­
deutet, jedenfalls aus der Sicht der bundesrätlichen Politik, 
ein Weiterführen der bisherigen, achtjährigen Politik. Wenn 
wir jetzt dazu Nein sagen, dann muss man das dahingehend 
Interpretieren, dass wir diese Politik ablehnen. Insofern be­
telllgen wir uns damit auch an der aussenpolitischen Zielset­
zung. Dann haben wir - mit anderen Worten - In dieser 
Legislatur hierfür kein Ziel. 
Was bedeutet das? Aus meiner Sicht bedeutet das eine 
Schwächung der Schweiz, und ?:War aussenpolltlsch wie in­
nenpolitisch. Aussenpolltlsch erleidet der Bundesrat einen 
Verlust seiner Legitimationsbasis fQr die Verhandlung mit un­
seren aussenpolltlschen Partnern, Insbesondere In Europa; 
Innenpolitisch hat die Bevölkerung keine klare Vorstellung 
davon, was der Bundesrat, die Regierung und das Parla­
ment eigentlich wollen. 
Daher finde Ich, dass wir uns diesem Zielfindungsprozess 
nicht entziehen dürfen. Wir sollten auf Ihn eintreten und Ober 
die möglichen Ziele diskutieren. Wir sollten alle Varianten, 
insbesondere auch die Variante von Kollege Reimann, mit 
einbeziehen und nachher materiell entscheiden, welches 
Ziel wir In der jetzigen Phase für die Legislatur der nächsten 
vier Jahre festsetzen möchten. 

Wenger Rico 0/, SH): Die Entrüstung In der Bevölkerung 
über die Art und Welse, wie der Bundesrat und - auf Antrag 
der Mehrheit der Aussenpolltlschen Kommission - der Natio­
nalrat die EU-Frage nach der Abstimmung über die bilatera­
len Verträge weiterbehandeln, Ist tatsächlich gross. Der 
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Vertrauensvorschuss, den ein Grosstell der 67 Prozent zu­
stimmenden Mitbürgerinnen und Mitbürger der offiziellen 
Politik gewährt hat, wurde von dieser bis heute schlecht be­
lohnt. Im Gegenteil: In breiten Bevölkerungskreisen Ist gera­
dezu von Betrug und hinterhältiger Absicht die Rede. Im 
Vorfeld der Abstimmung vom 21. Mai wurde dem Volk land­
auf, landab aus berufenem Munde - von Bundesräten, von 
National- und Ständeräten jeder polltlschen Couleur - treu­
herzig erklärt, bei den bilateralen Verträgen gehe es nur um 
diese und keinesfalls um ein Signal Richtung EU-Beitritt. 
Auch Sie, Herr Bundesrat Deiss, llessen sich in verschiede­
nen Interviews entsprechend vernehmen. Es enttäuschte 
die Öffentlichkeit umso mehr, als sie gewahr wurde, mit wel­
cher Taktik beabsichtigt wird, sie Ober «den Tisch zu zie­
hen». Es geht nicht an, dass seitens des Bundesrates eine 
nicht mehrheitsfähige Initiative als Vehikel zur Erlangung ei­
nes faulen Kompromisses gebraucht wird, der In Form eines 
am Volk vorbeigeschmuggelten, nicht referendumspfllchtl­
gen Gegenvorschlages auch das Parlament auf eine Linie 
verpflichten will, die die Wählerschaft In ihrer grossen Mehr­
heit ablehnt 
Als Standesvertreter sind wir gerade In Institutionellen Fra­
gen den Interessen unserer kantonalen Mitbürgerinnen und 
Mitbürger verpflichtet und haben hier - wenn wir die ge­
nannte Verpflichtung ernst nehmen - die ausgezeichnete 
Gelegenheit, dem Spuk mit einer satten Zweldrlttelsmehrhelt 
im Ständerat ein Ende zu setzen. Nach dem Abschluss der 
bilateralen Verträge, deren Umsetzung uns noch genug­
Energie kosten wird, braucht es Konsolidierung und nicht 
Betriebsamkeit a tout prix. 
Die Wirtschaft hat, was sie will; die Leute, die als Arbeitneh­
mer oder Studenten Ins Ausland wollen, haben, was sie wol­
len; und die Swlssalr bekommt weitere Freiheiten. Ein Beitritt 
zur EU In Ihrer jetzigen Ausgestaltung heisst fQr mich Abbau 
der direkten Demokratie und damit höhere Steuern, helsst 
reduzierte Wettbewerbsfähigkeit, helsst Wohlstandsnivellie­
rung und mehr Bürokratie. Das entspricht nicht dem Verfas­
sungsauftrag der Förderung der allgemeinen Wohlfahrt. 
Die Initiative sollte dem Volk so bald als möglich mit der 
Empfehlung auf Ablehnung unterbreitet werden, und auch 
die vertrauensstörende Gegenvorschlagstaktik ist zugunsten 
von mehr Standhaftigkeit In unserer Aussenpolitik zu verwer­
fen. 

Schwelger Rolf (R, ZG): Gestatten Sie mir, auf einen 
staatsrechtlichen, die direkte Demokratie betreffenden 
Aspekt einzugehen. 
Es ist die wohl zentralste Eigenart der direkten Demokratie, 
dass In allen wichtigen Belangen dem Souverän die letzte 
Entscheidung zukommt oder via ein Referendum die letzte 
Entscheidung obliegen könnte. In aller Regel Ist dabei die 
Rolle von Bundesrat und Parlament eine vorbereitende, dies 
Immer dann, wenn der Anstoss zu einem konkreten Ge­
schäft und die primäre Beschlussfassung durch das Parla­
ment erfolgen. Wenn der Souverän via das Initiativrecht den 
Anstoss gibt, Ober ein Geschäft befinden zu wollen, Ist die 
Rolle von Bundesrat und Parlament eine begleitende, kann 
aber auch eine opponierende sein. Letzteres Ist dann der 
Fall, wenn wir eine Initiative zur Ablehnung empfehlen oder 
Ihr einen Gegenvorschlag entgegenstellen. 
Diese opponierende Rolle aber darf, soll das lnltlatlvrecht 
nicht In seinem Kerngehalt ausgehöhlt werden, nie so weit 
gehen, dass durch Vorkehren des Parlamentes die Entschei­
dung des Souveräns Ober eine Initiative ganz oder In Teilen 
wirkungslos bleibt b'ZW. bleiben könnte. Das Ist dann so, 
wenn das Parlament, ohne dass der Souverän dies durch 
ein Referendum beeinflussen könnte, Beschlüsse fasst, wel­
che den Inhalt einer Initiative, sei dies ganz oder In Teilen, 
vorwegnehmen und die Initiative wirkungslos werden lassen, 
dies völlig unabhängig davon, ob der Souverän schllessllch 
einer solchen Initiative zustimmt oder nicht. 
Wenn nun der Volkslnltlatlve «Ja zu Europa!» der nicht refe­
rendumspflichtige, vom Nationalrat beschlossene Gegen­
vorschlag entgegengestellt würde, entstünde eine solche 
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Situation. Das Nein all jener, die Verhandlungen für einen 
EU-Beitritt auch mittel- und langfristig nicht wollen, wäre 
schllcht bedeutungslos, dies selbst dann, wenn solche 
grundsätzlichen EU-Gegner eine Mehrheit bilden sollten. 
Ich gehe allerdings durchaus davon aus, dass es eine sol­
che Mehrheit fundamentaler EU-Gegner nicht gibt Vielmehr 
glaube !eh, dass für eine starke Mehrheit der EU-Beitritt 
dann, wenn die Zelt dafür gekommen ist, die richtige Option 
darstellt. Allein, dies ist nicht entscheidend. Entscheidend ist 
allein, dass ein nicht referendumspflichtlger Gegenvorschlag 
eine Situation herbeizuführen geeignet Ist, bei welcher die 
stlmmabgabe vieler Stimmbürgerinnen und stimmbürger 
bedeutungslos - weil letztlich wirkungslos - sein kann. 
Die von vielen latent und auch tatsächlich so empfundene 
Ohnmacht des Souveräns Ist es, welche mich veranlasst, 
den Gegenvorschlag abzulehnen. Taktieren muss in einer di­
rekten Demokratie an der Stelle seine Grenzen haben, an 
welcher der Kerngehalt des lnltlatlVrechtes betroffen ist. Die­
ser Kerngehalt, nämlich das Wissen darum, unbeeinflussbar 
durch taktische Vorgehensweisen des Parlamentes In das 
politische Geschehen eingreifen zu können, ist die Basis des 
Vertrauens zwischen Bundesrat und Parlament einerseits 
und zwischen Bundesrat/Parlament und den stlmmb0rger­
lnnen und stlmmb0rgem andererseits. Dieses Vertrauen 
wiederum ist Voraussetzung dafür, dass der Prozess der An­
näherung an Europa, wie bis anhin bewiesen, in einer Art 
und Welse geschehen kann, die von grossen Mehrheiten so­
wohl des Volkes wie der stände getragen wird. Dass sich 
dies Im übrigen Europa auch so kommunizieren lässt, ist 
dann möglich, wenn es gelingt, Verständnis für unsere dl­
rektdemokratischen Besonderheiten zu wecken. Angesichts 
des In vielen europäischen Staaten festzustellenden Verlan­
gens nach mehr Demokratie auch in der EU bin Ich optimis­
tisch, dass dieses Verständnis auch tatsächlich geweckt 
werden kann. 

lnderkum Hanshelrl (C, UR): Wir warden, so sagte meine 
verehrte Nachbarin Frau Slongo gestern, heute kaum eine 
Debatte Ober das Verhältnis zwischen der Schweiz und der 
EU führen, stünde In den Räten nun nicht die Volksinitiative 
«Ja zu Europa!» zur Behandlung an. Die zentrale Frage, die 
sich, weniger als ein Monat nach dem denkwürdigen 
21. Mal, bei dieser Initiative stellt, Ist daher, welche Botschaft 
wir - das Parlament, besonders der Ständerat - unseren 
Mitbürgerinnen und Mltb0rgern, unseren Ständen, aber 
auch nach aussen im Interesse unseres Landes vermitteln 
wollen. Die Botschaft Ist, so meine Ich, die folgende, beste­
hend aus fünf Elementen: 
1. Die EU Ist eine Institution, die, aus heutiger Sicht, auf 
Dauer Bestand haben wird. Ich füge bei: Sie ist eine gross­
artige lnstltUtlon. Innerhalb der EU sind Änderungen aller­
dings nicht ausgeschlossen, Ja sogar wahrscheinlich. 
2. Nicht nur geographisch, sondern auch historisch und so­
mit geistig, kultUrell, aber auch wirtschaftlich gehört die 
Schweiz zu Europa. 
3. Die Frage, ob und vor allem wann die Schweiz der EU bei­
treten soll, gehört - man muss sagen: weiterhin - zu Jenen 
poltdschen Fragen, bei denen unser Volk gespalten ist. In 
den bilateralen Verträgen eröffnete sich EU-Befürwortern 
und EU-Skeptikern ein gemeinsamer Nenner als Ausdruck 
und Instrument einer per heute vernünftigen Beziehung der 
Schweiz zur EU. 
4. Das Abstlmmungsresultat vom 21. Mal Ist kein Präjudiz 
betreffend einen EU-Beitritt der Schweiz, weder Im positiven 
noch Im negativen Sinn. 
5. Schllessllch und vor allem: Aus heutiger Sicht Ist davon 
auszugehen, dass der Integrationsprozess weitergeht, Ja 
weiterzugehen hat. Die Schweiz und die EU, davon bin Ich 
überzeugt, werden sich annähern und sich Irgendwann wohl 
vereinigen. Der nächste Schritt aber Ist nach einem Marsch­
halt zu tun - der notabene nicht das Gleiche wie eine Denk­
pause bedeutet. Dieser Schritt, und dies Ist für mich 
entscheidend, besteht nicht zwangsläufig direkt in einem 
EU-Beitritt. Ein nächster Schritt In Form eines Assoziations-

abkommens gemäss Artikel 31 o EGV, enthaltend einen 
EWR II, angereichert allenfalls durch Elemente des zweiten 
und dritten Pfeilers, Ist vor allem mit Blick auf künftige Ent­
wicklungen Innerhalb der EU durchaus denkbar und auch 
machbar. 
Daraus ergibt sich selbstredend, dass die Initiative zur Ab­
lehnung zu empfehlen ist. Es folgt daraus aber meiner Mei­
nung nach auch, dass der Indirekte Gegenvorschlag 
abzulehnen Ist Der Rahmen passt nicht zur Botschaft, die 
wir zu verkünden haben. Zu meinen, wir müssten Im Inte­
resse unserer Glaubwürdigkeit nach aussen oder Im Inte­
resse der Erhaltung unseres innenpolitischen Friedens 
einen Indirekten Gegenvorschlag in Form eines nicht dem 
Referendum unterstehenden Bundesbeschlusses erlassen, 
Ist falsch. Die hierfür angeführten Gründe sind nicht stlchhal­
tlg. Insbesondere der Präsident der Kommission hat darauf 
hingewiesen. 
Was wir In diesem Zusammenhang aber auch bedenken 
sollten, Ist Folgendes - es wurde teilweise bereits gesagt-: 
Mit einem Gegenvorschlag, wie der Nationalrat und der Bun­
desrat Ihn uns beliebt machen wollen, berauben wir das Volk 
der Möglichkeit, zu einer - ich sage es höflich -verfassungs­
rechtlich höchst problematischen Volksinitiative stellung zu 
nehmen. Vor allem zementieren wir als Parlament ausser­
dem den EU-Beitritt als unmittelbar nächsten lntegratlonspo­
lltlschen Schritt der Schweiz. 
Was werden die Folgen sein? Ich habe, Herr David, nicht 
Angst vor dem Volk, sondern Ich respektiere das Volk. Volk 
und Stände werden Ihrem Unmut In aussenpolltlschen 
Entscheiden Luft zu schaffen wissen, die mit Sicherheit vor 
einem EU-Beitritts-Referendum anstehen werden - Stich­
worte Uno-Beltrm und Auslandelnsätze der Armee. Wenn 
uns eine weitere Annäherung der Schweiz an die EU etwas 
wert Ist - und mir ist sie etwas wert-, dann müssen wir in ej.. 
ner klugen Ausgewogenheit von Ratio und Emotlo das tun, 
was im Interesse unseres Landes liegt, und das heisst für 
mich, auch auf einen Gegenvorschlag zu verzichten. 

studer Jean (S, NE): A la lumi~re des debats d'hier et 
d'aujourd'hul, on peut distinguer trois arguments qui sont 
avances par celles et ceux qul rejettent et !'Initiative popu­
laire «Oul a l'Europel» et !e contre-projet. Le premier a une 
connotation morale: II est lie aux assurances donnees avant 
la votatlon du 21 mal 2000 sur l'absence de llen entre l'ac­
ceptatlon des bilaterales et l'adhesion a !'Union europeenne. 
Le deuxleme est de nature jurldlco-lnstltutionnelle, c'est le 
partage des competences entre r Assemblee federale et le 
Conseil federal en matlere de polltique etrangere. Le troi­
si~me resulte d'une appreclation polltlque. Aujourd'hui, !'As­
semblee federale devralt lalsser toutes les portes ouvertes. 
S'aglssant de l'argument moral, il ne taut pas, effectlvement, 
nler que dans la perspectlve de la votation du 21 mal der­
nler, II a ete dlt et repete qu'II n'y avait pas de llen entre les 
accords bllateraux et la perspective de negoclatlons en vue 
d'une adheslon a l'Unlon europeenne. Cela n'etalt pas slm­
plement un argument de propagande. C'etalt vral: II n'y a 
pas de relatlon entre la concluslon d'un contrat avec une 
communaute et l'appartenance a cette communaute. Mais II 
est aussi vral que le contralre n'a pas ete dit ll n'a pas ete dit 
qu'accepter les accords bllateraux slgnlflerait abandonner la 
perspectlve de negoclatlons en vue d'une adheslon. Et J'al 
parfois un peu l'lmpresslon que celles et ceux qul reprochent 
l'amalgame «accords bllateraux entraTnent l'adheslon» tom­
bent dans le mAme travers avec un autre amalgame «ac­
cords bilateraux excluent les perspectlves d'adheslon». Ce 
sont la deux choses differentes. Saul un peu le hasard du 
calendrier les assocle. 
S'aglssant des competences Jurldlco-lnstitutlonnelles, M. 
David a aussl rappele la teneur du nouvel artlcle 166 de la 
ConstltUtlon federale. Cette questlon a ete debattue a !'As­
semblee federale, singullerement dans ce Conseil, au mois 
d'avrll 1999. Je n'avals pas l'honneur d'y appartenlr et j'al 
donc ete regarder un peu dans le Bulletin officlel quelles 
avalent ete les reflexlons qui avalent amene le Parlament a 
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vouloir se volr reconnartre la competence de partlclper a la 
deflnltlon de la polltlque etrangere. Le Parlement s'etait 
montre assez soucieux d'itre assocle a ces cholx-la. II ne 
voulalt pas que le Conseil federal pulsse prendre des op­
tlons tout seul. Le Parlement ne voulalt pas itre un specta­
teur passlf. II voulalt aussl ätre un acteur. 
II m'apparait que le contre-projet du Conseil federal respecte 
pleinement cette volonte. Je ne crois pas qu'on pulsse, a la 
lumiere de cette nouvelle dlsposition constiMlonnelle, sou­
tenlr qu'aujourd'hul, le Conseil federal pourralt prendre n'lm­
porte quelle initiative dans la perspective de negoclatlons, 
sans en referer au Parlament Le feralt-il que J'lmaglne 
mime ce Parlament le lui reprocher en ralson de la teneur 
de cette nouvelle dispositlon constitutlonnelle. 
Reste maintenant l'appreciatlon polltlque. On laisse enten­
dre que refuser et !'Initiative et le contre-projet permettralt de 
lalsser toutes les optlons ouvertes. Je crois qu'on cree ici 
une Illusion, parce que ce cholx, ce n'est pas une non-decl­
slon, c'est bien une decision. Une declslon qui repond a la 
demande que formule le Conseil federal au chiffre 322 de 
son message: «Le Conseil federal tlent a signaler que le re­
sultat de la deUberatlon parlementalre .... constituera un ele­
ment d'appreciation central quant a la questlon de savolr sl 
les condltlons de polltique interieure pour l'ouverture de ne­
goclatlons d'adheslon sont reunies.» 
Refuser et l'lnltlative et le contre-projet, c'est repondre non a 
cette questlon, ce n'est pas lalsser des portes ouvertes. 
Mime sl le langage dlplomatlque est plein de subtllltes, 
j'lmaglne mal comment nos dlplomates a Bruxelles pour­
raient donner une autre slgnlflcatlon a une teile declslon du 
Parlemenl Or, cette declslon-la n'est pas exempte de dan­
gers et de contradlctlons. 
Dans un artlcle paru dans son edltlon du 8 avril 2000, la 
«Neue Zürcher Zeitung» a demontre combien notre pays 
etalt progressivement marglnalise sur la scene internatio­
nale. Cette marginallsation tauche en partlculler des lnstltu­
tlons economlques auxquelles nous sommes lci souvent 
sensibles. Alnsl ce n'est plus a Bäle - a la Banque des regle­
ments lnternatlonaux que presldalt en son temps l'anclen 
president de la Banque nationale sulsse, M. Leutwller - que 
se definlssent les grandes optlons bancalres, c'est a Franc­
fort au siege de 1a Banque centrale europeenne. 
Certes nous presldons cette annee le G10, mals nous sa­
vons que le G10 a ete supplante par le G20, dans lequel les 
partlclpants n'ont pas voulu reconnaitre une place a notre 
pays. Ce ne sont lä que quelques exemples recents de la 
marglnallsation progressive, sur le plan lnstitutlonnel, de no­
tre pays. Et le paradoxe, c'est que sl sur le plan lnstltutlonnel 
cette marglnallsatlon est evidente, sur le plan economlque 
pur, nous montrons la plus grande ouverture ä tout ce qul se 
declde a l'exterleur de nos frontieres. 
On n'a pas voulu, cette session, parler de la liberalisatlon du 
marche de l'electrlcite; on le fera prochalnemenl Mals toute 
la llberallsatlon du marche de l'electrlcite est flnalement in­
fluencee par les declslons europeennes. On est en traln de 
parler des condltlons de monopole de la Poste. Toutes les 
condltlons de monopole sont influencees par des decisions 
europeennes, et on a approuve la semalne passee une nou­
velle lol sur les prodults chimlques dont l'esprit est dlrecte­
ment influence par les dlrectives europeennes. 
Refuser et !'initiative et le contre-projet, c'est accepter de su­
bir toujours plus la politlque europeenne en se prlvant de la 
posslblllte d'avoir son mot ä dlre. Je crois que c'est un cholx 
que ne marlte pas notre pays. 

Schmid Samuel 0/, BE): Ich stimme ebenfalls gegen die 
Volksinitiative und gegen die Vorlage eines Gegenvorschla• 
ges und beantrage Ihnen, mich dabei zu unterstützen. 
Ich halte ergänzend noch Folgendes fest Die Diskussion 
zeigt, dass wir In einer etwas eigenartigen Lage sind. An 
sich ging es darum, eine Initiative zu diskutieren, die ohne 
Verzug BeitrittsVerhandlungen mit der EU verlangt Eigent­
lich gehen recht wenige der Votanten auf die echten Pro­
bleme von derartigen Beitrittsverhandlungen und auf die 
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Konsequenzen tar unser Land ein. Wir bleiben vielmehr im 
Formellen hängen, was mir zeigt, dass wir eher eine Verfah­
rensdiskussion als eine materielle Diskussion Ober einen 
EU-Beltrm tahren. 
Das hat selbstverständlich seinen Grund; dieser Grund Hegt 
darin, dass eine aus der Sicht der lnltlanten wahrscheinlich 
richtige Frage zum falschen Zeitpunkt gestellt wird. FOr mich 
persönlich und fQr viele andere ist nach dem deutlichen Ja 
zu den bilateralen Verträgen die Frage eines allfälligen EU­
Vollbeltrlttes beantwortet Selbstverständllch gestehe lch 
ein, dass das stets wieder diskutiert werden kann. Aber je 
nach den Umständen muss man sich dann mit Argumenten 
auseinander setzen, die vielleicht nicht unmittelbar zur Sa­
che gehören; genau das trifft Jetzt zu. 
Es wurde zu Recht verschiedentlich von VertrauenswOrdig­
kelt, von GlaubwOrdlgkelt gesprochen, allein deswegen, weil 
wir bis vor wenigen Wochen mit einer anderen Agenda 
durchs Land spaziert sind. Heute, wenige Wochen nach die­
sem Entscheid, das Thema bereits wieder als neuen, ver• 
bindllchen Auftrag an den Bundesrat auf den 17sch des 
Hauses zu bringen, muss Probleme aufwerfan. Deshalb 
halte ich dafür - Ich gestehe zu, dass ich da keine Rat­
schläge zu erteilen habe -, dass die lnltlanten Ihrem Anlie­
gen den besten Dienst erwiesen, wenn sie die Initiative 
sofort zurilckzögen. 
Wenn die Diskussion zu führen Ist und wir die Initiative zur 
Abstimmung bringen, stellen wir uns selbstverständlich der 
Diskussion, aber Ich sage nochmals: Nebst den lnstltutlonel­
len und wirtschaftlichen Problemen wird man dann auch ma­
teriell darQber zu diskutieren haben, ob es sinnvoll Ist, 
praktisch während der Probezelt für die bilateralen Verträge 
Beitrittsverhandlungen zu führen. Es dOrfte etwas schwierig 
sein zu kommunizieren, dass wir die Kündbarkeit der bilate­
ralen Verträge - sie mag noch so theoretisch sein, aber es 
war ein Argument - gegenüber dem Volk als Argument für 
eine Zustimmung angetohrt haben und nun noch während 
der Kündigungsfrist bereits Ober den Vollbeitritt sprechen. 
Dort sehe Ich die Problematik der Redlichkeit In der Politik. 
Ich selber bin nicht bereit, das mitzutragen. 
Bleibt noch das gelegentlich angeführte Argument des Idea­
lismus der Initianten, der zu respektieren und zu wOrdlgen 
sei und dem ein Gegenvorschlag entgegenzusetzen sei. 
Nun, wenn der Gegenvorschlag effektiv nur die Bestätigung 
der ohnehin verfassungsmässlg bestehenden Kompetenz 
Ist, dann ist er eine Leerformel, dann Ist es eine Fiktion, dass 
wir hier Ober einen echten Gegenvorschlag sprechen. Auch 
das wurde hier verschiedentlich erwähnt. Im Ubrigen ist na• 
türllch bei Initianten häufig sehr viel Idealismus vorhanden. 
Trotzdem wird in den Initiativen in der Regel eine ROckzugs­
klausel unterzeichnet Die Unterzeichnenden dieser Initiative 
sind sich also bewu_sst, dass die Initiative auch zurückgezo­
gen werden kann. Uber diesen Schatten hatten schon viele 
zu springen. 
Das Ist letztlich die politische Abwägung: Soll man die Dis­
kussion tohren - nach heutigen Beurteilungsmöglichkeiten 
mit sehr schlechten Erfolgsaussichten -, oder soll man die 
Initiative so oder so zurückziehen? Aber einen Grund, Ihr ei­
nen Gegenvorschlag - welchen Inhalts auch immer - entge­
genzusetzen, gibt es nicht. Sonst hätten wir bei jeder 
Initiative einen Grund dazu, denn Idealismus dOrfte - abge­
sehen von wenigen kommerzlellen Unternehmen, die gele­
gentlich Initiativen lancieren - Oberall zu finden sein. 
Ein Letztes: In verschiedenen Voten ist das doppelte Nein, 
wenn ich dem so sagen darf, überinterpretiert worden, näm­
lich als einen Schritt zurück. Ich verstehe die Diskussion an­
ders. Wenn hier der Gegenvorschlag abgelehnt wird, dann 
wollen wir es beim Status quo bleiben lassen. Und der Sta­
tus quo gibt dem Bundesrat die Institutionellen Kompeten­
zen, Verhandlungen aufzunehmen, wenn er es wllnscht. Ob 
Ihn das Parlament dabei stützen und begleiten will, Ist eine 
Frage, die sich stellen lässt. Ich bin mit Herrn David der An­
sicht, dass die Verfassung das zulässt, dass hier auch der 
Bundesbeschluss durchaus ein taugliches Mittel lsl Aber -
die Frage Ist politisch zu beantworten -: Ist die Frage zum 
richtigen Zeitpunkt gestellt, oder mOssten wir nicht - poli-
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t/sch - einen Schritt zurOck riskieren, weil wir sonst sehr 
viele Leute in unserer Bevölkerung unnötig brOskieren? 
Ich empfehle Ihnen deshalb, im Sinne der Kommissions­
mehrheit abzustimmen und auf den Gegenvorschlag nicht 
einzutreten. 

Relmann Maximilian f'/, AG): Ich danke dafür, dass ich das 
Wort erhalten habe, um eine kurze Replik auf das Kompll­
ment anzubringen, welches Ich fOr meinen Eventualantrag 
von Kollege David erhalten habe. Aus der Ecke der Euro­
Turbos bin Ich mir Ja solche Loblieder an sich nicht gewöhnt. 
Herr David, dieses Kompliment freut mich dann ganz beson­
ders, wenn es mein ganzes Anliegen umfasst, nämlich auch 
dasjenige des Nichteintretens. Ich will ja - wie Ich gestern 
schon klar ausgesagt habe - zu hundert Prozent Nichtein­
treten. 
Weil ich aber kein Prophet bin, kenne Ich das Abstimmungs­
ergebnis nicht Im Voraus; das Plenum könnte wider Erwar­
ten doch Eintreten beschllessen. Nur filr diesen Fall habe ich 
meinen Eventualantrag eingereicht, vor allem, um zum Aus­
druck zu bringen, dass der Bundesrat fOr sich nicht in 
Anspruch nehmen kann, er repräsentiere In der lntegra­
tlonsfrage die Schweiz, also den Souverän; er repräsentiert 
nur sich selber. 
Dass Ich mit diesem Eventualantrag aber offensichtlich zwei 
Fliegen auf einen Schlag getroffen haben - auch noch eine 
aus der Ecke der Euro-Turbos -, mag höhere FOgung des 
Schicksals sein, nicht mehr, aber auch nicht weniger. 

Delss Joseph, conselller faderal: Je commenceral par ce 
qui, dans ce debat, m'a ete le plus penible. J'al cru que le 
debat au Conseil national avait permis de clarlfler au moins 
ce point. Certalns lntervenants, dont le presldent de la com­
mlsslon, ont parle de «Wortbruch». M. Büttlker a parle de 
«Glaubwürdigkeit verlieren» et de «plötzlich andere Gang­
art». M. Hofmann Hans a dlt «verschaukelt das Volk» et 
M. Wenger «Ober den llsch gezogen». ils sont tous partis 
tout a coupl 
Der Bundesrat hat nicht plötzlich eine andere Gangart ein­
geschlagen, wie das zum Beispiel von Herrn Büttlker be-. 
hauptet wurde. Der Bundesrat hat In Bezug auf die 
Beitrittsfrage Immer Klartext gesprochen, vor und nach der 
Abstimmung vom 21. Mai und schon seit sehr, sehr langer 
Zelt - lange, bevor Ich die Ehre hatte, diesem Gremium an­
zugehören. Schon 1991 oder 1992 hat der Bundesrat er­
klärt, dass das längerfristige Ziel seiner Europapolltlk der 
Beitritt zur EU sei. 
Ich verstehe nicht, warum heute für gewisse Leute damit ein 
Überraschungselement verbunden sein soll. Der Bundesrat 
hat dieses Ziel nie aufgegeben, es aber auch nie verschwie­
gen, auch während der Kampagne nicht: Anlässlich der 
Pressekonferenz vom 18. Marz, mit der die Kampagne ein­
geleitet wurde, habe Ich ausgefOhrt, dass die Aktivierung 
des Beitrittsgesuches erst dann erfolgen könne, wenn erste 
Erfahrungen mit den In Kraft getretenen bilateralen Abkom­
men vorlägen, notwendige Vorarbeiten angepackt worden 
seien, eine breite innenpolitische Unterstotzung vorhanden 
seL Auch am Abend des 21. Mal habe Ich die gleichen drei 
Kriterien angeführt, die aus der Sicht des Bundesrates erfüllt 
sein müssten, bevor Beitrittsverhandlungen aufgenommen 
werden könnten. Dazu, was wirklich gesagt wurde - es Ist 
sehr wichtig, daran :zu erinnern, denn sehr oft werden ge,. 
wisse Argumente, die In der Kampagne verwendet wurden, 
dem Bundesrat zugeschrieben -, lese Ich Ihnen aus einer 
Sprachregelung des Bundesrates vom 29. Marz vor: «Far 
den Bundesrat haben diese Abkommen mit der Frage eines 
EU-Beitrittes der Schweiz nichts zu tun. Er wird somit die 
Ergebnisse der Abstimmung vom 21. Mal weder als Auffor­
derung zu weiteren lntegratlonsschrltten noch als Schlus­
spunkt seiner Integrationspolitik bewerten.» -- Dies hat auch 
Herr Studer gesagt. -- Weiter: «Bel den parlamentarlschen 
Beratungen Ober die Initiative 'Ja zu Europa!' wird sich der 
Bundesrat far die Ablehnung der Initiative und tar die 
Annahme seines Gegenentwurfes einsetzen. Er wird auch 

vermeiden, dass sein Handlungsspielraum durch die Fest­
legung eines bestimmten Zeitplans für die weiteren Integra­
tionsschritte eingeengt wird.» Das Ist bekannt seit 1998, 
Herr Büttlker, und die Botschaft datiert vom Januar 1999; es 
handelt sich also nicht um eine «andere Gangart». 
Der Bundesrat sagt also nicht, er halte an seinem Gegenvor­
schlag fest, weil die bilateralen Verträge am 21. Mal 2000 mit 
einer komfortablen Mehrheit angenommen worden seien. 
Wir nehmen das Resultat des 21. Mal zur Kenntnis und ver­
stehen es als breite Akzeptanz - Ober die wir froh sind - der 
bilateralen Verträge, die wir nun umsetzen wollen. 
Der Präsident der SVP hat, soviel Ich weiss, mit der Aussage 
Kampagne gemacht, die SVP sei für die bllateralen Ver­
träge, weil dann das EU-Dossier vom llsch sei. Der Bundes­
rat aber hat das nie gesagt; vlelleicht haben Sie ja diese 
Worte des Präsidenten der SVP dann auch noch In Ihre Be-. 
hauptungen oder In die Erklärung des Bundesrates mit ein­
bezogen. Es ist natürlich durchaus möglich, dass sich 
Bargerinnen und BQrger durch dieses Argument Oberzeugen 
llessen. Aber Ich kann nicht akzeptieren, dass Sie nun dem 
Bundesrat deswagen Wortbruch unterstellen. 
Der Bundesrat hat jedenfalls den 21. Mai nicht abgewartet, 
bevor er seinen Gegenvorschlag präsentiert hat. Es bes­
treitet auch niemand, dass jetzt vorerst die bilateralen Ver­
träge umzusetzen sind. So steht es ja auch In der 
Legislaturplanung: «Le Conseil faderal entend tout d'abord 
assurer la partlclpation de la Sulsse au processus d'lntegra­
tlon europeenne par la mlse en oeuvre des accords secto­
riels et des mesures d'accompagnement» 
Frau Slongo, aus diesem Dokument geht auch klar hervor, 
dass der Bundesrat nun die Priorität unmittelbar auf den Bei­
tritt zur Uno setzt. Le premler objectlf du rapport sur le Pro­
gramme de la leglslature 1999-2003 est l'adheslon aux 
Nations Unles. «Durant cette leglslature, le Conseil federal 
entend mener la Suisse a l'adheslon a !'Organisation des 
Nations Unles.» Mais je crois que ce n'est pas le röle d'un 
gouvemement de dire que tous les autres dosslers sont blo­
ques pour !'Instant et qu'II verra apres. Nous ne pouvons pas 
mettre la t3te dans le sable et discuter, d'lcl quatre ou clnq 
ans, eventuellement, d'un processus qul contlnue et qul 
nous concerne de la maniere la plus directe. Je pense qu'll 
est du devolr du Gouvernement, mais aussl du Parlament, 
de fixer les buts a long terme, d'en dlscuter et d'avolr le cou­
rage de les defendre. 
D'accord, c,a arrive tres rapldement et d'une manlere Inop­
portune. Nous sommes tenus par le delal qul est lmpose 
pour le traltement de cette Initiative. Mais sl en ralson d'une 
simple coincldence de delai, notre systeme est lncapable de 
s'exprlmer sur des dosslers de premlere lmportance pour 
notre pays, alors II y a quelque chose qul dolt nous lnquleter. 
Je crols que le röle du Gouvernement, mals aussl du Parla­
ment, c'est de montrer la directton dans laquelle nous de­
vons aller. 
J'al ete tres attentif au debat sous-Jacent qul a ete mene sur 
la questlon des competences reclproques du Conseil faderal 
et du Parlament en mattere de politlque etrangere. Je ne 
vous en tlendrai pas rlgueur et Je ne vlendral pas vous rap­
peler tout ce qul a ete dlt: «Das Dossier gehört Ins P11ichten­
heft des Bundesrates.» D'accord, mals je vous rells quand 
möme l'artlcle 166 allnea 1er de notre nouvelle constltution: 
«Die Bundesversammlung beteillgt sich an der Gestaltung 
der Aussenpolitik und beaufsichtigt die Pflege der Beziehun­
gen zum Ausland.» Et t'artlcle 184 allnea 1er stipule: «Der 
Bundesrat besorgt die auswärtigen Angelegenheiten» -
c'est ce qu'on a lu ou entendu le plus souvent malntenant, 
mals la phrase n'est pas termlnee et Je la respecteral - «un­
ter Wahrung der Mitwirkungsrechte der Bundesversam­
mlung ...... Donc, II est clalr que !'Assemblee faderale a un 
mot a dlre sur ce dossler et je regrette que l'on ne veullle pas 
salslr cette occaslon pour s'exprimer sur la prlncipale ques­
tlon de 1a polltlque etrangere de 1a Sulsse pour les dix an­
nees a venlr. aue vous le voullez ou pas, c'est un falt. 
Et ou est la coherence lorsque dans la mllme foulee, a sa­
voir apres avoir attribull au Conseil federal la responsabillte 
presque exclusive de ce dossler, le Parlament ne veut non 
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seulement pas s'exprimer, mals reproche au Conseil federa! 
de court-c!rculter le souverain? Le souveraln, lul, devralt 
pouvolr s'exprlmer. II y a la un noeud dans le ralsonnement, 
qul a d'allleurs ete mls en evldence par d'autres intervenants 
dans cette salle. J'y revlendral. Comme l'a dit M. Marty, c'est 
le contre-projet qui renforce la posltlon du Conseil federal 
dans sa polltlque d'lntegration et non, comme l'a dit M. Frick, 
l'oplnion contraire. 
Mals venons-en maintenant aux textes qul sont en dlscus­
sion. J'aimera!s tout de mäme dire un mot ou deux sur l'ini­
tlatlve elle-m6me. La sltuation est claire: l'lnltiatlve populalre 
«Oui a l'Europel» exige l'ouverture sans delai des negocla­
tlons avec !'Union europeenne et le Conseil federal vous 
propose de rejeter cette initiative. II est vral que la position 
prlse par la commlsslon du Conseil national d'accepter l'lnl­
tlatlve a pu creer non seulement une surprtse, mals proba­
blement aussl brusquer blen des citoyennes et des cltoyens. 
Mals ce n'est pas la position du Conseil federal, Je m'en de­
fends. 
Pourquol le Conseil federal est-11 contre cette Initiative, pour­
quol est-11 emprunte face a cette Initiative qui nous conduit, il 
est vral, a une demarche qul n'est pas la plus frequente? 
Cette initiative concorde, pour ce qul est de la flnalite, avec 
la polltlque du Gouvernement. Et II est difflcile pour le Gou­
vernement de prendre posltlon, volre de faire campagne, 
contre une initiative qui, dans son essence, lul convlent, 
mals dont II combat les moyens. Car nous estimons que l'lnf­
tlative enleverait au Conseil federal les elements de sa li­
berte d'actlon en mattere de polltlque etrangere, a savoir de 
fixer en partlculler le moment oa le processus de negociation 
devrait pouvoir 6tre lance. 
Le Conseil federal estime que les citoyennes et cltoyens de 
ce pays ne devralent pas 6tre appeles a se prononcer sur un 
dossler au moment oa il est en gestatten. D'allleurs, mime 
le peuple etalt de cet avls pulsqu'II a refuse assez ctairement 
l'lnltlattve de 1a Lega «Negoctatlons d'adheslon a l'UE: que 
le peuple decldel» qul demandait de porter la question de 
l'ouverture de negoclatlons devant le peuple. II n'y a qua 
trols ans de cela, mals las memoires souvent sont courtes, 
et le resultat etalt pourtant encore plus net qua celui du vote 
sur les accords bilateraux. 
Donc le Conseil federal estime qu'II n'est pas opportun de 
faire voter le peuple sur un dossler qul n'est m6me pas 
connu et unlquement sur une questlon de procedure, a sa­
volr: quand faut-il commencer les negoclatlons? C'est donc 
la fausse questlon qul est posee par !'initiative, et c'est pour­
quol le Conseil federal propose au Parlament de la rejeter. 
Mals dans le m6me temps, II veut afflrmer sa polltlque et ne 
pas donner l'lmpresslon qu'en demandant le rejet de cette 
Initiative, la questlon de l'adhesion est oubllee. C'est pour­
quol, je le rappelle - et peut-ätre, enfln, on l'entendra - il a 
propose, II y a une annee et demie deja - une annee et de­
mlel - le contre-projet a !'initiative. II n'est d'allleurs pas le 
seul, Je me plals a le dire icl, en partlculler a !'Intention des 
membres de mon partl, pulsque le groupe democrate-chre­
tlen a depose II y a deux ans la motlon 98.3181 «Agenda 
pour l'lntegratlon europeenne» demandant un contre-projet 
a l'lnltlative «Oul a l'Europel». 
Le Conseil federal, quant a lui, juge necessaire d'opposer un 
contre-projet a !'Initiative pour plusleurs ralsons. Tout 
d'abord, sl le Parlement decldalt, tout comme le Conseil fe­
deral, de recommander le rejet de l'lnltlatlve et de presenter 
un contre-projet, ce seralt le mellleur moyen d'exprlmer la 
volonte de ca pays de partlclper au processus d'lntegratlon 
europeenne. Ce seralt un signal clair vers l'exterleur. Le con­
tre-projet n'apporteralt pas seulement la clarte, mals egale­
ment ll aiderait a preparer, a aller de l'avant On m'a 
reproche l'expresslon qua f al utllisee ä. Zurlch en disant que 
ce but strateglque - 11 faut avouer que beaucoup de person­
nes pouvaient se cacher derrlere, sans avolr a dlre formelle­
ment de quol II s'aglssaitl - etalt malntenant un «projet en 
travall». II n'est pas posslble, pour le Consell federal, de dlre 
que le but a long terme est l'adheslon et de ne rlen faire en 
attendant. II faut blen qu'on etudle la questlon, c'est la moln­
dre des choses. Et Je n'en al pas dlt plus, nl molns qua cela. 

Amtliches Bulletln der Bundesversammlung 

A cela il faul ajouter, mals ca n'est pas le but premler, que 
pour les auteurs, ca serait un signal qul devralt ieur permet­
tre de retlrer leur Initiative. Ce n'est pas nouveau. Je prle 
tous ceux qui se sont lances dans des dlscours de drolt 
constitutlonnel de revoir un peu l'hlstorlque, ou les parcours 
qu'ont eus les Initiatives: la plupart n'ont pas aboutl, mals 
sous une forme ou une autre, ont declenche des contre-pro­
jets, des reactions. C'est blen pour ca cas-la que le Conseil 
federal a estime que 1a reactlon ideale etalt ce contre-proJet. 
Ce contre-projet contlent quatre elements essentiels aux 
yeux du Conseil federal, et c'est la ralson pour laquelle la 
question redactlonnelle, notamment aux artlcles 2 et 3, est 
secondalre, m6me s'II est toujours utile d'avolr des textes 
clairs. 
l!artlcle 1 er est important par rapport au debat qul a eu lieu 
Jusqu'a presenl On a eu souvent l'lmpresslon, selon divers 
lntervenants, que ce qu'on etalt en traln de declder etait l'ad­
hesion a l'Unlon europeenne. 
«Die Schweiz betelllgt sich am europäischen Integrations­
prozess und strebt zu diesem Zweck den Beitritt zur Euro­
päischen Union an.» M. Cottier l'a dit avec pertinence, ce 
n'est pas une nouvelle politique, c'est une norme en tant qua 
but, «eine Zielnorm», comme il y en a beaucoup dans notre 
Constitution federale. C'est une dlrectlon que nous voulons 
prendre. M. Merz a dlt: «Der Beitritt zur EU Ist kein Ziel an 
sich.» II n'est pas dit: «Das Zlel ist .... » C'est veritablement 
un Instrument C'est une strategie pour defendre nos ln­
ter6ts, mals II faut connaftre la direction dans laquelle on 
veut aller. Le texte ne dlt pas: «Die Schweiz tritt der EU bei», 
mais «sie strebt es an». 
La question de l'eurocompatlbilite n'est pas une nouveaute 
non plus puisqu'on a m6me une norme qul nous dit que 
toute nouvelle lol doit 6tre examlnee a cet egard. II y a donc 
longtemps que nous falsons ce «Streben» dans la dlrectlon 
de l'adheslon. II n'y a donc pas, dans ce texte, quelque 
chose qul pulsse Mre considere comme fon;ant la main a qul 
qua ce solt. M. Marty l'a dit, on ne declde pas l'adhesion 
avec ce texte. 
Herr Relmann hat einen Eventualantrag gestellt. Vlellelcht 
werden wir noch Gelegenheit haben, darOber zu diskutieren. 
Er hat sich auch mit dem «Schweizer Modell» befasst und 
konnte dafQr sogar Lorbeeren ernten. Ich komme nicht um­
hin zu sagen, dass ich etwas neidisch darauf bin, dass ge­
rade Vertreter Jener Partei, die am wenigsten fOr diesen 
«Schweizer Weg», fOr die bilateralen Verträge, eingetreten 
sind - viele ihrer kantonalen Sektionen waren Ja dagegen -, 
die Lorbeeren ernten können. Darauf bin Ich etwas neidisch, 
aber Ich bin froh, dass Sie sich zu diesem «Schweizer Mo­
dell» bekennen können, Herr Relmann. Übrigens sind Sie 
vielleicht der falsche Adressat, denn Ich welss ja, dass Sie 
auch fOr den EWR waren. Aber Sie haben das hier vorge­
bracht, und Ich wollte das erwidern. 
A l'artlcle 2, le mandat donne au Conseil federal de preparer 
les negociatlons d'adhesion, est lmportanl Certes, on pour­
ralt dire que Q8 va de soi, qua le Conseil federal dolt faire ce 
travall, qu'II n'est pas necessaire d'inscrlre cela dans une lol. 
Mals cela falt un tout avec le premler polnt. 
A l'artlcle 3, la marge de manoeuvre du Conseil federal est 
respectee, que ca solt dans le texte adopte par le Conseil 
national ou dans celul du proJet du Conseil federal. 
Je ferai un developpement un peu plus long concemant l'ar­
tlcle 4 du projet du Consell federal, la questlon du referen­
dum. On a utllise la aussl des mots tres durs. S'lls sont 
adresses au Conseil federal, Madame Spoerry, je ne peux 
pas les accepter. Der Bundesrat verhöhnt die demokrati­
schen Rechte nicht. Sie haben gesagt, es sei ein Hohn fOr 
unsere Demokratie. Ich kann das nicht akzeptieren. Ich 
glaube, dass es hier wirklich nicht darum gehl Wie Ich vor­
hin schon dargelegt habe, geht es um ein Ziel und nicht 
darum, den Entscheid Ober den EU-Beitritt zu fällen. Es ist 
auch nicht der richtige Moment, dem Volk die Frage zu stel­
len. Es existieren Volksentscheide zu diesem Thema, die 
aus der jüngsten Vergangenheit stammen: Die Volksinitiative 
«EU-Beitrittsverhandlungen vors Volk!» wurde, auch wenn 
es nicht um die ganz genau gleiche Fragestellung ging, ver-
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worfen. Der Bundesrat will das Volk nicht hintergehen, aber 
er ist der Meinung, dass es sich hier aufgrund der Verfas­
sung wirklich um eine Mitwirkung des Parlamentes handelt, 
und dadurch, dass diese Vorlage In die Form eines Bundes­
beschlusses gekleidet Ist, hat das Parlament die Gelegen­
heit, sich im Rahmen der Mitwirkung besser zu äussern. 
Das Volk wird sich aussprechen können, das wissen wir alle, 
sobald es dann um den eigentlichen Entscheid geht. 
Peut-ätre une remarque encore concernant le rapport 1999 
sur l'integratlon, pulsqu'II n'a pas ete mentlonne dans tout le 
debat et que le Parlament ne l'a pas agende pour en debat­
tre. En 1999, le Conseil federal a remis au Parlament le rap­
port sur !'Integration. II part de l'idee que ce document raste 
une reference. En commission, Monsieur Marz, vous me 
permettrez de vous citer, vous avez dit que c'etalt une bonne 
ou excellente monographie, en tout cas une monographie 
dans laquelle flgurent tous les elements qul entrent en llgne 
de compte pour ce qul est de la questlon de l'integratlon de 
la Sulsse dans l'Unlon europeenne. Je souhaite que le Par­
lament en prenne acta et qu'II s'en serve pour les discus­
slons ulterleures. Pour le Conseil fecleral, le rapport sur 
!'Integration raste un document de base. 
Ein Gegenvorschlag, wie ihn der Bundesrat vorlegt, Ist si­
cher nicht unwürdig, wie das gesagt wurde. Im Gegenteil, 
Ich glaube, ein Gegenvorschlag 1st natzllch, um die Glaub­
würdigkeit unserer lntegratlonsbereltschaft nach innen und 
nach aussen zu demonstrieren. NatOrllch kann das Parla­
ment darauf verzichten, hier Stellung zu beziehen, wenn, 
wie dies gesagt wurde, dieser Entscheid nicht «überinterpre­
tiert» wird, Herr Schmid. Ich würde es bedauern, wenn das 
Parlament darauf verzichten würde, denn der Gegenvor­
schlag würde die Verhandlungsposition nicht, wie das ge­
sagt wurde, schwächen, sondern natürlich - wie andere es 
meinten - die Position des Bundesrates nur stärken. 
Es ist aber wirklich wichtig, dass der Gegenvorschlag In seiner 
richtigen Dimension betrachtet und beurteilt wird. Ich habe es 
gesagt: Es Ist kein Entscheid zum Beitritt; es Ist nicht einmal 
ein Beschluss, heute oder morgen zu verhandeln, und es wird 
keine Frist festgesetzt. Es werden Vorbereitungsarbeiten für 
die Verhandlungen und die Entscheidfindungen geleistet, und 
es wird festgehalten, dass der Bundesrat die Verhandlungen 
dann aufzunehmen hat, wenn die Zeit günstig Ist. 
Der Bundesrat möchte deshalb an seinem Entwurf festhalten 
oder eventuell den Beschluss des Nationalrates unterstützen. 
Je regretterals effectivement que le Parlament renonce a se 
prononcer, comme le veulent les artlcles de notre constitu­
tion. Je les respecteral, y comprls les prerogatlves du Parla­
ment dans le futur. J'lnterpreteral personnellement votre 
decislon plus comme une volonte de partlclper dlrectement, 
ou alors celle de lalsser au Conseil federal la condulte de ce 
dossler qui restera, pour la Sulsse, le prlnclpal des dix an­
nees a venlr. 

1. Bundesbeschluss über Beltrlttsverhandlungen der 
Schweiz mit der Europilschen Union 
1. Arrete federal relatlf a des negoclatlons en we de 
l'adheslon de la Sulsse a l'Unlon europeenne 

Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Nichteintreten 
Minderheit 
(Cottler, Berger, Brunner Christiane, Beguelln, Saudan) 
Eintreten 

Proposition de la commlssion 
Majorlt~ 
Ne pas entrer en matlere 
Minorit~ 
(Cottier, Berger, Brunner Christiane, Beguelln, Saudan) 
Entrer en matlere 

Abstimmung - Vote 
Für Eintreten ..•. 16 Stimmen 
Dagegen ...• 29 Stimmen 

2. Bundesbeschluss über die Volkslnitlatlve «Ja zu 
Europa!,, 
2. Arrete federal relatlf a l'lnitlatlve populalre «Oul a 
l'Europel» 

Eintreten Ist obligatorisch 
l.:en~e en mattere est acquise de plein drolt 

Detailberatung - Examen de d~tall 

Titel und Ingress, Art 1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Titre et preambule, art. 1 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen -Adopt~ 

Art2 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Minderheit 
(Brunner Christiane, Beguelln) 
.... die Volkslnltlatlve anzunehmen. 

Art2 
Proposition de la commlsslon 
MajoriM 
Adherer a la declslon du Conseil national 
Minorit~ 
(Brunner Christiane, Beguelln) 
...• d'accepter l'lnitlative .... 

Brunner Christiane (S, GE): J'ai la partlcuiarlte, due a la 
decision presidentielle, de m'exprimer sur l'inltlatlve «Oul a 
l'Europel» au nom de la mlnorite qul vous demande d'en re­
commander l'acceptatlon, apres que l'ensemble du debat 
soit acheve et que tout le monde se solt exprlme a cet egard, 
de mäme que le Conseil federal. Ce n'est donc pas une 
täche tres facile. 
Je dois dlre que, personnellement, je n'al jamals parle ou 
vante les avantages des accords bilateraux en dlsant que cela 
n'etait pas le premler pas vers l'adhesion a l'Unlon euro­
peenne. Pour mol, II est donc facile, contrairement au Conseil 
fecleral et a d'autres personnes dans notre Conseil, de dire: 
«La votatlon sur les accords bllateraux constitualt le premler 
pas vers l'adheslon a l'Unlon europeenne.» J'avals d'allleurs 
un autre publlc a convaincre, ceux qui disaient: «Surtout pas 
d'accords bilateraux, parce que cela va bloquer definitlvement 
l'adheslon a l'Unlon europeenne.» Le vote actuel de notre 
Consell me falt penser que ces personnes avaient peut-Atre 
un peu raison. Cela m'lncite encore plus a vous lnvlter a re­
commander d'accepter !'Initiative populalre «Oul a l'Europel». 
Cette initiative a ete conr;ue non pas comme une Initiative 
d'oppositlon, mals comme une Initiative de soutlen, a l'epo­
que, de la polltlque du Conseil fecleral. Malntenant, alle est 
ressentle pratlquement comme une Initiative qul menace la 
palx interieure de la Sulsse - sl je vous al blen entendus -
ou en tout cas, pour les plus almables d'entre vous, eile est 
simplement malntenant maladroite. 
Je rappelle que c'est notre Parlament qul a decide de repous­
ser les dellberations sur cette Initiative qul avalt ete deposee 
en 1996. D'abord, ce n'etalt pas le bon moment d'en discuter 
parce que nous etions en plelns pourparlers sur les accords 
bilateraux. Alors, on a repousse les dellberatlons. Ensuite, ce 
n'etait pas le moment d'en discuter parce que c'etalt juste 
avant la votation sur les accords bllateraux. Et maintenant ce 
n'est pas non plus le moment d'en dlscuter parce qu'on est 
juste apres la votatlon sur les accords bilateraux. J'en conclus 
finalement que ce n'est jamais le bon moment de parler du 
fond et de parler de l'adheslon a !'Union europeenne. 
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t:lnltlatlve, Monsieur le Conselller federal, n'est pas seule­
ment une Initiative de procedure: c'est une Initiative sur le 
fond qul demande l'ouverture de negoclatlons dans des de­
lals rapides, mais qul lalsse au Conseil federal la flexlblllte 
adequate au plan de la politlque exterleure - et aussi, 
d'allleurs, la flexibilite adequate au plan de la politique Inte­
rieure pulsque le Conseil federal raste llbre de fixer la date 
de la votatton populalre conformement a l'anclen droit Ce 
n'est donc pas une initiative de procedure, c'est une Initiative 
sur le fond de savolr sl nous soutenons l'objectlt de l'lntegra­
tlon a. l'Union europeenne et de l'adheslon a celle-ci. 
Hier, M. Pflsterer a dit que le debat etalt malntenant lance. 
Je pretends que si nous recommandons de rejeter cette Ini­
tiative dans notre deliberation d'auJourcfhul en ne la malnte­
nant pas comme Instrument de dlscusslon, le debat qul est 
lance va completement se ra1entlr. On va finalement mettre 
au placard la discusslon sur l'adhesion a l'Unlon euro­
peenne, sur les moyens d'y parvenir et sur ce qu'il convlent 
d'entreprendre parce que, le vote d'auJourd'hul le montre, ce 
qu'on veut avant tout, c'est rester tranqullle. Maintenant on 
exarnlne les choses; je n'utiliserai pas le terme de «mora­
tolre», mals c'est quand mäme pratiquement, au niveau 
aussl de la dlscusslon avec le peuple, le sentlment qul 
emane de nos dellberatlons d'hier et d'auJourd'hui. 
Le vote d'aujourd'hul est important pour notre partenaire, 
!'Union europeenne. Je ne peux pas me defalre de l'idee qua 
!'Union europeenne dolt, sur la base du vote que nous ve­
nons de faire, conslderer notre pays comme une coquille, 
une huitre qul s'est un tout petit peu entrouverte, qui a asplre 
le mellleur et qui tout de sulte se referme. C'est pour malnte­
nir l'ouverture de la coqullle qu'il taut aussi malntenlr le de­
bat par le blals de cette Initiative populaire. 
Je n'ai pas perdu espolr de pouvolr partlciper a la construc­
tlon europeenne de l'lnterleur au lleu d'emettre des crltlques 
de l'exterleur, et Je n'al pas perdu espoir de pouvolr Integrer 
dans notre pays l'acquis social de l'Unlon europeenne, et 
non pas seulement ses clauses economlques. 
C'est dans ce sens que Je vous lnvlte a adopter la proposl­
tlon de minorite et a recommander au peuple et aux cantons 
d'accepter l'lnitiative «Oul a. l'Europel». 

Frlck Bruno (C, SZ), für die Kommission: Ich habe gestern 
Morgen die Haltung der APK-Mehrhelt dargelegt Dem habe 
ich nichts beizufügen. 

Delss Joseph, conselller federal: Je n'al rlen a. ajouter puis­
que j'al deja amplement lndlque las ralsons pour lesquelles 
Je Conseil federal recommande Je rejet de J'initiatlve popu­
Jaire «Oul a l'Europel». Je soullgne a. !'Intention de Mme 
Brunner que Je n'al pas dlt que l'lnltlatlve n'etalt qu"une initia­
tive de procedure. J'al mAme dlt que, pour ce qul est du fond, 
le Conseil federal partage l'objectif des auteurs de l'inltlatlve; 
11 l'a d'allleurs reprls dans son contre-projet Mais c'est Juste­
ment sur la procedure qu'il y a dlvergences de vue. 

Abstimmung - Vote 
FOr den Antrag der Mehrheit .... 34 Stimmen 
FOr den Antrag der Minderheit •••. 7 Stimmen 

Gesamtabstimmung - Vote sur l'ensemble 
FOr Annahme des Entwurfes .... 33 Stimmen 
Dagegen •.•. 9 Stimmen 

Abschreibung - Classement 

Antrag des Bundesratss 
Abschreiben der parlamentarischen Vorstösse 
gemäss Brief an die eidgenössischen Räte 
Propostaon du Conseil tederat 
Classer las Interventions parlementalres 
selon lettre aux Chambres federales 

Angenommen -Adopte 
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Beitritt der Schweiz 
zur Europäischen Gemeinschaft. 
Bericht 
Adhesion de la Suisse 
ä la Communaute europeenne. 
Rapport 

Abschreibung - Classement 
Bericht des Bundesrates 18.05.92 (BBJ 19921111185) 
Rapport du Conseil flk!eral 1 8.05,92 (FF 1992 III 1125} 
Nallonalrat/ConseU national 02.09.92 
Nallonalrat/ConseU nallonal 03.09.92 
Stinderat/Consell des Etats 24.09.92 
Natlonalrat/Consell national 07 .06.00 
Ständerat/ConseD des Etats 15.06.00 

Präsident (Schmid Carlo, Präsident): In der Botschaft 
99.011 beantragt der Bundesrat, das Bundesratsgeschäft 
92.053 abzuschreiben. 

Angenommen -Adopte 

00.3022 

Interpellation Relmann Maximilian. 
Bilaterale Verträge 
und EU-Beitrittsgesuch der Schweiz 
nach den Massnahmen der EU 
gegen Österreich 
Interpellation Reimann Maximilian. 
Accords bilateraux 
et adheslon de la Sulsse ä l'UE 
apres les mesures de l'UE 
contre I' Autrlche 

Elnreichungsdarum os.03.oo 
Date de dltpöt 06.03.00 
Sttlnderat/Consell des Etats 15.06.00 

Präsident (Schmid Carlo, Präsident): Ist Herr Relmann von 
der Antwort des Bundesrates befriedigt, oder verlangt er 
Diskussion? 

Relmann Maximilian 0/, AG): Diese Interpellation reichte 
Ich Ja unmittelbar, nachdem die 14 EU-Staaten die ungehöri­
gen Massnahmen gegen Österreich ergriffen hatten, ein. Ich 
habe sie zur Hauptsache· deshalb für drlngllch erklären las­
sen wollen, um möglichen Schaden aus diesen gegen ein 
einzelnes Land gerichteten Massnahmen tar unsere Abstim­
mung Qber die bilateralen Verträge mit der EU vom 21. Mal 
abzuwenden. GlOckllcherweise ist der Schaden nicht einge­
treten, Im Gegentell. 
Entsprechend verzichte Ich auf eine Diskussion und erkläre 
mich vom Abstimmungsergebnis vom 21. Mal tarvoll, von den 
Antworten des Bundesrates auf meine Interpellation tar teil­
weise befriedigt Ausdrücklich aber beglOckwOnsche Ich den 
Bundesrat zu seiner Haltung In Bezug auf Frage 5, nämlich 
dass er bezüglich der Haltung zu österrelch zu keinem Zeit­
punkt ins abwegige Fahrwasser der EU-Staaten geraten Ist. 

Delss Joseph, Bundesrat Ich danke für die Komplimente! 

Schluss der Sitzung um 09.45 Uhr 
La s~nce est levee a 09 h 45 



99.011 Conseil national 

99.011 

Ja zu Europa. 
Volksinitiative 
Oui a l'Europe. 
Initiative populaire 

Ordnungsantrag - Motion d'ordre 
Botschaft des Bundesrates 27 ,01.99 (BBI 1999 3830) 
Message du Conseil federal 27.01.99 (FF 1999 3494) 
lntegratlonsberlcht 1999 des Bundesrates 03.02.99 
Rapport 1999 du Conseil federal sur rlnl6grallon 03.02.99 
Bestellung: EDMZ, 3003 Bern/Commende: OCAM, 3003 Beme 
Nallonalrat/Consell nellonal 07 .oa.oo 
Nallonalrat/ConseD nellonal 07.06.00 
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Ordnungsantrag Frey Claude/Rscher 
Die Differenzbereinigung Ist In der Sommersession 2000 ab­
zuschllessen. 

Ordnungsantrag Sch/0er 
Das Geschäft Ist Im Nationalrat so zu behandeln, dass auch 
der Ständerat noch vor Abschluss der Sommersession 2000 
seine abschllessende Beschlussfassung treffen kann. 

Motion <fordre Frey Claude/Fischer 
L'.elimination des divergences dolt Eitre achevee au cours de 
la sesslon d'ete 2000. 

Motion d'ordre Schl0er 
t.:obJet dolt Eitre traite au Consell national de fac;on a ce que 
le Conseil des Etats puisse prendre sa decislon definitive 
d'lcl a la fln de la session d'ete 2000. 
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Frey Claude (R, NE): Lorsque la Commlsslon de polltlque 
exterleure de notre Conseil parle d'Europe, helas - malnte­
nant, Q8. devlent presque une tradltlon -, cela tourne a la 
farce. Deux Jours apres le vote sur les accords bllateraux, 
notre commisslon proposalt de negocler tout de sulte. II fal­
lalt dlre oul a l'lnltlatlve populaire «Oui a rEuropel» et oui au 
contre-projet. Ce n'etalt pas serieux. L:initlatlve n'a pas 
passe le cap, nl de notre Conseil nl du Conseil des Etats. On 
connait la sulte: Je Conseil des Etats ne veut pas d'un con­
tre-prpJet. 
De q · s'agit-il maintenant? Dans la procedure delimina­
tlon des · rgences, nous n'avons a repondre qu'a une 
seule questlon. -ca qua oui ou non, nous malntenons no­
tre declslon sur le co · t? Nous ne pouvons pas le 
modlfler. Nous sommes dans les irg-ences: «Festhalten 
oder nicht», malntenir ou ne pas malntenlr, rlen d'autre. Tout 
a !'heure, notre commlssion a declde que, pour repondre a la 
question, 11 lul fallalt deux mois de delal, et elle n'a pas voulu 
prendre positlon, alle souhalte attendre la prochalne seance 
des 14 et 15 aoat 2000. Certains ont propose an commis­
sion qu'une deiegatlon allie a Bruxelles pour savoir comment 
ce serait ressenti, un contre-projet ou pas. D'autres ou les 
mElmes ont propose qua M. Lamoureux, i'ancien negocla­
teur de fUnlon europeenne, vlenne chez nous. On a aussi 
propose d'entendre l'ancien negoclateur suisse, M. Kellen­
berger, actuel president du CICR. La situation est difflcile, 
mals de la a appeler la Crolx-Rouge, Je crols qua c'est un 
peu disproportlonne an ca qui concarne ca sujetl Nous n'en 
sommes pas encore la, ca n'est plus Verdun et ce n'est pas 
Solferino. 
Par consequent, nous avons a declder, et a decider dans la 
credibilite. Nous ne sommes plus credibles si nous avons re­
cours a des farces, parce qua ce seralt une tarce d'attendre 
deux mois pour dire oul ou non au contre-projet; ce serait 
une farce qua d'aller a Bruxelles pour demander: «Qu'est-ce 
que vous pensez d'un sujet Interieur, d'un contre-projet lndl­
rect?» 
Ce seralt une farce qua de faire venlr les anclens negocla­
teurs a Berne, alors qua nous savons tous ici qu'il y aura une 
majorite pour maintenir le contre-projet et qua l'on peut ima­
glner qu'il y aura une majorlte au Conseil des Etats pour le 
rejeter. 
La debat de ia Sulsse et de l'Europe est un debat essential 
qul va animer notre Parlament encore pendant de longues 
annees. Nous avons une longue route a parcourlr. Mais pour 
avancer, II faut pouvolr le faire dans la credlblllte. Utlllser de 
teis trucs de procedure qui relevant des actlons de flibuste 
qua l'on peut voir dans certains parlements, ce n'est pas dl­
gne de notre Parlament, ce n'est pas dlgne du sujel SI l'on 
n'est plus credlble, on va bloquer la populatlon qul n'a pas 
comprls qua deux Jours apres l'acceptatlon, les euroturbos 
s'accaparent las oui pour dlre: «Malntenant, II faut y aller, et 
tout de suite.» On n'a pas compris cela. Or, nous avons 
d'autres echeances an polltlque exterieure. Croyez-vous 
qua, dans un cllmat tel que celul-la, on pulsse avolr une 
chance de dlre oui a l'ONU, avoir une chance de dire oui aux 
soldats armes a l'etranger? Vous aurez des votes de protes­
tation, ca seront des votes negatlfs, on en aura ras le bol. 
Alors, Je vous demande slmplement, dans ca debat, un peu 
de dlgnite, et siegeons normalement, dans des delals nor­
maux. 
Par consequent, demandons a la commlsslon de faire son 
travall, de telle fac;on que la questlon du contre-projet pulsse 
ätre reglee pendant cette session encore. L:inltlative des Jeu­
nes, II y a plus de trols ans qu'elle exlste. Je crois que le su­
jet est connu, largement connu, et ceiui du contre-projet 
aussi. La credlbilite doit Eitre le maitre mot dans ce debat. 

Fischer Ulrich (R, AG): Der Nationalrat hat knapp Eintreten 
auf den Gegenvorschlag beschlossen; der Ständerat hat 
diesen Gegenvorschlag überaus deutlich abgelehnt. Nun 
geht es nur noch um die Differenzbereinigung, d. h. darum, 
ob Eintreten auf den Gegenvorschlag beschlossen werden 
soll - Ja oder Nein. 
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Die Vertreter der Verschiebung möchten diese Frage erdau­
ern, grQndlicher diskutieren. Sie machen dem Ständerat ne­
ben anderen groben Anwürfen den Vorwurf, er hätte einen 
beschränkten Gesichtskreis. Sie behaupten, wir worden ein 
schlechtes Signal nach Europa senden, wenn wir keinen 
Gegenvorschlag machten, und sie verlangen Hearings zum 
Beispiel mit Herrn Fran~is Lamoureux, Verhandlungskoor­
dinator für die EU bei den bilateralen Verhandlungen. 
Die APK hat materiell eingehend Ober diesen Gegenvor­
schlag diskutiert Die Positionen sind längst bezogen und 
begrQndet. Was die Kommissionsmehrheit nun will, ist reine 
Verzögerungstaktik, ein Griff In die Trickkiste. Wlr müssen 
uns doch nicht von der EU sagen lassen, wie wir unsere Ver­
fahren abwickeln solltenl Das wissen wir doch selber. 
Auch bezüglich des Bildes gegen aussen wissen die Verant­
wortlichen der EU genau, was der Verzicht auf den Gegen­
vorschlag und die Ablehnung der Initiative bedeuten, dass 
das nämlich reine Verfahrensfragen sind, die weder ein Ja 
noch ein Nein zu weiteren Verhandlungen mit der EU bedeu­
ten. Auch Bundesrat Delss hat dies In der Kommissionssit­
zung klar bestätigt. 
Ich möchte Sie bitten, In dieser Sache vorwärts zu machen 
und das Differenzbereinigungsverfahren in dieser Session 
abzuschliessen, damit wir In dieser Sache reinen Tisch ha­
ben. 

Schlüer Ulrich 0/, ZH): Es Ist tatsächlich so, dass die Ord­
nungsanträge parallel zueinander eingereicht worden sind. 
Ich möchte Sie In Absprache mit der SVP-Fraktlon ebenfalls 
auffordern und bitten, keine weiteren Verschleppungsmanö­
ver In dieser Sache vorzunehmen. Ich möchte dazu zwei 
weitere Gesichtspunkte anführen. 
Der Terminkalender, der uns unter Zeitdruck setzt, Ist von 
der APK selber so gestaltet worden, wie er jetzt Tatsache Ist. 
UrsprOnglich bestand ja die Idee, die Volksinitiative «Ja zu 
Europa!» gleichzeitig mit der seinerzeltlgen Initiative der 
Schweizer Demokraten in einem Gesamtpaket zur Abstim­
mung zu bringen. Aus taktischen GrQnden Ist man seinerzeit 
davon wieder abgekommen. Dass aus diesem Zusammen­
hang ein Zeitdruck entstand, hängt damit zusammen, wie 
die APK mit dem Geschäft «Ja zu Europa!» umgegangen 
Ist. 
Zusätzlich muss Ich Ihnen eine Tatsache In Erinnerung ru­
fen: Die Volkslnitlatlve, zu der wir einen Gegenvorschlag zu 
formulieren haben, hat bis spätestens 30. Juni dieses Jah­
res von diesem Rat abschllessend behandelt zu werden. Wir 
müssen sie bis zu diesem Zeitpunkt behandeln. Glaubt man 
nun, diese Initiative verabschieden, sie aber mit einem «Viel­
leicht-Gegenvorschlag» versehen zu können, der vielleicht 
irgendwann - In ein paar Monaten - noch Wirklichkeit wer­
den könnte? 
Was Ist das .für eine Gesetzgebung, wo man auf der einen 
Seite einer Volksinitiative einen Gegenvorschlag gegenüber­
stellen kann und will, wo man diesen Gegenvorschlag aber 
nicht formuliert, sondern sagt, er komme dann vielleicht Ir­
gendwann noch? So geht es doch nicht! 
Zur BegrOndung der Verschiebung: Es wird begrOndet, wir 
müssten uns noch in BrQssel erkundigen, was man dort von 
unserem Vergehen und Handeln halte. Es soll - angesichts 
solcher BegrOndung - In diesem Rat niemand mehr je das 
Klagelied vom «autonomen Nachvollzug» anstimmen, wenn 
er selbst der Meinung Ist, dieses Parlament sei nicht in der 
Lage, selbstständig zu entscheiden, ob es einen Gegenvor­
schlag zur Volksinitiative «Ja zu Europa!» will oder nicht. 
Müssen wir uns das von BrQssel vorsagen lassen? 
Diejenigen, die nicht Manns genug sind, diesen Entscheid 
selber zu treffen, sollen sich meinetwegen privat In Brüssel 
erkundigen. Das Parlament hat solches nicht nötig - die 
Klage vom «autonomen Nachvollzug» Ist ein für alle Mal be­
erdigt. 
Es geht um ein Ja oder ein Nein zum Gegenvorschlag. Je­
dermann in diesem Rat welss auch bereits, wie er in dieser 
Sache stimmen wird. Es besteht keine Notwendigkeit dafür, 
noch einmal drei Monate Bedenkzeit einzuräumen, nach-
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dem man schon rund vier Jahre zu dieser Initiative nachden­
ken konnte. 

Rennwald Jean-Claude (S, JU): Effectlvement, la Commis­
sion de polltlque exterleure a siege en debut d'apres-midi. 
Par 13 volx contre 8 et avec 1 abstention, alle a adopte une 
motlon d'ordre qui demande que la dlvergence entre les 
deux Chambres concernant un contre-projet indlrect a !'Ini­
tiative populaire «Oui a l'Europel» seit traltee lors des sean­
ces de la commlssion des 14 et 15 aoüt 2000. 
Comme j'etais rapporteur de la commisslon lors du grand 
debat que nous avons eu a ce propos, je me permets de 
prendre la parole; je n'en suis pas le rapporteur offlclel, mals 
peut-ätre offlcieux. 
Evidemment, si cette declslon devait &tre conflrmee, cela sl­
gnlfleralt que, en plenum, nous examinerlons la chose du­
rant la session d'automne. J'aimerais faire une remarque par 
rapport au calendrier qu'a esquisse le president. Je pense 
que c;a poserait passablement de problemes sl la commis­
slon devait se retrouver aujourd'hul a 18 h 30, dans la me­
sure ou le lundl est souvent tres charge pendant les 
sesslons, et ou nombre de collegues ont des seances et des 
rendez-vous agendes. Je crois que c;a ne serait pas serieux 
du tout 
Quais sont les arguments que la majorlte de la commlsslon 
invoque pour repousser cette dlscusslon? II nous paratt que 
la declsion du Conseil des Etats de refuser d'entrer en ma­
tiere sur un contre-projet lndlrect a cree une situatlon pollti­
que fondamentalement nouvelle. Par rapport a cette situa­
tlon polltlque fondamentalement nouvelle, nous estlmons 
qu'll taut se donner le temps de la reflexion, qu'il ne taut pas 
prendre une decislon precipitee. II taut donner du temps de 
reflexlon a notre Commlsslon de polltlque exterleure, il taut 
en donner a notre Conseil; II taut en donner au Conseil des 
Etats; je pense enfin, ce n'est pas abusif, qu'II taut aussl en 
donner au Conseil federal, dans la mesure ou le Gouverne­
ment de ce pays avalt lui-mäme formule un contre-projet 
Ce temps de reflexlon devralt nous permettre de parvenir a 
une solutlon polltlquement credlble. 
II est evident - cela a ete rappele par un orateur tout a 
!'heure - que le falt, non pas tellement des declslons de la 
Commisslon de polltlque exterleure, mals le falt qu'elle a 
siege, pour tenir les delals, deux Jours apres la votatlon du 
21 mal, a cree une certalne emotlon aussl blen dans le Par­
lament que dans le pays. J'almerals dlre de ~n tres clalre 
qu'il n'etalt pas du tout dans les Intentions des partlsans d'un 
contre-projet assez fort de s'accaparer l'ensemble des oul 
du 21 mal. 
Une declslon quant a un contre-projet negative et precipitee 
de notre Conseil pourralt, eile, nulre fondamentalement a 
notre credlbilite sur la scene europeenne, cela d'autant plus 
que les 15 Etats membres de !'Union dolvent encore ratlfler 
l'accord sur la libre clrculation des personnes. Par rapport a 
cela, je trouve un peu abusif de la part de certalns orateurs 
de dire qu'en commlsslon, on a dlt qu'on voulalt demander a 
Bruxelles ce qu'II fallalt faire. Ce n'est pas parce qu'un com­
missaire sur trelze, dans la majorlte de cette commlsslon, 
fait une allusion de ce type qu'il taut mettre tout le monde 
dans le möme sac. Je pense aussl que la declslon que nous 
avons prlse en commission n'est pas une questlon de tactl­
que; c'est veritablement une questlon de fond. De toute ma­
nlere, quol qu'II arrlve, c'est le peuple qul a le dernler mot 
dans ce pays. Je ne pense pas non plus que cette declslon 
de procedure seit une farce. Pour moi, la credlblllte des insti­
tutlons politlques depend avant tout de leur capacite a ap­
porter des reponses concretes aux problemes qul se posent 
a notre pays. De ce polnt de vue, la negociation est aussl 
quelque chose qul fait partie de la discussion politlque et de 
la discusslon publlque. 
En concluslon, je pense qu'en polltlque comme en hlstoire, il 
y a le temps court et II y a le temps long. Je pense que, pre­
clsement, le processus d'lntegratlon de la Suisse a !'Union 
europeenne est quelque chose qul releve du temps long. 
Cela fait une bonne dlzalne d'annees que nous dlscutons de 
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ce probleme. Je ne crois pas qu'une declsion qul repousse­
rait la declsion finale du Parlament de trois mois mettrait la 
natlon en perll. 
Pour toutes ces raisons, je vous demande de rejeter las 
deux motlons d'ordre qui nous ont ete presentees. 

Präsident (Seiler Hanspeter, Präsident}: Der Ordnungsan­
trag SchlOer ist zugunsten des Ordnungsantrages Frey 
Claude/Fischer zurQckgezogen worden. 

Jutzet Erwin (S, FR): Herr Frey hat zu Recht gesagt, es 
gehe um die Würde des Parlamentes, um seine Glaubwür­
digkeit und um sein Ansehen beim Volk. Was erwartet das 
Volk von uns? Wer weiss das, wer kann das wissen? Es 
kommt darauf an, wo man hingeht und hinhört, auf dem 
Land oder in der stadt, in der Deutschschweiz oder In der 
Westschweiz. Jedenfalls sind die Meinungen Im Volk in die­
ser Frage geteilt 
Was das Volk will, das Ist keine Zerstrittenhell Das Volk will, 
dass wir uns zusammenraufen, unsere standpunkte austau­
schen, dass sich Ständerat, Nationalrat und Bundesrat an 
einen llsch setzen und einen Kompromiss suchen. Das will 
das Volk; darauf hat es ein Recht - es will nicht, dass wir in 
dieser wichtigen Frage In Zerstrlttenhelt auseinander gehen. 
Das können wir nicht In einer halben stunde APK-Sltzung 
erreichen. Kommt Zelt, kommt Rat. Die APK hat mit 13 zu 
8 Stimmen entschieden, sie wolle Mitte August nochmals 
Ober die Bücher gehen. Das gibt uns Zelt, mit dem stände­
rat, mit dem Bundesrat zu diskutieren. Die Wogen werden 
etwas geglättet sein. 
Es war ein freier Entscheid der APK; es Ist nicht am Plenum, 
die APK zu zwingen, das Geschäft in der letzten Sessions­
woche zu behandeln - Ja, wie wir gehört haben, gar heute 
Abend um 18.30 Uhr, rasch, rasch. Viele haben etwas ande­
res vor. Das ist nicht seriös, das Ist unseres Parlamentes 
nicht würdig. Die Initiative wurde 1996, vor vier Jahren, ein­
gereicht. Und jetzt sollen wir das Geschäft in drei Tagen be­
handeln! Das ist nicht seriös. 
Ich bitte Sie, den Ordnungsantrag abzulehnen. 

Maltre Jean-Philippe (C, GE): II y a, dans cette procedure 
d'ellmlnatlon des divergences, deux cas a tralter: d'une part, 
flnitiatlve populalre. C'est simple, II n'y a plus de dlvergence, 
la votatlon finale intervtent pendant cette sesslon, tout est 
clalr; d'autre part, le contre-projet. 
En ce qul conceme celul-cl, las deux proposltlons presen­
tees vlsent en reallte a s'ecarter de ce que j'appellerai le 
courant normal. C'est quol le courant normal? Le courant 
normal conslste a faire en sorte que lorsqu'une dlvergence 
lmportante - et Dleu salt sl eile fest! - lntervlent, la reftexlon 
pulsse avoir lleu de manlere approfondle, et l'objet revlent 
en regle generale a la sesslon sulvante. C'est l'usage. Les 
dlvergences ne sont traltees dans la mAme sesslon que 
dans deux sltuatlons blen speclflques: soit II s'aglt de dlver­
gences tout a falt mlneures, par exemple de type redactlon­
nel; solt II s'aglt de dlvergences qul pourraient resulter 
encore, alors que l'objet a deja falt plusleurs navettes; la, on 
admet qu'on peut les elimlner pendant la mAme sesslon. 
Lorsqu'il s"agit d'une dlvergence qul survtent pour la pre­
mlere fols et a fortiori lorsque cette dlvergence est fonda­
mentale, l'usage, qul correspond d'ailleurs a la sagesse, 
conslste a avolr le temps de la reftexlon et l'objet revlent a la 
sesslon sulvante. Cela lmpllque a ce moment-la que la Com­
mlsslon de politlque exterieure de notre Conseil pourralt te­
nlr la seance qu'elle a prevue dans le courant du mols 
d'aoOt. 
M. Frey Claude, en motlvant sa proposltlon, a dlt: «Ce n'est 
pas complique de savolr s'II taut dlre oul ou non, II n'y a pas 
besoln d'une seance supplementalre.» J'attlre son attentlon 
sur cecl: evldemment, pour celui qui veut dire non, parce 
qu'il salt qu'II ne veut rlen d'autre, qu'il veut faire tabula rasa 
sur l'objet, c'est assez simple, et il a lnteret a ca que les cho­
ses se llquldent le plus vite posslble. Tel est bien l'avls de 
M. Frey, et c'est un avls qu'II a le drolt d'exprimer et qu'on 

peut respecter. Pour ceux qul souhaltent un contre-projet, la 
portee est tout a faH differente. En effet, pour notre Conseil, 
perslster dans la voie d'un contre-proJet, ce qua Je souhalte 
profondement, n'a de sens que sl ce contre-projet a une te­
neur qul est de nature a faire entrer le ConseH des Etat en 
matiere sur cette nouvelle teneur. Sinon, c;:a n'a aucun sens. 
Qu'on le veullle ou non, cela impllque quelques contacts, 
des dlscusslons, cela impllque qu'on se manage un espaca 
de dlalogue, sl on a l'intentlon d'aboutir. 
Voila las raisons pour lesquelles les proposltlons qui nous 
sont faltes de liquider cette affaire quaslment seance tenante 
ne se justifient que pour celles et ceux qul ne veulent rien du 
tout. Pour celles et ceux qul veulent un contre-projet, le 
temps de la reflexlon et le temps du dialogue est absolument 
indispensable, et tel est bien l'avls de notre Conseil, pulsqu'il 
a vote sur le principe et sur le texte d'un contre-proJet. 
Voila las raisons pour lesquelles Je vous invite tout a fait clai­
rement a repousser las deux motions d'ordre qul vous sont 
presentees. 

Cavalll Franco (S, Tl): Ich habe mich während dieser letz­
ten zwei Wochen manchmal gefragt, ob es an den hohen 
Temperaturen Hegt, dass gewisse Ratsmitglieder plötzlich so 
unruhig und nervös werden und nicht mehr ganz Ihre norma­
len intellektuellen Leistungen erreichen, wenn man Ober die­
ses Thema diskutiert. 
Man muss klar sehen, dass wir In der Kommission heute im 
Vergleich zum 23. Mal In einer neuen Lage sind. Deswegen 
hat die Kommission das Recht, die Möglichkeit zu verlangen, 
noch darQber zu diskutieren. 
Warum sind wir In einer neuen Lage? 
1. Ganz offensichtlich wurde die Theorie, dass ein Ja zu den 
bilateralen Verträgen ein Nein zur EU bedeutet, nach dem 
21. Mal erfunden. Vorher hat das nie jemand so gesagt. 
Deswegen konnten wir am 23. Mal - als wir darQber disku­
tiert haben - nicht voraussehen, dass daraus ein «solches 
Theater» entstehen würde. Niemand hat am 23. Mal damit 
gerechnet, dass aufgrund unseres Entscheides ein solches 
«Höllentheater» losgeht. 
2. Am 23. Mai, als wir In der Kommission darOber diskutiert 
haben, hätte sich niemand träumen lassen, dass verschie­
dene Ratsmitglieder -vor allem Ständeräte, die bis zum Vor­
tag gesagt hatten, es brauche selbstverständlich einen 
Gegenvorschlag zur Initiative, und das mehrmals beantragt 
hatten - plötzlich kommen und keinen Gegenvorschlag mehr 
wollen. Eine solche Lage konnten wir In der APK am 23. Mal 
nicht voraussehen .. 
Deswegen befinden wir uns jetzt in einer neuen Situation. Es 
ist lächerllch: Bei kleinen Problemen nehmen wir uns Zeit, 
und wir behandeln sie ein, zwei und drei Mal. 
Und hier, bei einem für unser Land existenziellen Problem, 
will man uns nun befehlen, uns heute Abend um 18.30 Uhr 
zu treffen - Ich habe dann keine Zeit und verschiedene Kol­
leginnen und Kollegen auch nicht -, und bis dann und dann 
sollen wir dies und jenes tun. Das Ist wirklich ein unwürdiges 
«Theater», wenn man kommt und uns sagt, bis morgen 
müssten wir in dieser für unser Land entscheidenden Frage 
Irgendeinen Ausweg gefunden haben. 
Wenn Sie nicht wollen, dass man Ihnen Badekuren verord­
net, damit sich Ihre erhitzten Gemüter wieder etwas abküh­
len können, müssen Sie den Ordnungsantrag ablehnen und 
der APK die Möglichkeit geben, einen Ausweg aus dieser 
verfahrenen Situation zu finden. 

Eggly Jacques-Simon (L, GE): J'almerals dlre a M. Frey 
Claude qua l'on est un peu fatlgue de toujours entendre dlre, 
avec beaucoup de talent, que ses arrltre-pensees sont tou­
jours parees des plumes de la vertu alors qua les arribre­
pensees - nous en avons d'autres - sont touJours parees 
des plumes de l'irresponsablllte et du vice. Monsieur Frey, 
l'honnAtete et 1a rigueur lntellectuelles, c'est de dire que 
vous avez vos arriere-pensees comme nous avons res 
nOtres, et que vous n'etes pas plus pur nl plus responsable 
que les autres. 
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En fait, iJ est evident que si nous avons pris la positfon qua 
nous avons prlse sur un contre-projet, c'est parce qua nous 
voullons donner un slgne polltique vls-a.-vls de t'oplnlon, vls­
a.-vls du Conseil fedaral, vls-a.-vls an effet de l'exterleur, et 
aussi vis-a.-vls des Jeunes qui le merttalent. Nous avons 
voulu donner ce signe. Le Conseil des Etats, pour des rai­
sons qul lul appartiennent, ne nous a pas suMs. Mals on 
peut dire tout a. fait clalrement qua toute ia dlscusslon a ete 
mal engagee, dans un cllmat d'extr6me emotivite et qua tant 
la posltlon - la, Monsieur Frey, Je vous donne ralson, je n'al 
pas vota en faveur de !'initiative des jeunes - de la commis­
slon avant la session que celle du Conseil des Etats ont ete 
en quelque sorte suscitees, entourees par un climat d'exa­
cerbation mediatlque. II est donc tout a fait responsable et 
tout a tait normal, vu, en effet, comme l'a dit M. Maitre, l'lrn­
portance du signe polltique qu'ii y a a faire un contre-projet 
indlrect ou a. ne pas le faire en ca qui conceme le Parlament, 
que nous prenlons le temps de discuter de manll}re un peu 
plus serelne et un peu plus salne. Flnalement, nous arrive­
rons a une declslon a rautomne. Je ne vols pas en quol le 
fait d'arrlver a une declslon seulement a l'automne dans un 
cllmat de dtscusslon un peu plus sain seralt Irresponsable, 
lrrespectueux vis-a-vis du peuple, et serait une farce. Re­
mettons tout simplement las choses a leur place. Ne drama­
tlsons pas et ne falsons surtout pas du melodrame hors de 
propos. 
Je vous demande de rejeter cette motion d'ordre et de don­
ner a. la Commisslon de polltlque exterieure Je temps de ra­
flechir, donc de ne pas tralter cette atfalre durant cette 
Session, et de ne pas lalsser le Conseil des Etats s'enter­
mer, cette session, dans son a~ de refus emotif. 

Baumann Ruedl (G, BE): Ich bitte Sie namens der einstim­
migen grünen Fraktion, den Ordnungsantrag abzulehnen. 
Warum um alles In aller Weit pressiert es den EU-Gegnern 
aus dem rechten Lager plötzlich so? Warum soll jetzt sofort 
über die Initiative «Ja zu Europa!» abgestimmt werden? 
Wir tun so, als ob die bilateralen Verträge schon unter Dach 
und Fach wären. Das sind sie aber nicht! Die bilateralen 
Verträge müssen noch von fünfzehn europäischen Parla­
menten genehmigt werden. Was, wenn die Schweiz mitten 
In diesem Genehmigungsverfahren wieder einmal laut 
Nein sagt? Was, wenn auch nur ein Land die bilateralen 
Verträge ablehnt, z. B. Belgien? Wir wären gut beraten, die 
Wogen etwas zu glätten und dem ständerat etwas Zelt zu 
geben, seine trotzige Nein-Haltung in Wiedererwägung zu 
ziehen. Kommt Zeit, kommt Rat - manchmal sogar Stän­
derat. 
Initiative und Gegenvorschlag sollten meines Erachtens 
auch nicht gesplittet werden; beide Räte könnten eine ent­
sprechende Fristverlängerung beschllessen. Die APK - das 
haben wir bereits festgestellt - wird heute Abend nicht be­
schlussfähig sein. Es WOrde diesem Parlament nicht gut an­
stehen, Beschlüsse zu fassen, die nicht von einer vorbera­
tenden Kommission diskutiert worden sind. 
Ich bitte Sie, den Ordnungsantrag abzulehnen. 

Präsident (Seiler Hanspeter, Präsident): Ich mOchte noch 
Folgendes festhalten: Es Ist Sache des Parlamentes zu 
bestimmen, ob eine Kommission einen Antrag stellen soll 
oder nicht Das Parlament darf sich nicht von den 
Kommissionen bestimmen lassen; darin sind wir uns wohl 
alle einig. 

Abstimmung- Vote 
(namentlich - nominatlf; Beilage -Annexe 99.0111858) 
Für den Ordnungsantrag 

Frey Claude/Fischer .... 80 stimmen 
Dagegen .... 97 stimmen 
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Botschaft des Bundesrates 'ZT.01 .99 (BBI 1999 3830) 
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Bestellung: EDMZ, 3003 Bem/Commande: OCFIM, 3003 Seme 
Nationalrat/Consall national 07.06.00 
Nationalrat/Conseil national 07.06.00 
Ständerat/ConseU des Etats 14.06.00 
Ständerat/ConseU des Etats 1 5.06.00 
Nationalrat/Conseil national 19.06.00 
Nationalrat/Conseil national 23.06.00 
Ständerat/Conseil des Etats 23.06.00 

Cavalll Franco (S, Tl): Unsere Fraktion wird geschlossen für 
die Volkslnltlative stimmen - also Nein zum Bundesbe­
schluss -, was wohl kaum eine Überraschung sein dOrfte. 
Wir tun es nicht aus taktischen Überlegungen, obwohl wir 
wissen, dass uns vor allem die jOngeren Generationen dafür 
danken werden. Wir tun es, weil wir zutiefst davon Oberzeugt 
sind, dass sich die sozialen und menschllchen Errungen­
schaften Europas - elnschliesslich der Schweiz - schon 
jetzt, vor allem aber zukOnftig, nur auf kontinentaler Ebene 
sichern und ausbauen lassen. Wer keine «Hlre-and-flre-Ge­
sellschaft» a la USA will, wer zukOnftig nicht mit einem Mini­
mum an Solldarität und sozialer Wärme oder ganz ohne sie 
auskommen will, muss realisieren, dass dies Im Rahmen ei­
nes Kleinstaates nicht mehr möglich sein wird. 
Trotz oder vielleicht wegen unseres heutigen Ja möchten wir 
aber klar slgnallsleren, dass wir bereit sind, während der 
dreimonatigen Pause, die wir uns jetzt ausgehandelt haben, 
mit allen konstruktiven Kräften zusammenzuarbeiten, um ei­
nen Ausweg aus der verfahrenen Situation zu finden, In der 
das Parlament jetzt ist. Die konstruktiven Kräfte mOssen sich 
zusammenraufen. Es geht um zu fundamentale Dinge, als 
dass wir uns wegen Lappallen auseinander relssen lassen 
dOrften. Gerade die Ereignisse der letzten Wochen haben es 
In aller Deutlichkeit gezeigt: Jetzt stehen In der EU funda­
mentale EntschlOsse an. Jetzt entscheidet sich, ob sie ein 
Bundesstaat wird und welche Form dieser haben wird. 
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Wer zu spät kommt, den bestraft die Geschichte: das gilt nir­
gendwo mehr als hier. Ansonsten könnte uns ein ähnliches 
Schicksal wie den Vorarlbergern oder den Einwohnern eini­
ger nordltallenlscher Täler blOhen. Als sie zu unserem Bun­
desstaat stossen wollten, wurde Ihnen gesagt: Nein danke, 
es Ist zu spät 
Mi!lme si nous allons voter a l'unanimite pour !'Initiative, 
c'est-a-dlre non a l'arri!lte tederal, et mi!lme si nous savons 
que nous pourrons sarement proflter d'une eventuelle vota­
tion populaire sur cette Initiative, nous voulons encore une 
fois, en taute clarte, soullgner qua nous sommes pri!lts a col­
laborer avec toutes les forces constructfves de ce Parlament 
pour trouver une lssue a l'impasse dans laquelle le Parla­
ment se trouve actuellement. Les resfstances qui ont engen­
dre cette lmpasse sont venues essentlellement des milieux 
bancalres: alles n'ont rien a volr avec fa preoccupation de ne 
pas trahlr la valente du peupfe - explfcatlon lnventee de tou­
tes pleces fe soir du 21 mai. 
Ce n'est sOrement pas la täche du Partl soclaflste suisse 
que de defendre fe secret bancaire, si deja notre soucl est 
celuf des places de travail dans ce secteur. Mais a tous ceux 
et a toutes celles qul ont falt du secret bancafre la prforite 
nationale numero un, y compris le mlnlstre de l'economle et 
le ministre des flnances, J'almerafs rappeler ce que le Com­
missaire de !'Union europeenne Bolkensteln - petlte paren­
these, M. Balkenstein est fe president du Partl liberal de 
drolte en Hollande, et s'il etait en Suisse, if serait sarement 
membre de !'Union democratlque du centre - feur a dit re­
cemment quand II venu a Berne: «SI vous voufez sauver 
quefque chose du secret bancalre dans n'lmporte quelle re­
definitlon, entrez le plus vlte possibfe dans f'Unlon euro­
peenne.» 
La aussf, celul qul arrlve trop tard est punl par l'hlstofre. 

Brunner Toni 01, SG): Ich gebe hier eine Fraktionserklärung 
ab. Ich wollte das eigentlich nicht machen, aber Herr Cavalll 
hat mich herausgefordert, Indem er gesagt hat, die SP-Frak­
tion stimme geschlossen fOr die Volkslnltlative «Ja zu Eu­
ropa!», weil das vor allem fOr die Junge Generation vonnöten 
sei, und nicht aus wahltaktischen Gründen. Ich kann Herrn 
Cavafli beruhigen: Die «U40-Fraktion» in der SVP-Fraktion, 
das sind z. B. Herr Mörgell, Herr Stahl oder auch Ich als 
JOngster In diesem Rat, werden zur Initiative «Ja zu Eu­
ropa!» Nein stimmen, und zwar fOr die junge Generation, da­
mit wir eine Zukunft haben In einem selbstbestlmmten Land. 
Das Ist uns wichtig. 

2. Bundesbeschluss Ober die Volksinitiative «Ja zu 
Europa!» 
2. Arrete federal relatlf a l'lnltlatlve populalre «Oul a 
l'Europel» 

Abstimmung - Vote 
(namentlich - nominatif: Beilage - Annexe 99.011/704) 
FOr Annahme des Entwurfes ••.• 94 Stimmen 
Dagegen .••• 69 Stimmen 
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2. Bundesbeschluss Ober die Volkslnltlatlve «Ja zu Eu­
ropa!» 
2. Arrete federal relatlf a l'lnltlatlve populalre «Oul a l'Eu­
ropel» 

Abstimmung - \,t,te 
Für Annahme das Entwurfes .... 33 Stimmen 
Dagegen ...• 6 Stimmen 

477 Ständerat 99.011 
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1. Bundesbeschluss Ober Beitrittsverhandlungen der 
Schweiz mit der Europllschen Union 
1. Arrete fedl§ral relatlf a des negoclatlons en we de 
l'adhnlon de la Sulsse a l'Unlon europl§enne 

Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Festhalten 
Minderheit 
(Ascher, Borer, Fahr Hans, Fahr Lisbeth, Frey Claude, Frey 
Walter, Kofmel, SchlOer) 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
(= Nichteintreten) 

920 

Proposition de la commission 
Majorlte 
Malntenir 
Mlnorite 

20 septembre 2000 

(Fischer, Borer, Fehr Hans, Fehr Lisbeth, Frey Claude, Frey 
Walter, Kofmel, SchlOer) 
Adherer a la declslon du Conseil des Etats 
(= Ne pas entrer en matlere) 

Rennwald Jean-Claude (S, JU), pour la commlsslon: De­
puis notre grand debat du mois de Juln, la Commlsslon de 
polltlque exterieure s'est reunle a deux reprlses pour examl­
ner les dlvergences entre les deux Conseils relatives au dos-­
sier europeen, et plus specialement concernant la question 
de savolr s'II convlent oul ou non d'opposer un contre-projet 
indlrect a l'inltlative populaire «Oul a l'Europel». 
Dans un premler temps, et encore pendant la session d'ete, 
1a CPE a declde de ne se prononcer qu'apres les vacances. 
En rejetant une motlon d'ordre qui demandalt exactement 
!'inverse, notre Conseil a confirme ca point de vue. Ce re­
port, Je vous le rappelle, n'a pas ete dicte par des considera­
tions tactlques. II vlsalt unlquement a donner un delai de 
reflexlon supplementalre a nos coll~gues du Conseil des 
Etats. D'icl peu, on saura si cetta pause de reflexion a ete 
fructueuse ou non. 
Dans un deuxieme temps, et plus preclsement an date du 
14 aoOt, la CPE a decide de mafntenlr le contre-projet lndl­
rect adopte en date du 7 juln 2000 par notre Conseil, et cela 
a la tres confortable majorite de 15 volx contre 8. 
Je ne reprendrai pas aujourd'hui tous las arguments qui, aux 
yeux de la majorite de la commisslon, militant en faveur 
d'une adhesion de la Suisse a !'Union europeenne. Je rap­
pelleral tout de m!l!me qua, pour nous, cette adheslon est 
conforme aux intel'Elts politiques, economlques, sociaux et 
cultureis de notre pays. 
lnteret politlque, parce que la Sulsse ne paut etra associee 
au destin de !'Europa qua sl alle est presante la ou se pran­
nent les decislons qui concemant l'avenir de ca contlnent. 
Or, ces declslons concernent toujours davantage la Sulssa, 
parce qu'aujourd'hul plus aucun probleme important ne paut 
se resoudre dans un cadre strictemant national, qu'II releva 
de la polltlque soclale, du developpement economlqua, de 
l'environnement, des transports ou encore de la politique ex­
teriaura. 
lnteret politique aussl, parce que depuis plus de 50 ans, 
l'Unlon auropeenne est un facteur de palx sur le contlnent 
europeen. Or, cette palx et cette stablllte, on l'oublle trop 
souvent, sont aussl des facteurs de prospl§rlte economique 
etsociale. 
lnterät economlque et social, parce qua l'histoire montra 
qu'il n'y a pas de progres soclal et pas de creation d'emplois 
sans croissance economlque. Or, a moyen et a long terme, 
l'adhesion a !'Union europeenne entrafnera un surplus de 
croissance encore superieur a calui qua procurera la mlse 
en oeuvre des accords sectoriels bilateraux, et cela malgre 
la charge annuelle supplementaire que l'adheslon represen­
tera pour notre pays. 
lnterl!t culturel, enfln parce qua sl la Sulsse appartlent a 
l'Europe geographiquement et economiquement, alle an fait 
aussi partle d'un point de vue historlque et culturel. Des lors, 
comme les autres pays europeens, la Suisse a la mission de 
defendre non seulement des lntel'Elts economlques, mals 
aussl des valeurs communes a l'ensemble des peuples 
d'Europe, volre un certain modele de clvlllsatlon et une cer­
taine idee de la via an soclete. 
Du point de vue de cette approche fondamentale, rien n'a 
change depuis le mois de juin. En d'autres termes, tous ces 
motifs indiquent clairement pourquol l'adhesion a !'Union 
europeenne constitue un obJectlf strategique pour notre 
pays et pourquoi la demande d'adhesion doit E!tre reactlvee. 
Rien n'a change non plus en ce qui concerne la necesslte 
d'opposer un contre-projet indirect a l'lnltlatlve «Oui a l'Eu­
ropel» Pour la majorite da la commission, ca contre-projet 
est necessalre, parce qu'il serait plus judicieux que le peuple 
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et les cantons se prononcent non pas sur le principe d'une 
adheslon, mais sur l'adhesion eile-mäme, au moment ou iis 
auront une Idee precise des reformes interieures et des nou­
velles mesures d'accompagnement qu'lmpllque l'adhesion 
de la Sulsse a l'Union europeenne. Je pense par exemple au 
fonctlonnement des drolts populalres, au relevement de la 
TVA a 15 pour cent et a son utlllsatlon, aux effets de l'adhe­
sion sur notre securite sociale et sur notre droit du travail, ou 
encore aux consequences de l'adhesion pour la neutrallte et 
le federalisme. Nous sommes d'avis que cette strategle a fait 
ses preuves avec les accords bilateraux et qu'll n'y a donc 
pas lleu de changer de methode. 
Nous pensons aussl que, dans toute cette affaire, l'objectif 
premier n'est ni le debat, nl une votation populalre en tant 
que teile. l!objectif premler, c'est l'adhesion et, pour ce faire, 
il convlent de creer toutes les condltlons pour qua le peuple 
et les cantons puissent se prononcer en connaissance de 
cause. J'almerals encore rappeler que, pour ia majorite de la 
commlssion, ce contre-projet indirect ne fait pas violence au 
peuple. En effet, une reactlvatlon de la demande d'adhesion 
n'est pas encore synonyme d'adhesion. 
SI ce contre--projet indlrect etait accepte, II est fort probable 
que le peuple et les cantons ne se prononceraient pas avant 
200s, 2007 ou 2008 sur l'adhesion, c'est-a-ctlre six a hult 
ans apres le scrutin sur les accords bilateraux. Ce calendrier 
auralt encore un autre marlte, celui de permettre d'experi­
menter les accords bllateraux et !es mesures d'accompa­
gnement, ce qul serait une autre fafi()n de ne brusquer 
personne. 
Dans ce debat relatlf aux delals, II faut enfin tenlr compte 
d'une donnee exträmement lmportante, a savoir que nous 
avons aujourd'hul de l'avance par rapport aux autres pays 
candldats a l'adheslon, mais que cette avance, si nous ge­
rons mal 1a sulte des operations, pourrait fondre comme 
neige au soleil. Pour ne prendre qu'un seul exemple, II se 
pourrait blen que la Pologne solt membre de ('Union euro­
peenne en 2005 deja. 
D'un point de vue structurel, rlen n'a donc change depuls 
notre debat du mols de juin, de sorte que toutes les verites 
que nous avions enoncees a l'epoque restent valables 
aujourd'hui. II m'apparaTt en revanche que sur le plan con­
Joncturel, c'est-a-dlre celul du court terme, deux elements 
nouveaux ou du molns supplementaires doivent ätre pris en 
consideratlon. 
1. On salt depuis quelque temps que les accords sectoriels 
n'entreront pas en vigueur le 1 er Janvier prochaln, comme 
cela etalt prevu au depart, mals probablement durant le pre­
mier semestre 2001. Ce retard tient au fait que la procedure 
de ratificatlon de l'Accord sur la llbre clrculatlon des person­
nes tend a tralner dans certalns Etats de l'Union euro­
peenne. Offlclellement, II s'aglt de questlons de procedure. 
C'est vral, mais ce qui est vral aussi, c'est que certalns pays 
de l'Unlon europeenne attendent sans doute le resultat de la 
votatlon du dlmanche qui vient sur l'lnitiative des 18 pour 
cent avant de se prononcer, alors que d'autres seralent peut­
ätre plus encllns a se prononcer plus rapidement si notre 
Parlament affichalt cialrement sa volonte de malntenir le but 
strategique de l'adheslon a l'Union europeenne. Bien sQr, 
nous sommes la dans le domalne des hypotheses, voire des 
speculatlons, mais tout le monde sait aussi que l'actlon ~oli­
tlque ne se limlte Jamals ä. des donnees purement obJec­
tives. 
2. On sait que le 21 mai demler, ies Sulsses n'ont pas dlt oui 
a l'adheslon, mais oui aux accords sectorlels. C'est vral. II 
n'en raste pas molns que l'analyse Vox apporte a ce sujet un 
element de reflexlon tout a falt interessant. Je clte: «Deux 
partlsans du oui sur clnq ont motlve leur cholx par des argu­
ments en rapport avec l'Union europeenne. Parmi eux domi­
naient nettement ceux et celles qui preconlsaient une etroite 
collaboration avec l'Unlon europeenne, ou mäme l'adhe­
sion.» Les auteurs de l'analyse ajoutent, et c'est encore plus 
important Je cite encore une fols: «Seul un partlsan des 
accords sur dlx a vote oul dans l'espolr d'empecher une 
adhesion a l'Unlon europeenne.» Autrement dlt, le oui aux 
accords n'a pas ete un non a !'Union europeenne. Mieux en-
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core si !'excellent resultat du 21 mal passe - 67 pour cent 
de o'ul - ne saurait ätre lnterprete comme un oul a l'Union 
europeenne, il contient neanmoins les germes d'une dyna­
mique qui, tot ou tard, fera de nous de vrals Europeens. 
Pour toutes ces ralsons, je vous demande de sulvre la forte 
majorite de la Commission de politlque exterleure, et donc 
de maintenir notre contre-projet indlrect 

Suter Marc F. (R, BE), für die Kommission: Die Frage, ob der 
Volkslnitlatlve «Ja zu Europa!» ein Gegenvorschlag gegen­
übergestellt werden soll, beschäftigt uns in diesem Rat 
heute das letzte Mal. Unsere Debatte ist nicht matchent­
scheldend - entscheidend Ist, was der Ständerat beschlies­
sen wird. Unser Rat ist der CVP-Fraktlon gefolgt und hat 
einen Gegenvorschlag verabschiedet Nachher haben wir, 
Ober den Sommer, eine Denkpause beschlossen, die dazu 
dienen sollte, zu schauen, ob der ständerat sich diesem Ge­
genvorschlag anschliessen könne. Nun: Es sind Gespräche 
geführt worden - es war etwas ein «dlalogue de sourds». 
Der Ausgang Im Ständerat, sein Beschluss, ist ungewiss. 
Inhaltlich gibt es eigentlich nur einen Punkt von zentraler Be­
deutung, nämlich folgenden: Würde der standerat sich dem 
Nationalrat anschllessen, dann wäre der Beitritt der Schweiz 
zur EU nunmehr das strategische Ziel auch der Bundesver­
sammlung - und nicht nur, wie bisher, dasjenige des Bun­
desrates. Bleibt dagegen der Ständerat bei seiner Haltung, 
so wird das Thema von der Traktandenliste gestrichen. Im 
Inland vor allem aber im Ausland warde ein solcher Ent­
scheid als eine Absage, als Verzicht auf jede weitere Diskus­
sion Ober einen EU-Betritt In absehbarer Zelt verstanden. 
Das wäre für unsere Stellung in Europa schlecht Die Konse­
quenzen sind absehbar. Es wäre damit zu rechnen, dass 
sich die Ratifikation der bilateralen Verträge, also das Proze­
dere zu ihrer Genehmigung durch die Parlamente der EU­
Staaten, noch stärker verlangsamen könnte. Auch wäre un­
sere Stellung in den weiteren Verhandlungen, die wir mit der 
EU führen müssen und wollen, geschwächt Bne Absage 
der Schweiz an jede Diskussion Ober einen EU-Beitritt Ist ein 
negatives Signal, ist eine Verweigerung des Dialogs. Bel al­
lem Verständnis im Ausland für die Besonderheiten unseres 
Systems wird doch etwas haften bleiben - nämlich, dass die 
Regierung nicht die Untersrotzung des Parlamentes ge­
niesst Darum geht es. 
Der Bundesrat hat am strategischen Ziel des EU-Beitrittes 
zu Recht festgehalten, und er hat einen entsprechenden Ge­
genvorschlag unterbreitet. Unser Rat Ist diesem Gegenvor­
schlag inhaltlich gefolgt. Er hat damit auch zum Ausdruck: 
gebracht, dass die Unterstützung des Bundesrates, unserer 
Regierung, hier ausschlaggebend ist. Der Bundesrat führt 
die Aussenpolltlk, aber wir gestalten mit. Wenn im Ausland 
der Eindruck entsteht, dass unsere Regierung In der zentra­
len Frage der Aussenpolltlk gleichsam mit kurzen Hosen da­
steht, dann Ist das schlecht. Damit wird die stellung unseres 
Landes geschwächt, und es liegt auf der Hand, dass da­
durch die Vertretung unserer Interessen erschwert wird. 
Aufgrund dieser Überlegungen ist die Mehrheit Ihrer Aus­
senpolitischen Kommission klar der Auffassung, dass es 
heute gilt, ein Zeichen zu setzen und am Gegenvorschlag 
festzuhalten. Die Kommission hat diesen Beschluss mit 
15 zu 8 Stimmen gefasst Ich bitte Sie, dem Antrag Ihrer 
Kommissionsmehrheit zu folgen. 

Fischer Ulrich (R, AG): Sie haben es In den beiden langen 
Vorträgen gehört: Die Fronten sind unverändert, die Haltung 
der Minderheit Ist allerdings durch den klaren Positionsbe­
zug des Ständerates gestärkt worden. Mit klarer Mehrheit -
ich möchte das hier gleich anfQgen - hat die FDP-Fraktion 
beschlossen, dem Ständerat zu folgen, die Differenz auszu­
räumen und auf einen indirekten Gegenvorschlag zu ver­
zichten. 
Ob mit oder ohne Gegenvorschlag: Die Kompetenz des Bun­
desrates bleibt die gleiche, er hat sie nämlich ohnehin, er 
kann Beitrittsverhandlungen einleiten, er kann andere Ver­
handlungen führen, wie und wann er es als richtig erachtet. 
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Der Gegenvorschlag ist unnötig und rennt offene Türen.ein. 
Ohne Gegenvorschlag ist der Handlungsspielraum des Bun­
desrates Im Gegenteil noch grösser, grösser tor allfälllge 
Zwischenschritte. Er kann die Situation je nach der Entwick­
lung beurteilen; die Entwicklung in der EU Ist ja alles andere 
als sicher. Er kann Im Interesse der Schweiz dann entspre­
chend handeln. Der Verzicht Ist, ganz im Gegenteil zu dem, 
was Sie soeben gehört haben, keine Absage an jede weitere 
Diskussion Ober das Verhältnis der Schweiz zur EU, wie es 
Herr Cavalll in der «NZZ» suggeriert hat und wie es auch 
Herr Suter soeben gesagt hat. Vielmehr kann die Diskussion 
Ober die Weiterentwicklung unserer Europapolitik ohne enge 
Leitplanken eines Gegenvorschlages geführt werden. 
Welchen Eindruck macht nun der Verzicht auf den Gegen­
vorschlag auf die EU? Es wird von Herrn Cavalll und auch 
von Herrn Suter behauptet, das habe eine Verlangsamung 
des Ratiflkatlonsprozesses In den EU-Staaten bez0gllch un­
serer bilateralen Verträge zur Folge. Das trifft überhaupt 
nicht zu. Die Erfahrung zeigt Die EU verfolgt die Entwick­
lung In der Schweiz bis Ins Detail. Dle Exponenten der EU 
sind sehr wohl In der Lage, zu differenzieren und zu erken­
nen, dass es sich bei diesem Gegenvorschlag um eine 
blasse Deklamation ohne Rechtswirkung handelt, dass aber 
damit keineswegs-eine Türe zugeschlagen wird, dass damit 
auch keineswegs ein allfä r Beitritt vom llsch Ist. Dieser 
Beschluss wird keinen ss auf die Politik der EU der 
Schweiz gegenüber haben. 
Gravierend Ist demgegenüber der Eindruck, den der Gegen­
vorschlag nach Innen macht. Noch bevor die bilateralen Ver­
träge unter Dach sind, wird bereits ein nächster Schritt 
eingeleitet, obwohl im Vorfeld der Abstimmung beteuert 
wurde, dass die Annahme der bilateralen Verträge alle Op­
tionen offen lasse. Wenn wir nun bereits hier die Welchen In 
diese Richtung stellen, dann kommt sich die Bevölkerung 
verschaukelt vor, und sie empfindet Ihr Vertrauen als 
missbraucht. 
Deshalb: Lehnen Sie die Initiative ab, was die Räte bereits 
getan haben. Ich hoffe, dass das Volk dasselbe tun wird. 
Verzichten Sie auf einen Gegenvorschlag, lassen Sie alle 
möglichen Optionen sorgfältig prüfen, auch unter Berück­
sichtigung der weiteren Entwicklung In der EU. Lassen Sie 
dem Bundesrat die Möglichkeit, jene Schritte einzuleiten, die 
er fOr richtig hält, und lassen Sie ihn den Zeltpunkt frei wäh­
len. 
Folgen Sie Im Interesse der Schweiz der Minderheit, und 
lehnen Sie einen Gegenvorschlag ab. 

Baumann Ruedi (G, BE): Die grüne Fraktion empfiehlt Fest­
halten am Indirekten Gegenvorschlag zur Volksinitlatlve «Ja 
zu Europa!», dem wir In diesem Rat ja bereits einmal Im Juni 
dieses Jahres zugestimmt haben. Dem Vernehmen nach hat 
der Lernprozess leider auch in den Sommermonaten die 
rechtskonservatlve Mehrheit des Ständerates und auch die 
rechte Seite dieses Rates noch nicht erreicht Das dürfte 
dazu fahren, dass wir in absehbarer Zelt eine Volksabstim­
mung zur Initiative «Ja zu Europa!» abhalten werden müs­
sen oder können, je nach Standpunkt. 
Jedenfalls empfehlen wir Grünen den Jungen Initianten 
heute schon, Ihre Initiative unter diesen Voraussetzungen 
nicht zurückZUziehen. Bekanntlich braucht es in diesem 
Land Immer verschiedene Anläufe, bis sich das Gute durch­
setzt. Das war beim Frauenstimmrecht so, das war bei der 
AHV so - auch beim Uno-Beitritt, das wird wahrscheinlich 
auch bei der ökologischen Steuerreform und eben auch 
beim EU-Beitritt so sein. 
Ein Abstimmungskampf zur Frage, ob die Schweiz Beltrltts­
verhandlungen mit der EU aufnehmen soll, tut diesem Land 
gut, so oder so. Auch wenn zurzeit keine Mehrheit möglich 
scheint, muss man halt dafOr kämpfen, dass irgendeinmal 
eine Mehrheit erreicht werden kann. 
Worauf warten wir denn eigentlich noch? Müssen wir denn 
lrrimer die Letzten sein, wie bei der Uno? Erst wenn der 
letzte südpazlfische Kleinstaat der Erde zugestimmt hat, wa­
gen auch wir Schweizer wieder einen Anlauf. Wir verzichten 

mit unserer Haltung in der Europafrage freiwillig darauf, die­
sen Kontinent mitzugestalten, eine Charta der Grundrechte 
auszuarbeiten, die demokratische Mitbestimmung auszu­
bauen. Eigentlich müsste man den europäischen Parlamen­
ten empfehlen, die Ratifizierung der bilateralen Verträge mit 
der Schweiz noch etwas aufzuschieben, bis das Land welss, 
zu welchem Kontinent es gehört, oder bis es welss, ob es 
der europäischen Völkergemeinschaft Oberhaupt angehören 
will. 
Wir Grünen werden uns fOr die Initiative «Ja zu Europa!» en­
gagieren, wohl wissend, dass das ein langer und steiniger 
Weg ist, aber wir würden uns wenigstens auf den Weg ma­
chen und nicht In verstocktem Isolationismus verharren. 

SchlQer Ulrich r,J, ZH): Die Sache Ist klar, das Geschäft Ist 
festgefahren. Die SVP-Fraktlon unterstützt geschlossen den 
Antrag der Minderheit Fischer. 
Eigentlich könnte man ja ins verlängerte Wochenende ge­
hen, gäbe es da nicht eine neue, ich meine entlarvende Ent­
wicklung, welche von Jener Partei ausgelöst wird, die am ge­
schlossensten die Idee «Gegenvorschlag„ unterstOtzt Ich 
meine die geplante «PIigerfahrt» Jener nach Brüssel, die sei­
nerzeit mit der Anti-Banken-Initiative gescheitert sind. Als 
Angehörige einer Regierungspartei glauben sie heute, in 
Brüssel gegen ein Geschäft Stimmung machen zu müssen, 
das fOr die Schweiz von vitaler Bedeutung ist. Das Ist mei­
nes Erachtens eine bemerkenswerte Entwicklung, eine Ent­
wicklung, die Im Zusammenhang mit der laufenden Europa­
diskussion auf den llsch gelegt werden muss. 
Es ist etwas Ausserordentliches, dass eine Regierungspar­
tei direkt im Ausland Einfluss nimmt, um gegen die Schweiz 
und ihr Bankkundengeheimnis zu agitieren. Vor dieser Tat­
sache stehen wir, und das muss hier gesagt sein. Es muss 
aber auch gesagt sein, dass dieses Vorgehen gegen Frei­
heitsrechte eines Jeden Einzelnen in diesem Land gerichtet 
ist. Gegen das Freiheitsrecht, dass man als unbescholtener 
Bürger frei und eigenverantwortlich Ober das ehrlich ver­
diente Vermögen verfügen kann. Auf demokratischem Wege 
gelang es nicht, diesen Grundsatz auszuhebeln - also wäh­
len die Urheber jetzt den Umweg via Brüssel. 
Das mossen sich diejenigen hinter die Ohren schreiben, die 
auf die Politik, wie die Linke sie uns empfiehlt, einsteigen 
wollen. Wir anerkennen durchaus, dass die Sozialistische 
Internationale In Europa Ihre Macht entfalten kann. Das 
Österreich-Debakel, das die EU zu bewältigen hatte, geht 
auf eine Machtdemonstration der Sozialistischen Internatio­
nalen zurück. Dass Sie, meine Damen und Herren von der 
Linken, jetzt - nachdem man den Eindruck hat, dass selbst 
die linken Regierungen Innerhalb der EU aus dem heraufbe­
schworenen Debakel etwas gelernt hätten; sie sagen heute 
klar, eine Aktion wie jene gegen Österreich solle es In Zu­
kunft nie mehr geben - auf diesen Zug aufzuspringen ge­
denken und glauben, via Ausland Entscheidungen herbel­
fOhren zu können, die Sie hier auf demokratischem Weg 
nicht herbeiführen können, das Ist bemerkenswert und mag 
den einen oder anderen In diesem Rat vlellelcht dazu bewe­
gen, seine Position In Bezug auf den empfohlenen Gegen­
vorschlag doch noch zu ändern. 
Es Ist durchaus schön, strategische Ziele zu formulieren. 
Wenn man strategische Ziele aber umsetzen will, indem 
man die demokratischen Entscheidungsabläufe In diesem 
Land umgeht, dann ist das bedenklich. Es Ist bemerkens­
wert zu Y(issen, dass eine Regierungspartei in diesem Land 
diesen Weg begehen wlll. 
Ich bitte Sie im Namen der SVP-Fraktlon, den Gegenvor­
schlag abzulehnen. Selbstverständlich bitte Ich Sie auch, die 
Initiative «Ja zu Europa!» abzulehnen. 

Gysln Remo (S, BS): Lassen Sie mich zuerst eine persönli­
che Bemerkung zu Herrn Schl0er machen. Er greift die SP 
an, weil sie nach Brüssel geht, um dort mit Parlamentarierin­
nen und Parlamentariern zu kommunizieren. Dazu möchte 
Ich nur sagen, Hel'.T Schl0er: In Brüssel sind die Schweizer 
Regierung, die Verwaltung und die Diplomatie vertreten. Die 
Industrie Ist dort vertreten, die Kantone haben ein B0ro er-
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öffnet - und Sie stören sich daran, wenn das Parlament in­
ternational kommuniziert. Wir setzen uns dafür ein, dass wir 
mit dem IWF kommunizieren, mit der WTO und schllessllch 
auch mit unserer Nachbarschaft, mit den europäischen Län­
dern. Wenn wir dort von parlamentarischer Fraktion zu par­
lamentarischer Fraktion sprechen, so ist das Kommunikation 
und Zusammenarbeit, also das Gegenteil von Isolation. Das 
Ist die Art von Politik, die es heute braucht. 
zum Thema: Die SP-Fraktion bittet Sie, festzuhalten und auf 
den Bundesbeschluss einzutreten. Zur Erinnerung: Sie ha­
ben bereits die Volksinltlative «Ja zu Europal» abgelehnt. 
Das Ist erkiärungsbedOrftig. Meines Erachtens handelt es 
sich beim so genannten Gegenvorschlag nicht um einen ei­
gentlichen Gegenvorschlag. Das ist der falsche Ausdruck. 
Es ist vielmehr eine Erklärung. Es ist nichts anderes als die 
Bestätigung der bundesrätllchen Zielsetzung. Mit dieser Be­
stätigung verhalten wir uns selbst zielorientlert. Das Ist alles. 
Es Ist aber wichtig, dass wir das fQr unser Land und unsere 
Nachbarschaft festhalten. 
Der Ständerat hingegen will alle Optionen - weitere bilate­
rale Verträge, EWR II und EU-Beitritt - offen lassen. Dazu 
nur in KOrze Folgendes: Einzelne zusätzliche Verträge sind 
möglich und werden bereits auch eingefädelt. Der EWR II 
kommt nicht in Frage, weil damit die EU nach wie vor in vie­
len Bereichen fQr die Schweiz Recht setzen wOrde, ohne 
dass wir mitentschelden oder dies verhindern könnten. Das 
haben wir alles schon festgehalten und diskutiert. 
Die Haltung des Ständerates können wir nicht Obernehmen, 
denn wer alles will und alles offen lassen will, will schliess­
llch nichts oder Ist entscheidungsunfählg. Beides Ist nicht 
gerade ein Qualitätsmerkmal eines Parlamentes, das ver­
pflichtet Ist - ich erinnere an den neuen Artikel 166 der Bun­
desverfassung -, sich an der Gestaltung der Aussenpolltlk 
zu beteiligen und die Pflege der Beziehungen zum Ausland 
zu beaufsichtigen. 
Im Namen der SP-Fraktlon bitte Ich Sie, nicht auf die stände­
rätliche Ziellosigkeit einzugehen. Diese Haltung wOrde nicht 
verstanden, weder In der Schweiz noch in unserer Nachbar­
schaft. 
Herr Ascher, wir politisieren nicht isoliert, nicht im luftleeren 
Raum. Wir haben eine europäische Nachbarschaft und ein 
sensibles Feld, in dem wir hier politisieren, und da müssen 
wir uns auch verständlich ausdrucken. 
Bei diesem zweiten Bundesbeschluss handelt es sich wie 
gesagt um eine Zielsetzung. Es ist selbstverständlich - we­
nigstens für mich und fQr meine Fraktion -, dass Zielsetzun­
gen nicht referendumsfähig sind. 
Selbstverständlich wird das Volk Ober den EU-Beitritt ab­
stimmen, und die Bevölkerung wird selbstverständlich eine 
Vorlage dazu erhalten. Das Ist das Wesentliche. 
Ich bitte Sie im Namen der SP-Fraktlon, festzuhalten. 

Eggly Jacques-Simon (L, GE): Je crols, comme dlsalt le 
president Franyels Mitterrand, que dans cette affaire, l'es­
sentiel, c'est de donner du temps au temps. C'est le temps 
qui est critere de tout. II s'aglt, d'une part, de savolr quel est 
l'acte politlque essential, urgent, et de savoir ensuite quelle 
est la vision politlque que nous avons, et ce que nous pen­
sons qui arrivera necessalrement. 
En ce qui concerne le temps actuel, il est evident qu'on en 
est aux accords bilateraux. II s'agit d'esperer que les ac­
cords bllateraux seront soit ratifles le plus vlte possible par 
tous les Etats de l'Union europeenne - Je parle du volet de la 
libre clrculation - et de volr ensulte comment nous vivrons 
durant les annees prochalnes avec l'appllcation de ces ac­
cords bllateraux. 
Une autorite polltlque comme le Parlament, a l'lnstar du 
Conseil federal - Je vous rappelle qu'en politique etrangere, 
de par la loi, le Parlament est associe a la conception et a la 
conduite de la politique etrangere - une autorlte politique 
donc, si alle est dlgne de ce nom, dolt avolr une Vision. Or, la 
vlsion, eile est evidente. l..'.Europe, quoi qu'on en dise, quoi 
qu'on en veuille, avec ses lmperfectlons, avec ses couacs, 
avec ses contradictions, l'Europe necessairement se fera. 
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II n'est donc pas Imaginable de penser que la Sulsse pourra 
preserver son identite, preserver ses lnteräts en dehors 
d'une relation etroite avec !'Union europeenne. II n'est pas 
imaginable, dans une vision reaiiste et dans une vlslon tour­
nee vers l'avenlr, d'lmaginer l'avenir de la Sulsse autrement 
que dans l'Unlon europeenne. 
Alors, est-ce que c'est un temps long qu'il taut lmaglner, ou 
est-ce que c'est un temps moyen? La, on peut dlfferer d'opl­
nion. 
Mais II y a une chose qui est certaine: c'est que des 
aujourd'hui, aussi bien vis-a-vis de nos partenalres euro­
peens que vis-a-vls de notre oplnlon publlque, il est normal 
et il est bon que le Parlament - autant que le gouverne­
ment - disent que le but politique, dans une vislon - encore 
une fols - hlstorique et polltique, c'est en effet l'adheslon. 
Par consequent: que nous soyons informes, que cette nego­
clation solt preparee, que les consequences d'une adhesion 
solent expllqueesl Tout cela, c'est tout slmplement ce qul 
correspond - ]'allals presque dire - a notre travall, au but 
strateglque definl par le Conseil federal. 
C'est la raison pour laquelle je crols qu'il est normal, que l'on 
soit un chaud partisan de l'adheslQn ou que l'on solt tlede ou 
que l'on solt encore en expectatlve quant a l'evolutlon de 
l'Union europeenne, II est normal que nous maintenions 
cette decislon et II seralt heureux que le malntien de notre 
decision puisse entrainer le Conseil des Etats a un peu plus 
d'ouverture et a un plus de soutlen a la conceptlon du gou­
_vernement. 
Enfin, un dernier mot: vis-a-vis des jeunes - Je ne parle pas 
de toute lajeunesse: il y a des Jeunes qui sont contre l'adhe­
sion a l'Union europeenne -, vis-a-vls de ceux qul ont eu le 
ressort, qul ont eu, sl je puis dire, le civlsme aussi et la force 
de surmonter leur deception au lendemain du 6 decembre 
1992, II seralt normal, II serait equitable et II serait bon pour 
la Sulsse que ce Parlament fasse un gaste dans leur direc­
tion. Ceci pourrait, le cas echeant, les amener a retirer leur 
initiative. 
Pour toutes ces raisons, le groupe liberal vous demande de 
maintenir votre decision. 

Zapfl Rosmarie (C, ZH): Die CVP-Fraktlon hält am Indirek­
ten Gegenvorschlag gemäss Entwurf des Bundesrates fest. 
FOr uns ist es wichtig, dass sich die Schweiz am europäi­
schen Integrationsprozess beteiligt und als Ziel den Beitritt 
zur EU anstrebt. Der Gegenvorschlag enthält keine zeitli­
chen Vorgaben zur Aufnahme von Beitrittsverhandlungen. 
Der Bundesrat soll die Beitrittsverhandlungen mit der EU 
vorbereiten und einleiten, wenn die innenpolitischen Voraus­
setzungen dafür gegeben sind. Das haben wir bei der letz­
ten Verhandlung in diesem Rat einige Male betont, und nicht 
nur die CVP-Fraktlon hat das getan. Damit akz~tleren die 
CVP-Fraktion und auch andere Fraktionen die Angste und 
Unsicherheiten, aber auch die Zweifel vieler BOrger In unse­
rem Land. Niemand hat zum heutigen Zeitpunkt fixfertige 
Antworten auf die Fragen, die sich zu einem EU-Beitritt stel­
len. Aus diesem Grunde verlangt die CVP-Fraktlon vom 
Bundesrat einen.Bericht Ober die Auswirkungen eines Bei­
trittes auf die direkte Demokratie, den Föderalismus sowie 
auf die Wirtschafts-, Finanz-, Sozial- und Umweltpolitik. Da­
mit sind auch ihre Bedenken aus dem Weg geräumt. Die 
CVP-Fraktlon akzeptiert voll und ganz die Zuständigkeit des 
Bundesrates fQr die Reaktivierung des Beitrittsgesuches. 
Dies soll im Licht von ersten Erfahrungen mit den bilateralen 
Verträgen geschehen, aber auch nach Konsultationen mit 
dem Parlament und den Kantonen. 
Ein EU-Beitritt kann nicht mit fixen Daten erzwungen wer­
den. Der Integrationsprozess muss jedoch weitergehen. 
Wenn das Schweizervolk weiss, welche Auswirkungen ein 
Beitritt hat, kann es an der Urne dann schlussendlich be­
stimmen, welcher Weg eingeschlagen werden soll. Die Blo­
ckadestrategie der Europagegner bringt unserem Volk und 
der Schweiz absolut keine Vorteile und bringt uns auch kei­
nen Schritt weiter. 
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Studer Heiner (E, AG): Bekanntlich hat sich die gesamte 
evangelische und unabhängige Fraktion für die bilateralen 
Abkommen ausgesprochen. Aber bezüglich der Frage des 
Weitergehens gibt es In unserer Fraktion verschiedene Auf­
fassungen. Die Mehrheit der Fraktion Ist ganz klar gegen 
jede Art von Gegenvorschlag zur Volksinitiative «Ja zu Eu­
ropa!». Ich möchte kurz die Hauptgründe nennen: Inhaltlich 
Ist die Mehrheit dagegen, dass wir jetzt gezwungen werden 
sollen, uns für einen strategischen Schritt auszusprechen, 
den wir hier und so nicht zu tun bereit sind. Da müsste der 
Natlonalrat auch an den Ständerat denken, weil es In dieser 
grundsätzlichen Frage nun einmal auch dort eine andere 
Mehrheit gibt. Es stellt sich die Frage, ob man bei einer 
Frage, die ja nicht materiell zu einem Entscheid führen kann, 
einen solchen Konflikt zwischen den beiden Kammern 
schaffen will in Bezug auf ein so genanntes strategisches 
Ziel, das im Moment in der Diskussion nicht weiterführt. 
Dieser Gegenvorschlag - so wurde auf der einen Seite er­
klärt - bringe eigentllch nichts, er sei ja so leise und «light», 
dass man ihn durchaus genehmigen könne. Dann kann man 
umgekehrt auch die Frage stellen, weshalb man dann einen 
solchen indirekten Gegenvorschlag erzwingen muss, wenn 
er ja nichts bringt 
Wir sind der Meinung: Weil der Bundesbeschluss 1 ja wirk­
lich das beinhaltet, was schon in der Kompetenz des Bun­
desrates liegt, und weil wir wissen, dass der Bundesrat zu 
dem Zeitpunkt, da er in seiner Kompetenz weitere Schritte 
tun will, das auch tun kann, und wir das später politisch wer­
ten werden, ist es aus der Sicht der Mehrheit unserer Frak­
tion richtig, auf einen Gegenvorschlag zu verzichten. 
Das sind die hauptsächlichen Überlegungen der Mehrheit 
unserer· Fraktion, weshalb sie gegen jede Form eines Ge­
genvorschlages zur Volksinitiative «Ja zu Europa!» stimmen 
wird. 

Suter Marc F. (R, BE), für die Kommission: Herr Ascher 
macht namens der Minderheit geltend, die Verabschiedung 
eines Gegenvorschlages sei überflüssig, weil Aussenpolitik 
ohnehin eine Kompetenz des Bundesrates sei. Wir führen 
hier freilich keine Debatte über die bundesrätlichen Kompe­
tenzen, sondern wir führen hier eine Debatte über die stär­
kung der bundesrätlichen Politik. 
Der Bundesrat hat nicht aufgrund einer Kompetenzfrage 
oder einer rechtlichen Überlegung einen Gegenvorschlag 
gewünscht, sondern er will sich stärken, er will sich legitimie­
ren, er will von Ihnen Unterstützung für das Beitrittsziel in 
der Zukunft. Es gilt hier und jetzt festzuhalten, dass dieses 
Beitrittsziel vom Tisch Ist, wenn wir Nein sagen oder uns 
dem Ständerat anschllessen. 
Herr Fischer findet weiter, der Gegenvorschlag mit dem Bel­
trlttszlel sei eine Zwängerei. Wir können natürlich den EU­
Beitritt von der Traktandenllste streichen. Das Problem ist 
damit nicht gelöst, und die Frage bleibt, wo die Schweiz in 
Zukunft steht, wo sie ihren Platz In Europa einnehmen wird. 
Herr Fischer führt schliessllch ins Feld, das Ganze sei ohne­
hin nur eine Deklamation, das habe keine rechtliche Ver­
blndlichkeit. Erstaunlich Ist aber, dass der Ständerat genau 
umgekehrt argumentiert. Er lehnt die Verankerung des Bei­
trittsziels Im Gegenvorschlag vor allem aus einem rechtli­
chen Grund ab. Die Mehrheit Im Ständerat vertritt die Auffas­
sung, es gehe nicht an, dass der Bundesrat und die 
Bundesversammlung an einen Beschluss gebunden wür­
den, der in Form eines rechtlich verbindllchen Erlasses ge­
fasst werde .••. Auch hier also Widersprüche über Wider­
sprüche. 
Es geht jetzt darum, ein polltlsches Zeichen zu setzen, sich 
hinter die bundesrätliche Politik zu stellen und damit den 
bundesrätlichen Kurs zu stärken und nicht etwa zu schwä­
chen oder gar das Beitrittsziel vom Tisch zu wischen. Das 
hat nämlich das Volk mit seinem massiven Ja zu den bilate­
ralen Verträgen keineswegs zum Ausdruck gebracht Die 
Frage, wohin das Schweizervolk reisen will, ist weiterhin of­
fen. 

Ich bitte Sie, jetzt nicht schwach zu werden, sondern festzu­
halten, damit der Ständerat eine letzte Chance nutzen kann, 
sich diesem Gegenvorschlag anzuschliessen. 

Rennwald Jean-Claude (S, JU), pour la commisslon: Brleve­
ment, quelques remarques par rapport a ce qui a ete dlt. En 
ce qul concerne las arguments de la mlnorite de la commls­
sion qui conslstent a dlre qua I'abandon du contre-projet 
laisserait davantage de marge de manoeuvre au Conseil fe­
deral, je pense que c'est exactement le contraire qul est vral. 
Parce que, sans contre-projet Indirect, sans ce texte, l'lnltla­
tive sera maintenue et, dans un certaln sens, cela va fermer 
Ie Jeu. SI vous lisez comme II taut le texte du contre-projet, 
vous constaterez qua c'est Ie Consell federal lui-mäme qui 
declde du moment de la reactivatlon de la demande d'adhe­
sion. Je crols qu'on ne peut pas offrir une marge de ma­
noeuvre beaucoup plus grande au Conseil federal. Je pense 
aussl qu'II n'est pas tout a falt correct de dlre qua ce texte est 
purement declamatolre. lci encore, je crols qu'il taut relire le 
texte, pulsqu'on dit notamment qua, dans la perspective de 
la preparatlon des negociations d'adheslon, le Conseil fede­
ral soumet au Parlament un rapport sur las consequences 
instltutlonnelles, et cela aussi bien en ce qul concerne la de­
mocratie, le federallsme, la reforme du Gouvernement, etc. 
Je crols que c;a, ce n'est pas une declamatlon mals au con­
traire des elements exträmement precis. 
Je ne vals pas rouvrir non plus un debat sur tout ce qul s'est 
passe au sujet des mesures que las 14 autres pays mem­
bres de l'Unlon europeenne avaient prlses en son temps a 
l'encontre de l'Autriche. Mais je crois qu'on peut tout de 
mäme constater que las recentes decisions de retlrer ces 
mesures montrent ce que j'appellerai une capacite autocrl­
tique de l'Union europeenne, et qua cela est a mes yeux 
encore un argument supplementalre pour maintenir et pour­
sulvre le but strateglque de l'adheslon, tel qua le preconise 
le contre-projet indlrect. 
Une toute dernlere remarque. Souvent je ne suls pas d'ac­
cord avec M. Eggly, mais vu qu'II s'lnsplre notamment de 
Franr;:ois Mitterrand, je peux l'ätre un peu davantage 
aujourd'hul. Quand II dlt: «II taut donner du temps au 
temps», je crois qu'il a parfaltement raison parce que, je 
l'avais deja dlt a l'occasion du grand debat, en histolre II y a 
le temps court et le temps long. Dans cette matlere forte et 
complexe, nous sommes precisement dans le temps long, et 
le contre-projet qui vous est propose par la majorlte de la 
commlssion s'inscrit precisement dans ce temps long. 
C'est pourquoi je vous demande de le malntenlr et donc de 
suivre la majorite de la commission. 

Deiss Joseph, conseilier federal: Le Conseil federal est evl­
demment sensible aux nombreux temoignages de conflance 
qui lui ont ete exprimes tout a !'heure pour qu'il mene la poli­
tlque etrangere sans qu'il alt besoln d'appuis du Parlament. 
Neanmoins, le Conseil federal est convaincu qua le prlnclpe 
qua nous avons malntenant lnscrlt dans la Constitutlon fede­
rale, a savolr qua le Parlament participe a la polltique etran­
gere, dolt ätre appllque et vecu. Le Conseil federal, avec le 
Parlament, s'oppose a l'lnltlatlve populaire «Oui a l'Eu­
ropel», mäme si le but de cette initiative correspond a sa po­
lltique. Las arguments pour cette decislon, qul est malnte­
nant enterlnee par le Parlament, sont connus. 
En revanche, le Conseil federal estlme qu'il est necessalre 
de donner une reponse a !'initiative populaire «Oul a l'Eu­
ropel» rejetee. En mentionnant l'objectif de l'adhesion, en 
donnant mandat au Conseil federaJ de preparer las negocla­
tions d'adhesion, en respectant la marge de manoeuvre du 
Conseil federal en ce qui concerne la determlnation du mo­
ment de Ja reactivation de Ja demande suisse d'adhesion, et 
enfln en ne soumettant pas au referendum obllgatolre ce qui 
n'est qu'un objectlf (le peupJe doit ätre appele a declder sur 
le resultat des negoclations). 
Le Conseil federal est convaincu que l'adoption d'un contre­
projet contenant l'objectif d'adhesion a !'Union europeenne 
demeure Important et constitue le meilieur moyen pour le 
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Parlament d'apporter son soutlen a la polltlque europeenne 
poursuivle depuls plusieurs annees par le Gouvernement 
J'ai de la pelne a comprendre le debat Jorsque M. Fischer dlt 
qu'il n'est pas necessaire devoter un tel arrAte federal, par­
tant de l'ldee quese seralt une declamatlon sans portee juri­
dique ( «Deklamation ohne Rechtswirkung»), alors que c'est 
justement cet aspect qul a fait probJame au Conseil des 
Etats, ou l'on estlmalt que «die Rechtsverbindlichkeit» etait 
trop poussee. 
J'al donc un peu le santiment que ce n'est pas vralment la­
dessus qu'on joue, mals plutöt sur le contenu lui-meme. 
Or, il est important qua, en refusant !'initiative populaire «Oui 
a l'Europei», l'on donne un signal a l'interieur et a l'exterieur. 
Ce n'est pas une questlon a prendre a la legere, et II n'est 
mäme pas questlon de croire qu'a Bruxelles on interpretera 
sans taute ce que le peuple aura declde. 
C'est en donnant un signal positi1 - du cöte de !'Union euro­
peenne - par ce contre-projet du Conseil federal et du Parla­
ment qua l'on pourra amortlr l'effet negatlf que produira un 
eventual rejet par Je peuple et les cantons de !'Initiative po­
pulaire «Oul a l'Europel». 
Par consequent, Je Conseil federai maintient sa position et 
Jnvlte le Conseil national a Je faire egaJement en confirmant 
les premlers debats. 

Abstimmung - Vote 
(namentUch - nomlnatif: Beilage - Annexe 99.011/779) 
Für den Antrag der Mehrheit ...• 97 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .•.. 83 Stimmen 
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1. Bundesbeschluss über Beltrlttsverhandlungen der 
Schweiz mit der Europäischen Union 
1. Arrete federal relatlf ä des negoclatlons en we de 
l'adheslon de 1a Sulsse ä l'Unlon europeenne 

Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Festhalten 
(= Nichteintreten) 

Minderheit 
(Cottier, Beguelln, Brunner Christiane, Marty Dick, Saudan) 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
(= Eintreten) 

Proposirlon de ia commission 
Majorlte 
Malntenlr 
(= Ne pas entrer en matlere) 

MlnoriM 
(Cottier, Beguelin, Brunner Christiane, Marty Dick, saudan) 
Adherer a la declslon du Conseil national 
(= Entrer en matiere) 

Frlck Bruno (C, SZ), fOr die Kommission: Die Aussenpolltl­
sche Kommission beantragt Ihnen mit dem gleichen Stim­
menverhältnis wie das letzte Mal, mit 8 zu 5 Stimmen, auf 
den indirekten Gegenvorschlag nicht einzutreten. Gleichzei­
tig möchte Ihnen die Kommission aber auch klar darlegen, 
welche weiteren Arbeitsschritte sie Im Hinblick auf die wei­
tere Integration der Schweiz in Europa vorsieht. 
Zuerst zur Vorgeschichte: Sie erinnern sich, dass unser Rat 
in der Sommersesston nicht auf den Gegenvorschlag einge­
treten Ist und dass der Nationalrat seinerseits ein Time-out 
von drei Monaten verlangt hat, um über die Sommerferien 
einen neuen Entscheid reifen zu lassen. Letzte Woche hat 
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der Nationalrat nach dreimonatiger Pause zu keinem ande­
ren Ergebnis gefunden; er hat an seinem Beschluss, auf die 
Vorlage einzutreten, mit 97 zu 83 Stimmen festgehalten. 
Die Gründe, warum die Mehrheit unserer Kommission - der 
Entscheid fiel mit demselben Stimmenverhältnis wie das 
letzte Ml!i - Nichteintreten empfiehlt, sind dieselben: 
1. Die Uberlegung, dass ein einfacher Bundesbeschluss 
rechtlich verbindlich ist; er bindet sowohl Bundesversamm­
lung wie Bundesrat, und er verpflichtet auch uns, unsere 
künftigen Aktivitäten auf dieses Beitrittsziel auszurichten. 
2. Wir wollen am Fahrplan und an den Zuslcherunge11, die 
Bestandteil der bilateralen Verträge sind, festhalten: Uber­
prOfung und MögllchkeH eines zweiten Referendums über 
das Frelzügigkeitsabkommen In rund sieben Jahren. 
3. Wir wollen unsere Handlungsfreiheit In der weHeren euro­
päischen Integration nicht «auf Vorrat» einschränken, son­
dern uns arle möglichen Optionen offen halten. Wir haben 
schon vor rund sechs Jahren davon Kenntnis genommen, 
dass sich der Bundesrat auf das alleinige Ziel des EU-Beitrit­
tes festgelegt hat. Daran muss sich nach unserem Entscheid 
auch nichts ändern, das liegt In der Kompetenz des Bundes­
rates. 
Zur Frage, was unser Entscheid bewirkt: 
1. Was bedeutet unser Entscheid für die Initiative «Ja zu Eu­
ropa!», wenn wir nicht eintreten? Die Initianten haben mit 
ihrer Initiative «Ja zu Europa!» eine Volksabstimmung ver­
langt. Unsere Kommission sieht keine Möglichkeit, den Ini­
tianten in der 8ache aus den erwähnten Gründen substan­
ziell entgegenzukommen. Ob die Initianten ihrerseits daran 
festhalten und die Volksabstimmung verlangen, Ist Ihr Ent­
scheid. Es ist in unserem demokratischen System Brauch 
und Ordnung, dass wir Ober Begehren abstimmen, die als 
Initiative eingereicht worden sind. Es gibt nicht einzelne Ini­
tiativen, die hier eine Sonderstellung erhalten könnten. Ich 
glaube, die Schweiz und das Ausland können diesen demo­
kratischen Entscheid richtig einordnen, auch wenn sich eine 
solche Volksabstimmung - da ist sich die Kommission einig, 
glaube ich - im Hinblick auf eine kommende Uno-Abstim­
mung nicht unbedingt positiv auswirken könnte. Aber wir 
meinen, dass die Initianten die Verantwortung dafür tragen, 
wie sie mit diesem Problem umgehen. Substanziell gibt es 
weder einen Grund noch einen Anlass, unsere dargelegte 
Haltung aufzugeben. 
2. Was helsst dieser Entscheid Im Hinblick auf die weitere In­
tegration? Unsere Kommission will auf einen Gegenvor­
schlag verzichten. Glelchzeltlg aber geben wir klar unserem 
Willen Ausdruck, die Integration der Schweiz In Europa fort­
zusetzen. Wir sind überzeugt - da spreche ich für alle in der 
Kommission -. dass die Integration mit den bilateralen Ver­
trägen keineswegs abgeschlossen Ist Bevor wir uns aber 
definitiv für eine der möglichen Optionen entscheiden, wol­
len wir gründlich klären, welches denn die Auswirkungen ei­
nes weiteren, einzelnen Integrationsschrittes sind. Wir sind 
überzeugt: Um sich definitiv für einen weiteren Integrations­
schritt zu entscheiden, braucht es mehr und eine gründli­
chere Vorbereitung als die blosse Deklamation eines EU­
Beitrittes als Ziel. Mit einer Deklamation sind die Konse­
quenzen noch nicht geklärt, denn jeder weitere Integrations• 
schritt hat mehr oder weniger gravierende Konsequenzen. 
Ein EU-Beitritt hat die tiefstgrelfenden Konsequenzen. Der 
Bundesrat hat in seinem lntegratlonsberlcht vom 3. Februar 
1999 umfassend dargelegt, welches die Konsequenzen sein 
könne.n: Sie gehen von untergeordneten Konsequenzen bis 
hin zu Konsequenzen, die ans Mark unseres Staatswesens 
gehen. Sie gehen bis hin zum völligen Umbau des Steuer­
systems, bis zu einer neuen, viel härteren Gangart In der 
Landwirtschaft, bis zur Aufgabe der eigenen Währung, bis 
zu einer wesentlichen Umgestaltung der Volksrechte, bis zu 
einer Abgabe wesentlicher Kompetenzen in der Innen- und 
Aussenpolitlk an die Europäische Union. Kurz, die Auswir­
kungen treffen die Schweiz bis ins Mark. 
Der Bundesrat hat diese Konsequenzen dargelegt - wenig 
systematisch, aber umfassend. Unsere Kommission hat die 
feste Absicht, diese Konsequenzen systematisch zu erarbei­
ten und sie auch politisch bewusst zu machen. GestOtzt auf 
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das Ergebnis wollen wir die kommenden lntegrationsschrltte 
bewerten und uns darOber aussprechen, welches ein mögli­
cher weiterer Schritt Ist. 
So hat die Aussenpolltische Kommission gestern einstimmig 
beschlossen, die Konsequenzen der nächsten Integrations­
schritte anhand des Integrationsberichtes und weiterer 
Grundlagen im nächsten Halbjahr zu erarbeiten. Es ist der 
klare WIiie der Kommission, die Integrationspolitik fortzuset­
zen und die Aussenpolltlk der Schweiz auch weiter aktiv mit­
zugestalten. 
Darin liegt auch der entscheidende Unterschied zum Natio­
nalrat: Der Nationalrat hat sich auf die Deklamation des EU­
Beltrlttszieles beschränkt - wir möchten die nötigen Schritte 
und Massnahmen Im Hinblick auf die weiteren Integrations­
schritte bewusst machen. 
Eine letzte Ausführung möchte Ich Ihnen Im Hinblick auf eine 
mögliche Erklärung machen, welche in der letzten Zeit ja hin 
und wieder diskutiert wurde. Unsere Kommission hat sich 
überlegt Sollen wir diese Haltung und die k0nftigen Arbeits­
schritte, welche ich eben dargelegt habe, In einer formellen 
Erklärung, einer Resolution verabschieden? Darauf hat die 
Kommission verzichtet. 
Eine Mehrheit ist der Ansicht, eine solche formelle Erklärung 
sei nicht nötig. Es sei unübllch, dass künftige Arbeitsschritte 
einer Kommission und unseres Rates als Resolution formell 
angek0ndigt würden. Die Mehrheit unserer Kommission Ist 
der Ansicht, eine mündliche Erklärung der k0nftlgen Arbeits­
schritte ohne Formalitäten entspreche unserer Arbeit, sei so 
richtig, und sowohl die politische Schweiz als auch das Aus­
land wossten eine Debatte im Rat und die Erklärungen der 
Kommission ebenso sehr zu gewichten, auch wenn das 
keine formelle Erklärung sei. 
Aufgrund dieser Überlegungen und aus diesen GrOnden bit­
tet Sie die Kommissionsmehrheit, am Nlchtelntretensbe­
schluss der Sommersession festzuhalten und zur Kenntnis 
zu nehmen, dass wir In der Kommission die Arbeit so fortset­
zen, wie ich es Ihnen dargelegt habe. 

Cottler Anton (C, FR): Lom du premier passage de cet objet 
au Consefl des Etats, le debat sur le contre-projet s'est pres­
que excluslvement focalise sur le contenu de !'initiative po­
pulalre des Jeunes «Oul ä l'Europel». Aujourd'hui, aJom qua 
les Chambres ont falt un sort ä l'inltlatlve et exprlme leur re­
commandation a l'attentlon du peuple, Je vois dans l'arrflte 
soumls par le Consell federal surtout l'occasion offerte au 
Parlament de participer ä la polltlque exterleure. Essayons 
durant quelques braves mlnutes de faire abstraction de cette 
Initiative et de ne pas repeter les arguments qul, de part et 
d'autre, ont ete presentes au sujet de l'initlative. 
Le contre-projet qul nous est soumis par le Conseil federal 
est un acta en sol, un acta qul sult une Ugne logique de toute 
la polltique exterieure de la Confederation, domalne dans le­
quel le r6Ie du Parlament a ete renforce per la nouvelle 
constitution. En effet, cette nouvelle constitUtlon, a l'arti­
cle 166, nous a alloue ce r61e actif de participer a la defini­
tion de la politlque exterleura. Le Conseil federal, par la pre­
sentation de l'arrflte federal, nous y invlte pour etabllr avec 
lul, ensemble, las llgnes de condulte et etapes futures de la 
polltlque de rapprochement a l'Unlon europeenne. 
Quelle est la reponse qua la majorlte de la commission nous 
propose de donner aujourd'hul, alle qui est, en somme, le 
!eader de la politlque etrangere du Conseil des Etats? 
Quelle est cette reponse que nous propose la majorite? A 
l'offre du Conseil federal de nous joindre a lui pour deflnlr 
ses llgnes de condulte, la majortte nous propose de refuser 
purement et stmplement d'entrer en matlere. C'est !e rejet 
sec et sonnant a l'lnvltatlon presentee par le Conseil federal. 
Nous devrions donc refuser d'accomplir notre täche consti• 
tutlonnelle. La particlpation du Parlament, prevue par la 
constitutlon, a surtout pour but de donner a la pollHque 
etrangere et europeenne une meilleure asslse et une legl­
tlmite democratlque. Comment y repondons-nous? Nous 
n'entrons pas en mattere, nous nous taisons, nous sommes 
muets, nous refusons la participatlon, nous renonqons ä 
faire des proposltlons. 

Le presldent de la commission a fonde tout a !'heure son re­
fus d'entrer en matlere sur la necesslte, donc sur un r6Ie ac­
tlf que la commission va mener, d'etudier le nouveau rapport 
sur !'Integration et ses conclusions concernant radhesion a 
l'Union europeenne. Or, le rapport est connu, il date du 3 fe­
vrier 1999. Etudler !es etapes a accompllr en vue de l'adhe­
slon a l'Union europeenne, c'est blen. Elles sont connues, 
au moins depuis 1999. D'ailleum, le Parlament a deja pris 
connaissance de plusieum rapports anterieum. 
Pour !a minorlte, !e refus d'entrer en matlere est un acta ne­
gatlf et II ne peut fltre interprete que comme un desaccord a 
l'egard du Conseil federal. or, !'excellent contenu des ac­
cords bilateraux a ete certalnement, mime tres certalne­
ment, aussi le fruit de la politlque europeenne menee par le 
Conseil federal. En desavouant cette politlque, nous privons 
le Conseil federal de notre soutien a sa politlque et nous 
l'affalbllssons face a l'Union europeenne, alom que notre 
Gouvernement aurait besoln d'un soutlen Interieur de la part 
du Parlament pour faire avancer la ratiflcation des accords 
bllateraux par les pays membres de l'Union europeenne, et 
surtout pour repondre a l'lnvltatlon auropeenne d'entrepren­
dre de nouvelles negoclations bilaterales. 
Sur le plan international, notre pays, malgre sa petite dlmen­
slon, a beneflcle d'une solide positlon, ce gräce au soutlen 
que !a majorlte de chacune des daux Chambres a accorde 
au Gouvernement. II y a eu une certalne unlte. Aujourd'hul, 
si notre Chambre repete son refus d'entrer en matiere, sl no­
tre Chambre suit la majorite de la commlsslon, le Conseil 
des Etats aura alom retlre son soutlen a la polltlque euro­
peenne du Conseil federal et des consequences s'ensul­
vront sans aucun doute a moyen terme. 
Le presldent de !a commisslon l'a dlt: Nous aurlons pu nous 
imaginer que notre Conseil exprime son avls sur la polltique 
europeenne sous la forme d'une declaratlon, d'une motlon, 
volre d'un postulat. Mais une telle demarche a ete conside­
ree comme lnappropriee. 
1.'.lnltlative des Jeunes est derrlere nous. Le vote final a la der­
nlere sesslon a clos le debat parlementalre. C'est l'occasion 
aujourd'hui de salslr cet arrAte pour definlr, avec le Conseil 
federal, la future politlque europeenne de 1a Suisse. 
Dans ce but, la minorlte vous propose d'entrer en matlere. 

Präsident (Schmid Carlo, Präsident): Ich möchte die doch 
ganz seltene Gelegenheit benützen, den «sltzungsfrelen» 
Präsidenten des Nationalrates hier bei uns in diesem Saale 
zu begrOssen. (Beifall) 

Brlner Peter (R, SH): Die bisherige und vermutlich auch 
heutige Position des Ständerates, auf einen Gegenvorschlag 
zur Volksinltiatlve «Ja zu Europa!» zu verzichten, bedeutet In 
ihrer Konsequenz - da müssen wir ehrlich sein -, dass wir 
heute nicht bereit sind, uns das strategische Ziel des Bun­
desrates, nämlich den EU-Beitritt, zu eigen zu machen. Alle 
juristischen und taktischen Überlegungen, die auch als Be­
grOndungen geäussert wurden, führen an dieser Tatsache 
nicht vorbei. 
Warum sage ich das? Man braucht kein unbelehrbarer Geg­
ner eines EU-Beitrittes zu sein, um mit einer einfachen Über­
legung relativ rasch zum Schluss zu kommen, dass ein 
Beitritt zur EU wohl kaum das Ziel unseres Staatswesens 
sein kann. Sonst müsste man sich ja die bange Frage stel­
len, was dann mit der Schweiz nach Erreichen dieses Zieles 
geschehen solle. 
Die entscheidende Frage, die man sich In der Debatte rund 
um das F0r und Wider eines EU-Beitrittes stellen sollte, 
müsste richtlgerwelse lauten: Ist ein EU-Beitritt besser als 
andere Optionen geeignet, die in der Bundesverfassung ver­
ankerten Staatsziele - als da sind: der Schutz der Freiheit 
und der Rechte des Volkes, die Wahrung der Unabhängigkeit 
und Sicherheit des Landes, die Förderung der gemeinsamen 
Wohlfahrt und der Nachhaltlgkelt der Entwicklung, die Erhal­
tung der natürlichen Lebensgrundlagen und die Förderung 
einer friedlichen und gerechten Internationalen Ordnung - zu 
erreichen? Mit anderen Worten: Ist der EU-Beitritt das geeig­
nete Mittel zur Erreichung dieser höheren Ziele? 
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Der Bundesrat hat diese Fragen für sich offensichtlich mit Ja 
beantwortet. Das ist sein gutes Recht. Für mich sind diese 
Fragen noch offen. Sie plausibel zu beantworten, bedarf es 
keines Gegenvorschlages, der möglicherweise falsche Vor­
stellungen weckt, sondern es braucht dazu, wenn dies gelin­
gen sollte, eine saubere, überzeugende Botschaft, und zwar 
dann, wenn die Zelt dafür gekommen Ist. 

Beguelln Michel (S, VD): Je me concentre sur l'essentiel. 
Aujourd'hul, le choix est clair. D'un cöte, l'antlte federal. Sur 
le plan interleur, II montre que Je processus de la marche 
vers l'Europe se poursult sans preclpitation, en se donnant 
le temps de mesurer toutes les consequences, etant en­
tendu que le peuple decldera le moment venu, en pleine 
connaissance de cause. 
Sur le plan exterieur, il indlque a nos partenaires europeens 
la continulte et la coherence de l'objectif final suisse. Ainsi, 
la defense des lnteräts sulsses est assuree dans les meilleu­
res condltlons posslbles dans les negociations a venir, en 
partlculier dans celles au c'est la Suisse qui est demande­
resse. 
De l'autre cöte, la non-entree en matiere teile que proposee 
par la majorite. Sur le plan Interieur, cela va contribuer a 
cristalllser deux camps farouchement opposes sur la ques­
tlon de l'adhesion a l'Europe, alors que la question ne se 
pese pas et ne se posera pas avant plusieurs annees. Sur le 
plan exterieur, les consequences du debat et du resultat de 
!'initiative «Oui a l'Europe!» pourralent avoir, en 2001, une 
portee redoutable sur les rapports avec l'Union europeenne, 
dont Je rappelle que nous dependons pour les trols quarts de 
nos echanges economiques. En particulier sur le processus 
final de la ratiflcation des accords bllateraux, sur l'applicatlon 
de la redevance polds lourds llee a la prestation - qui est 
quand mäme fondamentale pour les vallees alpines-, sur la 
lutte contre la grande crlmlnallte, sur la polltlque migratoire, 
etc. Et sans parler des effets sur le debat a propos de l'adhe­
slon al'ONU. 
Maintenant, un polnt crucial: rejeter la responsabllite des 
consequences negatives sur les auteurs de !'Initiative ne 
trompera personne. C'est vralment facilel Les auteurs de 
!'initiative ont utilise, a un moment donne, un drolt democrati­
que conflrme par plus de 100 000 citoyennes et cltoyens: ce 
n'est pas a eux de faire de la politlque cinq ans plus tard, 
c'est a nous, Conseil des Etats. Et c'est a nous de cholslr la 
meilleure solution, actuellement, pour le pays. Je trouverals 
consternant que ca sott des considerations de concurrence 
electorale a court terme entre partis gouvernementaux en 
Sulsse alemanique qui condulrait a la plus mauvaise des de­
clslons pour le pays. Mals la responsabillte pleine et entiere 
appartient aux collegues concernes. 
Je vous lnvlte instamment a entrer en matiere et a accepter 
l'arräte federal. 

Relmann Maximilian (V, AG): Ich möchte nur kurz die Gele­
genheit nutzen, mich an die Initianten von «Ja zu Europal» 
zu wenden, und Ihnen sagen, dass ich es persönlich bedau­
ern würde, wenn die Initiative wegen der ablehnenden Hal­
tung unseres Rates gegenüber einem Gegenvorschlag zu­
rückgezogen würde. Ich meine es wirklich so, ohne irgend­
welche verkappten Hintergedanken, aber Ich sage das als 
entschiedener Gegner eines EU-Beitrittes der Schweiz. 
Wichtig und wertvoll wäre es nämlich, wenn sich das 
Schweizervolk einmal grundsätzlich mit der EU-Mitglied­
schaft befassen könnte. Diese Gelegenheit hatte der Souve­
rän bis heute noch nie, abgesehen von einigen fragwürdigen 
Meinungserhebungen im Auftrag von Sonntagsblättern oder 
der «SRG SSR idee suisse». 
Bis heute konnten sich die Stimmbürger nur mit der EWR­
Frage und mit den bilateralen Verträgen befassen, nie aber 
mit dem offiziellen Ziel unserer Aussenpolltlk. Dieses strate­
gische Ziel wurde vom Bundesrat und von den Parlaments­
mehrheiten so festgeschrieben und lautet ganz klar: EU­
Mltglledschaft. 
Warum soll sich also nicht auch einmal die höchste Instanz 
in unserem Staat mit dieser erstrangigen Frage befassen? 
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Das würde doch viele Unklarheiten beseitigen helfen. Eine 
einzigartige Gelegenheit dazu bietet nun diese Volksinltla­
tive. Deshalb mein Appell an die Initianten: Entsorgen Sie 
diese Initiative nicht voreilig, sondern nutzen Sie sie zumin­
dest für eine wertvolle Meinungsbildung im Volk. 

Merz Hans-Rudolf (R, AR): Die Schweiz ist ein Produkt -
kein perfektes, aber ein Produkt. Was sie ist, ist sie über die 
Jahrzehnte geworden - seit 1848. Im vom Präsidenten er­
wähnten Integrationsbericht steht: «Die heutige Schweiz ist 
die Frucht einer grandiosen Leistung unserer Vorfahren.» 
Demgegenüber ist die EU kein Produkt, sondern ein Pro­
zess. Niemand kann heute sagen, wer in fünf Jahren Mit­
glied der EU sein wird. Die Quoren bei Abstimmungen sind 
offen. Die Verfahren sind offen. Die gemeinsame Aussen­
und Sicherheitspolitik Ist unbestimmt. Man welss nicht, wie 
sich die Währung entwickelt. Das ist ein offener Prozess. Die 
Schwierigkeit besteht darin, ein Produkt in diesen Prozess 
einzubringen. 
Was ist das Produkt Schweiz? Ich möchte nicht Heimatkun­
deunterricht erteilen, sondern auf das zu sprechen kommen, 
was Im Integrationsbericht steht. In Ergänzung zu dem, was 
der Kommissionspräsident eingangs sehr zutreffend gesagt 
hat, möchte ich doch auch beifügen, dass wir In der Kom­
mission schon Im Frühjahr beschlossen haben, uns dieser 
Problematik anzunehmen, und dass wir den Kick dieser 
Initiative dazu nicht gebraucht haben. Ich halte den Integra­
tionsbericht, den uns Ihr Departement, Herr Bundesrat, un­
terbreitet hat, für sehr gut, obwohl er schwer lesbar ist Er 
atmet, würde ich sagen, Diplomatensprache. Er Ist etwas 
schwülstig, ausführlich und zum Tell unverbindlich. Aber die 
Substanz ist sehr gut 
Stellen Sie diesen Bericht dem heutigen EU-Recht gegen­
über: Das heutige EU-Recht - das gehört zur Finalität des 
Prozesses EU - hat keine Verfassung, das ist nur ein Ver­
trag. Wenn Sie unser Produkt Schweiz diesem Vertrag und 
den Verordnungen und Richtlinien des EU-Rechtes gegen­
überstellen, stellen Sie fest, dass wir etwa siebzig Revisio­
nen auf der Stufe Verfassung, Gesetz und Staatsvertrag 
vornehmen müssten. Siebzig! Jetzt müssen Sie sich das 
einmal vorstellen: Diese siebzig Revisionen müssen alle 
durch den demokratischen Prozess unseres Landes, unse­
res Parlamentes, genau so wie jede Revision In den Sozial­
versicherungen, wie eine Anpassung In Irgendeinem 
Gesetz. Das muss alles gemacht werden. Es Ist so, wie Herr 
Frick sagte: Darunter hat es In Bezug auf den Anpassungs­
prozess einfache Sachen, z. B. Im Produktehaftpfllchtgesetz 
oder im Konsumentenschutzgesetz oder die Einführung ei­
ner einheitlichen Nottelefonnummer! 12 in Europa. Das sind 
die Kleinigkeiten. 
Aber dann kommen die schwierigeren Fragen, denen wir 
uns stellen müssen. Die Frage der Preisgabe unserer Natio­
nalbank, der eigenen Währung, der Währungspolltlk, des 
völligen Umbaus des Steuersystems. Dann die ganze Land­
wlrtschaftspolltlk: Heute Hegt die Rate des StruktUrwandels 
pro Jahr etwa bei 2 Prozent, die EU würde dann fordern, 
dass diese während zehn Jahren 5 Prozent beträgt. Ich ver­
stehe keinen einzigen Bauernführer, der sich heute einem 
solchen Prozedere freiwillig unterziehen würde. 
Dann kommen alle Themen der Sozialpolitik, die wir zum 
Teil schon kennen, wieder auf uns zu - zum Teil auch ra­
scher als erwartet: Mutterschaftsverslcherung, Elternurlaub, 
Mitwirkung, Arbeitsrecht usw. 
Vollends ans Mark gehen dann die Umbauten im Bereich 
der Volksrechte, Im Bereich des Föderalismus und der Un­
abhängigkeit. Da stehen wir vor den zentralen Fragen. Diese 
zentralen Fragen sind Im Integrationsbericht wohl erwähnt, 
aber sie können natürllch nicht beantwortet werden. Darin 
besteht unsere Aufgabe: die Weichenstellung vorzunehmen, 
welche im Übrigen mit keinem aussenpolltlschen Entscheid 
der Neuzeit auch nur Im Entferntesten vergleichbar wäre. 
Der Beitritt zum Völkerbund war gegenüber dem, was im 
Projekt EU zur Debatte steht, ein harmloses Gesäusel. 
Bei einer derartigen Ausgangslage Ist die Aktivierung des 
Beitrittsgesuches falsch. Sie ist auch deshalb falsch, weil wir 
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Verhandlungen mit der EU ja nicht mit gleich langen Spies­
sen führen können und Differenzen dann allzu rasch und im­
mer wieder zu negativen Grundsatzpositionen führen und In 
Grundsatzdiskussionen ausarten. 
Erinnern Sie sich an die Schwierigkeiten, mit denen Herr 
Bundesrat Leuenberger in Bezug auf die Aushandlung des 
Verkehrsabkommens konfrontiert war. Das war ja ein kleiner 
Teil dessen, was wir hier haben. Er geriet dauernd unter Be­
schuss, manchmal wegen_zehn Franken mehr oder weniger. 
Alles wurde sofort in der Offentlichkelt breit geschlagen. Im­
mer hat man Ängste beschworen und gesagt, das könne ne­
gative Auswirkungen in Europa haben. Nun Obertragen Sie 
das auf die siebzig Projekte, vor denen wir stehen. 
Deshalb finde Ich, diese Volksinitiative sei eine «Hurra-Initia­
tive», sie Ist oberflächlich, und wir müssen die Aufgabe an­
ders anpacken. Wir müssen dieses Inventar an Verände­
rungen In erster Linie nach den politischen Machbarkelten 
strukturieren. Wir müssen uns intern und ohne mit der EU zu 
verhandeln einmal fragen, was machbar und was nicht 
machbar ist, und das einmal aussprechen. Wenn dann die 
Machbarkeiten feststehen, massen wir uns in einem nächs­
ten Schritt mit den Optionen befassen. 
Es sind vier Optionen; der Beitritt, den der Bundesrat postu­
liert, Ist eine dieser Optionen. Eine zweite wäre die Fortset­
zung des Bilaterallsmus. Eine dritte wäre, Formen der Asso­
ziation EWR II zu studieren. Niemand kann heute sagen, ob 
man nicht in ein paar Jahren angesichts der EU-Osterweite­
rung wieder auf die EWR-11-ldee zurückkommt Viertens ist 
es eben auch der Alleingang, der eine Option bleibt und far 
mich nicht die letzte Ist. 
Entscheidend wird ganz am Ende die Gretchenfrage sein: 
Was ist far unser Land am besten? Welche dieser Optionen 
Ist dann far unser Land am besten? Den Weg, der sich dann 
abzeichnet, müssen wir dann gehen. Das kann der Beitritt 
sein. Aber in der heutigen Zeit einer Initiative zuzustimmen, 
ohne genau zu wissen, wohin sie fahrt, ist voreilig. 
Deshalb bitte Ich Sie, der Kommissionsmehrheit zu folgen, 
diese Initiative abzulehnen, keinen Gegenvorschlag zu ak­
zeptieren, sondern die integrationspolitische Aufgabe Schritt 
fQr Schritt zu erledigen, so wie es beste schweizerische Par­
lamentstradltlon ist, und dann vor das Volk zu treten, wenn 
wir entscheldungsrelf sind. 

Schmid Samuel 0/, BE): Ich stelle fest, dass hier eigentlich 
keine neuen Argumente zur Diskussion stehen, obwohl ab­
solut wertvolle Hinweise In Bezug auf die künftige Behand­
lung der lntegratlonsproblematlk gemacht werden. Wenn ich 
mich melde, dann höchstens aus einem Grund: Ich möchte 
mich zum Problem der Volksabstimmung etwas anders äus­
sern, als mein geschätzter Kollege Reimann dies getan hat. 
Selbstverständlich ist es so, dass die Initianten darüber ent­
scheiden, ob wir diese Debatte zu fahren haben oder nicht. 
Allerdings bin ich persönlich der Auffassung, dass die sache 
fQr viele Leute jetzt nicht liquide Ist. Sie haben entschieden -
im Mal dieses Jahres nämlich -, haben ihren lntegrationspo­
litlschen Entscheid gefällt, und wir hatten ein deutliches Ja 
zu den bilateralen Verträgen. Dieses deutliche Ja stand auch 
vor dem Hintergrund einer schrittweisen ÜberprOfung der 
praktischen Auswirkungen. Wenn wir diese Initiative Jetzt 
quasi In einem separaten Vorgang vorgängig zur Abstim­
mung bringen, dann wird es eine unechte Diskussion geben. 
Selbstverständlich wird dieses Land derartige Entscheide 
Immer wieder zu fällen haben, wird es alle diese Optionen, 
wie Herr Kollege Merz sie jetzt zu Recht aufgeführt hat -
dem ist nichts beizufQgen -, zu entscheiden haben. Wenn 
ein Schrittmass aber einmal gegeben ist und man einmal 
eine Zeitplanung gemacht hat, dann würde Ich es bedauern, 
wenn diese Vorgaben jetzt ausserordentllcherweise durch­
brochen warden. Persönlich hoffe ich gerne, dass sich die 
lnitlantlnnen und Initianten dieser Problematik bewusst sind. 
Schon letztes Mal sagte ich: Der Integrationspolitik leisten 
sie keinen guten Dienst, wenn sie die Abstimmung erzwin­
gen. Der Entscheid aber - das anerkenne ich nochmals -
liegt bei Ihnen, das sind die Regeln des Initiativrechtes. 

Persönlich komme ich nach wie vor zum Schluss, dass hier 
kein Gegenvorschlag zu machen ist und dass hier der Mei­
nung der Kommissionsmehrheit zum Durchbruch verholfen 
werden sollte. 

Marty Dick (R, Tl): Quelques reflexlons de mes collegues 
m'lnduisent a man tour a lntervenlr brlevement. Je me de­
mande si, apres avolr entendu certalnes Interventions, Je n'al 
pas une conception un peu demodee de la politique. Je crois 
qu'en polltlque, sl an a ralson, an n'est pas necessairement 
dans le Juste. Avec ya, j'aimerais dire que formellement, an a 
peut-Atre raison de dire qu'il taut repousser l'lnltlatlve - mals 
cela n'est plus en discussion aujourd'hul, an n'est pas en 
train de dlscuter l'lnltlatlve, an est en train de dlscuter du 
contre-projet. On pourralt dire aussi que, formellement, le 
contre-projet n'a pas de raison d'Atre, mals je crols que poll­
tiquement, c'est faux. Et c'est faux de ralsonner d'une fac;on 
taut a falt formelle. 
Je crois qu'on devrait avoir des visions et un plan d'actlons a 
lang terme, et je crois que pour une fols le Conseil federal a 
une vlslon de la polltlque etrangere, il a fixe un but strategl­
que. Quand an dit «un but strateglque», cela ne veut pas 
dire que l'on va realiser ce but immedlatement. J'ai l'impres­
sion qu'aujourd'hui, an est face a deux fronts taut a fait cris­
tallises, et peut-Atre qu'on ne se donne mAme plus la pelne 
de lire vralment ce que dlt ce contre-projet. Dans les Inter­
ventions que je viens d'ecouter, an n'est mAme pas d'accord 
sur le sens qu'auralt un rejet de !'Initiative. Pour d'aucuns, ya 
voudrait dire que le but mAme, strateglque, de l'adhesion 
n'est plus valable, alors que pour d'autres il resteralt valable. 
Voila pourquoi je crois que le Parlament a une occasion, 
aujourd'hui, de dire au Conseil federal qu'II partage sa vl­
sion, seien laquelle la Suisse ne peut pas rester etrangere 
au processus, qui est un processus hlstorlque Irreversible, 
d'unlflcatlon de l'Europe. C'est une vislon qu'ont eue les 
Sulsses - qul n'etaient pas vraiment Sulsses -, les dlfferents 
peuples d'avant 1848, pour former la Suisse. 
La Sulsse, Monsieur Merz, pour moi, n'est pas un prodult. 
Pour mal, la Sulsse a ete une vislon qui est devenue une 
Idee, et ensulte une reallte, et aujourd'hul eile est surtout 
une valente. Une valente qui doit Atre reafflrmee Jour apres 
jour, car je ne crois pas que la Suisse sott un prodult accom­
pli. La Suisse est une valente qul dolt Atre reafflrmee a cha­
que pas que nous falsons, parce qu'elle a toujours et encore 
quelque chose d'aleatolre. 
Nous perdons aujourd'hul une occasion en n'adoptant pas 
ce contre-projet, celle de partlciper en tant que Parlament -
comme l'a affirme M. Cottier - a la definition de la polltlque 
etrangere, et de soutenir le Conseil federal dans ce but stra­
teglque. 
Lisons encore ce contre-projet, qul prevoit que le Conseil fe­
deral prepare les negoclatlons d'adhesion, qu'II soumet au 
Parlament un rapport sur les consequences lnstltutionnelles 
et qu'en fonction des interAts de 1a Sulsse, le Conseil federal 
propose au Parlament les reformes necessaires. II ne s'aglt 
nullement de decider l'adheslon, II s'aglt d'exprimer notre 
soutien a une polltlque qul est connue malntenant depuis pas 
mal de temps. MAme un parti gouvernemental, II y a deux 
ans, a crle haut et fort «Europel Europel» et aujourd'hul, Je 
constate que ceux qui crlaient «Europel Europa!» sont taut a 
falt sllencleux et passlfs. 
Je crois donc que nous commettons une erreur en n'adop­
tant pas ce contre-projet. 

Brändll Chrlstoffel 0,/, GR): Wir haben vor rund drei Jahren 
die Volksabstimmung über die Initiative «EU-Beitrittsver­
handlungen vors Volk!» gehabt. Dort wurde eine eingehende 
Diskussion über die Zuständigkeiten geführt, und es wurde 
dort auch klar und mit Volksentscheid bestätigt, dass die Zu­
ständigkeit In dieser Frage beim Bundesrat liegt. Das ist rich­
tig so. 
Jetzt haben wir eine Initiative, die wieder In diese Zuständig­
keit eingreift. Ich glaube, die Kommission hat richtig ent­
schieden, wenn sie diese ablehnt. Es Ist auch sachlich 

Bulletin offlclel de I' Assembl6e fl!dl\rale 



28. September 2000 627 ständerat 99.011 

falsch, dieser Initiative zuzustimmen; das sieht man, wenn 
man den lntegratlonsberlcht des Bundesrates llest. Von da­
her ist der Entscheid unserer Kommission richtig. 
Bei diesem Gegenvorschlag - ich habe ihn einige Male 
durchgelesen - stellt man sich schon die Frage, was das 
soll. Ich bin nicht Jurist, Herr Marty, aber Ich glaube doch, 
noch einen klaren Kopf zu haben. Ich lese hler: «Wenn es 
die Interessen der Schweiz erfordern, unterbreitet der Bun­
desrat dem Parlament die notwendigen Reformen . ., Das ist 
selbstverständlich, wenn das In der Zuständigkeit des Bun­
desrates liegt Was soll eine solche Erklärung? Ist das ein 
Rechtssatz, oder was Ist das? 
Dann lese Ich: «Der Bundesrat entscheidet über den Zeit• 
punkt der Reaktivierung des Beitrittsgesuches.» Das ist 
doch selbstverständlich, wenn er zuständig ist. Wieso geben 
wir solche Erklärungen ab? Wir können ein Postulat ma­
chen, eine Empfehlung machen, aber in einen Beschluss zu 
einem Volksbegehren derartige Selbstverständlichkeiten 
aufzunehmen, ist für mich Augenwischerei. Da kommen wir 
Jetzt in ein gefährliches Spiel, und zwar kommen wir In ein 
Spiel der Taktik hinein. Es geht einzlg und allein um die Tak­
tik, einen Volksentscheid in dieser Frage allenfalls noch zu 
verhindern. 
Ich verstehe nicht, warum man diese Frage, diese Volksin• 
itiative, die nicht in die Landschaft passt, zu einem politisch 
so relevanten Geschäft hochstlllslert hat Jetzt stehen wir In 
dieser Diskussion und versuchen, irgendeinen taktischen 
Weg zu finden, um einen Volksentscheid auszuschllessen. 
Diesbezüglich teile Ich die Meinung der Kommission nicht. 
Im Volk ist das wahrgenommen worden. Es geht ja nur noch 
darum: Das Volk darf nichts dazu sagen. Ich bin der Mei­
nung, dass es fur die Umenabstimmung die bessere Vari­
ante sein wird, wenn das Volk etwas zu sagen hat, als wenn 
wir dieses taktische Spiel weiterführen und mit allen Mitteln 
einen Volksentscheid verhindern wollen. Das würde sich bei 
einem Volksentscheid negativ auswirken. 
Ich bitte Sie dringend, diese taktische Spielerei nicht mitzu­
machen und der Kommissionsmehrheit zuzustimmen. 
In Bezug auf die Kommission möchte Ich doch noch etwas 
sagen, und zwar zum Begriff der lntegrationspolltlk. Herr 
Frick hat das sehr schön umschrieben. Man muss auch sa• 
gen, dass das auch ein Begriff Ist, der sehr unterschiedliche 
Interpretationen erfährt. Es gibt Leute, die sagen, lntegratl­
onspolltlk sei der bilaterale Weg. Es gibt Leute, die sagen, 
Integrationspolitik sei der Beitritt; das ginge mir jetzt aber et­
was zu weit. Sie haben nicht gesagt, Sie forderten den Bei­
tritt, aber man dürfe mit den Aussagen, die hier gemacht 
worden sind, nichts präjudizieren. Es ist offen zu lassen, ob 
das der bilaterale Weg oder der Beitrittsweg sein wird. 
Herr Marz hat dann gesagt, man müsse prüfen, was mach­
bar und was nicht machbar sei. Ich meine, man müsse In 
erster Linie prüfen, was wünschbar ist. Diesbezüglich wer­
den wir sicher In den nächsten Jahren eine eingehende Dis­
kussion führen. 
Herr Brlner hat, so meine Ich, doch einige richtige Akzente 
gesetzt 
Ich teile auch nicht die Meinung von Herrn Beguelln, wonach 
primär wir hier diesen Entscheid treffen. Die Volksinitlatlve Ist 
ein Volksrecht, die Initianten sollen entscheiden, ob sie diese 
Abstimmung wollen oder nicht. Wir sollten hier aber auf­
grund der Fakten, aufgrund der Inhalte einen klaren Ent­
scheid fällen und der Kommissionsmehrheit zustimmen, die 
Alternative des Nationalrates ablehnen, bei unserem Be­
schluss bleiben und nachher diese Frage auf vernünftigem 
Weg weiterbearbeiten. 

Forster-Vannlnl Erika (R, SG): Die Aussenpolltik der 
Schweiz steht vor einer Neuausrichtung. Mit dem Ja von 
Bundesrat, Parlament und Wirtschaft zum Uno-Beitritt be­
kennen sich Politik und Wirtschaft in seltener Einmütigkeit 
dazu, dass Aussenpolitlk nicht mehr allein Aussenwirt­
schaftspolltlk sein kann und soll. In finanzieller Hinsicht ist 
der Uno-Beitritt marginal, ln politischer und damit volkswirt­
schaftlicher Hinsicht jedoch zentral. 
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Was hat, so werden Sie sich jetzt fragen, die Uno-Vorlage 
mit der Volksinitiative «Ja zu Europa!» zu tun? Ich meine: 
mehr, als man auf den ersten Blick anzunehmen geneigt Ist. 
Der Schritt von einem Ja zu den bilateralen Verträgen zum 
fast ausschllesslich politisch motMerten Beitritt Ist für viele 
Bürgerinnen und Bürger unseres Landes schon sehr gross. 
Das ist umso bedeutsamer, als der EU-Beitritt nochmals 
eine ganz andere Qualität aufweist und eine wesentlich hö­
here Hürde aus einem helvetischen Selbstverständnis her­
aus darstellt als der Uno-Beitritt. Herr Kollege Marz hat 
Ihnen dies soeben klar vor Augen geführt, ich möchte des­
halb auf weitere Ausführungen verzichten. 
Darüber müssen sich die Initianten der Initiative «Ja zu Eu­
ropa!» Im Klaren sein. Denn obwohl aus Sicht der Initianten 
die Haltung, der Rückzug der Initiative sei nur Im Gegenzug 
zu einem Gegenvorschlag zu haben, verständllch ist, ist sie 
dennoch staatspolitisch und psychologisch unklug. 
Das Parlament hat den Bericht des Bundesrates vom 
29. November 1993 Ober die Aussenpolitlk In den Neunzi­
gerjahren zustimmend zur Kenntnis genommen. Damit hat 
das Parlament seine Mitwirkung an der Aussenpolitik wahr­
genommen, wie es die neue Verfassung vorsieht Eine 
nächste Gelegenheit wird sich ergeben, wenn der Integra­
tionsbericht 1999 zur Debatte steht. Ein positiver Ausgang 
der Uno-Abstimmung und erste, zweifellos gute Erfahrungen 
mit der Personenfreizügigkeit sind, so meine Ich, die beste 
Grundlage für eine weiterführende Diskussion Ober den EU­
Beitritt. Dem Bundesrat hierin die Hand führen oder binden 
zu wollen oder gar ein populistlsches Nein an der Urne zu 
riskieren ist kontraproduktiv. Ich meine, wer seine Ideale 
hochhält, braucht auch ln finsterer Verzweiflung keine letzt­
lich lahme Deklaration - als das betrachte Ich den so ge­
nannten Gegenvorschlag -, welche diese Ideale unterstützt. 
Es trifft zwar zu, dass die Schweiz ein besonders hartes 
Pflaster für Idealisten Ist. Dafür ist sie In den Augen vieler 
Nichtschweizer zum Ideal von Kohäsion und Respekt vor 
Minderheiten geworden. Da wir nicht über den EU-Beitritt, 
sondern lediglich Ober den Zeitpunkt der Aufnahme von Ver­
handlungen mit der EU abstimmen warden, Ist auch für die 
inhaltliche Diskussion über den Beitritt wenig gewonnen. 
Wer alles slmpllflzlerend auf ein Ja oder ein Nein zum EU­
Beitritt reduzieren will, würde dies mit dem helvetischen 
«Wahret den Anfängen!», also einem Nein, quittiert bekom­
men. Ich frage Sie: Was ist damit gewonnen? 
All diese Überlegungen führen mich dazu, den lnltlanten Im 
Interesse ihres Zieles und Im Interesse unseres Landes drin­
gend zu empfehlen, diese Initiative auch ohne deklamatori­
schen Gegenvorschlag zurückzuziehen. Ich hoffe, Herr 
Kollege Relmann, dass sich die Initianten für einmal meinem 
Vorschlag anschllessen werden und nicht dem Ihrigen. 
Ich vermag schon heute keinerlei argumentativen Nutzen In 
der seit Juni gewalteten Diskussion zu erkennen. Weder wis­
sen die Bürgerinnen und Bürger heute mehr_über die EU als 
früher, noch ist sie ihnen sympathischer geworden, noch 
haben sie andere Entscheidungshilfen erhalten. Was sie 
aber erleben, Ist ein chaotischer und reichlich theoretischer 
Schlagabtausch über Sinn und Unsinn eines Gegenvor­
schlages zu einer Initiative. 
Auch Ich bitte Sie, auf diesen Bundesbeschluss nicht einzu­
treten. 

Berger Mlchele (R, NE): Je vous demande aussl, au nom 
de la .mlnorite, d'accepter l'entree en mattere sur le projet 
d'arrAte federal qui nous est soumls. 
Certes, las accords bllateraux qua nous avons votes au mois 
de mal nous ont permis de regler un contentleux economl­
que, mais Je dols dlre que ces sept longues annees de nego­
ciatlons sur les accords bllateraux nous ont au molns prouve 
une chose, c'est qua le bilateralisme et le sectorallsme font 
partie d'une epoque revolue. La Sulsse l'a d'allleurs blen 
compris avant tout le monde, pulsqu'elle a Joue un röle tres 
actlf au sein du GATT et de l'AELE. La Suisse a donc blen 
montre que la meilleure cooperation Internationale qu'elle 
pouvalt avoir vis-a-vis du monde, par rapport a. un petit ou a. 
un moyen Etat, c'est le multtlaterallsme. 
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Je crols qu'II est donc lmportant, aujourd'hul, qu'on accorde 
notre credo au Conseil federal qul, lul, peut avolr une polltl­
que novatrice. II est important que nous soutenlons la polltl­
que du Conseil federal, pour l'lmage de la Sulsse et pour 
l'avenir de la Sulsse. 
C'est dans cet esprit qua je vous demande d'entrer en ma­
tiere sur Ie projet d'arrtte. 

Spoerry Vrenl (R, ZH): Kollege Beguelin hat etwas Wichti­
ges gesagt: Er hat ausgeführt, dass die Verantwortung fQr 
das Land bei uns liege und nicht bei den Initianten. Ich teile 
seine Meinung vollumfängllch. Aber gerade deswegen, weil 
die Verantwortung fOr unser Land bei uns liegt, kann Ich den 
Gegenvorschlag nicht unterstützen. 
Ich kann bei der Behandlung einer Volksinitiative nicht zu ei­
nem Präjudiz Hand bieten, das uns In der Zukunft Immer 
wieder Schwierigkeiten bereiten dürfte. Ich kann einer Volks­
Initiative aus taktischen GrOnden nicht einen Gegenvor­
schlag gegenüberstellen, der. nur das enthält, was ohnehin 
schon gilt «Der Bundesrat entscheidet Ober den Zeitpunkt 
der Reaktivierung des Beitrittsgesuches», und «Wenn es die 
Interessen der Schweiz erfordern, unterbreitet der Bundes­
rat dem Parlament die notwendigen Reformen.» Das ist oh­
nehin selbstverständlich und die Aufgabe des Bundesrates. 
Ich kann einer Volksinitiative, die In der Abstimmung ein 
Volks- und Ständemehr erfordert, nicht einen Gegenvor­
schlag gegenüberstellen, der der Volksabstimmung entzo­
gen Ist 
Ich kann den Gegenvorschlag aber auch materiell nicht un­
terstützen, weil er, von mir aus gesehen, nicht mit dem über­
einstimmt, was wir den Stimmberechtigten Anfang dieses 
Jahres erzählt haben. Wir haben Ihnen gesagt, dass wir jetzt 
die bilateralen Verträge abschllessen. Diese haben eine 
mehrjährige Übergangszeit, in welcher die Konsequenzen 
aus diesen Verträgen schrittweise umgesetzt werden. Und 
wir haben ihnen zugesichert, dass sie sich nach sieben Jah­
ren, wenn die Erfahrungen aus den bilateralen Verträgen 
vorliegen, auf Wunsch nochmals Ober die Weiterführung des 
FrelzOgigkeitsabkommens aussprechen können. 
Aus diesem Grunde bin ich der Meinung, dass wir jetzt keine 
Signale geben dürfen, die ein zweispuriges, eln doppelspurl­
ges Vorgehen beinhalten. Denn wie gesagt: Die Kompeten­
zen fOr lntegratlonsbemahungen und fOr Abklärungen, wie 
sich die Interessen der Schweiz entwickeln und ob es im In­
teresse der Schweiz llegt, sich später der EU anzuschlles­
sen, diese Kompetenzen und diese Möglichkeiten hat der 
Bundesrat ohnehin; das gehört zu seiner Regierungsauf­
gabe. 
Aus diesem Grunde muss ich aus meinem Verständnis von 
Verantwortung gegenüber dem Land dieser Initiative eine 
Absage ertellen und kann auch diesen deklamatorischen 
Gegenvorschlag nicht unterstützen. Ich bedaure das - das 
muss Ich sagen - wegen des Enthusiasmus der Jungen, die 
hinter dieser Initiative stehen. Es Ist ihre Schweiz und Ihre 
Zukunft, die sie gestalten wollen. Aber ich bin nicht der Mei­
nung, dass ein Rückzug der Initiative einem Gesichtsverlust 
gleichkäme. Denn Im Moment, als die Initiative gestartet 
wurde, konnte man nicht wissen, dass zum Zeltpunkt der 
Abstimmung die bllateralen Verträge akzeptiert sein warden 
und unter welchen Bedingungen sie akze!!tlert wurden: 
nämlich eben im lichte einer mehrjährigen Übergangszeit 
und mit der Zusicherung einer späteren, nochmaligen Stel­
lungnahme zum Kernstack, zum FrelzOgigkeltsabkommen 
und damit zum gesamten Paket. Es ist kein Gesichtsverlust 
fOr Initianten, eine Initiative zurOckzuzlehen, wenn sich die 
Voraussetzungen gegenüber dem Zeitpunkt der Lanclerung 
geändert haben. In meinen Augen 1st dies hier der Fall. 
Wenn ein engagierter EU-Gegner den Initianten empfiehlt, 
sie sollten doch bitte Ihre Initiative aufrechterhalten, dann 
würde Ich den Initianten sagen: Hört gut zu und werdet ein 
bisschen skeptisch und denkt daran, wie Ihr eurem langfristi­
gen Ziel - dem Ich im Prinzip durchaus folgen kann - am 
besten gerecht werden könnt. 

Pfisterer Thomas (R, AG): Ich habe Befürchtungen, dass 
wir jetzt in eine deklamatorische lntegratlonspolitlk hineinge­
langen und vom sachlichen Kurs wegkommen, den uns der 
Kommissionspräsident empfohlen hat Was wir jetzt tun 
müssen und was die Aufgabe der nächsten Monate und 
Jahre sein wird, ist, unsere Hausaufgaben zu machen. Es 
geht mir wie Herrn Merz; Ich habe den Eindruck, dass wir 
diese Aufgabe In diesem lande bisher unterschätzt haben. 
Es geht darum, genau zu analysieren, was eigentlich EU 
und EG helsst, sachlich und Institutionell. Wir mOssen das 
mit unseren Verhältnissen vergleichen und Folgerungen fOr 
unsere Politik auf dem europäischen Parkett und landesln­
tern ziehen. Wir müssen uns mit dem Thema der Inneren 
Reformen befassen. Das Ist unsere Hausaufgabe, die rasch 
angegangen werden muss; unsere Hausaufgabe sind nicht 
Deklamationen. Die Kantonsregierungen stecken mitten In 
dieser Arbeit, aber auch das hat gezeigt, dass sie sehr an­
spruchsvoll Ist. Nachher können wir sachlich Ober den kOnffl. 
gen Kurs entscheiden und nicht vorher. 
Dabei noch ein letzter Hinweis: Wir müssen eine schlei­
chende Anpassung an Europa vermeiden - ein schrittwei­
ses, Oberall und In allen Bereichen «Eurokompatlbel­
Werden», so dass es am Schluss dann plötzlich gleich auto­
matisch passiert, ohne dass wir uns die fundamentalen Fra­
gen nach Strukturen und Abläufen In diesem Land, die 
fundamentalen Fragen nach Demokratie und Föderalismus 
gestellt haben. Vor diesem schleichenden Anpassungspro­
zess möchte Ich warnen. 

Stadler Hansruedl (C, UR): Wie sagte doch gestern Abend 
ein ehemaliger Kollege im Kemmerlbodenbad: Vielleicht 
spricht man einmal, wenn man nicht sollte; vielleicht hätte 
man besser einmal gesprochen, als es notwendig war. 
Die bilateralen Verträge sind fQr die Schweiz der typische, 
pragmatische Lösungsansatz. Das erreichte Ziel Ist nun zu 
sichern, die Vorteile und Gestaltungsmöglichkeiten der Ver­
träge sind zu nutzen. In diesen Punkten sind wir uns alle Ja 
einig. 
Was die Sensibilität der APK des Nationalrates wenige Tage 
nach der Volksabstimmung anbelangt, kann ich nur sagen: 
Man darf nicht erstaunt darüber sein, dass es aus dem Wald 
so tönt, wie man hineinruft. 
Die Irritation und die Verunsicherung der Offentllchkelt nach 
der Debatte im Parlament waren perfekt. Ein Gegenvor­
schlag hätte vielleicht einmal etwas zur Klärung der Situa­
tion beitragen können. Aber die Signale, welche die FOiie 
von Gegenvorschlägen ausgelöst hat, haben eher noch 
mehr verunsichert. Die Form des einfachen Bundesbe­
schlusses hat so kurze Zeit nach der Volksabstimmung den 
Eindruck erweckt, dass eine neue europapolltische Wei­
chenstellung vorgenommen und dabei das Volk ausge­
schlossen wird. Ich habe ein gewisses Verständnis fQr diese 
Argumentation. 
Zur Klarheit der Ausgangslage gehört aber auch, dass der 
Gegenvorschlag nicht überinterpretiert werden darf. Seit 
1998 Ist der Indirekte Gegenvorschlag des Bundesrates be­
kannt. Dem Bundesrat kann somit eines sicher nicht vorge­
worfen werden, nämlich dass er nicht ehrlich und mit offenen 
Karten gespielt habe. 
Der Gegenvorschlag ist kein Entscheid, der EU beizutreten. 
Der Gegenvorschlag Ist auch kein Entscheid, heute Beltrltts­
verhandlungen aufzunehmen. SchllessUch, das müssen wir 
auch bedenken, werden dem Bundesrat Im Gegenvorschlag 
einige Hausaufgaben mit bremsender Wirkung erteilt Ich 
bin der Meinung, dass es auch unsere Pflicht gewesen wäre, 
In der verfahrenen Situation eine Lösung zu suchen, die eine 
Mehrheit hätte finden können. 
Folgende Punkte haben mich bei dieser Beurteilung sicher 
nicht beeinflusst: 
Die Drohung der Initianten, die Volkslnltlatlve nicht zurOckzu­
ziehen, wenn der Ständerat nicht einen entsprechenden 
Entscheid trifft: Die Initianten haben Ihre Strategie selber zu 
beurteilen; aber dass nach einem negativen Ausgang der 
Volksabstimmung die Gegner einen solchen Entscheid auch 
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entsprechend Interpretieren werden, dQrfte fOr das Grundan­
liegen der lnltlanten mehr als kontraproduktiv sein. 
Senden wir In der gegenwärtigen Phase des Ratlflzterungs­
prozesses der bilateralen Verträge in den EU-Staaten ein 
negatives Signal Ins Ausland? Dies Ist eine weitere Frage, 
die kontrovers beantwortet wird. Nehmen wir uns doch nicht 
so wichtig. Das Ausland hat die Schweiz nicht Immer unter 
dem Mikroskop. In BrOssel weiss man inzwischen, was bei 
uns möglich oder - gegenwärtig - eben nicht möglich ist 
Ich bin aber auch Oberzeugt, dass wir alleine mit einem 
Nlchtelntretensentscheid unserer Verantwortung als Stände­
rat nicht gerecht werden. Federführend In diesem Geschäft 
Ist zwar der Bundesrat, aber nach Artikel 166 der Bundes­
verfassung ist das Parlament gehalten, die Aussenpolltik 
mitzugestalten. Mit unseren bisherigen Entscheiden kom­
men wir meines Erachtens diesem Verfassungsauftrag nicht 
nach. 
Wir haben die Sensibilität unserer Kolleginnen und Kollegen 
aus der Westschweiz nicht nur zur Kenntnis, sondern auch 
ernst zu nehmen. 
Ich meine, und ich habe das auch festgestellt, dass die Fron­
ten so starr sind, weil es bei diesem Geschäft zum jetzigen 
Zeltpunkt auch darum geht, das Gesicht zu wahren. Wer will 
sich schon vorwerfen lassen, dass er die eigene Meinung 
ein wenig geändert hat? 
Ich bedauere es sehr, dass auch das In unserer APK zur 
Diskussion gestellte parlamentarische Instrument der Erklä­
rung keine Gnade gefunden hat Eine Erklärung des Stände­
rates gemäss Artikel 34 des Geschäftsreglementes des 
Ständerates wäre fOr mich ein adäquates Instrument fOr eine 
Lösung gewesen: 
1. Der Rat wäre seiner verfassungsmässlgen Mitgestal­
tungspflicht nachgekommen. 
2. Bne Erklärung hätte auch rechtlich eine ganz andere Ver­
bindlichkeit als der vorgeschlagene Bundesbeschluss ge­
habt, denn der Ständerat hätte seinen Handlungsspielraum 
behalten. 
3. Ich meine auch, dass damit die demokratischen Beden­
ken, die wegen des nicht dem Referendum unterstellten 
Bundesbeschluss angeführt wurden, Ihre Bedeutung verlo­
ren hätten. 
4. Die Frage des Gesichtsverlustes hätte sich schlussendlich 
auch nicht gestellt. 
5. Die Erklärung wäre meines Erachtens auch ein Zeichen 
dafür gewesen, dass wir die Sensibilität der Westschweiz in 
dieser Frage ernst nehmen. 
Damit habe Ich noch nichts Ober den möglichen Inhalt einer 
solchen Erklärung gesagt. Verschiedene Aspekte und Ele­
mente einer solchen Erklärung habe Ich heute In den ver­
schiedenen Voten gehört. Es genagt meines Erachtens 
nicht, einfach zu sagen, dass der Bundesrat als Exekutive 
die Führungsaufgabe wahrzunehmen hat. Zumindest sollten 
wir als Parlament etwas über den Handlungsperlmeter sa­
gen. 
Natarlich hätte man einen Vorschlag ftlr eine Erklärung des 
Parlamentes, des Ständerates, noch heute als Elnzelantrag 
einbringen können. Aber ich welss auch, wann eine Übungs­
anlage harakirlähnllche Züge aufweist Die Fronten sind 
nach wie vor unversöhnlich starr. Ich spiele mich dabei auch 
nicht zum Richter auf, aber sicher kann diese Situation auf 
die Dauer nicht befriedigen. Ich bin nicht befriedigt, dass wir 
Jegliche Aussage In einer bestimmten Form - und die Erklä­
rung wäre ein taugliches Mfttel gewesen - verweigern. 

Leuenberger Ernst (S, SO): In der Debatte Ist ein sehr be­
denkenswerter Satz gefallen, der Satz von Herrn Kollege 
Pfisterer: «Wir müssen eine schleichende Anpassung an 
Europa vermeiden.» Ich muss Ihnen offen gestehen: Der 
Satz an sich schockiert mich ein wenig, weil wir als gesetz­
gebende Behörde während unserer Sessionen praktisch Tag 
für Tag Gesetzgebung in Angriff nehmen und die Klügsten, 
Wägsten und Brävsten dann Immer sagen: «Aber bitte, die­
ses Gesetz muss europakompatlbel sein»; sei das nun vor­
auseilender Gehorsam, sei das autonomer Nachvollzug von 
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Recht, das da irgendwo in der weiten Europawelt ohne un­
sere Betelllgung eingeführt wird. 
Vermelden wir - Ist hier ausgeführt worden - die schlel­
chende Anpassung. Sie ist längst Im Gang. Ich habe kürzlich 
einen jungen Bauern getroffen, der mir erklärt hat, dass er 
nicht ganz sicher sei, ob er eine Zukunftschance habe. Er 
hat mir dann gesagt «Wissen Sie, die EU, die zwingt uns 
halt, das und Jenes und dieses zu machen.» Diese schlei­
chende Anpassung -wenn man es aus der Negativperspek­
tive anschaut - Ist doch längst im Gang, diese Anpassung Ist 
ja längst Im Gang. 
Ich WOrde sagen, niemand in diesem Saal hat nicht in den 
letzten vier Wochen In einer öffentlichen Veranstaltung Ir­
gendeine politische Neuerung damit erklärt, dass es halt we­
gen der Europataugllchkelt nun mal so sein müsse. Ich 
kenne die Eisenbahnen ein klein wenig. Man hat Bahnrefor­
men gemacht. Man hat In den bundesrätllchen Botschaften 
EU-Richtlinien zitiert, und die Wägsten und Brävsten und 
KIQgsten haben sich immer diese Richtlinien vor Augen ge­
halten und gesagt: «Ja, das kann man nicht, denn die EU­
Richtlinie sagt es anders.» Einige von uns sind vor kurzem 
bei der Swisscom gewesen, wir sind vor kurzem bei. der 
Elektrizltäts)Nlrtschaft gewesen, und man hat uns gesagt 
«Wegen Europa müssen wir dies und jenes machen.» 
Ich denke, bei dieser Darstellung der Faktenlage - die Ich 
nicht beklagen will, Ich beschreibe ja bloss - mllssten sich 
die Damen und Herren, die Wirtschaftsanliegen zu Herzens­
anliegen gemacht haben - Ich sage noch einmal, das Ist le­
gitim -, ernsthaft Oberlegen: Wäre es denn nicht letztlich im 
Interesse der Wirtschaft, auch in diesem Annäherungspro­
zess an Europa einmal klare Verhältnisse zu schaffen? Es 
könnte sein, dass die Wirtschaft sich eines Tages Oberlegen 
muss, ob es denn nicht mittel- und längerfrlstlg sinnvoll sein 
könnte, sich mit den breiten Kreisen, die Jetzt von diesem 
schleichenden Anpassungsprozess betroffen sind, sich mit 
der Jugend, die nun ein bisschen «europhorlscher» ist, als 
ich es zum Beispiel bin, Ins Einvernehmen zu setzen. Mir 
pressiert es an sich gar nicht, aber wenn die Notwendigkei­
ten und die Einsicht in die Notwendigkeit vorhanden sind, 
dann kann man nicht mehr davon leben, das weltberOhmte 
Zitat «Der Ruhm der alten Eidgenossen, das Ist unser Stolz» 
zu nennen. Das reicht nicht mehr. Das reichte vor 1848, aber 
Inzwischen Ist 1848 vorOber. 
Ich wundere mich ein bisschen, dass wir hier heute so tun, 
als könnten wir ein Gespenst verscheuchen. Das Gespenst 
ist für die einen die EU, fOr die anderen Ist es diese Volksab­
stimmu ng, bei der eine grosse Landespartei dann eben 
Farbe bekennen muss, ob nun die Auffassungen, die am Eu­
ropa-Kongress in Basel vertreten wurden, oder eher die Mei­
nungen, die in der lnnerschwelz dominieren, oder was auch 
Immer gelten soll. Solche Konflikte gibt es In allen polltlschen 
Parteien, und die Stunde der Wahrheit kommt eben einmal, 
wenn man In einem verdunkelten Saal etwas euphorisch Be­
schlllsse gefasst hat, die man dann nicht umsetzen kann. 
Wenn Sie hier und heute beschllessen, mit Europa pressiere 
es überhaupt nicht, dann bitte ich Sie, In den nächsten Wo­
chen genau zu Oberlegen, bevor Sie Im «Rössl!»-, «Bären»­
und «Stemen»-Saal wieder sagen: «Wissen Sie, liebe Mit­
bürgerinnen und Mitbürger, wir müssen jetzt dieses und je­
nes wegen Europa machen.» Haben Sie dann den Mut dazu 
zu stehen und zu sagen: «Europa will es zwar so, aber wir 
haben Im Ständerat gesagt, das interessiert uns nicht, wir 
gehen.jetzt wieder mal unseren eigenen Weg.» Die Stunde 
der Wahrheit wird dann vor allem fOr die Wirtschaft schla­
gen. Sie wird eines Tages zu uns kommen und sagen: «Hört 
mal, Hebe Polltlkerlnnen und Politiker, helft mit, dem Volk zu 
sagen, es sei langsam an der Zelt zu begreHen, dass wir ein 
kleines Land Im Herzen von Europa sind.» 
Ich kenne meine Wählerschaft; es fällt mir nicht sehr leicht, 
diese Haltung zu vertreten. Aber Ich bin heute als Reformer 
in dieser Stunde der Wahrheit bereit, diesen Weg zu gehen 
und nicht den Leuten mit dem Drohhammer Europa zu dro­
hen, sondern zu sagen: Es ergibt einen Sinn, dass wir an 
diesem Reformprojekt, das übrigens auch ein Friedenspro­
jekt ist, mitmachen und dabei mitsprechen. Und heute könn-
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ten wir - in einer Deklamation, zugegeben sagen: Jawohl, 
eigentlich wollen wir das. Es fällt mir schwer, aber ich sage 
schweren Herzens zu einer guten Sache Ja. 

Präsident (Schmid Carlo, Präsident): Herr Leuenberger hat 
mir eine Illusion mehr genommen. Nach seiner Umschrei­
bung gehöre ich zumindest nicht zu den Wägsten, Besten 
und KIOgsten In diesem Land. (Heiterkeit) 

Hofmann Hans 0/, ZH}: Ich bin etwas darOber erstaunt, 
dass diese einfache Differenzbereinigung eine so breite Dis­
kussion ausgelöst hat. NatOrllch habe ich da10r aber auch 
Verständnis, denn wahrscheinlich Ist es ror lange, lange Zeit 
das letzte Mal, dass wir In diesem Rat zur Frage Ja oder 
Nein zur EU eine Debatte führen können. 
Wenn nun auch ich mich noch zu Wort melde, so nur, weil 
ich als ehemaliges Mitglied einer Kantonsreglerung - wie 
andere auch - den Gedanken von Herrn Kollege Brändll 
noch etwas weitersplnnen möchte: Ich war eigentlich ent­
täuscht darOber, dass der Bundesrat nach der Abstimmung 
Ober die bilateralen Verträge seinen Gegenvorschlag nicht 
zurOckgezogen hat. Das Volk hat damals zur Integrations­
politik des Bundesrates - bilaterale Verträge, Umsetzung, 
Erfahrungen sammeln und dann welterschauen - ganz klar 
Ja gesagt. 
In diesem Gegenvorschlag steht - wir haben es bereits ge­
hört - nichts anderes als das, was ohnehin die Aufgabe des 
Bundesrates ist Gegen diesen Gegenvorschlag masste sich 
unsere Landesregierung Im Grunde genommen wehren und 
dem Parlament sagen: «woror haltet Ihr uns eigentlich? 
Glaubt Ihr, wir seien nicht In der Lage, unsere Aufgabe zu er­
ledigen, unseren Pflichten nachzukommen, unsere FClh­
rungsverantwortung zu erfOllen? Wir wissen, was wir wann 
zu tun haben! Wir werden unsere Führungsverantwortung 
wahrnehmen, und dazu brauchen wir keinen solchen Pla­
cebo-Gegenvorschlag des Parlamentes!» In diesem Sinne 
ist dieser Gegenvorschlag für mich quasi eine Beleidigung 
unserer Landesregierung. Ich habe Vertrauen in unsere 
Landesregierung und sage: Der Bundesrat hat diesen Ge­
genvorschlag nicht verdient! 
Ich bin der Kommission ror Ihre klaren Anträge dankbar. Ich 
bitte Sie, diese zu unterstützen. 

Eplney Simon (C, VS): 1..'.lnltlatlve des jeunes, aussi impar­
faite solt-elle dans la forme, s'lnscrit sur le fond dans le 
slllage de la polltlque europeenne du Consell federal. Par le 
refus d'un contre-pro]et, nous empAchons toute sortle hono­
rable aux auteurs de l'lnltiatlve; et assurement, elle ne me­
rite, cette initiative, nl un desaveu cinglant du Conseil des 
Etats, ni un rejet arrogant des milieux economlques. 
Notre Chambre, me semble-t-il, se derobe a ses responsabl­
lltes, en refusant de s'assocler a la polltique europeenne du 
Conseil federal, association que le Parlament a reclarnee 
dans le cadre de la constltution federale. Pour nous, qui 
avons touJours refuse de forcer la main au destin en recla­
mant une adheslon Immediate, par deceptlon politlque ou 
par lmpatience economlque, nous deplorons cette mise en 
veilleuse, et nous regrettons l'lmpulssance de notre commls­
sion a flceler un compromis malgre la therapie de groupe a 
laquelle eile s'est soumise. 
En bons democrates, nous nous lncllnerons blen sOr devant 
la declslon du Conseil des Etats, surtout que Je Vorort a beni 
le veto en decretant que las besoins de l'economie sulsse 
sont pour l'instant satisfaits. Pas d'argent, pas de Sulsse; le 
cllche raste d'actuallte. 
l..'.Unlon europeenne n'est pas ou plus une destlnatlon pour 
certalns d'entre nous. Elle n'est qu'un partenalre avec lequel 
nous pensons avolr regle un dlfferend economlque. Mais 
dans ce dossier, seuls, on est rarement en bonne compa­
gnle. Le sommet du Portugal lalsse presager des lende­
malns difflclles. l..'.offenslve contre le secret bancalre est 
lancee; las problemes d'lmmlgratlon clandestine sont loin 
d'Atre regles et le deuxleme round des negociatlons bilatera­
les nous enlevera nos dernieres Illusions. Nous ne pourrons 

plus contlnuer a tlrer les marrons du feu en voulant Atre dans 
l'Unlon europeen.ne tout en restant en dehors. 
Alors, la question qul nous est posee aujourd'hui est de sa­
voir s'II est sage de fraglliser Ia posltlon future de nos nego­
ciateurs en narguant runion europeenne, en desavouant le 
Conseil federal par le rejet d'un contre-projet, mAme «light», 
mals qul aurait permis de retirer !'initiative populaire «Oui a 
l'Europel» Le rejet massif par le peuple de cette Initiative 
sera, qu'on le veullle ou non, lnterprete dans l'Unlon euro­
peenne comme une marque de desaveu v1s-a-vls de cette 
Union europeenne. C'est le rlsque que nous falsons courir a 
cette initiative et a la politique europeenne du Conseil fede-­
ral en refusant un contre-projet, mAme extrAmement souple 
dans 1a forme et dans le fond. 

Pflsterer Thomas (R, AG): Nur noch ein kurzes Wort zum 
elndrOckllchen Votum von Kollege Leuenberger: Nach aus­
sen ist es wahrscheinlich richtig, dass wir uns weiter um die 
Annäherung bemOhen. Es Ist denkbar, dass wir dann irgend­
einmal - gleichsam in einem kurzen Verhandlungsprozess 
von wenigen Monaten - bereit wären, beispielsweise die 
Voraussetzungen für einen EU-Beitritt zu schaffen. Aber das 
Risiko besteht doch darin, dass wir dann, wenn wir diesen 
Prozess durchgestanden haben und kurz vor dem mögli­
chen Eintritt stehen, keine Zelt mehr haben, um unsere 
Hausaufgaben zu machen. Dann haben wir kaum mehr Zeit. 
um eine seriöse Regierungs- und Verwaltungsreform vorzu­
bereiten, dann haben wir keine Zeit mehr, um eine seriöse 
Parlaments- und Demokratiereform, eine Föderallsmusre­
form auf die Beine zu stellen. Das Ist meine Sorge. Diese 
Hausaufgaben, diese Grundlage müssen wir jetzt vorberei­
ten, damit wir dannzumal den Weg hier- oder dorthin ver­
nünftig wählen können. Das meine ich mit dem «Risiko der 
schleichenden Annäherung.» 

Deiss Joseph, conselller federal: II est peut-ätre bon, apres 
ce long debat, de rappeler de quol il est questlon, encore, ce 
matin. La question a laquelle vous allez repondre est de sa­
voir si vous voulez entrer en matiere ou non sur le contre­
proJet. 
La plupart des lntervenants sont pour ne pas entrer en ma­
tiere. Le Consell federal vous propose un projet, qul est un 
contre-proJet dans le cadre de !'initiative populalre «Oui a 
l'Europel». II vous propose un texte, et la reponse du Conseil 
des Etats est de ne pas entrer en mattere, ce qui slgnifie 
qu'on ne veut pas an dlscuter. C'est ce que J'interprete, mol, 
dans las mots «ne pas entrer en matiere». On peut d'allleurs 
douter de cette volonte, pulsque la longueur du dabat de ce 
matln prouve qu'on est, en falt, entres en mattere. Pour ne 
pas en parler, on pourralt le faire plus rapldement 
SI ie Parlament ou le Conseil des Etats ne veut pas entrer en 
matlere, et la je reJoins M. Stadler, cela suppose au molns 
une expllcatlon: «Das wäre einer Erklärung wOrdig.» 
Aber auch eine Erklärung ist scheinbar nicht notwendig oder 
nicht geeignet, und das enttäuscht mich trotzdem, auch 
wenn heute frOh verschiedentlich die Kompetenz des Bun­
desrates in dieser Angelegenheit bestätigt, unterstrichen 
und gefordert worden ist Sie können auf uns zählen. Wir 
werden dieser Verantwortung nachkommen. 
II s'agit de !'Initiative «Oui a l'Europel» au depart Mais la en­
core, J'al le sentiment ce matln que le debat etalt fausse: 
beaucoup d'intervenants - M. Marz, M. Brändli et d'autres -
ont dit: «Wir müssen die lniHatlve ablehnen, die Aktivierung 
des Beitrittsgesuches Ist falsch.» Mals II n'en est pas ques­
tlon ce matin, d'autant plus qua nous sommes d'accordl Le 
Conseil federal a propose, comme le Parlament, le rejet de 
!'initiative. On n'a donc pas besoin d'en parler ce matln. 
Mais la, Justement, en disant non a cette Initiative, le Conseil 
federal a falt le pas supplementalre. II estlme que ceia vaut 
une expllcatlon. Pourquol le Conseil federal est-11 contre !'Ini­
tiative, pourquol propose-t-11 le reJet d'une initiative qui vise le 
mAme but que lul? Cela demande tout de mAme quelques 
mots, et c'est ie contre-projet. Bien sQr, plusleurs ont estime 
qu'il n'y a que des banalites dans ce contre-proJet 
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«Selbstverständlichkeiten»: Wieso ist es so schwierig, 
Selbstverständlichkeiten zu wiederholen? Solche Argu­
mente kann man immer umdrehen; und In dieser Angele­
genheit sind es eben nicht nur Selbstverständlichkeiten, hier 
geht es wirklich um eine Erklärung, die abzugeben Ist. Des­
halb sind gewisse Selbstverständlichkeiten auch notwendig. 
Le Conseil federal auralt donc voulu, dans ce contre-projet, 
rappeler que l'objectH de ce processus est celui de l'adhe­
sion. II ne s'aglt pas de decider aujourd'hui de l'adhesion, 
Monsieur Merz; on ne declde pas ga aujourd'hui. On declde 
d'un travall ä faire; j'y reviendrai d'ailleurs. 
Le Conseil federal auralt voulu aussl faire respecter sa 
marge de manoeuvre, soit pouvolr declder quand les nego­
clations dolvent Atre entreprlses, et non pas se faire imposer 
la date par les auteurs de l'lnltlatlve. Le Conseil federal 
auralt salue que le Parlament Jul donne un mandat explicite 
de preparer les negoclatlons. 
Donc, des elements, je suis d'accord, qui selon certains vont 
sans dlre, mais comme on dit aussl en frangais: «Cela va 
sans dire, mais cela lralt encore mieux en le disantl» 
Pour le Conseil federal, l'adoption d'un contre-projet qul con­
tlent l'obJectif de l'adhesion ä !'Union europeenne demeure 
souhaitable, parce qu'II constitue le mellleur moyeli pour le 
Parlament d'apporter son soutlen ä la demarche du Conseil 
federal. On a rappele le rapport sur la politique exterleure de 
la Suisse dans les annees nonante. II date du 29 novembre 
1993. 
Madame Forster, vous nous accordez un peu plus que cela 
n'est. Vous avez dit «zustimmend zur Kenntnis genommen». 
Je suis content que certains pensent mAme avoir approuve; 
mals je crols que Je Parlament a «Kenntnis genommen». Ce 
qul veut dire aussl qu'II n'a pas «ablehnend zur Kenntnis ge­
nommen». 
Alors, depuis 1993 prevaut - ce n'est pas le rapport sur la 
politique suisse cl'lntegratlon, merci pour les compliments, 
c'est bien plus tot; certalns ont trouve que Je Conseil federal 
auralt tourne sa veste; merci, Monsieur stadler, d'avoir rap­
pele que ce n'est pas Je cas -, seion Je chiffre 413 sur l'ac• 
crolssement de ia prosperlte commune, l'un des objectifs de 
notre politique etrangere. II y est dit: «Les priorites sulvantes 
sont ä respecter afln d'assurer notre prosperite au cours des 
annees nonante: La participatlon au processus d'lntegration 
europeenne, avec l'objectH d'une adheslon ä l'Unlon Euro­
peenne. Cette adheslon sera seule a mAme de nous fournlr 
un cadre d'action qul nous permettra de participer sur un 
pled d'egalite ä la formatlon de notre envlronnement econo­
mique et de nous accommoder, en outre, de la dlmension de 
plus en plus polltlque de l'integratlon europeenne.» 
Quand on entend le debat de ce matin, on dolt dlre que ce 
texte-lä a une force de precurseur lnouie. Le Gouvernement 
travaille depuis sept ans sous l'eglde de ce texte. Le Parla­
ment, a l'epoque, a pris acta de ca texte, sans plus, et sept 
ans plus tard, II ne veut toujours pas s'exprlmer. Ce n'est pas 
tout ä falt vral sl je dls que le Parlament ne veut pas s'exprl­
mer, puisqu'II y a eu plusleurs Interventions pour demander 
le debat. La commlssion I'a dit, par son president: «Beratung 
des lntegratlonsberlchtes», ou encore M. Marz: «Die Liste 
aller Probleme aufstellen» et M. Briner: «Wir brauchen eine 
saubere Botschaft». Tout le monde veut en parler. 
Je vous lls le texte du contre-projet, tel qu'il est ressorti des 
deliberatlons du Conseil national, ä l'article 2 allnea 1er: 
«Der Bundesrat bereitet Beitrittsverhandlungen vor. Zu die­
sem Zweck unterbreitet er dem Parlament einen Bericht 
Qber die Auswirkungen eines schweizerischen EU-Beitritts 
auf die Institutionen (direkte Demokratie, Föderalismus, Re­
gierungsreform) sowie auf die Wirtschafts-, Geld-, Ananz-, 
Sozial- und Umweltpolitik.» 
On Je souhaite, mais on ne veut pas le dire. Le Conseil fede­
ral est tout ä falt prAt ä prendre votre demande au serleux, 
mAme si vous n'avez pas besoln de l'ecrlre. 
Est-ce que, autre point, ll taut malntenant que !'Initiative soit 
retiree ou non? M. Reimann a une opinlon tres preclse, il 
almerait que le peuple vote. D'autres ont une oplnlon diffe­
rente. Pour M. Schmid, la question n'est pas liquldee pour le 
peuple. Le contre-projet du Conseil federal n'a pas pour but 
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premier de faire retlrer !'initiative, II seralt deplace de voulolr 
mettre sous le bolsseau un drolt populaire. II souhaite en 
tout cas que l'lnltlative solt rejetee. ~une des raisons pour 
lesquelles II recommande ce rejet, c'est que l'initlatlve pose 
la mauvaise questlon. 
Die Frage, die dem Volk gestellt werden soll, Ist, ob wir bei­
treten sollen oder nicht, und das aufgrund eines soilden 
Dossiers, wie das Herr Brlner auch will, also wenn die ganze 
Frage geklärt ist. Die Frage ist nicht, ob wir sofort Verhand­
lungen aufnehmen sollen. 
Aufgrund einer falschen Frage wird, wie das heute zum Tell 
auch der Fall war, eine Debatte geführt, bei der es um etwas 
ganz anderes geht. Deshalb ist der Bundesrat der Meinung, 
so wichtige Fragen sollten richtig gestellt werden und nicht 
so, wie sie die Volksinitiative stellt. Denn nachher wird das 
Ergebnis auch interpretiert, und es wird dann nicht nur der 
Schluss gezogen, das Volk sei gegen eine sofortige Auf­
nahme der Verhandlungen, sondern es wird von vielen dann 
geschlossen, das Volk sei gegen den EU-Beitritt. Das wäre 
ein Grund dafür, diese Volksinitiative zurückzuziehen. 
Herr Brlner hat als einziger, glaube ich, in der Debatte die 
Sache beim Namen genannt, wenn er sagt, Sie seien nicht 
bereit, sich das strategische Ziel des Bundesrates zu Eigen 
zu machen. ich werde aus dieser Debatte nicht diesen 
Schluss ziehen, auch nicht jenen, dass der stä.nderat gegen 
eine gründliche Diskussion Ober dieses Thema ist, im Ge­
genteil. 
Ich bin weiterhin überzeugt: Dieses Thema gehört selbstver­
ständlich In den Bundesrat, aber es gehört auch in das Par­
lament. Sie können selbstverständlich darauf zählen, dass 
der Bundesrat dafür sorgen wird. 

Abstimmung - Vote 
F0r Eintreten .... 15 stimmen 
Dagegen ..•• 26 Stimmen 
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Namentliche Abstimmung / Vote nominatif 
CONSEIL NA-rlONAL 

Proces-verbal de vote 

Geschäft: Bundesbeschluss über Beitragsverhandlungen der Schweiz mit der Europäischen Union 
Objet: Arrete fedaral relatif a des negociations en vue de l'adhasion de ta Suisse a l'Union europeenne 

Gegenstand: Bntreten 
Objet du vote: Entrer en matiere 

Abstimmung vom/ Vote du: 07.06.2000 18:39:33 

i Aeppli Wartmann + s 01 FehrHans = V ZH Kunz 
Aeschbacher = E lZH Fehr Hans-Jüm + s SH Kurrus 

! Antllle + R vs Fehr Jacauellne + s ZH Lachat 
Baader Casoar = V BL Fehr Lisbeth = V ZH Lallve d'Epinay 
Bader Elvira = C ISO Fehr Marie + s ZH Laubacher 
Banga . s ISC Fetz + s BS Lauoer 

i Banaerter + R BE Flscher-Seenaen = R /.\C:: Leu 
Baumann Alexander = V TG Föhn = V 8.2 Leuteneooer Haio 
Baumann Ruedi . G BE Freund = V /.\A Leuteneaaer Susann 
Baumann Stephanle + s BE Frevctaude = R NE Leuthard 
Beck + L IVC FrevWalter = V ZI- 1 LoeDfe 

Berberat + s NE Gadient = V GF Lustenberger 
Bemasconl + R 1:21: Galll + C BE Malllard 
Bezzola = R [lA Garbani + s NE Maitre 
Bkmer = V SG Gendotti + R Tl Marietan 
Blanasca . - Tl Genner + G ZH MartiWemer 
Binder = V ZH Glezendanner = V /.\G Marti Kälin 
Blocher = V ~ Glasson + R FR Masooll 
Borer = V iC Glur = V AG Mathvs 
Bortoluzzl = V 0, Goll + s ZH Maurer 
Bosshard = R ZH Gonseth + G BL Maury Pasouier 
Brunner Tonl = V ISG Grobet . s GE Meier-Schatz 
Buanon :g Bühlmann 
Bührer = H 
Cavalll + S Tl 

Gross Andreas + s ZH 
GrossJost + s IG 
Guisan + R vc 
Günter + s BE 

Menetrev Savarv 
Messmer 
Meyer Therese 
Mörgell 

Chappuls + s FR Gutzwlller = R ZH Muanv 
Chevrier + C vs Gvsln Hans Rudolf = R BL Müller Erich 
Chlffelle + s IVD Gvsln Remo + s BS • Müller-Hemmi 
Christen + R VD 
Clna . C vs 

~r,gBlnder + s ZH 
Haller = V BE 

Nabholz 
Neirvnck 

Cuche + G NE Hämmerle + s :iiF Oehrll 
deDardel + s GE Hassler = V 3F Pedrina 
Decurtins = C GR Heberlein = R ZH Pelli 
Dormann Rosemarle + C w Heaetschweller = R ZH Pfister Theophil 
Dormond Marlvse + s IVD Helm = C SC Polla 
Dunant = V BS 

1 Dupraz . R GI: 
Durrer + C ~ 
Eberhard = C sz 

Hess Berhard 

~ ffi 1 Hess Peter 
Hass Walter 
Hofmann Urs 

Raaaenbass 
Randeoaer 

1 Rechstelner Paul 
Rechstelner-Basel 

EgerszeQi • R M Hollenstein + G 6(; 1 Rennwald 
Enolv + L BE Hubmann + s Zl- 1 Riklln 
Ehrler + C /.\G lmhof + C BL ! Robbianl 
Engelberger = R VI Janlak + s BL 1 Rossinl 
Estermann = C LU Joder = V BE Ruev 
Evmann + L BS Jossen + s vs SandozMarcel 
Fasel + G FR Jutzet + s FR Schenk 
Fässler + s ISG Kaufmann = V ZH Scherer Marcel 
Fattebert = V VD Keller Robert = V ZH Scheurer Remv 
Favre + R VD Kofmel = R SC Schlüer 

+ Ja/oul/sl 
nein / non / no 

• entschuldigt/ excuse / scusato, abwesend / absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

= V LU 
= R BL 
+ C IU 
= R S2 
= V LU 
+ C FR 
= C LU 
= R ZG 

e+ s BL 
= C AG 
= C Al 
= C LU 
+ s vc 
+ C 3E . C vs 
+ s GL 
+ s ZH 
= • Tl 
= V ~c; 

• V ZI" 
+ s GE 
+ C SG 
+ G VD 
= R IG 
+ C FR 
= V ZH 
+ G r;E 

= R ZI-
+ s ZI-
+ R ZH 
+ C VC 
= V BE 
+ s Tl 
+ R Tl 
= V SG 
+ L r;E 
= C H: 
= R BS 
+ s sc; . s BS 
+ s IU 
• C ZH 
+ C Tl 
+ s vs 
+ L VD 
+ R VD 
= V BE 
= V ZG 
+ L NE 
= V ZI-

o enth. / abst. / ast. # Der Präsident stimmt nicht/ Le president ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse/ Resultats: 
Gesamt/ Complete / Tutto • Fraktion / Groupe / Gruppo C D F G L R s 
ia / oul/ sl 99 i Ja/ oul/ s1 20 0 0 9 6 14 49 
nein / non / no 82 ! nein/ non/ no 12 0 0 0 0 25 0 
enth. / abst. / ast. 0 1 enth. / abst. / ast. 0 0 0 0 0 0 0 
entschuldigt/ excuse / scusato 18 1 entschuldigt / excuse / scusato 3 0 0 1 0 4 3 

Bedeutung Ja/ Signification·de oui: Antrag der Mehmelt / Proposition de 1a majortte 

Schmid OdUo 
Schmied Walter 
Schneider 
Schwaab 
Seiler Hansceter 
Slearist 
Slmoneschi-Cortesl 
Sommaruaa 
Soeck 
SDielmann 
Scuhler 
Stahl 
Stamm Luzl 
Stelnenner 
Steiner 
Strahm 
Studer Heiner 
Stump 
Suter 
Teuscher 
Thanel 
Theiler 
Tlßmanns 
Trioonez 

. Tschäooät 
1 Tschucoert 
• Vallendar 

Vaudroz Jean-Claud 
Vaudroz Rene 
Vermot 
Vollmer 
Waber Christian 
Walker Felix 

• Walter Hansiörg 
Wandfluh 
Wasserfallen 

~laelt 
Weveneth 
Wldmer 

1 Wldrta 
• Wiederkehr 
Wltlenwller 
WvssUrsula 
Zieh 
Zanettl 
Zapfl 
Zblnden 
Zlsvadis 
Zuoolaer 
Zwvaart 

E V -
0 0 1 
2 41 2 
0 0 0 
3 2 2 

Bedeutung Nein / Slgnlflcatlon de non: Antrag der Minderheit (Schlüer) / Proposition de la mlnorlte (Schlüer) 

+ C vs 
= V BE 
+ R BE 
+ s VD 
# V BE 
• V 11,G 
+ C Tl 
+ s BE 
= V AG . • 3E 

= V rG 
= V it:H 

= R AG 
= RUF . R SC 

+ s BE 
= E /.\G 

!+ s /.\C: 
+ R BE 
+ G BE 
+ s 01 

= R LU 
+ s V[ 

= R BE 
+ s BE 
= R LU 
= R l\f 

t+ C 3E 

= R VD 
+ s BE 
+ s Be• .. E BE 
+ C SG 
= V irG 
= V BE 
+ R BE . R SG 
= V BE 
+ s LU 
= C SG . E ZH 
= R SG 
+ s BE 
+ C /.\(; 

+ s sc. 
+ C ZH 
+ s ~G: 
+ • VDI 
= V ZH . E BE 
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Namentliche Abstimmung / Vote nominatif 
CONSEIL NATIONAL 

Proces-verbal de vote 

Geschäft: Bundesbeschluss Ober Beitragsverhandlungen der Schweiz mit der Europäischen Union 
Objet: Arrate federal relatif a. des negociations en vue de l'adhesion de la Suisse a. !'Union europeenne 

Gegenstand: Art 1-3bis 
Objet du vote: 

Abstimmung vom/ Vote du: 07.06.2000 18:42:23 

1 Aeooli Wartmann 
Aeschbacher 
Antille 
Baader casoar 
Bader Elvlra 
Banaa 
Bangerter 
Baumann Alexander 
Baumann Ruedl 
Baumann Stephanie 
Beck 
Berberat 
Bemasconl 
Bezzola 

• Bigger 
Blanasca 
Binder 
Blocher 

• Borer 
• Bortoluzzl 
• Bosshard 

BrunnerTonl 
Bugnon 
Bühlmann 
Bührer 
Cavalll 
Chappuls 
Chevrler 

• Chiffelle 
• Christen 

Gina 
Cuche 

1 de Dardel 
• Decurtlns 

Dormann Rosemarie 
Dorrnond Marlvss 
Dunant 
Dupraz 

• Durrer 
1 Eberhard 
• Egerszeai 

Eaalv 
1 Ehrler 
• Enaelberaar 

Estermann 
Evmann 
Fasel 
Fiissler 

• Fattebert 
1 Favre 

+ Ja/ oul/ sl 
= nein/ non/ no 

+ s ZH • FehrHans o V ;a; Kunz 
+ E ZH 1 Fehr Hans.Jürg + s SH Kurrus 

= R VS Fehr Jamueline + s ZH Lachat 
0 V BL Fehr Lisbeth 0 V ZH . Lalive d'Eninav 

= C so FehrMario + s ZH i Laubacher . s so Fe1z + s BS ! Lauper 
= R BE Fischer-Seenaen 0 R AG 1 Leu 
0 V TG F6hn 0 V sz Leuteneoaer Halo . G BE Freund 0 V AR Leuteneaaer Susann 
+ s BE FrevClaude 0 R NE Leuthard 
= L IVD FreyWalter 0 V ZH • Loepfe 
+ s NE Gadient o V GF ! Lustenberaer 
= R GE Galli = C BE 1 Maillard 
0 R ~H Garbani + s NE , Maltre 
0 V SG Gendottl = R Tl 1 Marietan 
• - Tl Genner + G ZH Mar11Wemer 
0 V 2H Glezendanner o V AG Marti Kälin 
0 V ZN Glasson = R FR Maspoll 
0 V s Glur 0 V ~G Mathvs 
0 V 7 Goll + s ZH Maurer 

= R Z Gonseth + G BL Maurv Pasculer 
o V ::;,~ Grobet . s GE Meler-schatz 
0 V vc Grass Andreas + s ZHl Menetrev Savarv 
+ G w GrossJost + s rG M888mer 

= R SH Gulsan = R 1/D Mever Therese 
+ s Tl Günter = s BE Mörgell 
+ s FR GutzwiUer = R ZH Muanv 

= C vs G11s1n Hans Rudolf = R BL Müller Erich 
+ s VD Gva1nRemo + s BS Müller-Hemmi 
= R VD Haerlng Binder + s .D1 Nabholz 
• C vs Haller o V BE Nelrvnck 
+ G NE Hllmmerle + s 3R Oehrll 
+ s GE Hassler 0 V 3R Pedrlna 

= C ~F Heberleln = R ZH Pelll 
= C LU Heaetschweller = R ZH 1 P1ister Theophll 
+ s iVrl Heim - C SC ! Polla 
0 V BS Hess Berhard 0 - BE Raaaenbass . R GE Hess Peter = C ZG Ranaeaaer 

= C V, • H888 Walter = C SC: Rechsteiner Paul 

= C sz 1 Hofmann Urs + s ,c; Rechstelner-Basel . R ~G 1 Hollenstein + G S(: Rennwald 

= L 3E • Hubmann + s ZH Rlkiln 

= C At; lmhof = C BL Robblani 
= R V,, Janlak + s BL Rosslni 
= C LU Joder 0 V BE Ruey 

= L BS Jossen + s vs Sandoz Marcel 
+ G FR JU1zet + s FF Schenk 
+ s SG Kaufmann o V Q- SchererMarcel 

= V VD Keller Robert 0 V ZH Scheiuer Remv 

= R VD Kofmel = R SC: Schlüer 

• entschuldigt/ excuse / scusato, abwesend/ absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

o V LU 
= A BL 
= C IU 
O R S2 

0 V LU 

= C FR 
= C LU 
= R ZG 

e+ s BL 
= C AG 
= C Al 
= C w 
+ s VD 
= C ~E . C vs 
+ s Gl 
+ s lZl-
= • Tl 
o V IAG . V ZI-
+ s 3E 

= C SG 
+ G VD 
= R TG 
= C FR 
0 V ZH 
+ G GE 
= R ZH 
+ s ZH 
= R ZH 
= C V□ 
0 V BE 
+ s Tl 
= R Tl 
0 V SG 
= L GE 

= C trG 
= R BS 
+ s SG . s BS 
+ s IU . C ~ 
= C Tl 
+ s IVS 
= L IVDI 
= R VDI 
o V BE 
o V ZG 
= L NE 
0 V ZH 

o enth. / abst. / ast. # Der Präsident stimmt nicht/ Le presldent ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse/ Resultats: 
Gesamt/ Complete / Tutto Fraktion / Groupe / Grupco C D F!G L R s 
la/oui/si 62 Ja/oui/sl 0 0 0 9 0 2 48 
nein / non / no 75 nein / non / no 32 0 0 0 6 33 1 
enth. / abst. / ast. 44 enth. / abst. / ast 0 0 0 0 0 4 0 
entschuldigt/ excuse / scuaato 18 entschuldigt/ excuse / scusato 3 0 0 1 0 4 3 

Bedeutung Ja/ Slgnlficatlon de oul: Antrag der Mehrheit 
Bedeutung Nein / Slgniflcation de non: Antrag Liberale Fraktion 

Schmid Odllo 
Schmied Walter 
Schneider 
Schwaab 
Seiler Hanspeter 
Slegrlst 
Slrnoneschi-Cortesi 
Sommaruaa 
Speck 
Spielmann 
Spuhler 
Stahl 
Stamm Luzi 
Steineaaer 
Steiner 
Strahm 
Studer Heiner 
Stump 
Suter 
Teuscher 
Thanel 
Theller 
1ißmanns 
Trioonez 
Tschiooät 
Tschuooert 
Vallendar 
Vaudroz Jean-Claud 
Vaudroz Rene 
Verrnot 
Vollmer 
Waber Christian 
Walker Felix 
Walter Hansl6ra 
Wandfluh 
Wasserfallen 
Weklelt 
Weveneth 
Widmer 
Widrig 
Wiederkehr 
Wlttenwller 
WvssUrsula 
Zieh 
Zanettl 
ZaDfl 
Zbinden 
Zlsvadis 
Zupplger 
Zwvaart 

E V . 
2 0 1 
0 2 1 
0 39 1 
3 2 2 

= C VS 
o V BE 
= R BE 
+ S VD 
# V BE 
• V AG 
= C Tl 
+ s BE 
o V ACi. 
• • GE 
0 V TG 
0 V IZH 
=: RIAG 
=i R 1URI . R sa 
+ s BE! 
+1E AG 
+ s AG 
+ R BE 
+ G BE 
+ s ZH 
+ R w 

l+I: i 
= R ITi 
= R ~ 

'"' C 3E 

= R i/D 
+ s BE 
+ s BE 
* E BE 
= C SG 
0 V: G 
0 V BE 
= R BE . R SG 

= V BE 
+ s LU 
= C SG 
• E a-
= R SG 

+ s BE 
= C AG 
+ s :SlJ 

= C ZH 
+ s 'GI 
+ • i/D 
0 V ZH . E BE 
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Namentliche Abstimmung / Vota nominatif 
CONSEIL NATIONAL 

Proces-verbal de vote 

Geschäft: Bundesbeschluss Ober Beitragsverhandlungen der Schweiz mit der Europäischen Union 
Objet: Arrete federal relatif a des negociations en vue de l'adhesion de la Suisse a l'Unlon europeenne 

Gegenstand: Art. 1-3 bis 
Objet du vote: 

Abstimmung vom 1 Vote du: 07.06.2000 18:43:55 

AeoDll Wartmann = s ZH 
Aeschbacher = E ZJ, 

Antllle = A vs 
1 Baader Casoar = V BL 
1 Bader Bvira C 

FehrHans = V IZH 
Fehr Hans-JQra = s SH 
Fahr Jaoouellne = s ZH 
Fehr Lisbeth = V IZH 
FehrMario s IZH 

Kunz 

fl ~ Kurrus 1 Lachat 
Lallve d'Epinay 
Laubacher = V m 

1 Banoa 
Bangerter 
Baumann Alexander 
Baumann Ruedl 

1 Baumann Stephanie 
1 Beck 
: Berberat 
1 Bemasconi 
1 Bezzola 
1 Blaaer 
• Bianasca 

Binder 
1 Blocher 

Borer 
Bortoluzzl 
Bosshard 
BrunnerTonl 
Bugnon 
Bühlmann 
Bührer 
Cavalll 
Chappuis 
Chevrier 
Chiffelle 
Christen 
Cina 
Cuche 

1 de Daniel 
1 Decurtins 

Dormann Aosemarle 
Dormond Marlyse 
Ounant 
Duoraz 

1 Durrer 
1 Eberhard 

Egerszeai 
Enalv 
Ehrler 
Engelberger 
Estermann 
Evmann 
Fasel 
Fässler 
Fatt&bert 
Favre 

+ ja/oul/ s1 
= nein / non / no 

= SC = . s SC Fe1z != s BS Lauoer 
+ R BE Flscher-8eenaen + RAG Leu 

= V TG Föhn = V sz Leuteneoner Halo . G BE Freund = V M Leuteneoaer SUsann 

= s BE FreyClaude = R NE Leuthard 
+ L VD FrevWalter = V ZH Loeofe 
= S NE Gadient = V GA 1 Lustenberaer 
= R GE Galll + C BE Maillard 
+ R GF Garbanl = s NE Maltre 
= V sc; Gendottl = R Tl Marletan 
* • Tl Genner = G ZH Martl Wemer 
= V ZH Glezendanner = V AG Martl Kälin 

= V ZH Glasson = R FF Masooli 
= V :c Glur = V AC: Mathvs 
= V 1- Goll = s ~ Maurer 
+ R J- Gonseth = G BL Maurv Pasauler 
= V (: Grobet . s GE 1 Meler-8chatz 
= V vc Grass Andreas = s Zi, 1 Menetrev Bavarv 
= G LU GrossJost = s TG Messmer 
+ R SH Guisan = R vc Meyer Therese 
= S Tl GOnter = s BE Mörgell 
= s FR Gutzwlller = R ZH Muanv 
= C vs Gvsln Hans Rudolf + R BL MQllerErich 
+ s V□ Gvsln Rerno = s BS Müller-Hemm! 
= R VD Haerlng Binder = s ZH Nabholz 
* C vs Haller = V BE Neirvnck 
= G NE Hämmerle = s '3R Oehrll 
= s 3E Hassler = V 3R Pedrina 

1 + C 3F 1 Heberlein + R ZH Pelli 
+ C LU 1 Hegetschweller + R ZH Pfister Theophll 

= s VO Helm = C so Polla 

= V BS Hess Berhard = - BE Raaaenbass . A GE Hess Peter + C ZG Randeaaer 
0 C V • Hess Walter 0 C SG Rechstelner Paul 
+ C sz 1 Hofmann Urs = s AG Rechstelner-Basel 
• R "(3 Hollenstein = G SG Rennwald 
+ L 3E Hubmann = s ZH Rlklln 
+ C i,.c.; lmhof = C BL Robblanl 
+ A VI Janlak = s BL Rossini 
+ C LU Joder = V BE Ruev 
+ L BS Jassen = s vs Sandoz Marcel 

= G FR Jutzet = S.FR Schenk 
= s SG Kaufmann = VZH Scherer Marcel 
= V VO Keller Robert = VZH Scheurer Remv 
= R vc Kofmel + RISC SchlOer 

• entschuldlgt / excuse / scusato, abwesend / absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vota / non ha votato 

+ C FR 
+ C LU 
+ R zc, 

e= s BL 
1+ C AG 
I= C Al 
+ C LU 
= s VD 
+ C t:;E . C vs 
= s GL 
= S ZH 
= - Tl 
= V 11.G 
• V ZH 
= s GE 
= C SG 
= G vc 
+ R rG 
+ C FR 
= V a; 
= G '3E 
= R ZH 
= s ZH 
= R ZH 
+ C VD 
= V BE 
= s Tl 
= R Tl 
= V SG 
+ L GE 
0 C TG 
+ R BS 
= s SG 
= s BS 

= s IU . C Zi, 

+ C Tl 
= s vs 
+ LV 
= RV 
= VB 
= V LI 

+ L NE 
= V ZH 

o enth. / abst. / ast. # Der Präsident stimmt nicht/ Le presldent ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse / Resultats: 
Gesamt/ Comolltte / Tutto Fraktion / Grouoe / Gruooo C D F G L R s 
Ja/oul/si 46 ia/oui/ sl 20 0 0 0 6 19 1 
nein / non / no 131 nein/ non / no 8 0 0 9 0 19 49 
enth. / abst. / ast. 5 enth. / abst / ast. 4 0 0 0 0 1 0 
entschuldigt/ excuse / scusato 17 entschuldigt/ excuse / scusato 3 0 0 1 0 4 2 

Bedeutung Ja/ Slgnlficatlon de oul: Antrag Ubralen Fraktion 
Bedeutung Nein / Signiflcatlon de non: Antrag Nabholz 

Schmid Odl!o 
Schmied Walter 
Schneider 
Schwaab 
Seiler Hansoeter 

Eeschi-Cortesi 
ruaa 

ISoeck 
1 Spielmann 

Souhler 
Stahl 

• StammLuzi 
Steinegger 
steiner 
Strahm 
Studer Heiner 
stumo 
Suter 
Teuscher 
Thanel 
Theiler 

: Tillmanns 
1 Trioonez 

Tschäooät 
Tschuooert 
Vallender 
Vaudroz Jean-Claud 
Vaudroz Rene 
Vermot 
Vollmer 
Waber Christian 
Walker Fellx 
Walter Hansiöra 
Wandfluh 
Wasserfallen 
Weiaelt 
Weveneth 
Widrner 
Widrig 
Wiederkehr 
Wlttenwiler 

~Ursula 

ettl 
ZaDfl 
Zbinden 
Zisvadis 
Zuooiaer 
Zwvaart 

E V -
0 0 0 
2 41 3 
0 0 0 
3 2 2 

+ C VSf 
= V BE 
+ R BE 
= SVD 
# V BE . V AC: 
+ C 11 
= S BE 
= V ~G . 

• GE 
= V TG 
= V ZH 
+ R ~G 
+ RUF 
• R SC 
= S BE 
= EAG 
= SAG 
= R BE 
= G BE 
= s ZH 
= R LU 
= s .vc 
+ R BE 
= s BE 
= R LU 
= R lAF 

~+ C 3E 

= R vc 
= s BE 
= s BE . E BE 
+ C 60 

= V TGi 
= V BE 
= R BE1 . R SG! 
= V BE 
= s LU 
o C SG 
• E ZH 
+ R SG 

i= s BE 
+ C AG 
= s SC 
= C ZI-
= s AC: 
= - VD 
= V ZH . E1BE 
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Namentliche Abstimmung / Vote nominatlf 
CONSEIL NATIONAL 

Proces-verbal de vote 

Geschäft: Bundesbeschluss Ober Beitragsverhandlungen der Schweiz mit der Europäischen Union 
Objet: ArrMe federal relatif a. des negociations en vue de l'adhesion de la Suisse a. l'Unlon europeenne 

Gegenstand: Art 1--3 bis 
Objet du vote: 

Abstimmung vom/ Vote du: 07.06.2000 18:45:17 

Aeooll Wartmann 
Aeschbacher 
Antllle 

i Baader Casoar 
BaderEMra 

~anaa 
Banaerter 

• Baumann Alexander 
Baumann Ruedl 
Baumann Steohanle 
Beck 
Berberat 
Bemasconi 
Bezzola 
Biaaer 
Blgnasca 
Binder 
Blocher 
Borer 
Bortoluzzi 
Bosshard 
Brunner Tonl 
Buanon 
Bühlmann 
Bührer 
Cavalll 
Channuls 
Chevrier 
Chlffelle 
Christen 
Gina 
Cuche 
de Dardel 
Decurtlns 
Dormann Rosemarie 
Dormond Marlvse 

! Dunant 
Duoraz 
Durrer 
Eberhard 
Eaerazeoi 
Eagly 
Ehrler 
Enaelberaer 
Estermann 
Evmann 
Fasel 
Fissler 
Fattebert 
Favre 

+ ja/oui/sl 
= nein / non / no 

+ S ZH FehrHans = V ZH Kunz 
+ E ZH Fahr Hans..Jüra + s SH Kurrus 
+ RVS Fahr Jacqueline + s ZH Lachat 
= V BL FehrUsbeth = V ZH Lallve d'Eoinav 
= C SC FehrMarlo + s üi Laubacher . s SC: Fetz + s BS Lauper 
= R BE Fischer-Seengen . R IAG Leu 

= V rm Föhn = V sz Leuteneaaer Ha!o . G BE Freund = V IAR Leuteneaaer Susann 
+ s BE FrevClaude = R NE Leuthard 
= L iVD FrevWalter = V IZH Loepfe 
+ s NE Gadlent = V GR i · Lustenberger 
+ R ~E Gall! = C BE Malllard 

= R 3R Garbanl + s NE Maltre 
= V SG Gendottl + R Tl Marietan 
• • Tl Genner + G ZH • Martl Werner 
= V ZH Giezendanner = V AG Marti Kälin 
= V ZH Glasson + R FR , Maspoli 
= V ~ll • Glur = V IAG Mathys 
= V ZH 
= R ZH 
= V SG 

= V \f[J 
+ G LU 
= R SH 
+ s Tl 

Goll ·1 Gonseth + L 
Grobet . 
Gross Andreas + H 
GrossJost + 
Guisan + 
Günter + S BE 

Maurer 
Maurv Pasciuler 

• Meler-8chatz 
Menetrev Savarv 
Messmer 
Mever Therese 
MöraeU 

+ s FR Gutzwfller + R ZH Mugny 
= C vs Gvsin Hans Rudolf = R BL Müller Erich 
+ s V[J Gysin Rerno + s BS • Müller-Hemmi 
+ R VD Haerlna Binder + s ZH Nabholz . C vs Haller = V BE ! Neirvnck 
+ G NE Hämmerte + s 3F Oehrli 
+ s GE Hassler = V riiF Pedrlna 
= C GF Heberleln + R ZH Pelll 
= C LU • Heaetschweller = R ZH Pfister Theophll 
+ s V[J Helm = !C SC Polla 
= V BS Hass Berhard = • BE Raaaenbass . R GE Hess Peter - C l'C: ! Randeoner 
= C ~ HessWalter = C •SC: Rechstelner Paul 
= C sz Hofmann Urs + s A( Rechstelner-Basel . R AC: • Hollenstein + G SC: Rennwald 
+ L GE i Hubmann + s ZH Rlklln 
= C AC-. 1 lmhof = C BL Robblanl 
= R V ! Janlak + s BL Rossinl 
= C LU • Joder = V BE Ruev 
+ L BS Jossen + s vs Sandoz Marcel 
+ G FR Jutzet + s FR Schenk 
+ s SG Kaufmann = V ZH SchererMarcel 

= V V[J Keller Robert = V ZH Scheurer Remv 
+ RVO 1 Koflnel = R SC Schlüer 

• entschuldigt/ excuse / scusato, abwesend/ absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

= V LU 
= R BL 
= C IU 
= R sz 
= V LU 
= C FR 
= C LU 
+ R ZI 
~ S 8 
= C Al 

= C Al 
= C LU 
+ s if[ 

= C 3E . C vs 
+ s GL 
+ s ZH 
= - Tl 
= V ~G . V ZI-
+ s GE 

= C SC, 

+ G IVD 
= R iTG 
= C FR 
= V ZH 
+ G GE 

= R ~ 
+ s ZH 
+ R ZH 
= C iVD 
= V BE 
+ ST 
+ R Tl 
= V SG 

+ L GE 
= C TG 
= R BS 
+ s SC: 

+ s IBS 
+ s IU . C ~ 
= C Tl 
+ s vs 
+ L vo 
+ R IVD 
= V BE 
= 1 V !ZG 
+ L !NE 
= V IZHI 

o enth. / abst / ast # Der Präsident stimmt nicht/ Le presldent ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse/ Resultats: 
! Gesamt/ Complete / Tutto ! Fraktion / Groupe / Gruppo CIDIF G L R s 
la/oul/si 85 ia/ oui / sl 01010 9 5 19 50 
nein/ non / no 96 nein / non / no 32! 0' 0 0 1 19 0 

1 enth. / abst / ast. 0 • enth. / abst. / ast 01010 0 0 0 0 
1 entschuldigt/ excuse / scusato 18 1 entschuldigt/ excuse / scusato 31010 1 0 5 2 

Bedeutung Ja/ Slgniflcatlon de oul: Antrag Nabholz 
Bedeutung Nein / Signlflcation de non: Antrag CVP Fraktion 

Schmid Odilo = C VS 
Schmied Walter = V BE 
Schneider = R BE 
Schwaab + S VD 
Seiler Hanspeter # V BE 
Sfegrlst • V AG 
Slmoneschi-Cortesl = C Tl 
Sommaruaa + S BE 
Soeck = 1 V AG 
Solelmann • • C2E 

Souhler = V TG 
Stahl = V 'H 
Stamm Luzl = R ,G 
Stelneaaer = R IA 
Stelner • R iCl 

Strahm + S BE 
Studer Hafner = E AG 
Stumo + SAG 
Suter + R BE 
Teuscher + G BE 
Thanel + S ZH 
Theller + R .LU 

• Tillmanns + S 'VD 
' Trlponez = R BE 
Tschäonät + S BE 
Tschuooort + R W 
Vallender + R ~R 
Vaudroz Jean-Claud t= C GE 
Vaudroz Rene + R VD 
Vermot + S BE 
Vollmer + S BE 
Waber Christian • E BE 
Walker Felix = C SG 
Walter Hansi0ra = V TG 
Wandfluh = V BE 
Wasserfallen + R BE 

• R $G 
Weveneth = V BE 
Wldmer + s LU 
Wldria = C $G 
Wiederkehr • E ZH 
Wlttenwller = R SG 
Wvss Ursula + S BE 
Zäch = C lo\Cl 
Zanettl + S SC 

Zapf! = C ZH 
Zblnden + S AG 

Zlsvadls + - VD 
~...:rt::.:.r ___ -+=-:-+:V:::-E~'=I 
~ * EBE 

E V . 
1 0 1 
1 41 2 
0 0 0 
3 2 2 
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Namentliche Abstimmung / Vote nominatif 
CONSEIL NATIONAL 

Proces-verbal de vote 

Geschäft: Bundesbeschluss über Beitragsverhandlungen der Schweiz mit der Europäischen Union 
Objet: Arr6te federal relatif a des negociations en vue de l'adhesion de la Suisse a l'Union europeenne 

Gegenstand: Art. 1-3 bis 
Objet du vote: 

Abstimmung vom/ Vote du: 07.06.2000 18:47:00 

Aeppll Wartmann 
Aeschbacher 
Antllle 
Baader Casoar 
Bader Elvira 
Banaa 
Bangerter 
Baumann Alexander 
Baumann Ruedl 
Baumann Stephanie 
Beck 
Berberat 
Bemasconl 
Bezzola 
Blgger 
Bianasca 
Binder 
Blocher 

· Barer 
Bartoluzzl 
Bosshard 
Brunner Toni 

, Buanon 
i BQhlmann 
i BQhrer 

Cavalil 
Chaoouls 

' Chevrier 
Chlffelle 
Christen 
Cina 
Cuche 
de Dardel 
Decurtlns 

i Dormann Rosemarie 
Dormond Marlvse 
Dunant 

' Duoraz 
Durrer 
Eberhard 
Eaerszeal 

• Eaalv 
: Ehrler 
i Enaelberaer 
' Estermann 

Evmann 
• Fasel 

Fässler 
Fattebert 
Favre 

+ ja/oul/sl 
= nein / non / no 

+ s ZH i FehrHans = V ZH Kunz 
= E ZH Fehr Hans-Jüra + s SH Kurrus 
+ R VS Fehr JaCQuellne + s ZH Lachat 
= V BL Fehr Lisbeth = V ZH Lallve d'Eoinav 
+ C SC Fehr MariO + s ZH Laubacher . s SC i Fe1z + s BS Lauoer 
= R BE · Fischer-Seenaen = R AG Leu 
= V TC: Föhn = V sz Leuteneoaer Halo . G BE • Freund = V iAA LeuteneaaerSusann 
+ s BE ! Frev Claude = R NE Leuthard 
+ L vc ! Frev Walter = V ZH i Loepfe 
+ s NE Gadlent = V GF · Lustenberaer 
+ R GE Gaill + C BE Malilard 

= R GF i Garbani + s NE • Maitre 
= V SG Gendottl + R Tl Marietan 
• . 

~ = V 
Genner + G ZH 
Giezendanner = V AG 

MartlWemer 
Marti Kälin 

= V ZH Glassan + R FR Masnoll 
= V SC Glur = V lA.G Mathvs 
= V ZH Goll + s ZH Maurer 

!= R ZH Gonseth + G BL Mauiv Pasquier 
= V SG Grobet . s GI Meier-Schatz 
= V vc . Gross Andreas + s ZH Menetrev Savarv 
+ G LU ' GrossJost + s TG Messmer 
= R SH Gulsan + R vo i Meyer Therese 
+ s Tl Günter + s BE • Mörgeli 
+ s FR Gutzwiller = R ZH Muanv 
+ C vs Gvsin Hans Rudolf = R BL • MQller Erich 
+ s VD GvslnRemo + s BS · MQller-Hemmi 
+ R VD Haerina Binder + s ZH Nabholz . C vs Haller = V BE Nelrvnck 
+ G NE Hämmerte + s GF Oehrll 
+ s 3E •Hassler = V 3F Pedrina 
+ C :if Heberieln = R ZH Pelli 
+ C LU Heaetschweiler + R ZH Pfister Theophll 
+ s VD Helm + C SC Polla 
= V BS Hess Berhard = - BE Raaaenbass 
• R 3E Hass Peter + C ZG Randeaoer 
+ C V, Hess Walter + C :SG Rechstelner Paul 
+ C sz Hofmann Urs + s AC: Rechsteiner-Basel . R A.(}. Hollenstein + G SC, Rennwald 
+ L 0t Hubmann + s a1 Riklin 
+ C AG 'lmhof + C BL Robbianl 
= R V, Janiak + s BL Rosslni 
+ C LU Jeder = V BE Ruev 
+ L BS Jossen + s vs Sandoz Marcel 
+ G FR Jutzet + s FR Schenk 
+ s sc; Kaufmann = V ZH Scherer Marcel 
= V VD Keller Robert = VZH Scheurer Remv 

= R VO Kofmel + Ri::;c.; SchlQer 

• entschuldigt/ excuse / scusato, abwesend / absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

= V LU 
= R BL 
+ C IU 
= R sz 
= V LU 
+ C FR 
+ C LU 
= R 1'.G 

l:l+ s BL 
+ C AG 
+ C Al 
+ C LU 
+ s.vo 
+ C IGE 

+ C VS 
+ s GL 
+ s ZH 
= - Tl 
= V A.G 
• V ZH 
+ s C3E 
+ C SC: 
+ Gi VD 
= RrG 
+ C FR 
= VZH 
+ G GE 

+ R ZH 
+ s ZH 
+ R ~ 
+ C vo 
= V BE 
+ s Tl 
= R Tl 
= V SG 
+ L BE 

+ C TG 
= R BS 
+ s SG 
+ s BS 
+ s IU . C ZH 
+ C Tl 
+ s vs 
+ L 1ft 
+ R 1/1] 

= V BE 
- V zc; 

+ L NE 
= V ZH 

o enth. / abst / ast # Der Präsident stimmt nicht/ Le president ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse/ Resultats: 
Gesamt/ Comolete / Tutto Fraktion / Groupe / Gruono C D F G L R s 
Ja/oul/sl 114 la/oui/sl 33 0 0 9 6 15 50 
nein/ non / no 69 1 nein / non / no 0 0 0 0 0 24 0 
enth. / abet / ast. 0 1 enth. / abst / ast 0 0 0 0 0 0 0 
entschuldigt/ excuse / scusato 16 1 entschuldigt/ excuse / scusato 2 0 0 1 0 4 2 

Bedeutung Ja/ Slgnificatlon de oul: Antrag CVP 
Bedeutung Nein / Slgnfficatlon de non: Antrag des Bundesrates 

Schmid Odilo 
Schmied Walter 
Schneider 
Schwaab 
Seiler Hanspeter 

i Siegrist 
• Slmoneschl-Cortesl 

Sommaruoa 
• Soeck 
i Spielmann 
i Souhler 
'Stahl 
Stammluzl 

• Stelneaoer 
Stelner 
Strahm 
Studer Helner 
Stumo 
Suter 
Teuscher 
Thanel 
Theller 
Tlilmanns 

· Trloonez 
Tschäooät 
Tschuppert 
Vallender 
Vaudroz Jean-Claud 
Vaudroz Rene 
Vermot 
Vollmer 
Waber Christian 
Walker Felix 
Walter Hanslöra 

! Wandfluh 
Wasserfallen 
Weiaelt 
Weveneth 
Wldmer 
Wldrla 
Wiederkehr 
Wlttenwiler 
WVssUrsula 
Zäch 

i Zanettl 
zaofl 
Zblnden 
Zisvadis 
Zuooiaer 
Zwvaart 

E V -
0 0 1 
2 41 2 
0 0 0 
3 2 2 

+iCVS 
= V BEI 
+ R BE 
+ s VD 
# V BE . V AG. 
+ C Tl 
+ s BE 
= V ~(31 . - GE 

= V TG 
= V zt-! 
= R AG 
= R UR . R s□ 
+ s BE 

. = E iAG 
+ s iAG 
+ R BE 
+ G BE 
+ s ZH 
= R LU 
+ s VD 
= R BE 
+ s BE 
= R LU 
= R AR 

H C ~E 

•+ R vc 
+ s BE 
+ s BE 
• E BE 
+ C SG 

= V TG 
= V BE 
+ R BE 
• R SG 
= V BE 
+ s LU 
+ C SG . E zt-! 
= R SG 
+ s BE 
+ C A.G 
+ s SC 
+ C ZH 
+ s AG 
+ - VD 
= V IZH . E BE 
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Namentliche Abstimmung / Vote nominatif 
CONSEIL NATIONAL 

Proces-verbal de vote 

Geschäft: Bundesbeschluss Ober Beitragsverhandlungen der Schweiz mit der Europäischen Union 
Objet: ArrAte federal relatif a. des negociations en vue de l'adhesion de la Suisse a l'Union europeenne 

Gegenstand: Art. 1-3 bis 
Objet du vote: 

Abstimmung vom/ Vote du: 07.06.2000 18:48:35 

Aeppll Wartmann 
• Aeschbacher 
Antille 

• Baader Caspar 
Bader Bvlra 
Banga 

i Banaerter 
i Baumann Alexander 
! Baumann Ruedi 

Baumann Stephanle 
Beck 

• Berberat 
i Bemasconl 
! Bezzola 
· Biaaer 

Bianasca 
• Binder 
1 Blocher 

Borer 
Bortoluzzi 
Bosshard 
BrunnerTonl 

, Buanon 
Bilhlmann 

! Bührer 
Cavalll 
Chaoouls 
Chevrier 
Chfffelle 
Christen 
Cina 
Cuche 
deDardel 
Decurtins 

! Oormann Rosemarle 
Darmond Marlvse 
Dunant 

1 Duoraz 
• Durrer 

Eberhard 
EgerszAni 
Egalv 
Ehrler 
Engelberger 
Estermann 
Evmann 
Fasel 

1 Fässler 
i Fattebert 

Favre 

+ Ja/oul/s1 
= nein / non / no 

+ s ZH FehrHans = V IZH Kunz 
= E ZH Fehr Hans-Jürg + S lSH 1 Kurrus 
+ R VS Fehr Jacauellne + SZH i Lachet 
= V Bl ! Fehr Lisbeth = V ZH i Lallve d'Eplnay 
+ C SC • Fehr Marlo + s ZH • Laubecher . s SC: Fetz + s BS Lauper 
= R BE • Flscher-Seenaen = RAG 1 Leu 
= V TG ! Föhn = V sz 1 Lautenenaer Halo . G BE • Freund = V IAft Leuteneaaer Susann 
+ s BE ! Frev Claude = R NE Leuthard 
= L VC: FreyWalter = V ZH Loeofe 
+ s NE Gadient = V Gfi Lustenberaer 
+ R ~E Galli + C BE MaUlard 
= R 3F Garbanl + s NE Maitre 
= V SC, • GendatH + R Tl Marietan 
* - Tl Genner + G ZH MartlWemer 
= V Zt • Glezendanner = V AG Martv Källn 
= V Zt i Glasson + R FR Maspaß 
= V SC ! Glur = V Af:. MathvR 
= V Zt ! Goll + s 21- Maurer 
= R Zt Gonseth + G BL Maurv PaSQuier 
= V 6Ci Grobet • s GI Meler-schatz 
= V VD i Grass Andreas + s ZI- MenetrevSavarv 
+ G LU GrossJost + s l: Messmer 
= R SH !Guisan + R VD Meyer Therese 
+ s Tl · Gilnter + s BE Möroell 
+ s FR Gutzwlller + R ZH Muanv 
+ C vs i Gvsin Hans Rudolf = R BL M!lller Erich 

i+ s VD i GvslnRemo + s IBS MQller-Hemmi 
+ R V□ ! Haerlng Binder + s ~H i Nabholz 
* C vs · Haller = V BE Neirvnck 
+ G NE Hämmerle + s Gfl Oehrll 
+ s GE • Hassler = V ~H Pedrina 
+ C GF Heberleln =: R iZH Pelll 
+ C LU Heaetschweller = R ZH Pfister Theoohil 
+ s V□ Heim = C fä.l Polla 
= V BS Hass Berhard = - BE Rannenbass . R 3E Hess Peter + C iZG Randeoaer 
+ C y • Hess Walter • C ~ Rechsteiner Paul 
= C sz ! Hofmann Urs + s A<:. • Rechsteiner-Basel . R AC:. • Hollensteln + G SC,, ! Rennwald 
+ L GE Hubmann + s ZH Riklin 
+ C 1\(3 lmhof + C BL Robbiani 
= R VI 1 Janiak + s BL Rosslnl 
+ C w 
+ L BS 

Joder 

* 
BE 

Jassen vs 
Ruev 
SandozMarcel 

+ G FR Jutzet + s FR 'Schenk 
+ s SG Kaufmann = V :ZH Scherer Marcel 
= V VD KeUer Robert = V ZH Scheurer Remv 
+ R VD Kofmel = R SCJ Schiller 

• entschuldigt/ excuse / scusato, abwesend/ absent / assente 
hat nicht tellgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

= V LU 
= R BL 
+ C IU 
= R S2 
= V LU 
+ C FR 
+ C LU 
= R ZG 
~ s BL 
+ C AG 
= C Al 
= C LU 
+ s vc 
+ C BE 
+ C V~ 
+ s GL 
+ s Zl-1 
= • Tl 
= V Al.:i . V Zt 
+ s GE 
+ C SC3 
+ G V□ 
= R TG 

'+ C FR 
= V Zl-1 
+ G ::iE 
= R Zt 
+ s Zt 
+ R ;a-

+ C VD 
= V BE 
+ s Tl 
+ R Tl 
- V ·Sei 

+ L GE 
- C TG 
= R BS 
+ s SG 
+ s BS 
+ s IU . C ZI-
+ C Tl 
+ s V~ 
+ LVD 
+ R VC 
= V BE 
= V ZG 
+ L NE 
= V Zl-1 

o enth. / abst. / ast. # Der Präsident stimmt nicht / Le presldent ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse/ Resultats: 
Gesamt/ Complete / Tutto ! Fraktion / Graupe / Grupoo C D F G L R s 
ia/oul/sl 107 • ia/oul/sl 27 0 0 9 5 15 50 
nein / non / no 75 nein / non / no 5 0 0 0 1 24 0 
enth. / abst. / asl 0 1 enth. / abst. / asl 0 0 0 0 0 0 0 
entschuldigt/ excuse / scusato 17 1 entschuldigt / excuse / scusato 3 0 0 1 0 4 2 

Bedeutung Ja/ Slgnlflcatlon de oul: Antrag CVP 
Bedeutung Nein / Slgnlflcatlon de non: Antrag der Minderheit 1 (Fischer) 

Schmid Odllo 
Schmied Walter 
Schneider 

• Schwaab 
• Seiler Hansoeter 

Siearlst 
1 Simoneschl-Cortesl 

Sommaruna 
Speck 
Spielmann 
Spuhler 
Stahl 
Stammluzl 

, Steineaaer 
! Stelner 

Strahm 
Studer Helner 

• Stump 
i Suter 
i Teuscher 
• Thanei 
Theiler 
Tlllmanns 
Trlpanez 

! Tschäooat 
• Tschuonert 

Vallender 
• Vaudroz Jean-Claud 
! Vaudroz Rene 
! Vennot 
• Vollmer 
Waber Christian 
Walker Felix 

i Walter Hansjöra 
Wandfluh 
Wasserfallen 
Welaelt 

• Weveneth 
! Wldmer 
! Wldrla 
! Wiederkehr 
Wlttenwller 

1 wvss Ursula 
1 Zieh 

Zanettl 
Zapft 
Zblnden 
Zlsyadls 
ZUPDlaer 
Zwvgart 

E V -
0 0 1 
2 41 2 
0 0 0 
3 2 2 

'+ C vs 
= V BE 
= R BE 
+ s VD 
# V BE . V 1\(3 

+ C TI 
+ s BE 
= V AG 
• - GE 
= V TG 
= V ZJ, 

= R /\C: 

= R UF . R so 
+ s BE! 
= E AG 
+ s AG 
+ R BE 
+ G BE 
+ s ZH 
= R LU 
+ S,VD 
= R BE 
+ S BE 
= R LU 
+ R AR 

H C ~E 
+ R VD 
+ s BE 
+ s BE 
• E BE 
+ C SC3 

= V TG 
= V BE 
+ R BE . R SG 
= V BE 
+ s LU 
+ C SC: . E Zt-
= R SC, 

+ s BE 
+ C AC3 
+ s sa 
+ C ZH 
+ s /\G 
+ - vc 
= V ZH . E BE 
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Namentliche Abstimmung / Vote nominatif 
CONSEIL NATIONAL 

Proces-verbal de vote 

Geschäft: Bundesbeschluss Ober Beitragsverhandlungen der Schweiz mit der Europäischen Union 
Objet: Arräte federal relatif a des negociations en vue de l'adhesion de la Suisse a l'Union europeenne 

Gegenstand: Art. 4 
Objet du vote: Art. 4 

Abstimmung vom / Vote du: 07.06.2000 18:50:21 

Aeooll Wartmann + s zt- Fehr Hans = V ZH 
Aeschbacher = E zt- Fehr Hans.Jürg + s SH 
Antllle + R Vf. ! Fehr Jacauetlne + s ZH 
BaaderCasoar = V BL 
Bader Bvira = C SC.: 

1 Banga .. s SC 

'!Lisbeth = V ZH 
hrMario + s IZH 

+ s ~ 
1 Banaerter + R BE Fischer-Seenaen = R Ar:. 

Baumann Alexander = V fG Föhn = V sz 
Baumann Ruedf . G BE Freund = V AR 
Baumann Steohanle + s BE FrevClaude + R NE 
Beck + L VD FrevWalter = V ZH 

i Berberat + s NE Gadlent = V GF 
Bemasconl + R GE Galli + C BE 
Bezzola + R 3f Garbanl + s NE 
Biaaer = V sc; Gendotti + R Tl 
Bianasca . 

- 11 Genner + G IZH 
Binder = V ZH Glezendanner = V ~G 

Kunz = V LU 
Kurrus = R BL 
Lachat + C IU 
Lalive d'Eplnay = R sz 
Laubacher = V LU 
Lauoer + C FR 
Leu + C LU 
Leuteneaaer Halo = R IZG 
Leutenenner Susann 11,.. s BL 
Leuthard + C AG 
Loepfe = C Al 
Lustenberaer = C LU 
Manlard + s rvo 

i Maitre + C GE 

Marietan + C vs 
Martf Wemer + s GL 

! Marti Kälin + s ZH 
Blocher = V ZH Glasson + R FR Maspoll = - Tl 
Borer 
Bortoluzzi 
Bosshard 
BrunnerTonl 

, Buanon 
! Bühlmann 

BOhrer 
Cavalli 
Chaoouis 
Chevrier 

! Chiffelle 
i Christen 

Clna 
1 Cuche 
! de Dardel 

Decurtins 
Dormann Rosemarie 
Dormond Marivse 

! Dunant 
1 Duoraz 
1 Durrer 

Eberhard 
! Enerszeni 
: ElllJlv 

Ehrler 
Engelberger 
Estermann 

! Evmann 
1 Fasel 

Fässler 
, Fattebert 

Favre 

+ ja/oul/sl 
= nein/ non/ no 
o enth. / abst. / ast. 

- V SC Glur = V AG Mathvs 
= V ZH Goll + s ZH Maurer 
= R ZH Gonse1h + G BL Maury Pasauier 
= V SG 

= V VD 
+ G LU 
+ R SH 

Grobet . s GE 

Gross Andreas + s zt-
1 GrossJost + s TG 
1 Guisan + R VD 

Meier-Schatz 5savarv r 
6rese 

+ s Tl Günter + s BE Möraell 
+ s FR Gutzwiller = R ZH Muonv 
+ C vs Gvsln Hans Rudolf = R BL Müller Erich 
+ s VD GVSln Remo + s BS Müller-Hemm! 

,+ R VD Haering Binder + s IZH Nabholz .. C VS Haller = V BE Nelrvnck 
+ G NE Hämmerle + s (3f Oehrll 
+ s IGE Hassler = V ijf Pedrina 
+ C GF Heberleln + R iZH Pelll 
+ C LU Henetschweiler = R ZH Pfister Theoohll 
+ s V□ Helm = C su Polla 
= V es HessBerhard = • BE Raggenbass . R GE Hess Peter + C ZG Randenner 
+ C y Hass Walter = C SG Rechstetner Paul 
+ C sz Hofmann Urs + s A.G Rechsteiner-Basel . R AG : Hollenstein + G SC, Rennwald 
+ L 3E Hubmann + s ZH Rlklln 
+ C lG lmhof + C BL Robbianl 
= R VI Janlak + s BL Rossini 
+ C LU Joder = V BE Ruey 
+ L BS Jossen + s vs Sandoz Marcel 
+ G FR Jutzet + s FR Schenk 
+ s SG Kaufmann = V ZH Scherer Marcel 
= V VD Keller Robert = V ZH Scheurer Remv 
+ R VD Kofmel o R su Schlüer 

• entschuldigt/ excuse / scusato, abwesend / absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

= V . V 
+ s 
+ C 
+ G 
+ R 
+ C 

= V 
+ G 
+ R 
+ s 
+ R 
+ C 
= V 
+ s 
+ R 
= V 
+ L 
= C 
+ R 
+ s 
+ s 
+ s 
• C 
+ C 
+ s 
+ L 
+ R 
= V 
= V 
+ L 
= V 

# Der Präsident stimmt nicht / Le president ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse / Resultats: 
Gesamt/ Comolete / Tutto 1 C D F G L 
la/oul/sl 1 117 260 0 9 6 
nein / non / no 65 neln/non/no 7 O O O 0 
enth. / abst. / ast. : 1 enth. / abst. / ast. O O O O 0 
entschuldigt/ excuse / scusato 1 16 entschuldi / excuse / scusato 2 o o 1 o 

Bedeutung Ja/ Slgniflcatlon de oul: Antrag der Mehrheit/ Proposition de la majorlte 

AG 
ZH 
GE 
SG 
V□ 

Ci 
FR 
IZH 
GE 

ZH 
2H 
~ 
VD 
BE 
Tl 
Tl 
SG 
GE 
TG 
BS 
SG 
es 
IU 

ZH 
Tl 
r,,s 
rvo 
vc 
BE 
il:G 
NE 

~ 

Schmid Odilo + C vs 
Schmied Walter = V BE 
Schneider l=IR BE 
Schwaab + S VD 
Seiler Hansnatar # V BE 
Slenrist TIN ~ Slmoneschl-Cortesi 
Sommaruga + S BE 
Speck 
Solelmann 
Spuhler 
Stahl 
Stamm Luzi 
Stelnenner 
Steiner 
Strahm 
Studer Helner 
Stump 
Suter 
Teuscher 
Thanel 
Theller 
Tillmanns 

, Trioonez 
TschioDät 
Tschuooert 
Vallendar 
Vaudroz Jean-Olaud 
Vaudroz Rene 
Vennot 
Vollmer 
Waber Christian 
Walker Felix 
Walter HansJörg 
Wandfluh 
Wasserfallen 
Weigelt 
Weyeneth 
Wldmer 
Widrig 
Wiederkehr 
Wrttenwiler 
WvHUrsula 
Zäch 
Zanetti 
ZEurtl 

Zblnden 
Zlsvadie 
Zunnlaer 
Zwvaart 

E V • 
0 0 1 
2 41 2 
0 0 0 
3 2 2 

= V '-G . • 3E 

= V rG 
= V ZH 
+ R r..G 
+ R UF 
• R SC 
+ s BE 
= E AG 
+ s AG 
+ R BE 
+ G BE 
+ s ZH 
= R LU 
+ s V□ 
= R BEI 
+ s BE 
= R LU 
+ R A.R 

,+ C 3E 

+ R vo 
+ s BE 
+ s BE 
• E BE 
+ C SG 

= V TG 
= V BE 
+ R BE 
• R SG 
= V BE 
+ s LU 
= C SG 
• E ZH 
+ R SG 
+ s BE: 
+ C AG 
+ s SC 
+ C ZH 
+ s A.G 
+ - VD 
= V IZt-.. E BE 

Bedeutung Nein/ Signlflcatlon de non: Antrag der Minderheit 1 (Fischer)/ Proposition de la mlnorlte 1 (Ascher) 
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Namentliche Abstimmung / Vota nominatif 
CONSEIL NATIONAL 

Proces-verbal de vote 

Geschäft: Bundesbeschluss Ober Beitragsverhandlungen der Schweiz mit der Europäischen Union 
Objet: Arrete federal relatif ä des negociations en vue de l'adhesion de la Suisse a l'Union europeenne 

Gegenstand: Gesamtabstimmung 
Objet du vote: Vota sur l'ensemble 

Abstimmung vom /Vote du: 07.06.2000 18:51 :19 

Aenoli Wartmann + s ZH • Fehr Hans = V ZH 
Aeschbacher = E ZH 1 Fehr Hans-Jürg + s SH 
Antille + R vs ! Fahr Jacqueline + s ZH 
Baader Casnar = V BL i Fehr Usbeth = V ZH 
BaderEMra i = C SC • FehrMario + s ZH 
Bam:ia ' . s SC Fetz + s BS 
Bangerter = R BE Fischer-Seengen = R AG 
Baumann Alexander = V TG • Föhn = V sz 

Kunz = V LU 
Kurrus = R BL 
Lachat + C IU 
Lallve d'Eninav = R SZ 
Laubacher = V LU 
Lauper + C FR 
Leu = C LU 
Leuteneaaer Halo - R ZG 

Baumann Ruedi .. G BE ' Freund = V AR Leuteneaaer SUsanne+ s BL 
Baumann Ster,hanle 
Beck 
Barberat 
Bemasconi 
Bazzoia 
Blgger 
Blanasca 
Binder 
Blocher 
Borer 
Bortoluzzi 
Bosshard 
Brunner Tonl 
Buanon 

: Bühlmann 
: Bührer 

Cavalll 
• Chappuls 
• Chevrler 
i Chlffelle 

Christen 
Clna 
Cuche 
de Dardel 
Decurtlns 
Dormann Rosemarie 
Dormond MarlVRA 
Dunant 

: Dwraz 
• Durrer 

Eberhard 
Eoerszeal 

: EaalV 
• Ehrler 

Enaelberaer 
Estermann 
Evmann 
Fasel 
Fässler 
Fattebert 
Favre 

+ Ja/oul/sl 
= nein / non/ no 

+ s BE 
+ L VD 
+ s NE 
+ R 3E 

FrevClaude = R NE 
FrevWalter = V ZH 
Gadient "' V 3F 

Galll + C BE 
~rger 

Malliard 

= R GF Garbanl + s NE Maitre 

= V SG Gendotti + R Tl Marietan . • Tl Genner + G ZH Marti Werner 
= V ZH Giezendanner = V "G Marti Kälin 
= V ZH Giasson + R FR Maspali 
= V SC Glur = V AG Mathys 

= V ZH Goll + s ZH Maurer 
= R ZI- Gonseth + G BL Maury Pasauler 
= V SG Grobet 

., s C:il: Meier-Schatz 

= V VCl 
+ G LU 
= R SH 
+ s Tl 

Gross Andreas + 

il GrossJost + 
Guisan + 
Günter + 

Menetrev Savarv 
Messmer 
Mever Therese 
Mörgeli 

+ s FR GutzwlUer = R IZH Mugny 
+ C vs GvAin Hans Rudolf = R.BL Müller Erich 
+ s VD Gvstn Remo + S BS Müller-Hemml 
+ R 1/D Haerim:i Binder + S~H Nabholz . C vs Haller = V BE Nelrynck 
+ G NE Hämmerle + s ·C3R , Oehrli 
+ s GE Hassler = V C3R • Pedrina 
= C GF Heberieln = R ZH Pelll 
+ C w Hegetschweller = R ZH Ptister Theophil 
+ s VD Helm = C SC 1 Polia 

= V BS Hass Berhard = • BE 1 Raaaenbass . R GE Hass Peter + C IZG i Randeaaer 
+ C VI 1 HessWalter = C SG Rechsteiner Paul 
= C sz Hofmann Urs + s AG Rechsteiner-Basel 
• R AG Hollenstein + G SG Rennwald 
+ L GE Hubmann + s ZH Rlklin 
+ C AG • lmhof + C BL Robblanl 
= R V, 1 Janlak + s BL 1 Rosslnl 
= C LU Joder = V BE Ruey 
+ L BS Jossen + s rvs , Sandoz Marcel 
+ G FF Jutzet + s FRi • Schenk 
+ s SC: Kaufmann = V IZH! SchererMarcel 

= V V□ Keller Robert = V ZH Scheurer Remv 
+ R V□ Kofmel = R sa Schlüer 

* entschuldigt/ excuse / scusato, abwesend/ absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

= C AG 
= C Al 
= C LU 
+ s V□ 
+ C GE 
+ cvs 
+ S GL 
+ SiZH 
= • Tl 
= V AG 
• V ZH 
+ s 13E 

+ C t.iG 

+ G V□ 
= R TG 
+ C FR 
= V ZH 

+ G [21: 

= R ~ 

+ s 
+ R 

i+ C ~o 
= V BE 
+ S Tl 

I+ R Tl 
= V BG 

+ L GE 

= C re: 
= R BS 
+ s ffl:l 

+ s BS 
+ S IU 
* C ZH 
+ C Tl 
+ s IVS 
+ L IVDI 
+ R VDi 
= V BS 
= V lZG 
+ L NEI 
= V ZH 

o enth. / abst / ast. # Der Präsident stimmt nicht/ Le prasident ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse / Resultats: 
Gesamt/ Comnlete / Tutto Fraktion / Graupe/ Gruooo C D F G L R s 
Ja/oul/si 99 Ja/oul/sl 21 0 0 9 6 13 50 
nein / non / no 84 nein / non / no 12 0 0 0 0 26 0 
enth. / abst / ast. 1 enth. / abst. / asl 0 0 0 0 0 0 0 
entschuldigt/ excuse / scusato 15 entschuldigt/ excuse / scusato 2 0 0 1 0 4 2 

Bedeutung Ja/ Slgnlftcation de oui: 
Bedeutung Nein / Slgnification de non: 

Schmid Odilo 
Schmied Walter 
Schneider 
Schwaab 
Salier Hanspeter 
Siearlst 
Simoneschi-Cortesl 
Sornmaruaa 
Speck 
Spielmann 
SDUhler 
Stahl 
StammLuzi 

~egger 
er 

Strahm 
Studer Heiner 
Stump 
Suter 
Teuscher 
Thanei 
Theiler 
Tillmanns 
Trioonez 
TschänMt 

1 Tschuaoert 
• Vallendar 

Vaudroz Jean-Claud 
Vaudroz Rene 

, Vermot 
1 Vollmer 

Waber Christian 
Walker F6lix 
Walter Hanslörg 
Wanclfluh 
Wasserfallen 
Weiaelt 
Weveneth 

'Widmer 
WidrkJ 
Wiederkehr 
Wlttenwller 
WvssUrsula 
Zäch 
Zanettl 
Zaofl 
Zbinden 
Zisyadls 
Zunniaer 
Zwvoart 

EIV . 
010 0 
3 !41 2 
010 1 
212 2: 

+ C vs 
= V BE 
= R BE 
+ s VD 
# V BE . V 11\G 
+ C Tl 
+ s BE 
= V 11\G . 

- l::il::: 

= V TG 
= V ZH 
= R A.G 
= R UR . R SC 
+ s BE 
= E A<: 
+ s 11\G 
+ R BE 
+ G BE 
+ s ~ 
= R LU 
+ s vo 
= R BE 
+ s BE 
= R LU 
= R ~R 

t+ C BE 

+ R VD 
+ s BE 
+ s BE 
• E BEI 
+ C SG 
= V TG 
= V BE 
+ R BE . 
~ 

+ s LUI 
= C SG 
w IE lH 

= R SG 
+ s BE 
+ C 11\G 
+ s so 
+ C ZHI 
+ s A.GI 
0 • ,Vl.)1 

= V ZH 
= E BE 
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NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung / Vota nominatif 

Geschäft: 
Objet: 

Gegenstand: 
Objet du vote: 

Bundesbeschluss über die Volksinitiative 'Ja zu Europa'! 
ArrAte federal relatlf a !'initiative populaire 'Oui a l'Europel'I 

Art. 1bis 

Abstimmung vom/ Vote du: 07.06.2000 18:56:14 

Aeppli Wartmann 0 s Zf- ! FehrHans = V ZH Kunz 
Aeschbacher = E ZJ- Fehr Hans-Jilra 0 s SH 1 Kurrus 

1 Antille 0 R vs FehrJacaueline 0 s ZH 1 Lachat 
• Baader Caspar = V BL FehrUsbeth = V ZH ! Lallve d'Eo!nay 

BaderElvlra 0 C SC FehrMarlo 0 s ZH Laubacher 
Banaa . s SC Fetz 0 s BS • Lauoer 

! Banaerter i O R BE Ascher-Seenoen = RAG i Leu 
Baumann Alexander = V TG Föhn = V sz i LeutenAnner Haio 

= V LU 
= R BL 
o !C IU 
= R SZ 
= V LU 
0 C FR 
0 C LU 
= R ZG 

Baumann Ruedi . G BE Freund = V AF · Leuteneaaer Susann eo s BL 
Baumann steohanle o s BE Frev Claude 0 R NE Leuthard 
Beck 
Berberat 
Bemasconi 

• Bezzola 
i Biaaer 
i Blonasca 
• Binder 
1 Blocher 
i Borer 

Bortoluzzl 
Bosshard 
Brunner Tonl 

• Bugnon 
i BOhlmann 
i BOhrer 
. Cavalli 

Channufs 
• Chevrier 

Chlffelle 
Christen 
Clna 

• Cuche 
! de Dardel 
• Decurtins 
Donnann Rosemarle 

i Dormond Marlyse 
. Dunant 
i Duoraz 

Durrer 
i Eberhard 
i Eaerszeal 
i EaalV 
• Ehrler 

Enaelberaer 
• Estermann 
1 Evmann 
! Fasel 

Fässler 
i Fattebert 
i Favre 

+ ja/oul/sl 
== nein / non / no 

0 L VD FrevWalter = V ZH • Loepfe 
0 s NE Gadlent = V GF Lustenberaer 
0 R 3E Galß • C BE Malllard 

= R GF Garbanl = s NE Maitre 

= V ::iG Gendottl 0 R Tl Marletan . • TI . Genner 0 G ZH MartlWemer 
= V ZH • Glezendanner = V AG Marti Källn 

= V ZH Glasson 0 R FR Masooli 

= V ::.u • Glur = V AG Mathvs 
= V ZH Goll 0 s ZH Maurer 
= R ZH Gonseth 0 G BL Maurv PaSQuier 
= V ::iG Grobet . s Gt: Meier-Schatz 

= V IVD Grass Andreas = s ZH Menetrev Savarv 
o G LU GrossJost 0 s rG Messmer 
0 R SH ! Guisan 0 R VD Meyer Therese 
0 s Tl Gilnter + s BE Mörgell 
0 s FR Gutzwlller = R ZH Muanv 
0 C vs • Gvstn Hans Rudolf = R BL Müller Erich 
+ s VD Gvstn Remo = s BS Müller-Hemm! 
0 R VD • Haerlng Binder 0 s ZH Nabholz . C rvs Haller = V BE Neirvnck 
o G NE • Hämmerte 0 s Gf Oehrli 
0 s Gt Hassler = V GF Pedrlna 
0 C GA • Heberlein = R ZH Pelli 
0 C LU Heaetschweiler =: R ZH Pfister Theophil 
0 s IVD • Heim o i C SC Polla 

i= V BS . R GE 

0 C V, 

i Hess Berhard = • BE 
! Hess Peter 0 C 1'.c 

HessWalter 0 C St: 

gss 
er 

Rechstelner Paul 
0 C sz • Hofmann Urs 0 s '6 Rechsteiner-Basel . R AC: Hollenstein 0 G SC: • Rennwald 
0 L GE 1 Hubmann 0 s ZH Rlklln 
0 C AG • lmhof = C BL Robbianl 
= R V, Janlak + s BL Rosslni 
0 C LU • Joder = V BE Ruev 
0 L BS Jassen 0 s vs Sandoz Marcel 
0 G FRi 1 Jutzet 0 s FF ! Schenk 
0 s SGi Kaufmann = V ,a· Scherer Marcel 
= V VD Keßer Robert = V ZHi Scheurer Ramv 
0 R vo Kofmel 0 R so i Schlller 

• entschuldigt/ excuse / scusato, abwesend/ absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

0 C AG 
= C Al 
0 C LU 
+ S1VD 
0 C!GE 
o C!VS 
0 s GL 
0 s Zf-
= • Tl 
= V AG 
* V Zf-
0 s GE 
0 C ISG 
0 G vc 
0 R TG 
0 C Fr 
+ VZH 
0 G GE 

0 R ZH 
0 s ZH 
0 R ZH 
o C vc 
= V BE 
0 s n 
0 R TI 
= V Sc 

0 L GE 
0 C il"G 
= R BS . s SG 
0 s BS 
0 s IU . C IZH 
0 C Tl 
0 s v:: 
0 LVI: 
0 R VD 
= V BE 
= V IZG 

0 L NE 
•+ V ZH! 

o enth. / abst. / as1. # Der Präsident stimmt nicht/ Le presldent ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse / Resultats: 
i Gesamt/ Complete / Tutto ! Fraktion / Grouoe / Gruopo C D F G L R 8 
la/ oul / sl 6 Ja/oui/sl 0 0 0 0 0 0 4 
nein / non / no 73 nein / non/ no 2 0 0 0 0 20 7 
enth. / abst. / ast. 103 enth. / abst. / ast. 30 0 0 9 6 19 38 
entschuldigt/ excuae / scusato 17 entschuldigt/ excuse / scusato 13 0 0 1 0 4 3 

Bedeutung Ja/ Signffication de oui: Antrag der Minderheit 1 (Schlüer) 
Bedeutung Nein / Slgnlflcatlon de non: Antrag Blocher 

CONSEIL NATIONAL 
Proces-verbal de vote 

Schmid Odllo o CiVS 
Schmied Walter = V ,BE' 
Schneider = R BE 
Schwaab 0 SVD 
Seiler Hansoeter # V BE 
Slearlst • V AC: 

• Simoneschi-Cortesl 0 C Tl 
Sommaruoa 0 S BE 
Sneck = VAG 
Spielmann . • GE 
Spuhler = V TG 
Stahl = VZH 
StammLuzi = R IAC: 
Stelneaaer = RU~ 
Steiner * R so 
Strahm 0 S BE 
studer Heiner . - E AG 
Stump 0 S AG 
Suter 0 R BE 
Teuscher 0 G BE 
Thanel 0 S ZH 

Theller = R LU 
Tillmanns 0 S VIJ 

Trlnonez = R BE 
Tschäooät 0 S BE 

ert = R LU 
1 Vallendar = R AF 
• Vaudroz Jean-Claud ~o C 3E 

Vaudroz Rene o R Vl.l 
Vermot = s BE 
Vollmer 0 S BE 
Waber Christian • E BE 
Walker Felix o C ::iG 

1 Walter Hansiöm = V TG 
Wandfluh = V BE 
Wasserfallen o R BE 
Welaelt . R SC: 
Weveneth = V BE 
Widmer = s w 
Widrla o C SC: 
Wiederkehr • E Zf-; 

Wlttenwller = R ::iG 

WvssUrsula 0 s BE 
Zäch 0 C AC: 
Zanettl = s SC 
Zapfl o C ZH 
Zbinden = s Af. 
Zlsvadls 0 • vc 
Zunnlner = V ZH 
Zwvoart = e BE 

E V . 
0 2 0 
3 39 2 
0 0 1 
2 2 2 

Nationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem 
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Ref.0562 
NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung / Vote nominatif 

Geschäft: 
Objet: 

Gegenstand: 
Objet du vote: 

Bundesbeschluss Ober die Volksinitiative 'Ja zu Europa'! 
AmMe federal relatif a !'initiative populaira 'Oui a l'Europe!'I 

Art 2 

Abstimmung vom/ Vote du: 07.06.2000 18:59:05 

Aennli Wartmann + s IZH Fehr Hans = VZH 1 Kunz 
Aeschbacher = E IZH Fehr Hans-JQrg + S 1SH Kurrus 
Antille = R rvs Fehr Jacauellne + s IZJ- Lachat 
Baader Casnar - V BL FehrUsbeth = V ZJ- · Lalive d'Epinav 
Bader Elvlra = C SC FehrMario + s ZH Laubacher 
Banaa . s SC Fetz + s BS Lauper 

Bangerter = R BE 
'Baumann Alexander = V rTG 

FISCher-Seengen = R i\C: 
Föhn = V Sl 

Leu 
Leuteneaaer Halo 

= V LU 
:: R BL 
+ C IU 
= R sz 

!= V LU 
i= C FR 

= C LU 

= R ZG 
Baumann Ruedi . G BE Freund = V i\R Leuteneaaer SUsann "-'+ s BL 
Baumann Stephanie 
Beck 
Berberat 

! Bemasconi 
Bezzola 

' Biaaer 
Blanasca 
Binder 
Blocher 
Borer 
Bortoluzzi 
Bosshard 
Brunner Ton! 

, Buanon 
! B0hlmann 
! B0hrer 
· Cavalll 

ChaPPUis 
i Chevrler 

Chiffelle 
Christen 

• Cina 
1 Cuche 
: deDardel 
' Decurtins 
Dormann Rosemarie 

• Dormond Marlvse 
Dunant 
Duoraz 
Durrer 

i Eberhard 
! EgerszeQI 
1 Eaalv 
1 Ehrier 
i Engelberaer 

Estermann 
Evmann 
Fasel 
Fässler 
Fattebert 
Favre 

+ ja/oul/sl 
= nein / non / no 

+ s BE FreyClaude = R NE Leuthard 
= L VD FrevWalter = V ZH Loepfe 
+ s NE Gadlent = V ~1-i Lustenberger 
0 R GE Galß = C BE . Maillard 

= R ßR . Garbani + SiNE Maitre 
= V SG Gendottl = RTI Marletan 
• - TI Genner + G ZH i Martl Werner 

= V IZH 1 Glezendanner = V AG . Marti Kälin 
= V ZH Glasson = R FR Masooll 

- V SC • Glur = V AG Mathys 
= V ZH Goll + s ZH Maurer 
= R ZH Gonseth + G BL Maurv PaACJuler 
= V SG Grobet . s GE Meier-Schatz 
= V VD Grass Andreas + s ZH Menetrev Savarv 
+ G LU GrossJost + s TG Messmer 
= R SH Guisan '+ R VD Mever Therese 
+ s Tl G0nter + s BE M6rgeli 
+ s FR Gutzwiller = R ZH Muanv 
= C vs Gvsin Hans Rudolf := R BL Müller Erich 
+ s VD ! GvsinRemo + s BS MQller-Hemml 
+ R vc ! Haerina Binder + s ZN Nabholz . C vs Haiier = V BE Neirynck 
+iG NE Hämmerle + s 3F Oehrli 
+ 
= 
= 
+ 
= 
• 
= 
= 
* 
= 
* 
= 
= 
= 
+ 
+ 
= 
= 

s GE 1 Hassler = V GA Pedrlna 
C GF • Heberleln = R ZH Pelll 
C LU Hegetschweiler = R ZH Pfister Theophll 
s VD !Helm = C so Polla 
V BS ! Heu Berhard = • BE · Raoaenbass 
R GE • Hess Peter = C ZG Randeaoer 
C VI HessWalter = C SG Rechsteiner Paul 
C sz i Hofmann Urs + s i\G Rechstelner-Basel 
R 1\( ! Hollenstein + G SG Rennwald 
L 31 1 Hubmann + s ZH Rlklin 
C ,c lmhof = C BL Robbianl 
R V • Janlak + s BL Rossinl 
C LU i Joder = V BE Ruev 
L BS ! Jossen + s vs Sandoz Marcel 
G FR! Jutzet + s FR Schenk 
s SG Kaufmann = V ZH Scherer Marcel 
V VD Keller Robert = V ZH Scheurer Remv 
R V~ Kofmel = R sa Schlüer 

• entschuldigt/ excuse / scusato, abwesend / absent / asseme 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

= C AG 
= C Al 
= C LU 
+ s VD 
= C GE 
= C vs 
+ s GL 
+ s ZHi 
= • Tl 
= V AG 
• V ZH 
+ s 3E 
= C SG 
+ G VD 
= R TG 
= C FRi 

= V ZH 
+ G GE 

= R ZH 
+ S ZH 
0 RZH 
0 C jl/0 
= V BE 
+ s Tl 
0 R TI 
= V SG 
+ L GE 
- C TG 
= R BS 
+ s SC; 
+ s BS 
+ s IU . C ZH 
= C TI 
+ s vs 
+ L VD 
= R VD 
= V BE 
= V ZG 
= L NE 
= V Zli 

o enth. / abst. / ast. # Der Präsident stimmt nicht/ Le presldent ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse/ Resultats: 
Gesamt/ Complete / Tutto Fraktion / Graupe / Gruppo CiD FIG L R s 
ja/oui/sl 66 Ja/ oui / sl 1 1 0 019 2 3 50 
nein / non / no 112 nein / non / no 30!· 0 010 4 32 0 
enth. / absl / ast. 5 enth. / abst. / asl 1 IO 010 0 4 0 
entschuldigt/ excuse / scusato 16 entschuldigt/ excuse / scusato 310 0 11 0 4 2 

Bedeutung Ja/ Signification de oui: Antrag der Mehrheit 
Bedeutung Nein / Slgnification de non: Antrag der Minderheit II (Schmied Walter) und des Bunderates 

CONSEIL NATIONAL 
Proces-verbal de vote 

SchmidOdilo = c.vs 
Schmied Walter = V BE 
Schneider = R BE 
Schwaab + S VD 

1 Seiler Hanspeter # V BE 
Slearist . V AGI 
Sirnoneschl-Cortesi = C Tl 
Sommaruaa + s BE 
Soec1< = V AG! 

i Soielmann . • 3E 

Souhler = V G 
1 Stahl = VZH 

Stemmluzi = RAG 
Stelnem:ier = R UR 
Stelner . R 5G 

Strahm + s BE 
Studer Heiner = E AG 
Stumo + s AG 
Suter + R BE 
Teuscher + G BE1 
Thanel + S•ZH 
Theiler = R LU 
Tlllmanns + s VD 

1 Trloonez = R BE 
Tschäooät + s BE 
Tschuocert = R LU 
Vallendar = R AR 

i Vaudroz Jean-Claud ~= C GE 
i Vaudroz Rene = R vc 
I Vermot + s BE 
Vollmer + s BE 

i Waber Christian . E BE 
Walker Felix = C SG 
Walter Hanslöra = V TG 
Wandfluh = V BE 
Wasserfaßen 0 R BE 

i Weiaelt • R SG 
1 Weveneth = V BE 
Wldmer + s LU. 
Widrig = C Be 

· Wiederkehr : . E 2H 
Wlttenwller = R SGI 

WvssUrsula + s BE! 
Zäch = C AG 
Zanettl + s so 
Zapfl = C ZH 
Zbinden + s AG 
ZIAvadls + • VD 
ZuoDlaer = V ZH 
Zwvgart = E BE 

E V . 
0 0 1 
3 41 2 
0 0 0 
2 2 2 
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Ref.0563 
NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung / Vota nominatif 

Geschäft: 
Objet: 

Bundesbeschluss über die Volksinitiative 'Ja zu Europa'! 
Arr&te federal relatif a !'initiative populaire 'Oui a l'Europe!'l 

Gegenstand: Art.2 
Objet du vote: 

Abstimmung vom / Vote du: 07.06.2000 19:01 :20 

Aer.,r.,11 Wartmann + S ZH 1 FehrHans + V ZH Kunz 
Aeschbacher + E ZH ! Fehr Hans-JQrg + S SH Kurrus 

1 Antllle . + R Vf:. : Fehr Jacaueßne + s ZH Lachat 
· Baader Caspar + V BL • Fehr Lisbeth + V ZH • Lallve d'Eolnav 

Bader Elvira + C SC FehrMario + s ZH Laubacher 
Ban~ * S SC i Fetz 0 s BS Lauper 
Banaerter + R BE Fischer-8eengen + R AG Leu 

! Baumann Alexander + V TG Föhn + V sz Leutenermer Haio 
Baumann Ruedl * G BE Freund + V AR LeutenElllaer Susann 

i Baumann Steohanle + S BE FrevClaude + R NE Leuthard 
Back + L VD FrevWalter + V IZH Loepfe 
Berberat + S Nt Gadlent + V GF . Lustenberaer 
Bemasconi + R GE Galll + C BE Malllard 
Bezzola + R Gf Garbanl + s NE Maitre 

1 Blaaer + V SG • Gendotti + R Tl 1 Marietan 
[ Blonasca * • Tl 

Binder + V ZH 
Genner + G ZH 
Glezendanner + V AG 

MartlWemer 
i Martl Kälin 

Blooher + V LH Glasson + R FR Masooli 
• Borer + V SC Glur + V IAG i Mathvs 

Bortoluzzl = V ZH Goll + s IZH 1 Maurer 
Bosshard + R ZH Gonseth + G BL Maurv Pasauler 
Brunner Toni + V SG Grobet . s GE Meier-Schatz 

f-~LJgnon + V \/Cl 
i BQhlmann + G LU 

. Grass Andreas + s ZH 
• GrossJost + s rrn 

Menetrev Savarv 
1 Messmer 

1 Bührer + R SH Guisan + R VD ! Meyer Therese 
. Cavalll + S Tl Günter + s BE · Möraell 

Cha0ouls + S FR Gutzwiller + R ZH Muanv 
i Chevrier + C VS Gvsln Hans Rudolf ,+ R BL i Müller Erich 

Chiffelle + S VD GvsinRemo + s BS Müller-Hemml 
Christen + R VD Haerina Binder + s ZH Nabholz 
Clna * C VS Haller + V BE Nelrvnck 

i Cuche + G NE • Hämmerte + s GA Oehrli 
! de Dardel + ~ _rm 
! Decurtlns + lffl 

Hassler + V GA 
Heberlein + R ZH 

Pedrfna 
1 Pelll 

Dormann Rosemarie o C Ll Hegetschweiler + R ZH PflsterTheophil 
i Dormond Marlvse + S VD Heim + C SC • Polla 
· Dunant + V BS 1 Hass Berhard + • BE i Raaaenbass 

Du0raz • R GE 1 Hass Peter + C ZG RandElllaer 
Durrer + C III • Hass Walter : . C 9(, Rechstelner Paul 
Eberhard + C SZ Hofmann Urs + s ~G Rechsteiner-Basel 
Eaerszeal * R AG i Hollenstein i+ G ~fü Rennwald 
Ennlv + L GE Hubmann + s ~H Riklln 
Ehrler + C AG lmhof + C BL Robbiani 
Engelberger + R III Janlak + s BL Rosslnl 

i Estermann + • C LU Joder + V BE Ruev 
Evmann + L BS Jossen + s vs Sandoz Marcel 
Fasel + G FR Jutzet + s FR Schenk 
Fässler + S SGI Kaufmann + V ZH Scherer Marcel 
Fattebert + V 1/D Keller Robert + V ZH Scheurer Remv 
Favre + R \/0 Kofmel + R SCl Schlüer 

+ ja/oul/sl 
= nein / non / no 

• entschuldigt/ excuse / scusato, abwesend / absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

+ V LU 
+ R BL 
+ C IU 
+ R sz 
+ V LU 
+ C FA 
+ C LU 
+ R ZG 

e+ s BL 
+ C AC-. 
+ C Al 
+ C LU 
+ s V[ 

+ C GE 
+ C vs 
+ s Gl 
+ s zt-
+ • Tl 
= V I\G . V l.H 
+ s GE 
+ C SG 
+ G VD 
+ R TG 
+ C FR 
+ V ZH 
+ G GE 

+ R a-
+ s ZH 
+ R ZH 
+ C VD 
+ V Be 
+ s Tl 
+ R Tl 
+ V ISG 
+ L GE 
o C TG 
+ R 8S 
+ s SG . S BS 
+ s IU . C ZH 
+ C Tl 
+ s vs 
+ L VD 
+ RVD 
+ V BE 
+ V ZG 
+ L NE 

i = IV ZH 

0 enth. / abst. / ast. # Der Präsident stimmt nicht/ Le president ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse/ Resultats: 
1 Gesamt/ Complete / Tutto Fraktion / Groupe / Gruppo C D F G L R s 
! Ja/oui/si 173 ia/ oul/ sl 29 0 0 9 6 38 47 
1 nein / non / no 3 nein / non / no 0 0 0 0 0 0 0 
1 enth. / abst. / ast. 5 enth. / abst. / asl 31 0 0 0 0 1 1 
1 entschuldigt/ excuse / scusato 18 1 entschuldigt/ excuse / scusato 3 0 0 1 0 4 4 

Bedeutung Ja/ Signlfication de oui: Antrag der Minderheit II (Schmied Walter) und des Bunderates 
Bedeutung Nein/ Slgnificatlon de non: Antrag Blocher 

CONSEIL NA1"IONAL 
Proces-verbal de vote 

SchmldOdllo + C vs 
Schmied Walter + V BE1 

Schneider + R BE 
Schwaab + s Vl:l 
Seiler Hansr.,eter # V BE 
Slearist • V AG 
Slmonesohi-Cortesi + C Tl 

1 Sommaruaa + s BE 
Soeck + V AG. 
Sr.>lelmann . • GE: 

Spuhler + V TG 
Stahl + V ZH 
StammLuzi + R AG 
Stelneaoer + R UF 
Steiner . R SC 
Strahm + s BE 
Studer Helner + E AG 
Stump + s AC:. 
Suter + R BE 
Teuscher + G BE 
Thanel + s ZH 
Theller 0 R LU 
lillmanns + s V[l 

Trlpanez + R BE 
• Tschäppät + s BE 
1 Tschunoert + R LU 

Vallender + R I\F 
i Vaudroz Jean-Claud H C 3E 
i Vaudroz Rene + R VD 
1 Vermot + s BE 

Vollmer + s BE 
Waber Christian . E BE 
Walker Felix o C SG 

1 Walter Hansjöm + V TG 
· Wandfluh + V BE 

Wasserfallen + R BE 
1 Weiaelt . R sc; 
: Weveneth + V BE 
• Widmer .+ s LU 
Widrla + C SC, 

i Wiederkehr . E Q-

Wrttenwiler + R SG 
WvssUrsula + s BE 
Zäch + C AC:l 
Zanetti + s SC 
Zanfl + C ZH 
Zbinden . s AG 
LISVBdis + - 1/[. 
Zuppiger + V ZH 
zwvaart + E BE 

E V -
3 38 3 
0 3 0 
0 0 0 
2 2 2 
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Ref.0564 
NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung / Vote nominatif 

Geschäft: 
Objet: 

Bundesbeschluss über die Volksinitiative 'Ja zu Europa'! 
Arrete federal relatif a !'initiative populaire 'Oui a l'Europel'I 

Gegenstand: Gesamtabstimmung 
Objet du vote: Vote sur l'ensemble 

Abstimmung vom/ Vote du: 07.06.2000 19:02:29 

Aeppll Wartmann = s ZH Fehr Hans + V ZI-
Aeschbacher = E ZH Fehr Hans-Jüra = s SI-
Antllle + R vs Fehr Jact1ueline = s ZH 
Baader Caspar + V BL Fehr Lisbeth + V ZH 
Bader Svira + C SC 1 FehrMarfo = s ZH 
Banaa . s SC: 1 Fetz 0 s BS 
Banaerter + R BE 1 Fischer-Seengen + R IAG 
Baumann Alexander + V TG Föhn + V sz 

• Baumann Ruedl • G BE Freund + V ~R 
1 Baumann Steohanie = s BE • Frev Claude + R NE 

Beck + L VD , Frev Walter + V IZH 
Berberat = s NE Gadient + V GF 
Bemasconl + R GE Galli I+ C BE 
Bezzola + R 3F Garbanl = s NE 
Biaaer + V SG Gendottl + R Tl 
Blanasca . • Tl Genner = G ZH 
Binder + V ZH Gfezendanner I+ V AG 
Blocher + V ZH Glasson 0 R FR 
Borer + V ISC Glur •• + V AG 
Bortoluzzl + V Zl- Goll ,, = s ZH 
Bosshard + R Zl- Gonseth = G BL 
Brunner Toni + V SG Grobet . s GE 
Buanon + V V□ Grass Andreas 0 s IZH 
Biihlmann = G LU GrossJost 0 s TG 
Biihrer + R SH Guiaan = R VD 
Cavalli = s Tl Günter = s BE 
ChaDDUls = s FR Gutzwiller + R ZH 
Chevrier + C vs Gvsln Hans Rudolf + R BL 
Chiffelle = s IVD Gysin Remo = s BS 
Christen + R IVD Haerlna Binder = s ZH 
Clna . C vs Haller + V BE 
Cuche = G NE Hämmerle = s GR 
de Dardel = s IGE Hassler + V GR 
Oecurtins + C ~F Heberlein + R ZH 
Dorrnann Rosemarle + C LU H=etschweller + R ZH 
Dormond Marlvse = s [VIJ , Heim + C S( 

1 Dunant • V BS HessBerhard + - BE 
Dur>raz . R IGE Hess Peter + C ZG 
Durrer + C V, HessWalter + C SG 
Eberhard + C sz Hofmann Urs = s ltl.C: 
Eaerszeal . R AG Hollenstein = G St: 

___§g_g_ly + L GE Hubmann = s IZH 
1 Ehrler + C IAG lmhof + C BL 
• Enaelberaer + R V, Janlak = s BL 

Estermann + C LU Joder + V BE 
Evmann + L BS Jassen = s IVSi 

1 Fasel = G FR . Jutzet = s FR 
1 Fässler = s SG 1 Kaufmann + V ZH 

Fattebert + V VD Kaller Robert + V ZH1 

Favre + R VD Kofmel + R 6U 

Kunz 
Kurrus 
Lachat 
Lalive d'EDlnav 
Laubacher 
Lauper 
Leu 
Leutenenaer Haio 
Leuteneaaer Susann 
Leuthard 
Loepfe 
Lustenberger 

: Maillard 
• Maltre 

Marietan 
MartlWemer 

i Martl Kälin 
MaspoD 

! Mathvs 
Maurer 
Maurv Pasauier 
Meier-Schatz 
Menetrey Savarv 
Messmer 
Mever Therese 

i Möraell 
Muanv 
MOller Erich 

• Miiller-Hemmi 
' Nabholz 

Neirynck 
1 Oehrll 

Pedrlna 
Pelll 
Pfister Theoohil 
Polla 
Raaaenbass 

: Randeaoer 
• Rechstelner Paul 

Rechsteiner-Basel 
Rennwald 

i Riklin 
Robblanl 

! Rosslni 
Ruev 
Sandoz Marcel 
Schenk 
Scherer Marcel 
Scheurer Remv 
Schlüer 

+ ja/oui/sl 
= nein / non / no 

~ entschuldigt/ excusti / scusato, abwesend / absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

+ V w 
+ R BL 
+ C IU 
+ R sz 
+ V LU 
+ C FR 
+ C LU 
+ R~G 

8= s BL 
+ C IAG 
+ C Al 
+ C LU 
= s VD 
+ C GE 

+ C vs 
= s GL 
= s ZH 
= • TI 
+ V ~G 
• V lZH 
= s GE 

+ C $G 
= G rvo 
+ R rm 
+ C FR 
+ V ZH 
= G GE 

+ R ZH 
= s ZH 
+ R ZH 
+ C IVD 
+ V BE 
=: s Tl 
+ R TI 
+ V $G 
+ L GE 
+ C rre: 
+ R BS 
= s SG 
= s BS 
= s IU . C LH 
+ C Tl 
= s vs 
0 L rvo 
+ R IVD 
+ V BE 
+ V IZG 
+ L NE 
o V ZH 

o enth. / abst. / ast. # Der Präsident stimmt nicht/ Le prtisident ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse / Resultats: 
' Gesamt/ Complete / Tutto • Fraktion/ Graupe/ Gruppo IC D F G L R s 
la/oul/si 113 Ja/oul/ sl 133 0 0 0 5 35 0 
nein / non / no 61 nein / non / no 0 0 0 9 0 2 45 
enth. / abst. / ast. 9 i enth. / abst / asl 10 0 0 0 1 2 5 
entschuldigt/ excuse / scusato 16 1 entschuldigt/ excuse / scusato 12 0 0 1 0 4 2 

Bedeutung Ja/ Slgniflcatlon de oui: 
Bedeutung Nein / Slgnificatlon de non: 

CONSEIL NATIONAL 
Proces-verbal de vote 

Schmid Odilo 
+~ Schmied Walter + E 

Schneider + R BE 
Schwaab = s vo 
Seiler Hanspeter # V BE 
Siearlst . V AG 
Simoneschl-Cortesi + C Tl 
Somrnaruaa = s BE 
Soeck + V AG 
Solelmann . • GE 
Souhler + V l"G 
Stahl + V ZH 
Stamm Luzi + R ,e: 
StelneoMr + R UF 
Stelner . R SC. 

Strahm = s BE 
Studer Helner = E ,G 
Stump = s I\G 
Suter = R BE 
Teuscher = G BE 
Thanel = s ZH 
Theiler + R LU 
11Ilmanns = s VD 

i Trioonez + R BE 
, Tschäonilt - s BE 
Tschuonart + R LU 
Vallendar + R AR 
Vaudroz Jean-claud J+ C GE 
Vaudroz Rene + R VD 
Vermot = s BE 
Vollmer = s BE 
Waber Christian * E BE 
Walker Felix + C SG 

• Walter Hanslöra + V TG 
Wandfluh + V BE 

• Wasserfallen 0 R BE 
1 Weioelt . R SG1 

Weveneth + V BE 
Wldmer 0 s w 
Wldrla + C SG 
Wiederkehr . E ZH 
Wlttenwiler + R SG 
Wvss Ursula = s BE 
Zäch + C AG 
Zanettl = s SC 
ZaDfl + C ZH 
Zbinden 0 s l).G 
ZiAVadls = • VDI 
Zuooiaer + V ZHI 
Zwvaart = EIBEI 

E V -
0 39 1 
3 0 2 
0 1 0 
2 3 2 

Nationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem 

07.06.2000 19:03:00/ 0016 
Conseil national, Systeme de vote electronique 
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Ao, 
Ordnungsantrag 

Ref.0658 
NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung / Vota nominatif 

Geschäft: 
Objet: 

Gegenstand: 
Objet du vote: 

Ordnungsantrag 
Motion d'ordre 

Ordnungsantrag Frey Claude/ Fischer 

Abstimmung vom/ Vote du: 19.06.2000 17:20:51 

AeDDU Wartmann 
Aeschbacher 
Antllle 
Baadar casnar 
BaderEMra 
Banaa 
Bangerter 
Beumann Alexander 
Beumann Ruedl 
Beumann Stephanie 
Beck 
Berberat 
Bemasconl 
BezzoJa 
Rlnn,,r 

~B!onasca 
Binder 
Blocher 
Borer 
Bortoluzzi 
Bosshard 
BrunnerToni 
R11nnon 

1 Bühlmann 
1 Bilhrer 

Cavalll 
Gllatlllll!S 

• Chevrler 
Chlffelle 
Christen 

1 Clna 
Cuche 
da Daniel 
Oecurtlns 
Dormann Rosemarle 

1 DormondMM!vM 
Dunant 

1 DUDraz 
Dlll1lll' 
Eberhard 
&rerszeal 

1 i=nnlv 

Ehrler 
Enaelberaer 

1 Eslermann 
Evmann 
Fasel 
Rlssler 
Fattebert 
Favre 

+ ja/oui/sl 
= nein / non / no 

= S ZH FehrHans + V ZH Kunz 
+ E ZH Fehr Hans-Jürn . S SH Kurrus 
= R VS 1 Fehr Jacaueline = S ZH 1 Lachat 
+ V BL Fehr Lisbeth + V Zl-f Lallve d'Epinay 
+ C so 1 FehrMar!o = s Zl-f Laubacher 
= s so 1 Fetz = S BS lallllAf 

+ R BE Fischer..ßeenaen + RAG Leu 
+ V TG Föhn + V sz Leuteneacrer Haio 
= G BE 1 Freund + V AR Leuteneaaer SU&anne 
= S BE 1 Frev Claude + R NE Leuthard 
+ L VD FmvWalter + V ZH Llllmfe 
= S NE Gadient + V GAI Lus1en11eroer 
= R GE Galii = C BE MaDlard 
+ R GR Ga!bani = S NE: Maiire 
+ V SG Gendottl = R Tl Marietan . . TI Genner = G Zl-1 Martl Werner 
+ V ZH Giezendanner + V ACli Martv Källn 
+ V ZH Glasson = R FF! MiumnU 
+ V so Glur + V A(l, Mathvs 
+ V ZH Goll = s Zr! Maurer . R ZH Gonseth = G BL MaurvPaSQuler 
+ V SG Grobei = s GE Meier-Schatz 
+ V VD Gross Andreas = S Zl-1 . Mi!rum'AII Savarv 

= G LU GrossJost = s TG Messmer . R SH Gulsan = R VD Mever Therese 
= S Tl GOnter = s BE Mämell 
= SFR Gutzwiller + R ZH Munnv 
= C vs Gvtiln Hans Rudolf + R BL MüUer Erich 
= S VD GvsinRemo = S BS MOl!er•Hemmi 
• R VD Haerlna Binder = S ZH Nabholz 
= C VS Haller + V BE Neirvnck 
= G NE Hämmerte = S GR Oehrli 
= S GE Hassler + V GR Pedrlna 
= C GR Heberleln + R ZH Pelll 
= C LU HAMfAr.hweiler + R ZH Pfi8ter Theoohil 
= S VD Heim + C so Polla 
+ V BS Hess Berhard . 

• BE Raall8nbass 
= R GE 1 Hass Peter = C ZG Randaaaer . C :)y, Hass Waier + C SG Rechstelner Paul 
+ C SZ Hofmann Urs = s AG Rechstelner-Basel 
+ RAG Hollenstein = G SG Rennwald 
- L GE Hubmann = s ZH Riklin . C AG lmhof = C BL Robblanl 
+ R NIJ'j Janlak . S BL Rossini 
+ C LU Joder + V BE Ruev 
= L BS Jessen = s vs SandozMarcel 
= G FR Jutzet = s FR Schenk 
= S SG Kaufmann + V ZH Scherer Marcel 
+ V VDI Keller Robert I+ V ZH Scheurer Ramv 

= R VDI Kofmel + R SO SchHiar 

• ernschuldlgt / excuse / scusato, abwesend/ absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

+ V LU 
= R BL 
= C IU 
+ R SZ 
+ V LU 
= C FR 
+ C LU 
+ R ZG 
= s BL 
= C AG 
+ C Al 
+ C LU 
= s VD 
= C GE 
• C vs 
= s GL . s ZH 
+ . Tl 
+ V AG 
+ V ZH 
= s GE: 
= C SG; 
= G VD 
+ R TG 
=IG FR 
+ V ZH 
= G GE 
+ R ZH 
= s ZH . R ZH 
= C VD 
+ V BE 
= s Tl . R Tl 
+ V SG 
= L GE 
+ C TG 
+ R BS 
= s SG 
= s BS 
= s IU 
= C ZH 
= C Tl 
= s vs . L VD . R VD 
+ V BE 
+ V ZG 
= L NE 
+ V ZH 

o enth. / abst. / ast. # Der Präsident stimmt nicht/ Le presldent ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse / Resultats: 
Gesamt/ Complete / Tutto 1 1 Fraktion/ Groupe / Gruooo C D F G L R s 
la/oul/sl I 80 1 Ja/oul/sl 10 0 0 0 1 23 0 
nein / non / no 1 97 ! nein / non / no 22 0 0 10 4 11 49 
enth. / absl / ast. I o enth. / abst. / ast. 0 0 0 0 0 0 0 
entschuldigt/ excuse / scusato 1 22 1 entschuldigt/ excuse / scusato 3 0 0 0 1 9 3 

Bedeutung Ja/ Significatlon de oui: Zustimmung 
Bedeutung Nein / Slgnlflcatlon de non: Ablehnung 

CONSEIL NATIONAL 
Proces-verbal de vote 

1 Schmid Odilo = C vs 
Schmied Waier + V BE 
Schneider + R BE 

1 Schwaab = S VD 
i Seiler Hanspeter # V BE 
1 Siearist + V AG 
1 Simoneschl-cortesl = C TI 

Sommaruaa = S BE 
Sceck + V AG 

i Spielmann • • GE 

E~ + V TG 
+ V ZH 
+ R AG 

Slelneaaer + R UR 
Steiner . R SO 
Strahm = S BE 
Studar Heiner + E AG 
Stwno = SAG 
Suter = R BE 
Teuscher = G BE 
Thanei = S ZH 
TheDer + R w 
TIUmanns = S VD 
Trlnanez + R BE 
Tschällllit = S BE 
Tschuooelt + RW 
Vallendar • RAR 
Vaudroz Jean-claude = C GE 
Vaudroz Rene = R VD 
Vermot = s BE 
VoDmer = S BE 
Waber Christian + E BE 
Walker Felix = C SG 
Walter Hanslöm • V TG 
Wandlluh + V BE 
Wasserfallen = R BE 

1 Welaalt . R SG 
Weveneth + V BE 
Wldmer = s LU 
Wldria + C SG 
Wiederkehr . E ZH 
Wiltenwller + R SG 
WVSSUrsula = s BE 
Zieh = C AG 
Zanettl = s soi 
Zaofl = C ZH 
Zblnden = SAG 
7l!M,dJs = • VD 
Zunnmer + V ZH 
Zwvoart . E BE 

E V . 
3 42 1 
0 0 1 
0 0 0 
2 1 3 

Nationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem 

19.06.2000 17:21 :21 / 0006 
Conseil national, Systeme de vote electronique 

ldentlf: 46. 3 /19.06.200017:20:51 Ref.: {Erfassung) Nr:0658 



A•t-
99.0011 

Ref.0704 
NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung / Vota nominatif 

Geschäft: 
Objet: 

Bundesbeschluss über die Volksinitiative 'Ja zu Europa'! 
Antte fecteral relatif ä !'initiative populaire 'Oui ä l'Europel'I 

Gegenstand: Schlussabstimmung 
Objet du vote: Vote final 

Abstimmung vom/ Vote du: 23.06.2000 08:57:14 

1 AMnli Wartmann 
• Aeschbacher 

Antllle 
1 Baader Casuar 
i Bader Elvlra 
1 Banoa 

Banaertar 
Baumann Alexander 

1 Baumann Ruedl 
Baumann Steohanie 
Beck 
Berberat 
Bemasconl 
Benola 
Blaaer 
~ 

Binder 
Blocher 
Borer 
Bortoluzzl 
Bosshard 
BrunnerTonl 
Buanon 
Bllhlmann 
Bührer 
cavam 
Chamruls 
Chavrier 

, Chiffelle 
Christen 
Clna 

i Cuche 
deDardel 
Decurllns 
Donnann Rosemarle 
Oormond Mmlvse 
Dunant 
Dwraz 

i Durrer 
Eberhard 
Eoerszeol 
Eaalv 
Ehrler 
Ellllelheraer 
Eslennann 
Evmann 
Fasel 
Fässler 
Fattebert 
Favre 

+ Ja/oul/ sl 
= nein I non I no 

. s 2H 1 FehrHans + V 2H Kunz 
+ e ZH • Fehr Hans-Jüra = S SH Kurrus 
= R VS Fehr Jacauellne = s 2H Lachat 
+ V Bl • Fehr Usbelh + V 2H Lallve d'Eninav 
+ C SO 1 FehrMarlo = s 2H Lsubecher 
= s so Fetz = S BS Leuner . R BE Rscher-Seenaen + RAG Leu 
+ V TG 1 Föhn + V SZ Leuteneaaer Halo 

= G BE 1 Freund + V AR Leuteneaaer Susanne 
= s BE i Frev Claude + R NE Leuthard 
+ L VD 1 F~Waller •+ V 2H 1 LMnfA 
= s NE Gadlent + V GR Lustenberaer 
0 R GE Gaßl o C BE Malllard 
+ R GR i Garbanl = S NE 1 Maiire 
• V SG Gendolll . R 11 Marietan . . 11 Genner = G 2H • Mertl Werner 
+ V 2H Glezendanner • V AG MertvKAlln 
+ V 2H Glasson = R FR iMa.~11 

+ V so Glur . V AG 1 Malhvs 
+ V 2H Goll = s 2H Maurer 
+ R 2H Gonseth = G Bl Maurv Pasauier 
+ V SG Grobet . S GE Meier-Schatz 
+ V VD Grass Andreas = s 2H Menetrev Savarv 
= G LU GrossJost • S TG Messmer 
+ R SH • Gulsan = R VD Mever Therese 
= s 11 Günter = S BE Möraeli 
= s FR GutzwiUer + R 2H MLlllllV 
+ C vs Gvsln Hans Rudolf • R BL Müller Erich 
= s VD Gvsin Rerno = s es , MDl!er-Hernml 
= R VD Haerina Binder = s 2H ! Nabholz 
+ C vs Haller + V BE Ne!Mlck 
= G NE Himmerle = s GR i Oehrll 
= s GE Hassler + V GR 1 Pedrina 
+ C GR 1 Heberlein + R 2H Pelll 
+ C LU Heaetschweffer + R 2H • PllsterTheophll 
= s VD Helm + C so Polla 
+ V es i Hess Berhard • • BE Raaaenbass 
= R GE Hess Peter + C ZG f!alltl80aer 
+ C JV, Hess Waller + C SG 1 Rechste!ner Paul 
+ C sz Hol'mann Urs = SAG • Redlstelner•Basel 
+ R AG Hollensleln = G SG Rennwald 
0 L GE Hubmann = s 2H Rlklin 
+ C AG lmhof + C BL Robblani 
+ R \M 1 Janlak = S BL Rossinl 
• C LU Jeder + V BE Rnw 

+ L BS Jassen = s vs SandozMarcel 
= G FR Jutzet = s FR Schenk 
= s SG Kaufmann • V ZH Scherer Marcel 
+ V VD Keller Robert + V 2H Scheurer Remv 
+ R VD Kofmel • R SO Schlüer 

• entschuldigt/ excuse / scusato, abwesend / absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

+ V LU 
+ R BL . C IU 
+ R SZ 
+ V LU 

iO C FR 
+ C LU 
+ R ZG 

i= s Bl 
+ C AG 
+ C Al 
+ C LU 
= s VD 
0 C GE 
0 C VS 
= s GL 
= s ZH . . Tl 
+ V AG 
+ V 2H 
= s GE 
+ C SG . G VD 
+ R TG 
+ C FR 
+ V ZH 
= G GE 
+ R 2H 

I= s ZH 
0 R 2H 
= C VD 
+ V BE 
= s Tl 
= R Tl 

i+ V SG 
= L GE 
+ C TG 
+ R es 
= s SG 
= s BS 
= s IU 
+ C ZH 
o C 11 
= s vs . L VD 
+ R VD 
+ V BE 
+ V ZG 
+ L NE 
+ V 2H 

o enth. / abst. / ast. # Der Präsident stimmt nicht/ Le presldent ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse/ Resultats: 
Gesamt/ ComplMe / Tutto Fraktion/ Groupe / Gruooo 1 C D F G L R s 
Ja/oui /si 94 la/oul/ sl 25 0 0 0 3 25 0 
nein / non / no 69 nein / non / no 2 0 0 9 1 8 48 
enth. / abst. I ast. 10 enth. / abst. / ast. 8 0 0 0 1 3 0 
entschuldigt/ excuse / scusato 26 entschuldigt/ excuse / scusato 2 0 0 1 1 7 4 

Bedeutung Ja/ Signlfication de oul: 
Bedeutung Nein / Slgnlficatlon de non: 

CONSEIL NATIONAL 
Proces-verbal de vote 

Schmid Odilo = C vs 
Schmied Waller . V BE 
Schneider + R BE 
Schwaab = S,VD 
Seiler Hanimater I V BE 
Siearist + V AG 
Simoneschi-cartasl + C 11 
Sommaruoa = S BE 
Soeck + V AG 
Sp!etmann . • GE 
Souhler + V TG 
Steh( + V 2H 
Stammluzl + R AG 
Steineaaer . R UR 
Stelner . R SO 
Slrahm = s BE 
Sluder Helner • E AG 
StumD = SAG 
Suter = R BE 
Teuscher = G BE 
Thanel = s 2H 
Theiler + R WI 
Tillmanns = s VD 
Trloonez . R BE 
Tschl!.ppät = s BE 
Tsch1mnArt + R LU 
Vailender + R AR 
Vaudroz Jean-Claude o C GE 
Vaudroz Rene = R VD 
Vennot = s BE 
Voffmer = s BE 
Waber Christian + E BE 
Walker Flllix + C SG 

, Waller Hanmilrrl + V TG 
Wandlluh + V BE 
Wasserfallen o R BE 
Welaelt + R SG 
Weveneth + V BEI 
Wldmer = s LU 
Wldm + C SG 
Wiederkehr . E 2H 
Wlttenwller + R SG 
W-Ursula . s BE 
21!.ch + C AG 
Zanetti = s so 
ZaDfl + C ZH 
Zblnden = s AG 
i'üNadl!i - • VD 
Zunnlller + V 2H 
z-rt + E BEI 

E V . 
3 38 0 
0 0 1 
0 0 0 
2 5 4 

Nationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem 

23.06.2000 08:57:43/ 0006 
Conseil national, Systeme de vote electronlque 
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NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll 

AO& 
99.0011 

Ref.0TT9 

Namentliche Abstimmung / Vota nominatif 
CONSEIL NArlONAL 

Proces-verbal de vote 

Geschäft: Bundesbeschluss über Beitragsverhandlungen der Schweiz mit der Europäischen Union 
Objet: Arrete federal relatif ä des negociations en vue de l'adhesion de la Suisse a l'Union europeenne 

Gegenstand: Eintreten 
Objet du vote: 

Abstimmung vom/ Vote du: 20.09.2000 08:54:04 

Aeppll Wartmann + 
Aeschbacher . 
Antme + 
BaaderGaSDar = 
Bader EJvire = 
Banna + 

: Banaerter = 
Baumann Alexander = 

• Baumann Ruedi + 
· Baumann SteDllallie + 
• Back + 
Berbaret + 

i Bemasoonl + 
Bezzola = 
Blooer = 
Blanasca = 

i Binder = 
• Blocher = 

Borer = 
• BOl!oluzzi = 

Bosshard = 
Brunner T onl = 
Buanon = 
Bllhlmann + 

: Bührer = 
CavalU + 

L!:Jhaooufs + 
• Chevrier + 

Chiffeße + 
Christen + 
Clna + 
Cuche + 
deDardel + 
Decurtlns = 
Donze i= 

• Donnann Rosemarie + 
Donnond Marlvse + 
Dunant = 
Dupraz + 
Ourrer .. 
Ebathard = 

1 Er.renm!Cli = 
i:t.,[v + 
Ehr!er + 
Enaelbaraer = 
Estermann = 

• Evmann + •· 
Fasel . 

iFAssfer + 
Fattebert = 

+ Ja/ oul/ si 
== nein / non / no 

s 2H Favre + R VD Kofmel 
E 2H i FelirHans = V 2H Kunz 
R VS Fehr Hans.Jüm + s SH Kurrus 
V BL • Fehr .lAr.m,ellne + s 2H Lachat 
C SO Fehr L.lsbe1h = V ZH Lalive d'Fnlnav 
s so 1 FehrMario + s •21-1 Laubacher 
R BE . Fetz + S BS Laooer 
V TG Rscller~c::a.innen = RiAG Leu 
G BE 1 Föhn =iV sz Leuteneaaer Haio 
S BE • Freund = V AR Leuten,.,,,,,.. Susanne 
L VD FrevClaude = R NE Leuthard 
S NE FrevWalter = V ZH v-m> 
R GE Gadient = V GR LustenhAmer 
R GR Galß + C BE Maillard 
V SG Garbanl + S NE Maiire 
. ·n Gendolll .. R Tl Mar!etan 
V 2H Genner + G 2H MartiWerner 
V 2H Glez.endanner ·= V AG . Martvl<Mm 
V SO Glasson ·+ R FR MasooU 
V 2H Glur = V AG 1 y„11ru,, 

R 2H Goll + s 2H i Maurer 
V SG Gonseth + G BL Maurv Pasauler 
V VD Grollet .. S GE Meter-Schatz 
G LU 1 Gros9 Andreas . s 2H • MeflA!TAv SavaJv 
R SH GrossJost + S TG , Messmer 
S 11 Gulsan + R VD Mever Th6rese 
SFR Günter + s BE , Mömell 
C VS Gutzwiller = R 2H 1 Muanv 
s vo Gvsin Hans Rudolf . R BL Müßer Erich 
R VD Gv!un Rerno + s BS MQDer•Hemml 
C VS Haerlna Binder + s ZH Nabholz 
G NE . Haller = V BE Nelrvnck 
S GE: Hämmerle + s GR Oehrll 
C GR Hassler = V GR Pedrlna 
E BE Hebarleln = R 2H PelD 
C LU Heaetschweiter = R 2H • Pfister Theoohil 
s VD Helm = C so Polla 
V BS Hess Berhard = • BE Raaaenbass 
R GE . Hess Peter + C ZG Randannar 
C KM • Hess Waller = C SG Rechstelner Paul 
C sz Hofmann Urs + SAG Rechstelner-Basel 
RAG Hollenstein i+ G SG i Rennwald 
L GE Hubmann + s 2H Riklln 
C AG lmhof . C BL Robbianl 
R N'II 1 Janlak + s BL Rosslni 
C w Joder = V BE Ruev 
L BS Jassen + s vs Sandoz Marcel 
G FR Jutzet + SFR! Schenk 
s SG Kaufmann = V 2H Scherer Marcel 
V VD Keller Robart = V ZHi ScheurerRmnv 

• entschuldigt/ excuse / scusato, abwesend/ absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

. R SO 
= V LU 
= R BL 
+ C IU 
- R SZ 
= V LU 
+ C FR 
= C LU 
= R ZG 
+ s BL 
+ C AG 
- C Al 
= C LU 
+ s VD 
+ C GE 
+ C vs 
+ S GL 
+ S ZH 
= - Tl 
- V AG 
= V 2H 
+ s GE 
+ C SG 
+ G VD 
= R TG 
+ C FR 
= V 2H 
+ G GE 
= R 2H 
+ s 2H 
+ R 2H 
+ C VD 

i= V BE 
+ s Tl 
+ R 11 
= V ISG 
+ L GE . C TG 
= R BS 
+ s SG . S BS 
+ S IU 
+ C 2H 
+ C Tl 
+ s vs 

•• L VD 
+ R VD 
= V BE: 
= V ZG 
+ L NE 

o enth. / abst. / ast. # Der Präsident stimmt nicht/ Le presldent ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse / Resultats: 
1 Gesamt/ Complete / Tutto Fraktion / Grouoe / Grunoo C D F G L R s 
ia/ out/ si 97 ja/ oui / sl 21 0 0 9 5 12 48 

• nein / non / no 83 nein / non / no 10 0 0 0 0 25 0 
! enth. / abst / ast. 0 enth. / abst. / ast 0 0 0 0 0 0 0 
1 entschuldigt/ excuse / scusato 19 entschuldiat / excuse / scusato 4 0 0 1 1 6 4 

Bedeutung Ja/ Slgniflcation de oui: Antrag der Mehrheit= eintreten 
Bedeutung Nein/ Slgniflcation de non: Antrag der Minderheit (Fischer) = nichteintreten 

Schlüer 
Schmid Odilo 
Schmied Waller 

• Schneider 
Schwaab 

• SeUer HarumAtAr 
Sienrist 

• S!moneschl-cortesl 
Sommaruaa 
~ 

1 Snielmann 
Snuhler 

• Stehl 
Stemm Luzi 

Stelner 
1 Strahm 
StuderHeiner 
stumo 
Suter 
Teuscher 
Thanel 
Thaller 

1 Tillmanns 
T'1nnnez 
T~nnllt 
Tsch•mnart 

'Vallender 
: Vaudroz Jean-Clauds 
Vaudroz Rene 

1 Vermot 
'Vollmer 
Wabar Christian 
Walker Felix 
Waller HDn..11\m 
Wandlluh 
Wasserfallen 
Weloeft 

'Wmumeth 
Wldmer 
Wlrlm 
Wiederkehr 
Wlltenwiler 
W-Ursula 
Zäch 
Zanelli 
7anfl 

Zblnden 
7i"""tlls 
Z•mnirrer 

E V 1 • l 
1 0 11 I 
3 427 3. 
0 olo• 
1 1 r 1 1 

= V 2H . C VS 
= V BE 
= R BE 
+ S VD 
# V BE 
= V AG 
+ C 11 
+ s BE 
= V AG . • GE .. V TG 
= V 2H 
= RAG .. R UR 
= R SO 
+ s BE 
= E AG 
+ s AG 
+ R BE 
+ G BE 
+ s ZH 
= R LU 
+ s VD 
= R BE 
+ s BE 
= R LU . RAR 
+ C GE 
+ R VD 
+ s BE 
• S BE 
= E BE 
+ C SG 
- V TG 
= V BE 
• R BE 
= R SG 
= V BE 
+ s LU 
== C SG 
+ E 2H 
- R SG 
+ s BE 
+ C AG 
+ s so 
+ C 2H 
+ s AG 
+ • VD 
= V 2H 

Nationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem 

20.09.2000 08:54:38/ 0001 
Conseil national, Systeme de vote electronlque 
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Bundesbeschluss 
über die Volksinitiative <<Ja zu Europa!» 

vom 23. Juni 2000 

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 

nach Prüfung der am 30. Juli 1996 1 eingereichten Volksinitiative «Ja zu Europa!», 
nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom 27. Januar 19992, 

beschliesst: 

Art.1 

1 Die Volksinitiative «Ja zu Europa!» vom 30. Juli 1996 ist gültig und wird Volk 
und Ständen zur Abstimmung unterbreitet. 

2 Die Volksinitiative3 lautet angepasst an die Bundesverfassung vom 18. April 1999: 

Die Übergangsbestimmungen der Bundesverfassung werden wie folgt ergänzt: 

Art. 196 Sachüberschrift 

Art. 197 

Übergangsbestimmungen gemäss Bundesbeschluss 
vom 18. Dezember 1998 ilber eine neue Bundesverfassung 

Übergangsbestimmungen nach Annahme 
der Bundesverfassung vom 18. April 1999 

1. Übergangsbestimmungen betreffend den Beitritt der Schweiz zur Europäischen 
Union 
1 Die Schweiz beteiligt sich am europäischen Integrationsprozess und strebt zu die­
sem Zweck den Beitritt zur Europäischen Union an. 
2 Der Bund nimmt ohne Verzug Beitrittsverhandlungen mit der Europäischen Union 
auf. 

3 Der Beitritt zur Europäischen Union wird Volk und Ständen gemäss Artikel 140 
Absatz 1 Buchstabe b zur Abstimmung unterbreitet. 
4 Bei den Beitrittsverhandlungen und der Anpassung des schweizerischen Rechts an 
das Recht der Europäischen Union achten alle Behörden darauf, dass insbesondere 
die demokratischen und föderalistischen Grundwerte sowie die sozialen und ökolo­
gischen Errungenschaften durch geeignete Massnahmen gesichert werden. 

l BBl 1997 I 1138 
2 BBl 1999 3830 
3 Die Volksinitiative ist noch während der Geltungsdauer der Bundesverfassung vom 

29. Mai 1874 eingereicht worden. Sie nimmt deshalb auf jenen Verfassungstext Bezug 
und nicht auf die Verfassung vom 18. April 1999. Der Originalwortlaut der Volksinitia­
tive verlangte eine Ergänzung der Übergangsbestimmungen der Bundesverfassung durch 
Artikel 23, 24 und 25. 
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5 Der Bund berücksichtigt bei der Umsetzung des Beitrittsvertrages und der Weiter­
entwicklung der Europäischen Union sowie bei anderen Fragen der europäischen 
Integration die Kompetenzen der Kantone und wahrt ihre Interessen. Er informiert 
die Kantone rechtzeitig und umfassend, hört sie an und zieht sie bei der Vorberei­
tung von Entscheiden bei. 

Art.2 

Die Bundesversammlung empfiehlt Volle und Ständen, die Vollcsinitiative abzuleh­
nen. 

Nationalrat, 23. Juni 2000 

Der Präsident: Seiler 
Der Protokollführer: Anliker 
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Ständerat, 23. Juni 2000 

Der Präsident: Schmid Carlo 
Der Sekretär: Lanz 
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A.AA 

Arrete federal 
relatif a l'initiative populaire «Oui a l'Europe!» 

du 23 juin 2000 

L 'Assemblee federale de la Confederation suisse, 

vu !'initiative populaire «Oui a l'Europe!» deposee le 30 juillet 19961; 
vu le message du Conseil federal du 27 janvier 19992, 

arrete: 

Art.1 

1 L'initiative populaire du 30 juillet 1996 «Oui a l'Europe!» est valable et sera 
soumise au vote du peuple et des cantons. 
2 L'initiative3, adaptee a la Constitution federale du 18 avril 1999, a 1a teneur 
suivante: 

Les dispositions transitoires de 1a Constitution federale sont completees comme suit: 

Art. 196, titre median 

Dispositions transitoires selon l'arrete federal du 18 decembre 
1998 relatif a une mise a jour de la Constitution fäderale 

Art. 197 Dispositions transitoires apres acceptation de la Constitution 
föderale du 18 avril 1999 

1. Dispositions transitoires concernant l'adhesion de la Suisse a l'Union 
europeenne 

1 La Suisse participe au processus d'integration europeenne et vise dans ce but a 
adherer a l'Union europeenne. 
2 La Confederation engage sans delai des negociations avec l 'Union europeenne en 
vue d'y adherer. 
3 L' adhesion a !'Union europeenne sera soumise au vote du peuple et des cantons, 
conformement a l'art. 140, al. 1, let. b. 

1 FF 1997 I 1087 
2 FF 1999 3494 
3 L'initiative a ete deposee sous le regime de la constitution du 29 mai 1874 et ne se 

referait donc pas a la Constitution federale du 18 avril 1999. Dans la version deposee, 
eile demandait l'adjonction des art. 23 a 25 des dispositions transitoires de l'ancienne 
constitution. 
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Mesures de protection de l' enfant en cas d' adoption internationale. LF 

4 Lors des negociations et de l' adaptation du droit suisse au droit de !'Union euro­
peenne, toutes les autorites veilleront a ce que, notamment, les valeurs fondamenta­
les de la democratie et du federalisme ainsi que les acquis sociaux et environne­
mentaux soient assures par des mesures adequates. 

5 La Confederation tiendra compte des competences des cantons et sauvegardera 
leurs interets lors de la mise en oeuvre du traite d' adhesion et du developpement de 
l'Union europeenne, de m.eme que dans le cadre d'autres questions relatives a l'inte­
gration europeenne. Elle informera les cantons a temps et de maniere exhaustive, les 
consultera et les associera a la preparation des decisions. 

Art.2 

L' Assemblee federale recommande au peuple et aux cantons de rejeter !'initiative. 

Conseil national, 23 juin 2000 

Le president: Seiler 
Le secretaire: Anliker 

Conseil des Etats, 23 juin 2000 

Le president: Schmid Carlo 
Le secretaire: Lanz 
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Decreto federale 
sull'iniziativa popolare «Si all'Europa!» 

del 23 giugno 2000 

L 'Assemblea federale della Confederazione Svizzera, 

esaminata l'iniziativa popolare del 30 luglio 1996 1 «Si all'Europa!»; 
visto il messaggio del Consiglio federale del 27 gennaio 19992, 

decreta: 

Art.1 
1 L'iniziativa popolare del 30 luglio 1996 «Si all'Europa!» e valida ed e sottoposta 
al voto del popolo e dei Cantoni. 

2 L'iniziativa3 adeguata formalmente alla Costituzione federale del 18 aprile 1999 ha 
il tenore seguente: 

Le disposizioni transitorie della Costituzione federale sono completate come segne: 

Art. 196 titolo 

Art. 197 

Disposizioni transitorie secondo il decreto federale del 18 dicembre 
1998 su una nuova Costituzione federale 

Disposizioni transitorie successive all' accettazione della 
Costituzione federale del 18 aprile 1999 

1. Disposizione transitorie relative all' adesione delta Svizzera all' Unione europea 

1 La Svizzera partecipa a1 processo d'integrazione europea e a tal fine intende aderi­
re all'Unione europea. 
2 La Confederazione da avvio immediatamente ai negoziati d'adesione all'Unione 
europea. 
3 L' adesione all'Unione europea verra sottoposta al voto del popolo e dei Cantoni in 
conformita all'articolo 140 capoverso 1 lettera b. 

4 Durante i negoziati e l'adattamento del diritto svizzero al diritto dell'Unione euro­
pea, tutte le autorita avranno cura di salvaguardare mediante misure adeguate in 
particolare i valori fondamentali della democrazia e del federalismo nonche i pro­
gressi sociali ed ecologici acquisiti. 

FF 1997 I 1041 
2 FF 1999 3288 
3 L'iniziativa popolare e stata depositata vigente la Costituzione federale del 29 maggio 

1874; si riferiva pertanto a rale testo e non alla Costituzione federale del 18 aprile 1999. 
II testo originale dell'iniziativa popolare chiedeva di completare le disposizioni transitorie 
della Costituzione federale con gli articoli 23, 24 e 25. 
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5 La Confederazione tiene conto delle competenze dei Cantoni e salvaguarda i loro 
interessi durante la messa in atto del trattato d'adesione e l'evoluzione dell'Unione 
europea, cosl come nelle altre questioni relative all'integrazione europea. Essa in­
forma tempestivamente e esaustivamente i Cantoni, li consulta e li associa alla pre­
parazione delle decisioni. 

Art. 2 

L' Assemblea federale raccomanda al popolo e ai Cantoni di respingere l'iniziativa 

Consiglio nazionale, 23 giugno 2000 

Il presidente: Seiler 
Il segretario: Anliker 
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Consiglio degli Stati, 23 giugno 2000 

ll presidente: Schmid Carlo 
Il segretario: Lanz 
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